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Entlastungsverfahren

In diesem Bericht fasst der Rechnungshof das Ergebnis seiner
Prufungen der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung und der Haus-
haltsrechnung der Freien und Hansestadt Hamburg fur das Haus-
haltsjahr 2001 zusammen, soweit es fiir die Entlastung des Senats
von Bedeutung sein kann (§ 97 Abs. 1 LHO). Der Bericht ist somit
keine Zusammenfassung der gesamten Prifungstatigkeit des
Rechnungshofs.

Den gepriften Dienststellen wurde Gelegenheit gegeben, zu den
Priifungsergebnissen Stellung zu nehmen. Diese AuRerungen sind
in die Beratungen des Kollegiums des Rechnungshofs einbezogen
und mit ihren wesentlichen Inhalten im Bericht bertcksichtigt wor-
den.

Dem Bericht liegen aktuelle Prifungsergebnisse bis zum Zeitpunkt
der Beschlussfassung durch das Kollegium des Rechnungshofs
am 09.01.2003 zugrunde, um Birgerschaft und Senat frihzeitig
Gelegenheit zu geben, aus finanzwirksamen Feststellungen Kon-
sequenzen zu ziehen. Uberwiegend handelt es sich um Priifungen
aus dem Jahre 2002, gelegentlich auch aus friheren Jahren
(§ 97 Abs. 3 LHO). Die in der LHO vorgeschriebene Stellungnah-
me des Rechnungshofs zur Ordnungsmafigkeit der Haushalts-
rechnung (Abschnitt | des Jahresberichts) bezieht sich auf das
Jahr 2001.

Die Burgerschaft hat dem Senat flir das Haushaltsjahr 1999 in
ihrer Sitzung am 27.03.2002 Entlastung erteilt.

Die Haushaltsrechnung fiir das Haushaltsjahr 2000 sowie der hier-
auf bezogene Jahresbericht 2002 des Rechnungshofs liegen der
Birgerschaft vor, sind jedoch noch nicht abschlieRend beraten
worden. Die Entlastung des Senats fur das Haushaltsjahr 2000
steht daher noch aus.

Die Prifung der Rechnung des Rechnungshofs obliegt nach § 101
LHO der Birgerschaft. Sie hat dem Rechnungshof fir die Haus-
halts- und Wirtschaftsfihrung im Haushaltsjahr 1999 in ihrer Sit-
zung am 27.03.2002 Entlastung erteilt. Die Entlastung des Rech-
nungshofs fur die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung im Haushalts-
jahr 2000 steht noch aus.

Beschrankung der Prufung

Der Rechnungshof Gberwacht nach Art. 71 Abs. 1 Satz 1 der Ver-
fassung die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung. Der Um-
fang des Prufungsstoffs lasst es allerdings nicht zu, jeweils samtli-

Jahresbericht als
wesentliche
Grundlage fur Ent-
lastung des Se-
nats

Stellungnahmen
der Dienststellen
berlcksichtigt

Prufungsergeb-
nisse Uberwie-
gend aus dem
Jahre 2002

Rechnungshof
bildet Prifungs-
schwerpunkte



che Tatbestande finanzwirtschaftlicher Betatigung eines Jahres zu
prifen. Der Rechnungshof ist daher ermachtigt, nach seinem Er-
messen die Prifung zu beschrédnken und Rechnungen ungepruft
zu lassen (§ 89 Abs. 2 LHO). Von dieser gesetzlichen Ermachti-
gung hat er, wie in den Vorjahren, Gebrauch gemacht. Die Pri-
fungstatigkeit des Rechnungshofs erfasst somit in jedem Jahr nur
einen Teil des Verwaltungsgeschehens. Auch aus der Bildung von
Prufungsschwerpunkten ergibt sich zwangslaufig, dass Uber einige
Behdrden mehr berichtet wird als Uber andere.

Gutachtliche AuRerung

Ubernahme unrentierlicher Kosten fiir Sonderforde-
rungen des Wohnungsbaus

Die Burgerschaft hat mit einem Flnftel ihrer Mitglieder (Art. 71
Abs. 2 der Verfassung) den Rechnungshof ersucht, zu dem nicht
durchgefiihrten Projekt ,U-Bahn-Uberbauung Legienstralke* den
Vertrag vom 20.01.1999, mit dem die Schadensersatzanspriiche
der Investoren gegenuber der Freien und Hansestadt Hamburg
einvernehmlich erledigt worden sind, und den diesem Vertrag
zugrunde liegenden Sachverhalt auf Einhaltung der haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen und Beachtung der Wirtschaftlich-
keit zu priifen und sich gutachtlich zu duBern.’

Zur Unterrichtung Uber das Ergebnis seiner Priifung hat der Rech-
nungshof entsprechend dem birgerschaftlichen Ersuchen am
04.09.2002 der Préasidentin der Blrgerschaft und gleichzeitig dem
Prasidenten des Senats einen Bericht gemald § 88 Abs. 3 Satz 4
i.V.m. Abs. 2 Satz 2 LHO zugeleitet. Mit Rucksicht auf die zwi-
schen den Vertragsparteien des offentlich-rechtlichen Vergleichs-
vertrags vom 20.01.1999 vereinbarte Vertraulichkeit erging ein Teil
des Berichts als vertrauliche Mitteilung an die Prasidentin der Bur-
gerschaft und an den Prasidenten des Senats nach
§ 97 Abs. 4 LHO.

Die parlamentarische Behandlung der gutachtlichen AuBerung ist
noch nicht abgeschlossen.

' vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/5673 vom 28.02.2001



10.

. Haushaltsrechnung 2001

Allgemeine Bemerkungen

Der Senat hat der Birgerschaft die Haushaltsrechnung fir das
Haushaltsjahr 2001 am 12.11.2002 vorgelegt. ?

Ubereinstimmung mit den Kassenbiichern

Da die Haushaltsrechnung auf der Grundlage der Bucher in einem
automatisierten Verfahren erstellt worden ist, hat der Rechnungs-
hof davon abgesehen, die Ubereinstimmung mit den Bilichern im
Einzelnen zu prifen; er hat sich jedoch von der Sicherheit und
Ordnungsmaligkeit des Verfahrens durch Stichproben Uberzeugt.
Er bestatigt insoweit, dass die in der Haushaltsrechnung aufge-
fuhrten Betrdge mit den in den Blchern nachgewiesenen Betragen
Ubereinstimmen (§ 97 Abs. 2 LHO).

Vollstiandige und ordnungsgeméaRe Belege
Der Rechnungshof hat bei seinen Prifungen - bis auf unbedeu-

tende Falle - keine Einnahmen und Ausgaben festgestellt, die nicht
ordnungsgemaf belegt waren (§ 97 Abs. 2 LHO).

Jahresergebnis

Nach dem Abschlussbericht (Haushaltsrechnung Teil B) schlief3t
das Jahresergebnis (§ 25 LHO) mit einem Fehlbetrag ab:

DM umgerechnet in
EUR®

Ist-Einnahmen 18.794.743.279,72 9.609.599.648,09

Ist-Ausgaben 19.113.370.320,28 9.772.511.067,06

Abschlussergebnis - 318.627.040,56| - 162.911.418,97

Der Fehlbetrag ist zum Ausgleich in den Haushaltsplan 2003 ein-
gestellt worden (§ 25 Abs. 3 LHO).

2 vgl. Burgerschaftsdrucksache 17/1704 vom 12.11.2002

® Der Euro (EUR) hat am 01.01.2002 die Deutsche Mark (DM) als alleiniges ge-
setzliches Zahlungsmittel abgeldst. Der Rechnungshof gibt in diesem Jahresbe-
richt daher Betrage - ggf. im Verhaltnis 1 Euro = 1,95583 DM umgerechnet -
grundsatzlich nur in Euro an. Betrage, fir die es im Rahmen des Entlastungsver-
fahrens auf eine genaue Bezifferung ankommt, sind auch in DM angegeben.

Ordnungsgemalle
Rechnungslegung



1.

12.

Acht Uberschrei-
tungen von
insgesamt
27.338.956,60 DM

13.

Vermogensubersicht

Die Vermdgensibersicht nach dem Stand vom 31.12.2001 ist
gepruft worden. Wesentliche Beanstandungen haben sich nicht er-
geben.

Wie sich aus der Ubersicht 12 zur Kurzfassung der Haushalts-
rechnung 2001 ergibt, liegen der Vermdgensubersicht - wie in den
Vorjahren - zu einem groRen Teil nur vorlaufige, ungeprifte Jah-
resabschlisse der Einrichtungen nach § 15 Abs. 2 LHO sowie ei-
nes Landesbetriebes nach § 26 LHO zugrunde.* Soweit die Pri-
fungen der Prifungsabteilung fir das Kassen- und Rechnungswe-
sen obliegen, ist dies nach Auffassung des Senats insbesondere
auf ein Arbeitsspitzenproblem in der Finanzbehdrde zuriickzufiih-
ren, das sich kurz- oder mittelfristig nicht 16sen lasse. Der Senat
beabsichtigt, ab Vermdgensuibersicht 2002 die Vorlage geprifter
Jahresabschlisse mit der jahrlichen Haushaltsrechnung fir dieje-
nigen Landesbetriebe und Einrichtungen sicherzustellen, welche
groRen und mittleren Kapitalgesellschaften nach den Merkmalen
des § 267 HGB entsprechen. Soweit die zu prifenden Landesbe-
triebe und Einrichtungen kleinen Kapitalgesellschaften entspre-
chen, sollen - vorbehaltlich der Zustimmung der Blrgerschaft - fur
einen begrenzten Zeitraum die Prifungsergebnisse in einem Zwei-
jahresturnus in die Haushaltsrechnung aufgenommen werden.

Haushaltsuberschreitungen

In der Haushaltsrechnung 2001 sind acht Uberschreitungen in
Hohe von insgesamt 27.338.956,60 DM (13.978.186,55 Euro) aus-
gewiesen. Wegen der Begriindungen wird auf die Ausflihrungen in
Teil B Nr. 5 (Seiten 11 und 12 der Haushaltsrechnung) sowie auf
die beigefiigte Ubersicht (Seiten 99 bis 109 der Haushaltsrech-
nung), in der die Uberschreitungen zusammengefasst aufgefiihrt
sind (§ 85 Nr. 1 LHO), verwiesen. Die Begrindungen sind zutref-
fend.

Zu vom Rechnungshof im Zusammenhang mit der Anmietung des
Hauses der Gerichte festgestellten, in der Haushaltsrechnung nicht
ausgewiesenen Haushaltsiberschreitungen wird auf die Tzn. 74
und 76 ff. verwiesen.

* Soweit die der Haushaltsrechnung 2000 beigefiigten Jahresabschliisse des Vor-
jahres noch nachtréaglich berichtigt wurden, sind die berichtigten Abschllsse in
der Ubersicht 12a der Haushaltsrechnung 2001 dargestellt.

10



14.

15.

ll. Neuorganisation des Managements
offentlicher Gebaude

Die prognostizierte = Haushaltsentlastung
durch die Neuorganisation des Managements
offentlicher Gebaude ist noch nicht eingetre-
ten.

Die eingefiihrten betriebswirtschaftlichen In-
strumente zur verbesserten Ressourcensteu-
erung und zur Optimierung der Gebaudebe-
wirtschaftung greifen noch nicht.

Der Rechnungshof halt es fiir erforderlich,
die Entscheidung uber die Einbindung weite-
rer Tranchen in das Gebaudemanagement auf
der Grundlage belastbarer Ausgangsdaten zu
treffen, realistische Zwischenziele zu formu-
lieren und eine entsprechende Erfolgskon-
trolle durchzufiihren.

Ziele

Senat und Birgerschaft haben 1998 das Konzept zur Neuorgani-
sation des Managements o6ffentlicher Gebaude beschlossen." Es
sieht vor, die bisherige Gebaudeverwaltung durch die Behorden
aufzugeben und die genutzten Gebaude in Mietobjekte umzuwan-
deln, die unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten durch ei-
gens hierfur eingerichtete Gesellschaften verwaltet werden. Das
Konzept, das die schrittweise VerduRRerung der rd. 1400 stadti-
schen Gebaude in mehreren Tranchen beinhaltet, befindet sich in
der Umsetzung.

Mit der Neuorganisation des Managements fur offentliche Geb&u-
de verfolgt der Senat vor allem die strategischen Ziele,

- die Transparenz der bisher nicht oder jedenfalls nicht in den
Einzelplanen veranschlagten Kosten der stadtischen Gebaude
und die Ressourcensteuerung durch die Einfihrung von Miet-
zahlungen und die Einbeziehung der entsprechenden Ausga-
ben in die Behdrdenbudgets zu verbessern,

- Anreize zur Optimierung des Raum- und Flachenbedarfs zu
schaffen und

- die Effizienz der Gebaudebewirtschaftung durch Blindelung
der Aufgaben in eigensténdigen betrieblichen Organisations-
einheiten zu steigern.

' vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1158 vom 29./30.06.1998

11



16.

17.

Die Eigentiimerfunktionen sollen durch Ubertragung der Immo-
bilien auf vermdgensverwaltende Objektgesellschaften konzentriert
werden, die fur die Vermietungs- und Bewirtschaftungsleistungen
unterschiedliche Betriebsgesellschaften einsetzen. Diese Betriebs-
gesellschaften vermieten die Gebaude an die nutzenden Behoérden
und dbernehmen alle damit verbundenen Aufgaben - insbesondere
auch die der Bauunterhaltung und der Abwicklung von Um-, Aus-
und Erweiterungsbaumallnahmen.

Freie und Hansestadt Hamburg

Verwaltungsbehorden

Ubertragung von
Immobilien und Anmietung Bewirtschaftung
Grundstiicken

Verpachtung bzw.

v Geschéftsbesorgung
. ——» .
Objektgesellschaft | Betriebsgesellschaft
al
Vermdgensverwaltung Management Vermietung
Eigentimeraufgaben Bauherrentatigkeit

Abb.1: Vereinfachtes Funktionsschema der Neuorganisation des Managements
offentlicher Gebaude

Der Senat hat erklart, er halte Einsparungen in ahnlicher GréRen-
ordnung wie in anderen Projekten in der Privatwirtschaft und in an-
deren Kommunen durch die Neuorganisation (i.d.R. Bandbreite
von 10 bis 30 %) fur mdglich. Dabei misse allerdings berlcksich-
tigt werden, dass Hamburg in einigen Bereichen des Gebaudema-
nagements in den letzten Jahren schon erhebliche Einsparungen
erzielt habe.

Umsetzung

In einer 1. Tranche wurden zum 01.01.1999 der Objektgesellschaft
VHG? 87 stadtische Verwaltungsgebaude mit einer Nutzflache von
500.600 m? und einem Verkehrswert von rd. 720 Mio Euro Ubertra-
gen.® Mit der operativen Geschaftsbesorgung beauftragte die VHG
zwei Betriebsgesellschaften, und zwar die SIM* und die GWG Ge-
werbe?® fir je einen Teil der Gebaude.

Kommanditgesellschaft VHG Verwaltung Hamburgischer Gebdude GmbH & Co
vgl. Burgerschaftsdrucksache 16/1535 vom 13.10.1998

SIM Sprinkenhof Immobilien Management GmbH, Hamburg

GWG Gewerbe Gesellschaft fur Kommunal- u. Gewerbeimmobilien mbH

12



18.

Zum 01.01.2001 wurden in einer 2.Tranche 146 Objekte der Poli-
zei und Feuerwehr mit einer Nutzflache von 211.000 m? und einem
Verkehrswert von 240 Mio Euro auf die Objektgesellschaft HGV®
Ubertragen.” In diesem Fall wurden die Gebaude von der HGV an
die IMPF? als Betriebsgesellschaft weiterverpachtet.

Als 3. Tranche wurden zum 01.01.2003 insbesondere alle Muse-
umsimmobilien (bis auf das Bergedorfer Schloss) mit einem Ge-
samtwert von rd. 105,7 Mio Euro in das Gebdudemanagement u-
berfihrt® und auch hier die HGV als Objekt- und die IMPF als Be-
triebsgesellschaft eingesetzt.

1. Tranche 2. Tranche 3. Tranche
Birgerschafts- 16/1158 vom 16/4915 vom 17/1090 vom
drucksache 29./30.06.1998 10.10.2000 24./25.06.2002
Biro- und Gebéaude der Museums- und
Gebaudeart Verwaltungs- Polizei und h -
- weitere Gebaude
gebdude Feuerwehr
Datum der 01.01.1999 01.01.2001 01.01.2003

Umstellung

Anzahl der Objekte 87 146 12

Verkehrswert

in Mio EUR 720 240 105,7
Nutzflache in m?2 500.600 211.000 ohne Angaben
goebsjzll(lts-chaft VHG HGV HGV
gsgr;?l:;aft GWGSé%Me\:/erbe IMPF IMPF

Abb.2: Zusammenstellung der wesentlichen Eckdaten der Umsetzung

Es ist beabsichtigt, im Grundsatz den gesamten Geb&udebestand
des stadtischen Verwaltungsvermdgens mittelfristig in das Konzept
einzubeziehen.

Der Prozess der Umstellung auf das neue Gebaudemanagement
dauert zwar noch an; dennoch erscheint im Zusammenhang mit
weiteren Entscheidungen zum Gebaudemanagement die Erhe-
bung eines Zwischenstandes angezeigt.

Der Rechnungshof hat sich in mehreren Prifungen zundchst mit
einzelnen Aspekten der Neuorganisation und der damit verander-
ten Aufgabenwahrnehmung befasst. Er ist dabei Ubergreifend der
Frage nachgegangen, welche konkreten Kosteneinsparungen be-
reits eingetreten oder absehbar sind, und hat weiterhin anhand
einzelner BaumalBnahmen die Wahrnehmung von Bauaufgaben
durch die Betriebsgesellschaften im Rahmen des bisher einbezo-
genen Immobilienbestandes gepriift.

Hamburger Gesellschaft fur Vermégens- und Beteiligungsverwaltung mbH

vgl. Burgerschaftsdrucksache 16/4915 vom 10.10.2000

Hamburgische Immobilien Management Gesellschaft fir Polizei und Feuerwehr
vgl. Birgerschaftsdrucksache 17/ 1090 vom 24./25.06.2002

© ® N o
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19.

In den nachfolgenden Beitrédgen berichtet der Rechnungshof Gber
das Gebdudemanagement betreffende Fragen:

- Gebaudemanagement, 1. Tranche (Tzn. 21 bis 53),

- Bauaufgaben des Gebaudemanagements (Tzn. 54 bis 65),
- Haus der Gerichte (Tzn. 66 bis 86),

- AuRerhamburgisches Grundvermoégen (Tzn. 87 bis 93).

Erste Erfahrungen mit dem Gebaudemanagement

Die Prufungen des Rechnungshofes im Rahmen der 1. Tranche
haben Folgendes gezeigt:

- Die Gesamtauswirkungen auf den Haushalt sind aufgrund des
Fehlens belastbarer Ausgangsdaten nicht exakt zu ermitteln
(Tz. 50).

- Die umstellungsbedingten Mehrkosten konnten bisher nicht
ausgeglichen werden (Tz. 53).

- Die Bewirtschaftungskosten konnten noch nicht wesentlich
gesenkt werden (Tz. 32).

- Die prognostizierte Absenkung des Personalbedarfs tritt nach
Einschatzung der Behdrden nur in erheblich geringerem Um-
fang ein (Tz. 41).

- Konzepte und Vorgaben fiir ein aktives Flachenmanagement
zur Optimierung der Flachennutzung fehlen noch weitgehend
(Tz. 28).

- Bei den noch ausstehenden Tranchen sollten von vornherein
Regelungen hinsichtlich des Energiemanagements durch die
Behorde fur Umwelt und Gesundheit vertraglich verankert
werden (Tz. 38).

- Die Kostentransparenz konnte insgesamt durch eine syste-
matische Aufnahme des Gebadudebestandes und durch die
Zuordnung der Mieten auf die Nutzer gesteigert werden
(Tz. 43).

- Der in der Vergangenheit entstandene Bauunterhaltungsstau
konnte kumuliert offen gelegt und - finanziert durch Mietzah-
lungen - verringert werden (Tzn. 24 bis 25).

- In den Handlungsanweisungen der Betriebsgesellschaften
werden die Regeln der VOB fir die Vergabe von Bauleistun-
gen bisher nicht ausreichend bertcksichtigt (Tzn. 55 bis 57).

-  Die zwischen Objekt- und Betriebsgesellschaften vereinbarte
Hohe der Honorarpauschalen fiir Baunebenkosten sollte sich
an der HOAI und VV-Bau orientieren (Tzn. 58 bis 62).

- Bei der Veraulerung der Objekte der Polizei (2. Tranche) an
die Objektgesellschaft HGV blieb ungeklart, ob und wie die

14



20.

noch mit Haushaltsmitteln durchzufiihrenden BaumalRnahmen
bei der Wertermittlung bertcksichtigt wurden (Tzn. 63 bis 65).

Die Finanzbehérde hat zum 10.07.2002 einen Erfahrungsbericht
an den Haushaltsausschuss der Birgerschaft zum Gebaudema-
nagement vorgelegt. In diesem Bericht hat auch die Finanzbehor-
de fur die 1. Tranche lediglich Fldcheneinsparungen in einer Gro-
Renordnung von 2 % festgestellt, gleichwohl aber weitere Einspar-
potenziale erwartet (vgl. Tzn. 27 und 29).

Der Rechnungshof halt es fir dringend erforderlich, eine Standort-
bestimmung und Abklarung der mittelfristigen Chancen und Risi-
ken fir das Gebdudemanagement vorzunehmen. Zuséatzlich ist
Uber die von der Finanzbehdrde angekindigte Intensivierung der
Umsetzung des Gebaudemanagements hinaus der Einsatz weite-
rer Instrumentarien zur Erzielung der vom Senat erwarteten Wirt-
schaftlichkeit zu prifen. Dabei sollte aufgezeigt werden,

- inwieweit die Steuerung Uber das Anreizsystem ausreicht,

- wann und in welcher Hohe Effekte erzielt werden kénnen, die
zu den vom Senat genannten Einsparungen fihren und

- wann es zu einem Ausgleich der umstellungsbedingten
Mehrkosten kommen wird.

Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse mussen bei der Entschei-
dungsfindung fir weitere Tranchen berlcksichtigt werden.

Finanzbehorde

Gebaudemanagement,
1. Tranche

Im Rahmen der Neuorganisation des Gebau-
demanagements ist ein erheblicher Bauun-
terhaltungsstau aufgedeckt und mit seinem
Abbau begonnen worden. Die vom Senat er-
warteten Einsparungen bei den Mieten und
den Bewirtschaftungskosten sind bisher nur
in geringem Umfang eingetreten. Die den
Haushalt belastenden umstellungsbedingten
Mehrkosten von jahrlich mehr als 6 Mio Euro
miissen ausgeglichen werden.
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21.

22.

23.

24.

Hamburg hat als Gesellschafterin der fur die Umsetzung der
1. Tranche neu gegriindeten Objektgesellschaft VHG' Gebaude
und Grundstliicke mit einem Verkehrswert von rd. 72 Mio Euro als
Sacheinlage flr die Eigenkapitalausstattung der Objektgesellschaft
eingebracht. Die Gibrigen Immobilien wurden mit Grundstiickskauf-
vertrag vom 23.12.1998 fur einen Kaufpreis von rd. 644 Mio Euro
an die Objektgesellschaft verkauft. Hamburg hat der VHG Uber die
Summe des Gesamtkaufpreises ein Gesellschafterdarlehen ge-
wabhrt, das bis auf einen unverzinslichen Anteil von rd. 102 Mio Eu-
ro mit jahrlich 5,5 % (seit 01.01.2002 mit 4 %/a) zu verzinsen ist.
Mit der operativen Geschéaftsbesorgung und der Austibung der we-
sentlichen Eigentimerfunktionen hat die Objektgesellschaft zwei
Betriebsgesellschaften, die SIM*> und die GWG Gewerbe®, beauf-
tragt. Die Behdrden haben die verdulerten Gebdude ab
01.01.1999 von den Betriebsgesellschaften angemietet.

Der Senat geht davon aus, dass die mit der Umstellung des
Gebaudemanagements zunachst verbundenen einmaligen* und
jahrlich wiederkehrenden® Mehrkosten bereits mittelfristig durch
Einsparungen bei den von den Behérden genutzten Flachen sowie
den Miet- und Bewirtschaftungskosten deutlich Ubertroffen wiir-
den.® Fur die Gebaude der 1. Tranche hat der Senat dies nach ei-
nem Zeitraum von drei bis finf Jahren erwartet.

Der Rechnungshof hat den Zielerreichungsgrad der vom Senat
prognostizierten Verbesserungen nach der Neuorganisation des
Gebaudemanagements flr die Gebaude der 1. Tranche geprift. Er
war sich dabei im Klaren, dass der Prozess fir die Implementie-
rung nach jetzt vier Jahren noch nicht abgeschlossen sein kann,
erwartete aber dennoch, dass sich sowohl fir die 1. Tranche als
auch flir weitere Tranchen verwertbare Ergebnisse ergeben wir-
den.

Investitionen und Bauunterhaltung

Mit der Neuorganisation des Gebaudemanagements war fiir die
Gebaude der 1. Tranche eine Bestandsaufnahme aller bis dahin
nicht beseitigten baulichen Mangel verbunden. Die Objektgesell-
schaft hat ab 2000 Investitionen fir die Beseitigung dieser Gebau-
demangel in Hohe von rd. 93,2 Mio Euro und fir Standardverbes-
serungen und Modernisierungen weitere rd. 28,8 Mio Euro - zu-
sammen rd. 122 Mio Euro - vorgesehen. Bei einer voraussichtli-
chen Umsetzungsphase bis 2006 ist geplant, durchschnittlich etwa
17,5 Mio Euro jahrlich zu investieren. Fir die Bauunterhaltung

Kommanditgesellschaft VHG Verwaltung Hamburgischer Gebdude GmbH & Co
SIM Sprinkenhof Immobilien Management GmbH, Hamburg

GWG Gewerbe Gesellschaft fur Kommunal- u. Gewerbeimmobilien mbH, Ham-
burg

z.B. Notar- und Gerichtskosten, Kosten fiir die Gesellschaftsgriindung

z.B. Grundsteuer, Verwaltungskosten des neuen Systems der Gebaudebewirt-
schaftung

® vgl. Birrgerschaftsdrucksachen 16/1158 vom 29./30.06.1998 und 16/1535 vom
13.10.1998
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25.

werden zunachst befristet bis 2009 jahrlich Gber 3 Mio Euro aufge-
wandt. Insgesamt wird damit fir die Gebdudesanierung und -unter-
haltung bis 2006 jahrlich ein Betrag von mehr als 20 Mio Euro und
damit mehr als das Dreifache gegeniiber 1999 eingesetzt. Damit
kénnen der in der Vergangenheit entstandene und durch die o.g.
Bestandsaufnahme konkretisiert bezifferte Bauunterhaltungsstau
abgebaut sowie bisher unterbliebene Modernisierungen durchge-
fuhrt werden. Nach der Grundinstandsetzung der Gebaude ist zu
erwarten, dass der Investitionsbedarf fur die Zukunft erheblich ge-
ringer sein wird.

2004 -
Jahr 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003 2006 ab 2007

Mio Euro pro Jahr

Investitionen 31 | 175|175 (175|175 | 175 Zr‘]‘ir;?t't
absehbar

Bauunterhal- 3,5 3,1 3,3 3,5 3,5 4,2 4,2

tung

Summe 6,6 | 206|208 210|210 21,7 | e

Die von der Objektgesellschaft aufzuwendenden Investitions- und
Bauunterhaltungsmittel werden aus den Mietzahlungen, d.h. aus
dem Betriebshaushalt, finanziert. Die Behdrden wurden hierfur mit
zusatzlichen Haushaltsmitteln in Hohe von rd. 47,4 Mio Euro aus-
gestattet. Die bis Ende 2002 bendtigten Mittel wird die VHG aus
den laufenden bzw. bereits eingenommenen Mieteinnahmen de-
cken. Wegen der geplanten Steigerung bei den Investitionen wird
voraussichtlich ab 2003 die Aufnahme von Fremdmitteln erforder-
lich. Die Planung der VHG weist fur 2003 gegentber 2001 investi-
tionsbedingte Mehrbelastungen durch zusétzlichen Zins- und Ab-
schreibungsaufwand in Héhe von 3,1 Mio Euro aus, die sich Uber
die nachsten Jahre fortschreiben und bei der VHG ergebnismin-
dernd auswirken werden. Dadurch ergeben sich 2003 und in den
Folgejahren geringere Ergebnisabfiihrungen an den Hamburger
Haushalt. Dem stehen entsprechende Zuwachse im Anlagevermo-
gen der im hamburgischen Besitz stehenden VHG gegenuber.
Letztlich tragt auf diese Weise der Haushalt die Wertverbesserung
des betroffenen Gebaudebestandes.

Die urspringlich im Haushaltsplanentwurf 1999 flir die Geb&ude
der 1. Tranche veranschlagten Investitionsmittel” von 6,14 Mio DM
(3,1 Mio Euro) und Bauunterhaltungsmittel von 6,79 Mio DM (3,5
Mio Euro) - zusammen 12,91 Mio DM (6,6 Mio Euro) - wurden ge-
strichen.

7 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1535 vom 13.10.1998, 3.2
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26.

Aufmalf der Ge-
baudeflachen
fuhrte zu einer
Korrektur von 8 %
nach oben

27.

Bisher nur rd. 2 %
Flacheneinspa-
rung

28.

Fehlende Konzep-
te der Behorden
fur internes FIa-
chenmanagement

20.

Mieten und Flachennutzung

Die Hohe der Gebaudemieten wurde 1998 durch die Geschafts-
stelle des Gutachterausschusses fur Grundstickswerte in Ham-
burg - im Rahmen der Wertbeurteilungen der Immobilien - ermittelt.
Wegen der engen Zeitvorgaben fur die Umsetzung der 1. Tranche
wurden dabei Uberwiegend nur von den Behdrden geschatzte Wer-
te fur die von ihnen genutzten bzw. an Dritte (z.B. Laden) vermiete-
ten Flachen mit insgesamt rd. 500.600 m? zugrunde gelegt. Wie im
Kaufvertrag vorgesehen, wurden diese Flachen deshalb nachver-
messen. Dies fuhrte im Jahr 2001 zu einer Flachenkorrektur von
8 % auf 541.700 m®. Unter Beriicksichtigung der aufgemessenen
Flachen und der gleichzeitigen teilweisen Anpassung der spezifi-
schen Mieten einzelner Objekte haben sich die Mietzahlungen der
Behorden um insgesamt 3,9 Mio Euro jahrlich erhéht.® Aulerdem
wurde eine Kaufpreisnachleistung von 21 Mio Euro zwischen Ham-
burg und der VHG vereinbart.

Die Behdrden haben bislang erst rd. 11.000 m’ oder etwa zwei
Prozent der angemieteten rd. 520.000 m? Flachen aufgegeben. Sie
gingen zum Zeitpunkt der Erhebungen davon aus, dass auch fir
die Zukunft auf Basis der bestehenden Rahmenbedingungen allen-
falls geringfigige Flacheneinsparungen zu erwarten seien. Das
vom Senat angestrebte Ziel einer zehnprozentigen Flacheneinspa-
rung® wurde bisher deutlich verfehlt und wird nach den Erwartun-
gen der Behdrden auch in absehbarer Zeit kaum erreicht werden
koénnen.

Als Ursachen fur diese Abweichung der Behdrdeneinschatzungen
von den Senatserwartungen kommen in Betracht

- eine zu groRe Erwartungshaltung bei der Planung des Ge-
baudemanagements und zu ungenaue Schatzungen hinsicht-
lich der reduzierbaren Flachen und

- das Fehlen wirksamer Ubergreifender bzw. Behorden bezoge-
ner Vorgaben und Konzepte flir eine optimale Flachennut-
zung.

Die Finanzbehorde hat darauf hingewiesen', dass angesichts der
von 1994 bis 2001 vorgenommenen Stellenstreichungen von einer
rechnerischen Raumreserve von 84.000 m? auszugehen sei, die
zum Teil fur nicht abgedeckte Bedarfe genutzt, zum Teil aber auch
nach Ablauf der Mietvertrage am 31.12.2003 aufgegeben werden
kdnne; dieses Potenzial werde durch die derzeit in Umsetzung be-
findlichen aufgabenkritischen MalRnahmen noch vergréfRert.

Ob sich aus dieser rechnerischen Reserve bis Ende 2003 noch tat-
sachliche Flacheneinsparungen in der vom Senat erwarteten Gro-
Renordnung von mindestens 10 % ergeben, ist jedoch nach der

® Die Mehrausgaben sollen durch Mehrabfiihrungen der VHG an den Haushalt ge-
deckt werden (vgl. Burgerschaftsdrucksache 17/250 vom 29.01.2002)

° vgl. u.a. Biirgerschaftsdrucksache 16/1535 vom 13.10.1998, 3.2

1% vgl. Bericht der Finanzbehorde an den Haushaltsausschuss vom 10.07.2002
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30.

31.

geringen, seit Einflhrung des Gebaudemanagements 1999 reali-
sierten Einsparung und nach den zurickhaltenden Erwartungen
der Behdrden sehr zweifelhaft.

Es bedarf neben den von der Finanzbehorde angekiindigten Mal-
nahmen - Benchmarking und Einflihrung einer Flachenmanage-
mentsoftware - nachdricklicher Anstrengungen, um den Erwartun-
gen des Senats Rechnung zu tragen.

Der Rechnungshof hat den Behérden empfohlen, im Rahmen ihrer
Verantwortung als Mieter konkrete Konzepte fiir eine bessere Nut-
zung ihrer Flachen zu entwickeln, um das damit zu erschlief’ende
Einsparpotenzial nutzen zu kénnen. Diese - ggf. mit Unterstlitzung
der Betriebsgesellschaften bzw. der Finanzbehdrde zu erarbeiten-
den - Konzepte sollten insbesondere den Stellenabbau und Raum-
und Flachenstandards berticksichtigen. Auf dieser Basis sollten die
Behorden schnell und gezielt ihre Flachenbedarfe optimieren.

Die Finanzbehdrde hat mitgeteilt, sie verkenne nicht, dass bisher
erst in geringem Umfang Flacheneinsparungen realisiert worden
seien. Auf Grund der Rahmenbedingungen des Konzepts sei je-
doch bisher auch nicht mehr zu erwarten gewesen. Die Mindest-
dauer der Mietvertrage von finf Jahren sei bewusst gewahlt wor-
den, um allen Beteiligten ausreichend Gelegenheit zu geben, sich
auf veranderte Bedingungen einzustellen. Der Verzicht hierauf hat-
te erhebliche Risiken durch Leerstande in den betroffenen Gebau-
den nach sich ziehen kénnen. Andere Mietvertrage Uber Birofla-
chen héatten im Ubrigen noch langere Laufzeiten. Im Hinblick auf
Optimierungskonzepte sei zu bericksichtigen, dass die bauliche
Situation, Struktur und Lage der betreffenden Gebaude sowie die
funktionalen Anforderungen der nutzenden Verwaltungseinheit
vielfach enge Grenzen fur andere Nutzungen setzten. Umnutzun-
gen wurden - auch im Hinblick auf den mit der Umsetzung verbun-
denen Aufwand - in der Regel erst realisiert, wenn ein kritischer
Punkt bei den zu erwartenden Einsparpotenzialen Uberschritten
sei. Die erwarteten Flachenoptimierungen seien daher eher langer-
fristig zu realisieren. Die Finanzbehdrde geht davon aus, dass die
Behdrden nach Ablauf der Mietvertragslaufzeiten auf Grund

- der Konsolidierungsnotwendigkeit,

- der Standortveranderungen in Folge der Behoérdenneugliede-
rung sowie

- der Umsetzung der Jesteburger Beschlisse

Flachenoptimierungen verstarkt in Angriff nehmen wirden.

Bewirtschaftungskosten
Einhergehend mit dem schrittweisen Abbau des entsprechenden

Personals in den Behérden und dem Auslaufen langjahriger Ver-
trage (z.B. fur die Wartung) soll die Bewirtschaftung nach und nach
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32.

Trotz positiver
Ansétze nur ge-
ringe Entlastung
bei den Bewirt-
schaftungskosten

33.

34.

35.

36.

auf die Betriebsgesellschaften lbergehen." Darlber hinaus sollen
die Betriebsgesellschaften den Behérden zuséatzliche Bewirtschaf-
tungsleistungen etwa hinsichtlich des Flachenmanagements anbie-
ten.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Bewirtschaftungskos-
ten wegen der geringen Flacheneinsparungen, aber auch, weil die
Betriebsgesellschaften erst in Ansdtzen Optimierungen bei der
Bewirtschaftung eingeleitet haben, noch nicht wesentlich gesunken
sind. Allerdings haben sich erste positive Ergebnisse, z.B. durch
Blndelung und gemeinsame Ausschreibung einiger Wartungsver-
trage, gezeigt. Weiter gehende Bewirtschaftungsleistungen, die
Uber die in den Mietvertrdgen schon vereinbarten hinausgehen,
haben die Betriebsgesellschaften nach Auskunft der Mieter jedoch
bisher kaum angeboten.

Die Betriebsgesellschaften haben erklart, dass Aktivitaten hin-
sichtlich der Optimierung der Gebaudebewirtschaftung aus Kapazi-
tatsgriinden bisher deutlich hinter der vordringlichen Abarbeitung
des Bauunterhaltungsstaus zuriicktreten mussten. Die Ubernahme
weiterer Bewirtschaftungsaufgaben sei aber geplant.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Mallnahmen zur Senkung
der Betriebskosten, die nicht ausschlieRlich mit einer Flachenredu-
zierung im Zusammenhang stehen, zu intensivieren und weiter ge-
hende Bewirtschaftungsleistungen kinftig verstarkt zu akquirieren.
Entsprechende Einsparungen wiirden die Budgets der Behdrden
direkt entlasten. Wenn diese MaRnahmen aber nicht zu Lasten des
Abbaus des Bauunterhaltungsstaus gehen dirfen, sollte geprift
werden, ob die Betriebsgesellschaften ihre Kapazitaten z.B. durch
die Beauftragung Dritter erhéhen kénnen.

Die Finanzbehdrde hat erklart, dass die Entwicklung von Konzep-
ten zur Senkung von Betriebskosten bei den Betriebsgesellschaf-
ten mit Nachdruck betrieben werde. Hierbei sei allerdings zu be-
ricksichtigen, dass die Umsetzung solcher Konzepte nicht allein in
der Verantwortung der Betriebsgesellschaften liege, sondern kor-
respondierende MalRnahmen auf Seiten der Behorden erforderlich
seien. Der Aufgabenlbergang setze regelmafig voraus, dass fur
das entsprechende Personal andere Aufgaben gefunden wirden.
Mit der Sanierung der Gebaude seien zukiinftig messbare Einspa-
rungen im Bereich der Nebenkosten zu erwarten. Dies gelte auch
fur Einsparungen durch die Nutzer, etwa im Bereich der Gebaude-
reinigung und bei der Energie und beim Wasser.

Energie- und Wasserkosten
Der Senat beabsichtigte mit der Neuorganisation des Gebaude-

managements, dass die Betriebsgesellschaften den Einkauf von
Energieleistungen Ubernehmen, um die Einsparpotenziale einer

" vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1158 vom 29./30.06.1998
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38.

zentralen Bewirtschaftung fur die Behdrden realisieren zu kon-
nen."

Dabei wurde nicht berticksichtigt, dass die Behoérde fir Umwelt und
Gesundheit (BUG) im Rahmen ihrer Zustandigkeit fir das Ener-
giemanagement aller 6ffentlichen und angemieteten Gebaude z.B.
bereits friher Rahmenvertrage mit den Energie- und Wasserver-
sorgern geschlossen hatte. Wegen der sehr viel starkeren Nach-
frageblndelung, als dies nur bei den Geb&uden der 1. Tranche
moglich gewesen ware, lag in diesem Bereich von Anfang an prin-
zipiell kein Einsparpotenzial, die Konditionen waren im Gegenteil
bei kleinerer Nachfrage eher verschlechtert worden.

Ferner waren einerseits die Zustandigkeit der BUG fir das Ener-
giemanagement insgesamt und andererseits die Berlcksichtigung
der Eigentimerrechte der Objektgesellschaft anlasslich der Neu-
konzeption des Gebdudemanagements nicht klar voneinander ab-
gegrenzt und konkretisiert worden. Dies wurde erst im Jahr 2002
mit dem Abschluss einer entsprechenden Vereinbarung nachge-
holt, die u.a.

- die Einhaltung der von der BUG fiir 6ffentliche Gebaude vor-
gegebenen energetischen Standards festlegt,

- der BUG fir die angemieteten Objekte erlaubt, bei der Aus-
wahl der Energietrager mitzuwirken,

- den Einsatz und die Férderung energiesparender, innovativer
Technologien sowie erneuerbarer Energien regelt und

- einen Datenaustausch zwischen den Betriebsgesellschaften,
der BUG und den Gebaudenutzern vorsieht.

Unabhangig davon finden die bestehenden gunstigen Rahmenver-
trage fir die Energie- und Wasserversorgung nach wie vor auch
auf die Gebdude der 1. Tranche Anwendung. Neben der bisher
schon generellen Zustandigkeit fir den Abschluss dieser Rahmen-
vertrage nimmt die BUG auch weiterhin das Energiecontrolling
wahr.

Der Rechnungshof hat empfohlen, bei den noch ausstehenden
Tranchen von vornherein Regelungen hinsichtlich des Energie-
managements durch die BUG vertraglich zu verankern und dabei
auf die geschlossene Vereinbarung zurlickzugreifen, um langwieri-
ge Verhandlungen zu vermeiden und zlgig verbindliche Hand-
lungsleitlinien festzulegen. Hinsichtlich der Nutzung weiterer Ein-
sparpotenziale im Energiebereich hat er empfohlen zu prifen, ob
und inwieweit zur Absicherung der Datengrundlage fir das Con-
trolling Datenferniibertragungssysteme zur Verbrauchserfassung
wirtschaftlich eingesetzt werden kénnen. Dabei sollte eine zentrale
Betriebsiiberwachung und -filhrung in die Uberlegungen einbezo-
gen werden.

"2 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1158 vom 29./30.06.1998, 5.1
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40.

41.

Kaum Personal-

kosteneinsparun-

gen

42.

Die Finanzbehdrde hat zugesagt, die Vereinbarung werde vorbe-
haltlich neuer Erkenntnisse die Grundlage fir weitere Tranchen
bilden. Die Mdglichkeiten zur Nutzung von Datenfernlbertragungs-
systemen fir verschiedene Bereiche der Gebaudebewirtschaftung,
wie etwa die Funktionsiberwachung technischer Anlagen, Hei-
zungsregelung und Verbrauchserfassung, wirden derzeit unter-
sucht.

Personalkosten

Mit der Professionalisierung des Gebdudemanagements werden in
der Regel Synergieeffekte, etwa durch die Konzentration von spe-
zifischem Know-how, erwartet”, die eine Reduzierung des Perso-
naleinsatzes ermdglichen. Mit der Einfilhrung des Gebaudema-
nagements verblieb jedoch das fir die Gebaudebewirtschaftung
bisher eingesetzte und weitgehend noch vorhandene Personal in
den Behodrden. Dieses Personal nimmt nach wie vor grofie Teile
der Bewirtschaftungsaufgaben, wie etwa Hausmeister- und Hand-
werksdienste und die Betriebsflihrung technischer Anlagen, wahr.

Der Rechnungshof hat bei seinen Erhebungen keine Belege fir
wesentliche Personal- bzw. Personalkosteneinsparungen gefun-
den. Nach Auskunft der Behdrden sei es deshalb zu keinen nen-
nenswerten Einsparungen im Personalbereich gekommen, weil
u.a.

- die Personalausstattung fir die Hausverwaltung im Rahmen
der Haushaltskonsolidierung bereits vor Einfiihrung des Ge-
baudemanagements schon erheblich reduziert worden sei,

- bestimmte Aufgaben des Gebdudemanagements von den Mit-
arbeitern nur anteilig wahrgenommen wirden und

- Personal mangels Fluktuationsmaoglichkeiten nicht abgegeben
werden koénne.

Signifikante Personalkosteneinsparungen werden nach Einschat-
zung der Behoérden deshalb voraussichtlich auch in der Zukunft
kaum eintreten.

Der Rechnungshof stellt fest, dass somit das neue Gebaude-
management die Erwartungen auch im Personalbereich bisher
noch nicht erfillt.

Die Finanzbehdrde hat erklart, sie gehe davon aus, dass Personal-
einsparungen sich erst dann starker verwirklichen lieBen, wenn
weitere Bewirtschaftungsaufgaben der Behorden auf die Betriebs-
gesellschaften Ubergegangen seien.

'3 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1158 vom 29./30.06.1998, 1
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44,

45.

46.

47.

Kostentransparenz

Das Ziel, durch die Neuorganisation des Gebdudemanagements
die Kostentransparenz bei der Gebaudebewirtschaftung und ins-
besondere bei der Flachennutzung zu erhdéhen, wurde teilweise
(z.B. durch die Zuordnung der tatsachlichen Gebaudekosten auf
die Nutzer) erreicht. Fur ein erfolgreiches und effizientes internes
Management der angemieteten Gebaude durch die Behdrden ist
es aber erforderlich, die umfangreichen gebaudespezifischen Da-
ten (wie z.B. exakte Angaben Uber Biro- und Verkehrsflachen
usw. sowie Verbrauchsdaten fir Energie und Wasser) mit den da-
zu gehdrigen Kosten mittels entsprechendem luK-Einsatz zu bear-
beiten und zu Uberwachen (z.B. Benchmarking).

Die Behorden haben bisher noch keine geeignete Gebaudema-
nagement-Software™ eingeflihrt, die dem zu bewaltigenden Volu-
men und den gestellten Anforderungen genugt. Zur Unterstitzung
der Behdrden hat die Finanzbehdrde zwischenzeitlich den Einsatz
einer - zentral im Landesamt fur Informationstechnik installierten -
entsprechenden Gebaudemanagement-Software vorgesehen, die
von den Behdrden zur Optimierung der Gebaudeverwaltung ge-
nutzt werden sollte. Die Behorden haben bisher jedoch kein gro-
Res Interesse gezeigt, an einem von der Finanzbehdérde zunachst
vorgeschlagenen Pilotprojekt teilzunehmen. Nach nunmehr fast
vier Jahren ist dieses Projekt deshalb noch immer nicht angelau-
fen.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass er die Einfihrung
einer einheitlichen Gebaudemanagement-Software fur die wirt-
schaftliche Verwaltung von Geb&uden durch die Behorden fir er-
forderlich halt. Er hat deshalb gegentber der Finanzbehdrde die
Erwartung geauliert, dass sie die Durchflihrung ihres Pilotprojektes
nunmehr zigig verfolgt. Akzeptanzproblemen der Behoérden ist mit
geeigneten Malnahmen zu begegnen. Weitere Verzogerungen
mussen vermieden werden.

Die Finanzbehorde hat mitgeteilt, dass mit der luK-Planung flr die
Jahre 2003 bis 2005 nunmehr die haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen fir den Beginn des Pilotprojektes geschaffen worden sei-
en.

Wirtschaftliche Gesamtbetrachtung
Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 LHO sind fiur alle finanzwirksamen Malf3-

nahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durch-
zufthren.

" Mit Hilfe dieser Software kénnen z.B. technische und planerische Tatigkeiten mit
den kaufmannischen Aspekten der Leistungsverrechnung, der Kostenstellen-
belastung und der Budgetplanung verbunden werden. Die Software kann dartiber
hinaus beim internen Flachenmanagement, beim Umzugsmanagement und der
Inventarverwaltung, der Belegungsplanung usw. eingesetzt werden.
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48.

Fehlende Wirt-
schaftlichkeitsun-
tersuchung nach
8§ 7 LHO

49.

50.

51.

Die vom Senat vor der Neuorganisation des Gebdudemanage-
ments durchgefihrten wirtschaftlichen Betrachtungen erflllten
diese Anforderungen nicht, weil ihnen keine belastbaren Daten,
wie etwa die bisherigen Bewirtschaftungskosten usw., zugrunde
lagen. Es wurde lediglich eine globale finanzielle Gesamtbetrach-
tung vorgenommen. Dabei hat der Senat den angestrebten Ein-
spareffekten die umstellungsbedingten Mehrkosten gegeniiberge-
stellt. Hieraus ergab sich eine Mehrbelastung in Héhe von jahrlich
rd. 8,5 Mio Euro, die aber nach drei bis finf Jahren durch die Ein-
sparungen deutlich Ubertroffen werden sollte (vgl. Tz. 23).” Da-
nach sollte der Haushalt dauerhaft entlastet werden.

Eine Rechnung, die den gegenwartigen Stand von Einsparungen
gegenuber den umstellungsbedingten Mehrkosten aufzeigt, hat die
Finanzbehorde bisher nicht erstellt.

Wegen des Fehlens belastbarer Ausgangsdaten hat der Rech-
nungshof nur eine Naherungsrechnung durchfiihren kénnen, um
zumindest die Gréflenordnung des gegenwartigen Zielerreichungs-
grades festzustellen. Als Grundlage dafir hat er im Wesentlichen
die Mietersparnisse durch die erzielten Flachenreduzierungen und
die damit eingesparten Bewirtschaftungs- sowie mieterseitigen
Bauunterhaltungskosten herangezogen und darlber hinaus einen
Zuschlag berucksichtigt, um Ungenauigkeiten bei der Naherungs-
rechnung auszugleichen. Danach konnte bis 2001 lediglich eine
jahrliche Kostenreduzierung von rd. 2,2 Mio Euro erzielt werden,
so dass der Haushalt voraussichtlich weiterhin jahrlich mit mehr als
6 Mio Euro belastet wird:

Jahrliche Einsparungen in Euro

Miete™ 1.100.000
Bewirtschaftungskosten" 330.000
Mieterseitige Bauunterhaltung' 44.000
Zuschlag™ 737.000

Summe (abgerundet) 2.200.000

Die Finanzbehdrde hat hinsichtlich der im Haushalt ausgewiese-
nen Mehrbelastungen von rd. 8,5 Mio Euro darauf verwiesen, dass
hierzu auch die durch die Mietzahlungen abgegoltenen Gebaude-
abschreibungen zu zahlen seien. Hierbei handele es sich wirt-
schaftlich gesehen um keine zusatzlichen Belastungen, da ein

'S vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1158 vom 29./30.06.1998, S. 6

16 eingesparte Flache multipliziert mit der durchschnittlichen Jahresquadratmeter-
miete

"7 eingesparte Flache multipliziert mit den jahrlichen Bewirtschaftungskosten pro
Quadratmeter

'8 4 % der eingesparten Mietzahlungen

¥ 50 % der Einsparungen bei den Mieten, den Bewirtschaftungskosten und der
mieterseitigen Bauunterhaltung
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53.

Werteverzehr an den Gebduden - betriebswirtschaftlich als Ab-
schreibung bezeichnet - auch schon vor Einfihrung des Gebau-
demanagements zu verzeichnen gewesen sei, im kameralen
Haushaltssystem aber nicht veranschlagt wiirde. Durch die Uber-
tragung auf eine Objektgesellschaft mit kaufmannischem Rech-
nungswesen sei diese Position erstmals ausgewiesen worden.
Wirde die Belastungsrechnung um den Ansatz fir Abschreibun-
gen korrigiert werden, verbliebe eine tatsdchliche wirtschaftliche
Zusatzbelastung von 3,6 Mio Euro. Diese setze sich aus den
(Netto-) Grundsteuerbelastungen von ca. 1,1 Mio Euro und den
zusatzlichen effektiven Belastungen aus Verwaltungskosten fir die
Objektgesellschaft und die Betriebsgesellschaften in Hohe von 2,5
Mio Euro zusammen.

Der Rechnungshof verkennt nicht, dass die Mietzahlungen teil-
weise in die Substanzerhaltung der an die VHG Ubertragenen Ge-
baude flieRen. Wenn bei den vom Senat berechneten Auswirkun-
gen auf den Haushaltsplan die zu zahlenden Mieten mit ihrem vol-
len Betrag als Ausgaben und damit als Haushaltsverschlechterung
bericksichtigt worden sind, so muss auch die auf Erfolgskontrolle
ausgerichtete Untersuchung des Rechnungshofs dies zugrunde
legen. Die unterschiedliche Bertcksichtigung der Abschreibungen
in einem doppischen und einem kameralen System andert nichts
an der Feststellung, dass der Haushalt auch in Hohe der - in der
Miete enthaltenen - Abschreibungen belastet wird.

Das Ziel, die umstellungsbedingten Mehrkosten in drei bis funf
Jahren auszugleichen, wurde bisher nicht erreicht. Es wird nach
Einschatzung der Behorden auch mittelfristig (d.h. nach Ablauf der
Mietvertrage Ende 2003) nicht erreicht werden.

Der Rechnungshof halt es fur erforderlich, dass die Finanzbehdrde
Uber die von ihr angekindigte Intensivierung der Umsetzung des
Gebaudemanagements® im Sinne einer begleitenden Erfolgskon-
trolle gemal® VV Nr. 3 zu §7 LHO sowohl fiir die Objekte der
1. Tranche als auch fir die kommenden Tranchen zumindest in
zweijahrigen Abstanden das Erreichen vorher festgelegter Zwi-
schenziele Uberprift und darstellt, wie sich die umstellungsbeding-
ten Mehrkosten entwickeln. Darlber hinaus sollte die Finanzbe-
hérde deutlich machen, wann sie mit einem Ausgleich der aufge-
laufenen Mehrkosten durch Einspareffekte rechnet.

Fur die weiteren Tranchen sollten Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen im Sinne des § 7 LHO auf Basis belastbarer Daten durchge-
fuhrt und dazu grundlegende Datenerhebungen hinsichtlich der
Ausgangslage (z.B. Bewirtschaftungskosten, durchschnittlicher
Bauunterhaltungsaufwand usw.) vorgenommen werden. Soweit
der Aufwand fiir eine Erhebung exakter Zahlen wirtschaftlich nicht
vertretbar ist, sollten zumindest mit Hilfe Gberschlagiger Berech-
nungen Naherungswerte abgeleitet werden, um eine Basis flr spa-
tere Erfolgskontrollen zu schaffen. Die bisher prognostizierten Ein-
spareffekte sollten dabei nach den bisherigen Erfahrungen hinter-

2 ygl. Bericht der Finanzbehérde an den Haushaltsausschuss vom 10.07.2002
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54.

fragt und ggf. angepasst werden. Dies gilt insbesondere fur die Be-
triebskosten, weil z.B. durch die Neuordnung der Gebaudereini-
gung sowie durch das Energiemanagement der BUG bereits we-
sentliche Einsparungen vorher und unabhangig von der Einfiihrung
des Gebaudemanagements erzielt werden konnten.

Finanzbehorde /
Behorde fur Inneres /
Justizbehorde / Objekt- und
Betriebsgesellschaften

Bauaufgaben des
Gebaudemanagements

In den Handlungsanweisungen der Betriebs-
gesellschaften werden die Regeln der VOB
fiir die Vergabe von Bauleistungen nicht aus-
reichend beriicksichtigt. Insbesondere wird
tiberwiegend auf Offentliche Ausschreibun-
gen verzichtet und damit vom Grundsatz des
offenen und gleichberechtigten Wettbewerbs
abgewichen.

Die Hohe der Honorarpauschalen fiir Baune-
benleistungen sollte sich an der HOAI und
VV-Bau orientieren.

Bei der VerduBerung von Gebauden und
Grundstiicken an die Objektgesellschaft blieb
u.a. ungeklart, ob und wie die noch mit Haus-
haltsmitteln durchzufilhrenden Baumafnah-
men bei der Wertermittlung beriicksichtigt
wurden.

Der Rechnungshof hat anhand einzelner BaumaRnahmen die Auf-
gabenwahrnehmung durch Betriebsgesellschaften im Rahmen des
Gebaudemanagements gepriift und dabei schwerpunktmallig Ge-
schéaftsgrundlagen zur Vergabe von Bauauftrdgen, zur Ermittlung
und Abrechnung der Baunebenkosten und zu Ubergangsrege-
lungen der MaRnahmenfinanzierung untersucht.
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56.

57.

Verzicht auf Offentliche Ausschreibungen

Bei der BaumaRnahme ,Errichtung eines Technikzentrums fir die
Feuerwehr” wurde die von der Objektgesellschaft VHG' eingesetz-
te Betriebsgesellschaft GWG Gewerbe® mit der Wahrnehmung der
Bauherrenaufgaben beauftragt. Die BaumalRnahme mit einem Ge-
samtvolumen von rd. 4,7 Mio Euro ist inzwischen fertig gestellt. Fur
die Durchfiihrung der Bauleistungen wahlte die GWG Gewerbe die
gewerkeweise Vergabe. Die insgesamt 32 Auftrage wurden nicht
aufgrund Offentlicher, sondern nach Beschrankter Ausschreibung
erteilt.

Grundlage fir die Durchfiihrung von Vergaben ist nach der
,Organisationsanweisung Technik® der GWG Gewerbe u.a. die
Verdingungsordnung fiir Bauleistungen (VOB). Dennoch enthalten
die detaillierten Arbeitsanweisungen zur Ausschreibung von Bau-
auftrdgen keinen Hinweis auf die nach § 3 VOB Teil A regelhaft
durchzufiihrenden Offentlichen Ausschreibungen.

Der Rechnungshof halt es zur Starkung des Wettbewerbs fir
geboten, dass der Grundsatz der Offentlichen Ausschreibung bei
der GWG Gewerbe ebenso wie auch bei den anderen Betriebsge-
sellschaften im Rahmen des Gebdudemanagements Anwendung
findet.® Er hat die Finanzbehorde - als zusténdige Beteiligungsver-
waltung - aufgefordert, Uber den Aufsichtsrat der Objektgesell-
schaften darauf hinzuwirken, dass die eingesetzten Betriebsgesell-
schaften ihre internen Organisationsanweisungen entsprechend
ausrichten.

Die GWG Gewerbe hat zugesagt, in geeigneten Féllen fur die
Vergabe von Bauleistungen Offentliche Ausschreibungen vorzu-
nehmen. Sie hat allerdings eingeschrankt, dass wegen in der Pra-
xis dominierender kleinerer Auftragswerte und spezieller fachlicher
Anforderungen regelmafig die Voraussetzung fir eine Beschrank-
te Ausschreibung vorlagen und deshalb eine Offentliche Aus-
schreibung nur selten in Betracht kdme.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass sich die GWG Gewerbe
mit ihrer ,Organisationsanweisung Technik“ zur Einhaltung der
VOB verpflichtet hat und damit die Offentliche Ausschreibung - un-
beschadet der in der VOB selbst angelegten Ausnahmen - Regel-
fall sein muss. Er erwartet nicht nur entsprechende Anweisungen
in allen Betriebsgesellschaften, sondern auch die Beachtung die-
ser Anweisungen in der alltaglichen Vergabepraxis. Mit dem Zwei-
ten Gesetz zur Anderung des Mittelstandsférderungsgesetzes vom
04.12.2002* wird im Ubrigen die Beteiligungsverwaltung verpflich-
tet, ihren Einfluss auf die Unternehmen in dem vom Rechnungshof
dargestellten Sinne auszuiben.

Kommanditgesellschaft VHG Verwaltung Hamburgischer Gebaude GmbH & Co
GWG Gewerbe Gesellschaft fir Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH, Ham-
burg

% Senatsbeschluss vom 28.11.95, vgl. auch Jahresbericht 1996 (Tzn. 611 bis 633)
* HmbGVBI 2002, S. 302, vgl. auch Biirgerschaftsdrucksache 17/1114 vom
02.07.2002
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Honorarpauscha-
len bertcksichti-
gen nicht Degres-
sion des Bearbei-
tungsaufwands

59.

60.

Anwendung einer
gestaffelten Hono-
rarpauschale

61.

Uberhéhte Honorarpauschalen fiir Baunebenkosten

FUr die Baunebenkosten bei der Instandsetzung und Modernisie-
rung der Gerichte und Staatsanwaltschaften vereinbarten die Ob-
jektgesellschaft VHG und die Betriebsgesellschaft SIM® ein pau-
schales Honorar von 20 % der Baukosten.

In den Honorartafeln der HOAI® (firr die Architekten- und Ingenieur-
leistungen) und der VV-Bau’ (fir die Baumanagementleistungen)
ist ein Degressionsfaktor eingearbeitet, da der Bearbeitungsauf-
wand nicht proportional zu den Baukosten steigt. Die pauschale
Festlegung des Honorarsatzes zwischen der VHG und der SIM be-
ricksichtigt diesen Effekt nicht.

Bei einem Vergleich der Honorarpauschale der SIM mit der
Vergutung der Baunebenkosten nach HOAI und VV-Bau wurde am
Beispiel der Grundinstandsetzung eines Gerichtsgebaudes festge-
stellt, dass die Honorarpauschale der SIM um rd. das Doppelte
(etwa 1,6 Mio Euro) und bei einem weiteren Gebaude um rd. drei
Viertel (etwa 150.000 Euro) hoher liegt als eine Vergitung nach
der HOAI und VV-Bau. Dabei wurde fir die Bauherrenkernleistun-
gen ein Vergitungssatz von 1 % der Baukosten angesetzt.

Es ist davon auszugehen, dass diese Relation auch auf vom Rech-
nungshof nicht gepriifte Baumalinahmen zutrifft. Flr die vier Bau-
mafRnahmen der SIM mit Baukosten von mehr als 4,0 Mio Euro er-
gabe sich mit der Honorarpauschale von 20 % ein Gesamthonorar,
das um etwa 3,5 Mio Euro hdher liegt als ein Honorar nach HOAI
und VV-Bau.

Der Rechnungshof hat die VHG gebeten, mit der SIM fir die
Baunebenkosten aller weiteren Baumaflnahmen eine von den
Baukosten abhangige, gestaffelte Honorarpauschale neu zu ver-
einbaren, die sich an der Degression in den Honorartafeln der
HOAI und der VV-Bau orientiert. Dabei sollte eine einfache prakti-
kable Staffelung gewahlt werden, die alle Baunebenkosten ab-
deckt. Als mogliche Alternative ist dartiber hinaus in Gesprachen
mit der SIM auch eine kiinftig einzelfallbezogene Abrechnung der
Baunebenkosten unmittelbar nach den Honorartafeln der HOAI
und VV-Bau erértert worden.

Die SIM hat erladutert, dass die Umsetzung des Investitionspro-
gramms zu Beginn des Gebaudemanagements schnelles Handeln
erfordert habe. Da die Bauunterhaltung zuvor sehr stark vernach-
lassigt gewesen sei, hatten die Instandhaltungsarbeiten anfangs
aus Dringlichkeits- und Geféhrdungsgriinden in kleinen Schritten
durchgefiihrt werden mussen. Entsprechend hatten die kleinen
EinzelmaRnahmen nicht in einem Objekt zusammengefasst wer-

® SIM Sprinkenhof Immobilien Management GmbH, Hamburg

6 Honorarordnung fur Architekten und Ingenieure

" Vorlaufige Verwaltungsvorschriften (iber die Durchfiihrung von Bauaufgaben der
Freien und Hansestadt Hamburg (Bauhandbuch)
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63.
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den kénnen. Bezogen auf die sich daraus ergebende tatsachliche
Aufteilung in einzelne MaRnahmen sei die Nebenkostenpauschale
von 20 % berechtigt gewesen.

Die SIM hat in Abstimmung mit der VHG ihre Bereitschaft erklart,
entsprechend den Empfehlungen des Rechnungshofs Verhandlun-
gen uUber eine ab dem 01.04.2004 veranderte Abrechnung der
Baunebenkosten - unter Bertcksichtigung objektbezogen zusam-
mengefasster Malnahmen - im Rahmen einer Anpassung des
Managementvertrages kurzfristig aufzunehmen.

Ubergangsregelungen zur MaBnahmenfinanzierung

Obwohl Hamburg seit 2001 mit der VerauRerung der von der Poli-
zei genutzten Gebaude und Grundstiicke an die Objektgesellschaft
HGV insoweit nicht mehr Eigentimer ist, wurden fir 2001 und
2002 fur die veraulerten Objekte Investitionsausgaben und Ver-
pflichtungserméachtigungen (VE) in erheblicher Héhe beim Titel
8500.710.04 veranschlagt?, ohne dass auf den Verlust der Eigen-
timerstellung hingewiesen wurde. Auch fir die Jahre 2003 und
2004 weist der Finanzplan 2002 noch Investitionen von 10,1 Mio
Euro und 2,2 Mio Euro aus. Dabei ist nicht erkennbar, welcher An-
teil der veranschlagten Mittel auf kaufpreisrelevante MalRnahmen
entfallt.

Weder der Grundstiickskaufvertrag mit der HGV noch die Druck-
sache 16/4915 vom 10.10.2000, mit der die Blrgerschaft um Zu-
stimmung zur Verduferung der Grundsticke gebeten wurde, ent-
halten Hinweise darauf, dass bei einigen Grundstiicken noch
BaumafRnahmen durch die Hochbaudienststellen (also in der bis-
herigen Organisationsform) durchgefiihrt und aus dem Haushalt fi-
nanziert werden sollen.

Den Vertragen zur Ubergabe der Geb&ude und Grundstiicke ist
nicht zu entnehmen,

- ob und wie die noch durchzufiihrenden Baumaflinahmen bei
der Grundstiickswertermittlung fir die betreffenden Grund-
sticke berucksichtigt wurden,

- ob und in welcher Hohe von der HGV im Hinblick auf noch
durchzufihrende Bauleistungen ein Wertausgleich zu leisten
sein wird und

- wie sich die Baumaflinahmen auf die von Hamburg zu zahlen-
de Miete auswirken werden.’

8 in 2001: Ausgaben von rd. 8,4 Mio DM (rd. 4,3 Mio Euro) und VE von rd. 29,9 Mio
DM (rd. 15,3 Mio Euro),

in 2002: Ausgaben von rd. 6,8 Mio Euro und VE von rd. 12,2 Mio Euro

Fir zwei Objekte der Polizei und Feuerwehr (Hindenburgstrafle und Herrenhaus-
allee) sind nach Angabe der Behorde fir Inneres entsprechende Kaufpreisrege-
lungen im Kaufvertrag vereinbart worden.
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Rechtzeitige ver-
tragliche Regelun-
gen erforderlich

Der Rechnungshof hat die Behorde fur Inneres und die Finanzbe-
hérde darauf hingewiesen, dass die offenen Punkte vorab hatten
geklart und vertraglich geregelt werden miissen, wie es im Ubrigen
auch bei Vertragen zwischen Dritten Ublich und - zur Vermeidung
spaterer Unklarheiten und ggf. Rechtsstreitigkeiten - geboten ist.

Es ist nicht hinnehmbar, wenn Hamburg als Mieter zugleich Eigen-
timeraufgaben in erheblichem finanziellen Umfang ohne Wertaus-
gleich weiterhin Gbernimmt. Auflerdem ist diese Problematik ange-
sichts fehlender Hinweise in den entsprechenden Drucksachen fir
Senat und Biirgerschaft nur schwer erkennbar gewesen.

Der Rechnungshof hat beide Behorden aufgefordert, die bisher
noch offenen Punkte eindeutig festzulegen.

Die Behorde fir Inneres hat hierzu erklart, dass die abschlieRende
Regelung der bisher noch offenen Punkte, wie Vertragsgestaltung,
Wertausgleich gegeniiber der Stadt und Haushaltsveranschlagun-
gen fur Mietkosten auch in ihrem Interesse liege und spatestens
nach Beendigung der Baumaflinahmen erfolgen solle.

Die Finanzbehdrde teilt mit, die beteiligten 6ffentlichen Unterneh-
men seien bereit, an der erforderlichen Nachsteuerung mitzuwir-
ken.

Justizbehorde

Haus der Gerichte

Vor der Entscheidung iiber die Anmietung
des Hauses der Gerichte hat die Justizbehor-
de keine ausreichenden Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen durchgefiihrt. Die Chance
zur Reduzierung gemieteter Flachen auf den
wirklichen Bedarf hat sie nicht genutzt.

Der ohne die notwendige parlamentarische
Ermédchtigung abgeschlossene Mietvertrag
enthalt fur die Stadt wirtschaftlich nachteilige
Regelungen. Die Vorfinanzierung von MaRB-
nahmen Hamburgs durch den Investor ohne
vorherige Beteiligung der Biirgerschaft stellt
einen VerstoR gegen deren Budgetrecht dar.
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Zusammenlegung von Gerichten

Im ,Haus der Gerichte® am Llbeckertordamm sind seit Anfang
2003 das Oberverwaltungsgericht, das Verwaltungsgericht und das
Finanzgericht sowie ein neu gebildetes Stadtteilgericht (Amtsge-
richt Hamburg-St. Georg) raumlich zusammengefasst. Mit diesem
Vorhaben setzt die Justizbehdrde ihre Ziele um, durch Zusammen-
legung der Fachgerichte Synergieeffekte zu nutzen und das Amts-
gericht Hamburg neu zu gliedern.

Das Haus der Gerichte entstand in rdumlicher Nachbarschaft zu
einem Erweiterungsbau der heutigen Hochschule flir Angewandte
Wissenschaften Hamburg auf einem Grundstick aus dem ur-
springlichen Verwaltungsvermégen der Behorde fir Wissenschaft
und Forschung. Der Verkauf dieses Grundstiicks fiir die so ge-
nannte Mantelbebauung - bestehend aus dem Haus der Gerichte,
einem Studentenwohnheim, einem Hotel und weiteren kommerziel-
len Einrichtungen - diente der Finanzierung der Hochschule fir
Angewandte Wissenschaften.

Die Fachgerichte waren schon bisher in angemieteten Radumen un-
tergebracht (Verwaltungsgerichte am Nagelsweg, Finanzgericht in
der Oberstralle). Rucklaufiger Geschaftsanfall sowie eine geringe-
re Stellenausstattung hatten nach Berechnungen der Justiz-
behérde 1997/98 zu einer Uberversorgung der Verwaltungsgerich-
te mit 19 Raumen (300 m?) gefiihrt. Sie Uberlegte deshalb, das Fi-
nanzgericht bei gleichzeitiger Ausschoépfung von Synergieeffekten
mit den Verwaltungsgerichten am Nagelsweg raumlich zusam-
menzufassen. Die Verwaltungsgerichte lehnten das jedoch ab und
wiesen dazu auf den durch zunehmende Teilzeitbeschaftigung
gleich bleibenden Raumbedarf hin. Die Justizbehdrde untersuchte
den Raumbedarf letztlich nicht abschlieBend und fiinrte die Uber-
legungen zur Zusammenlegung des Finanzgerichts mit den Ver-
waltungsgerichten zunachst nicht fort. Das Verwaltungsgericht
stellte in der Folge lediglich einige Rdume (90 m?) flr Referendar-
arbeitsgemeinschaften zur Verfigung.

Eine Verlagerung des Finanzgerichts zum Nagelsweg ware jedoch
schon zum damaligen Zeitpunkt wegen der erzielbaren Synergieef-
fekte zweckmalfig gewesen, zumal die Geschéafts- und Stellenent-
wicklung der Verwaltungsgerichte absehbar weiter rucklaufig war.
Diese Auffassung haben im Zusammenhang mit der Planung fur
das Haus der Gerichte spater auch die Prasidenten der Verwal-
tungsgerichte vertreten.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Justizbehdérde von
ihr bereits damals erkannte Einsparpotenziale nicht weiter verfolgt
und damit die haushaltsrechtlichen Grundsatze nicht ausreichend
beachtet hat, nach denen Ausgaben im Haushaltsplan nur zu be-
ricksichtigen sind und geleistet werden dirfen, soweit sie zur
Erfillung staatlicher Aufgaben notwendig oder zur wirtschaftlichen
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und sparsamen Verwaltung erforderlich sind (§§ 6, 7 und 34 Abs. 3
LHO).

Die Justizbehdrde hat angemerkt, sie habe eine Verlagerung des
Finanzgerichts seinerzeit nur oberflachlich geprift, da kein stich-
haltiges Argument fir die einseitige Aufkiindigung des Mietverhalt-
nisses bestanden habe und die Unterbringungsmdglichkeit am Na-
gelsweg nicht geklart gewesen sei.

Nach Auffassung des Rechnungshofs ware eine eingehende Pri-
fung unter Einschluss der Moglichkeit einer einvernehmlichen Auf-
hebung des Mietvertrages, fir die es - z. B. wegen Sanierungsab-
sichten der Vermieterin - durchaus Anhaltspunkte gab, notwendig
gewesen, um Einsparpotenziale nicht zu vergeben.

Planung fir das Haus der Gerichte

Als sich die Gelegenheit bot, ein von einem Investor neu zu
errichtendes Gebaude am Libeckertordamm anzumieten, nahm
die Justizbehérde ihre Uberlegungen zur Bildung eines Fachge-
richtszentrums wieder auf und entschied schlie3lich, sie dort umzu-
setzen. Da die Gerichtsleitungen - auch aus wirtschaftlichen Grun-
den - sowie Personal- und Richterrate der Verlagerung ablehnend
gegenlberstanden und die Justizbehdrde das Projekt nicht gefahr-
den wollte, sagte sie den Dienststellen eine Umsetzung des
Raumbedarfs im Haus der Gerichte 1 : 1 zu, d.h. ohne Reduzie-
rung bisheriger Biroflachen. Mit den Personal- und Richterraten
schloss sie entsprechende Dienstvereinbarungen ab. Die Behérde
verzichtete auf eingehende - die Alternative einer Unterbringung
am Nagelsweg einbeziehende - Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.
Sie berechnete Synergieeffekte nicht und nahm auch die Forde-
rungen der Gerichte und ihrer Personalvertretungen nicht zum An-
lass, Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit zu untersuchen, be-
vor sie verbindliche Vereinbarungen traf.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Justizbehérde mit
ihrem letztlich einseitig auf die Verwirklichung des Hauses der Ge-
richte ausgerichteten Entscheidungsprozess der Vorgabe, fir alle
finanzwirksamen Maflinahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen durchzufiihren, nicht entsprochen hat (§ 7 Abs. 2
LHO).

Angesichts der Bedeutung des Vorhabens hatte es eingehender
Untersuchungen der Wirtschaftlichkeit aller Alternativen - ein-
schlieRlich des Verzichts auf das neue Haus der Gerichte - auch
im Vergleich zueinander und eines ergebnisoffenen Entschei-
dungsprozesses bedurft. Nur durch eine Gegeniberstellung aller
Alternativen und der mit ihnen verbundenen Kosten wie auch Ent-
lastungen durch Synergieeffekte ware die erforderliche Transpa-
renz erreicht, ein Controlling ermoglicht und damit fir die Entschei-
dungsfindung eine sichere Grundlage geschaffen worden. Der
Verzicht auf Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen verstofit - selbst bei
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auskédmmlichem Budget - gegen die Grundsatze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit und damit gegen elementare Vorschriften
des Haushaltsrechts. So hatte es im Hinblick auf § 7 LHO schon im
Zuge der die Entscheidung vorbereitenden Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen auch einer Einbeziehung mdoglicher Synergieeffekte
auf Grundlage konkretisierender Planungen bedurft.

Die so genannte 1 : 1 - Regelung und der darauf bezogene Inhalt
der Dienstvereinbarungen widersprechen im Hinblick auf die FIa-
chengréRen zudem den Richtlinien zur Bestimmung des Raumbe-
darfs der Verwaltung. Die sich angesichts zunehmender Teilzeit-
beschaftigung moglicherweise verstarkende Raumproblematik (vgl.
Tz. 67) hatte im Rahmen der bestehenden Vorgaben dieser Richt-
linien geldst werden kénnen. Die Behdrde hat auch insoweit die
Grundsatze der Notwendigkeit sowie der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit (§§ 6 und 7 LHO) nicht beachtet.

Die Justizbehdrde sieht das Haus der Gerichte als kleinen Bau-
stein einer Ldsung fir den Neubau der Hochschule fir Angewand-
te Wissenschaften an. Dessen Realisierung habe weitgehend fest-
gestanden und sei aus Ubergeordneter Sicht als wirtschaftlich ein-
gestuft worden. Eine isolierte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung des
Justizvorhabens hatte zwangslaufig zu nur eingeschrankt verwert-
baren Ergebnissen gefiihrt. Deshalb sei es vertretbar gewesen, ei-
gene Untersuchungen auf einen Vergleich der Miet- und Bewirt-
schaftungskosten zu beschranken und auf dieser Basis Entschei-
dungen zu treffen.

Bei der Berechnung der Flachenbedarfe habe sie die aktuellen
Ausstattungen zu Grunde gelegt und dabei sowohl dem Raumbe-
darf von Teilzeitkraften als auch mdglichen Planungsanderungen -
z.B. hinsichtlich des Umfangs von Zustandigkeiten des Amtsge-
richts St. Georg - Rechnung getragen.

Die Argumentation der Justizbehdrde kann nicht Uberzeugen: Es
obliegt ihrer Verantwortung, die in ihrem Einzelplan veranschlagten
Haushaltsmittel gemal §§ 7 und 34 Abs. 2 LHO wirtschaftlich und
sparsam zu verwalten und flir von ihr zu veranlassende finanzwirk-
same Malnahmen (hier: Zusammenlegung der Gerichte) eine
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 Abs. 2 LHO durchzufiih-
ren. Diese Untersuchung fiir den Teilbereich der Justiz (Haus der
Gerichte) ware zudem auch erforderlich gewesen, um die Wirt-
schaftlichkeit des Gesamtvorhabens am Llbeckertordamm fir
Hamburg beurteilen zu kdnnen.

Nach den Richtlinien zur Bestimmung des Raumbedarfs (vgl. Tz.
71) hat die Behorde darauf hinzuwirken, dass sich Teilzeitkrafte
den Arbeitsplatz auch im technischen Sinn teilen und so einen Bei-
trag zur Begrenzung der Raum- und Ausstattungsbedarfe leisten.
Die Justizbehoérde hat dies an anderer Stelle - bei den Staatsan-
waltschaften und in der Vergangenheit am Verwaltungsgericht -
auch getan.
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Abschluss des Mietvertrags

Mit dem Anfang November 2000 Uber einen Zeitraum von 15
Jahren abgeschlossenen Vertrag fir das Haus der Gerichte hat die
Behoérde rd. 13.750 m? Biroflache, Archivflachen und Pkw-Stell-
platze angemietet. Eine Erméachtigung durch den Haushaltsplan fur
das Eingehen von Verpflichtungen zu entsprechenden Mietzahlun-
gen in kinftigen Haushaltsjahren lag nicht vor (§ 38 Abs. 1 LHO).
Da der Abschluss des Mietvertrags Uber einen Zeitraum von mehr
als zehn Jahren nicht zu den laufenden Geschéaften der Verwal-
tung gehort (§ 38 Abs. 2 LHO und dazu ergangene VV), hatte es
einer solchen parlamentarischen Ermachtigung bedurft. Die Be-
hérde hat mit ihrem Vorgehen das Budgetrecht der Blrgerschaft
nicht beachtet (Art. 66, 68 HV in Verbindung mit §§ 38 Abs. 1 so-
wie 1, 2 und 3 LHO).

Die Justizbehdrde hat diesen Feststellungen zugestimmt.

Sonderleistungen des Investors

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der Investor im Haushalts-
plan nicht veranschlagte Mittel fir Manahmen Hamburgs miet-
erhdhend vorfinanziert hat. Dies betrifft

- bauliche Sonderausfihrungen, die in das Eigentum des Mie-
ters Ubergehen (z.B. Uberfallmeldeanlage, Videolberwa-
chungsanlage, Zutrittskontrollsystem) bis zu einem Betrag von
rd. 0,8 Mio Euro. Daruber hinausgehende Mehrkosten sind
vom Mieter unmittelbar zu tragen;

- die aus den Mietverhaltnissen Nagelsweg und Oberstralle ab
01.01.2003 bis zum Auslaufen der Vertrage im Jahr 2004 zu
zahlenden Mieten einschliellich Bewirtschaftungskosten bis
zur Hohe von rd. 1,7 Mio Euro.

Die Behorde zahlt sowohl die vorfinanzierten Sonderleistungen als
auch die vorfinanzierten Mietibernahmen fiir aufgegebene Biro-
rdume in H6he von zusammen rd. 2,5 Mio Euro Uber die gesamte
Laufzeit des Vertrages mit der Miete fur das Haus der Gerichte zu-
ruck. Sie ist damit im Rahmen des Mietvertrages Verpflichtungen
eingegangen, die zur Leistung zusatzlicher Ausgaben in kiinftigen
Haushaltsjahren fiihren. Da eine nach § 38 Abs. 1 LHO dafir e-
benfalls (vgl. Tz. 74) erforderliche Ermachtigung durch die Biirger-
schaft nicht vorlag, hat die Behdrde gegen deren Budgetrecht ver-
stolRen (Art. 66, 68 HV in Verbindung mit §§ 38 Abs. 1 sowie 1, 2
und 3 LHO).

Der Mietvertrag sieht fir den Fall, dass sich durch vorzeitige
Auflésung der Vertrage Uber die aufgegebenen Flachen oder de-
ren Nachvermietung die tbernommene Mietverpflichtung reduziert,
eine Gutschrift des Investors zu Gunsten der Justizbehdrde in H6-

34



78.

79.

he von 50 % seiner Einsparungen vor. Diese Gutschrift soll nach
den von der Justizbehdrde abgeschlossenen Dienstvereinbarun-
gen mit den Personal- und Richterraten moglichst fur Investitionen
zur Verbesserung der Unterbringung im Haus der Gerichte ver-
wendet werden.

Da der Vermieter der bisherigen Rdume des Finanzgerichts noch
vor Bezugsfertigkeit des Hauses der Gerichte einer vorzeitigen
Vertragsauflésung zum 31.06.2003 - also 18 Monate vor dem Ab-
lauf des Vertrages - zugestimmt hat und sich flir einen Teil der
Raume am Nagelsweg ein Nachmieter fand, ist ein Grofdteil der
vom Investor Gbernommenen Zahlungsverpflichtungen bereits ent-
fallen. Der Justizbehoérde steht nach Auflésung beider Mietverhalt-
nisse jeweils eine anteilsgemafe Gutschrift zu.

Die Vereinbarungen Uber die Sonderleistungen sind fir Hamburg
aus mehreren Griinden wirtschaftlich nachteilig:

- Die Einrechnung der Kosten flr Sonderausstattungen (vgl. Tz.
75) in die Miete hat zur Folge, dass die Behdrde fur die ge-
samte Mietdauer - also ggf. Uber den vollen Abschreibungs-
zeitraum der Ausstattungsgegensténde hinaus - flr die Leis-
tungen und darauf entfallende Finanzierungskosten bezahlen
muss. Jede Mieterhdhung erhdht nachtraglich den Preis die-
ser Gegenstande.

- Der - bereits eingetretene - teilweise Wegfall der vom Investor
Ubernommenen Mietzahlungen (vgl. Tz. 76) wirkt sich nicht
mietmindernd fir das Haus der Gerichte aus. Dem Investor
steht dafiir die volle Miete zu, obwohl er seinerseits die Lasten
aus den Ubernommenen Vertragen nicht mehr vollstandig tra-
gen muss. Dariliber hinaus behéalt er noch die Halfte der ein-
gesparten Miete aus den beendeten Altvertragen, die bei der
gewahlten Konstellation wirtschaftlich der Stadt zustehen. Im
Ergebnis ist fir die Behorde eine deutliche Mehrbelastung
eingetreten.

Der Rechnungshof hat die Behdrde aufgefordert, Verhandlungen
mit dem Investor aufzunehmen, um die nicht angemessenen ver-
traglichen Regelungen zu revidieren. Er hat ferner darauf hinge-
wiesen, dass eine kilinftige Verwendung von Gutschriften aufgrund
vorzeitiger Auflosung bisheriger Mietverhaltnisse fiir zusatzliche in-
vestive Ausgaben - wie sie Gegenstand abgeschlossener Dienst-
vereinbarungen ist (vgl. Tz. 76) - einer ausdricklichen parlamenta-
rischen Ermachtigung bedurfte.

Die Justizbehdrde vertritt die Auffassung, bei den baulichen
Sonderausflihrungen handele es sich um Leistungen, die nicht (-
ber das Ubliche Mal einer Vermieterleistung hinausgingen. Eine
etwaige Verwendung von Gutschriften im Zusammenhang mit der
Auflésung von Mietverhaltnissen fur zusatzliche investive Ausga-
ben bedirfte auch nach ihrer Meinung einer entsprechenden par-
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lamentarischen Ermachtigung. Die vom Rechnungshof angeregten
Nachverhandlungen lehne der Vertragspartner ab.

Die baulichen Sonderleistungen stellen nach Auffassung des
Rechnungshofs schon deshalb keine ubliche Vermieterleistung
dar, weil sie in das Eigentum des Mieters tibergehen und bei Uber-
schreiten eines Hoéchstbetrages auch unmittelbar von ihm zu be-
zahlen sind (vgl. Tz. 75).

Anmietung von Pkw-Stellplatzen

Nach Verhandlungen mit den Personal- und Richterrdten hat die
Justizbehorde fir die gesamte Laufzeit des Mietvertrages - Uber
den dienstlichen Bedarf hinaus - insgesamt 130 Tiefgaragenplatze
fir Pkw angemietet, die sie aufgrund abgeschlossener Dienst-
vereinbarungen zum Einstandspreis an Bedienstete weiter vermie-
tet.

Besondere Griinde, die eine Anmietung von Pkw-Stellplatzen in
dieser Zahl hatten rechtfertigen kénnen (dienstliche Zwecke, Be-
darf fir schwerbehinderte Mitarbeiter, schlechte Erreichbarkeit mit
offentlichen Verkehrsmitteln), sind nicht erkennbar.

Die Anmietung der Stellplatze fuhrt dazu, dass die Justizbehdrde
den durch die Vermietung entstehenden - von ihr als gering be-
trachteten - Verwaltungsaufwand und dariber hinaus das wirt-
schaftliche Risiko, ggf. nicht alle Stellplatze weiter vermieten zu
kénnen, zu tragen hat. Dieses Risiko realisiert sich bereits im Zu-
sammenhang mit der Aufgabe des Gebdudes Nagelsweg. Den bis
zur Aufldsung des Vertrages fur die dort angemieteten Stellplatze
anfallenden Mietzins ibernimmt in H6he von rd. 45.000 Euro zwar
der Investor. Dieser Betrag ist jedoch gleichzeitig in die Kalkulation
der Miethéhe fir das Haus der Gerichte eingeflossen und damit
aufgrund entsprechend héherer Mietzahlungen letztlich teilweise
(vgl. Tz. 76) aus Haushaltsmitteln zu tragen.

Der Rechnungshof hat das Vorgehen der Behorde als Verstol3
gegen die Grundsatze der Notwendigkeit sowie der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit (§§ 6 und 7 LHO) beanstandet. Darlber hin-
aus hat er beanstandet, dass die Behdrde Dienstvereinbarungen
abgeschlossen hat, die eine Weitergabe des mit der Verwaltung,
Vermietung und Abrechnung von Pkw-Stellpldtzen verbundenen
Aufwands - z.B. in Form eines Gemeinkostenzuschlags - aus-
schlielen.

Die Justizbehdrde will dafir Sorge tragen, die Stellplatze nur inso-

weit vorzuhalten und zu finanzieren, als ihre Ausgaben daflr durch
entsprechende Entgelte gedeckt sind.
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Mietenbudget und Synergieeffekte

Die Justizbehorde hatte das Ziel, die Anmietung des Hauses der
Gerichte ohne finanzielle Mehrbelastung des Betriebshaushalts
durchzufihren und das Mietenbudget nicht zu Uberschreiten. Fer-
ner wollte sie durch die Zusammenlegung mehrerer Gerichte Syn-
ergieeffekte erzielen. Die Justizbehorde hat diese Effekte jedoch
erst nach einem Analyseprozess gegeniber dem Rechnungshof
konkretisiert (insgesamt 6,3 Stellen durch gemeinsame Intendanz-
bereiche, z.B. Posteingangsstelle, Organisations- und Personal-
stellen, Registratur und Bibliothek).

Das Haus der Gerichte ermdglicht die Aufgabe bisheriger Anmie-
tungen (Nagelsweg, Oberstrale und - teilweise anrechenbar -

DAG-Haus) mit Mietbetragen von jahrlich rd. 1,6 Mio Euro.
Diesen Betragen stehen Mietausgaben fir das

Haus der Gerichte gegentber von jahrlich rd. 2,3 Mio Euro.
Damit ergabe sich jahrlich ein

Mehrbetrag in Héhe von rd. 0,7 Mio Euro.

Die Aussage der Justizbehoérde, das Projekt ,Haus der Gerichte*
werde das Mietenbudget im Ergebnis nicht zusatzlich belasten,
I&sst sich anhand dieser Daten nicht verifizieren.

Der Rechnungshof hat dariiber hinaus bezweifelt, dass die von der
Behorde beabsichtigten Einsparungen vollstandig als Synergieef-
fekte anzusehen sind, die sich ursachlich auf die Verlagerung in
das Haus der Gerichte zurlckflhren lassen. So waren entspre-
chende Einsparungen bei den Verwaltungsgerichten schon zu ei-
nem friheren Zeitpunkt moéglich gewesen; darauf hatte der Rech-
nungshof die Behorde bereits 1994 hingewiesen. Eine Zusammen-
fassung der Verwaltungsgerichte und des Finanzgerichts am Na-
gelsweg hatte diese Potenziale noch vergroRert.

Der Rechnungshof hat die Behdrde gebeten,

- anhand nachvollziehbarer Berechnungen darzulegen, mit wel-
chen weiteren Flachenreduzierungen und Einsparungen von
Mietzins sie die Mehrausgaben fir das Haus der Gerichte im
Mietenbudget kompensiert,

- zu erlautern, welche Einspareffekte spezifisch auf die Anmie-
tung des Hauses der Gerichte zurtickzuflihren sind.

Er halt in Anbetracht der mehrfachen parlamentarischen Befas-
sung' eine umfassende Unterrichtung der Blrgerschaft Giber die
tatsachlichen Kosten im Zusammenhang mit der Anmietung des
Hauses der Gerichte fir geboten, die neben den reinen Mietkosten
alle weiteren damit zusammenhangenden Verrechnungen von
Einnahmen und Ausgaben einschlieBlich der Sachkosten darstellt.

' vgl. Blrgerschaftsdrucksachen 16/4305 vom 06.06.2000, 16/5038 vom

21.11.2000, 16/5527 vom 06.02.2001
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Die Justizbehdrde hat darauf hingewiesen, dass sie weitere Opti-
mierungen im Mietenbudget anstrebe, die nach dem Umzug der
betroffenen Einheiten madglich seien.

Der Rechnungshof geht davon aus, dass die Behorde diese
Maoglichkeiten bei der Unterrichtung der Burgerschaft konkretisiert
(vgl. Tz. 85), so wie sie die Finanzierung des anteilig auf das
Amtsgericht St. Georg (vgl. Tz. 66) entfallenden Mietzinses bereits
mit der Burgerschaftsdrucksache 17/953 vom 04.06.2002 darge-
legt hat.

Die Erodrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Finanzbehorde

AuBerhamburgisches
Grundvermogen

Fur die effektive Steuerung von Erwerb, Ver-
kauf und Nutzung auBerhamburgischen
Grundvermogens fehlt die transparente Er-
fassung und gesicherte Fortschreibung fla-
chenbezogener Informationen; der jederzeiti-
ge Zugriff auf vollstandige und richtige Daten
ist nicht sichergestellt. Die Daten der Finanz-
behorde sind - vorrangig durch die Einfiih-
rung eines elektronischen Flacheninformati-
onssystems - zu erganzen und zu aktualisie-
ren.

Umfang und Zusammensetzung des Grundvermo-
gens

Hamburg besitzt 4.133 ha' Grundvermogen auerhalb des eigenen
Hoheitsgebiets. Diese Flachen hat die Stadt zur unmittelbaren Er-
ledigung offentlicher Aufgaben (z.B. Strafvollzug, Bereitstellung
von Verkehrswegen, Kinder-/Jugend- und Krankenhauseinrichtun-
gen), zur Unterstitzung Hamburger Interessen oder im Rahmen
einer Bodenbevorratungspolitik zur Sicherung kunftiger Dispositi-
onsmoglichkeiten erworben. Ferner besitzt Hamburg auRerham-
burgische Grundstlicke aufgrund von Erbschaften sowie aus histo-
risch gewachsenen, zum Teil nicht mehr nachvollziehbaren Grin-
den.

' Quelle: Bestandsfiihrung der Liegenschaftsverwaltung (Stand: 08.04.2002)
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Drei Viertel der Flachen (3.141 ha) befinden sich entsprechend ih-
rer Nutzung im Verwaltungsvermdgen der jeweils zustandigen Be-
horde. Ein Viertel der Flachen (992 ha) werden derzeit nicht fur die
Erfullung offentlicher Aufgaben genutzt und sind Teil des Allgemei-
nen Grundvermdgens, das von der Finanzbehdrde verwaltet wird.
Ihr obliegt ferner der Erwerb, die Verauflierung sowie die Vermie-
tung und Verpachtung aller aulRerhamburgischer Grundsticke.

Steuerungsgrundlagen

Der Rechnungshof hat insbesondere anhand der von der Finanz-
behoérde gefiuihrten Unterlagen folgende Mangel festgestellt, die ein
effektives Flachenmanagement beeintrachtigen:

- In der Ubersicht (iber den Gesamtbestand des auRerhambur-
gischen Grundvermoégens fehlen grundlegende Daten. So
geht aus ihr nicht oder nicht durchgangig hervor,

o  welche Behdrde eine Flache fir welchen Verwendungs-
zweck nutzt,

o inwieweit Einzelflachen zur Wahrnehmung hamburgi-
scher Interessen noch bendtigt werden und vermarktbar
sind.

- Informationen, die nicht aus der Bestandsflihrung ersichtlich
sind, lassen sich nur mit zusatzlichem Aufwand aus unter-
schiedlichen Sachakten ermitteln, soweit die Akten noch nicht
vernichtet sind.

- Die Bestandsubersicht weist 4,1 ha Grundvermdgen nicht aus
und berlcksichtigt 3,7 ha Flachen, obwohl sie nicht mehr im
Eigentum Hamburgs sind. Aulerdem bestehen bei 68 ha hin-
sichtlich der Angaben zumindest erhebliche Zweifel, ob
Grundstiicke zum Allgemeinen Grundvermégen oder zum
Verwaltungsvermogen der Behdérden gehoren.

- Die Datei Uber die Verwertung auferhamburgischer Grund-
stlcke ermoglicht der Finanzbehdrde keine Aussage Uber den
wirtschaftlichen Erfolg der Verwertung einzelner Grundstiicke
sowie des aulRerhamburgischen Grundvermdgens insgesamt:
Sie listet die verwerteten Flachen auf, enthalt aber weder eine
Aussage Uber den Umfang unverwerteter Flachen noch er-
fasst sie Ertrage aus der Verwertung und Aufwendungen fir
die Unterhaltung und Bewirtschaftung der Grundsticke. Die
Datei ist auRerdem in weiten Teilen nicht aktuell, indem sie
z.B. nicht die gegenwartigen Nutzer oder Flachen ausweist,
die nicht mehr im Eigentum Hamburgs sind.

Forderungen und Vorschlage

Hamburg ermittelt insbesondere wegen des hohen Aufwands
generell nicht den Wert seines Grundvermdgens. Es kann aber
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davon ausgegangen werden, dass das aulierhamburgische Grund-
vermodgen insgesamt erhebliche Finanzmittel bindet. Deshalb und
angesichts des Zwangs, den Haushalt zu konsolidieren, sind die
Voraussetzungen fiir ein effektives Flachenmanagement auf der
Basis rechtzeitiger, vollstandiger und richtiger Informationen si-
cherzustellen. Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefor-
dert,

- in der Bestandstibersicht festgestellte Fehler zu bereinigen,

- die Verwertungsdatei zu aktualisieren und ihre richtige und
zeitnahe Fortschreibung sicherzustellen. Er hat hierzu vorge-
schlagen, mit dem Ziel klarerer Verantwortlichkeiten die Zu-
sammenfihrung der Zustandigkeiten fur das auRerhamburgi-
sche Grundvermoégen und die Fuhrung der Verwertungsdatei
fur diese Flachen beim generell fir aullerhamburgische Fla-
chen zustandigen Referat zu prifen.

Der Rechnungshof hat aulierdem empfohlen,

- die Bestandsubersicht um Angaben zu Nutzer und Verwen-
dungszweck zu erganzen,

- kiinftig Uber die bisher durchgeflihrten Prifungen hinaus fir
samtliche Flachen des Allgemeinen Grundvermdgens zu pri-
fen, ob sie fir hamburgische Interessen noch bendtigt wer-
den, sowie aulerdem zu untersuchen, inwieweit sie vermarkt-
bar sind, und die Ergebnisse in der Bestandsubersicht zu do-
kumentieren,

- in der Verwertungsdatei die Ertrage aus der Vermietung und
Verpachtung der Grundstiicke sowie die flachenbezogenen
Aufwendungen zu erfassen.

Der Rechnungshof sieht ferner fir die Steuerung des auflerham-
burgischen Grundvermoégens - dhnlich wie bei seiner Prifung der
Verwertung innerhamburgischer Grundstlicke durch die Bezirke? -
den Bedarf, flachenbezogene Informationen elektronisch zu erfas-
sen und bereitzustellen. Er hat deshalb angeregt, in diesem Zu-
sammenhang vorrangig den Einsatz eines elektronischen Flachen-
informationssystems zu prifen.

Die Behorde will den Forderungen des Rechnungshofes nach-
kommen und seine Empfehlungen aufgreifen.

Verkauf entbehrlicher Flachen

Von 1997 bis 2001 hat Hamburg rd. 575 ha aufierhamburgisches
Grundvermdgen verkauft und dabei Einnahmen von insgesamt
21,5 Mio Euro erzielt. Ungeachtet der bisherigen erfolgreichen Be-
strebungen der Finanzbehotrde, auBerhamburgische Grundsticke

2 vgl. Jahresbericht 2001, Tzn. 464 bis 475
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92.

des Allgemeinen Grundvermoégens auf ihre Entbehrlichkeit hin zu
Uberprifen und entbehrliche Flachen zu veraulRern, hat der Rech-
nungshof anhand von Einzelféllen festgestellt, dass die Veraule-
rung entbehrlicher Flachen kiinftig noch konsequenter betrieben
werden kann:

Verwertung des Grol3ensees

Zum Hamburger Grundvermdégen zahlen der etwa 7,5 ha grolle
Grollensee in Schleswig-Holstein einschlieRlich der rd. 6.400 m?
grolRen Inselflaiche sowie in der Region um den See rd. 62, 3 ha
Forstflachen, die zum Teil direkt an den See grenzen und insoweit
mit dem See zusammen als eine wirtschaftliche Einheit anzusehen
sind. Dies gilt insbesondere fiir nérdlich des Sees gelegene Fla-
chen mit Wanderwegen und Strandcharakter.

Seit 1989 wird der GroRensee als Ressource fir die Trinkwasser-
versorgung Hamburgs nicht mehr bendétigt. Die damals fur die
Forstflachen zustéandige Umweltbehdrde sprach sich im April 2000
gegen den Verkauf des Sees aus und kiindigte ein Konzept zur
Erholung und Pflege der Landschaft an, woraufhin die Finanzbe-
horde einen von ihr ins Auge gefassten Verkauf nicht mehr verfolg-
te. Stattdessen schloss sie mit der Gemeinde Grof3ensee in 2001
einen Generalpachtvertrag und Ubertrug ihr die Verfligungsgewalt
Uber den See bis Marz 2013; der Pachtzins bringt Hamburg im
Vergleich zu den Einnahmen vor Vertragsabschluss keine nen-
nenswerten finanziellen Vorteile. Auch die vereinbarte Ubertragung
der Verwaltung und Bewirtschaftung des Sees auf die Gemeinde
hat bislang zu keinen konkreten Einsparungen geflhrt.

Ein Konzept zur Nutzung des Sees, das den Verbleib der Flachen
im Eigentum Hamburgs begriindet, liegt bis heute nicht vor.

Nach Auffassung des Rechnungshofs

- ware eine Prufung, inwieweit der GrolRensee zur Wahrung
Hamburger Interessen noch bendtigt wird, bereits nach Ende
der Trinkwasseraufbereitung in 1989 angezeigt gewesen,

- hatte zumindest vor Abschluss eines langfristigen Pachtver-
trages die Frage zur Entbehrlichkeit des Sees abschlielend
gepruft werden missen.

Er hat die Finanzbehorde gebeten zu klaren, inwieweit der Gro-
Rensee und angrenzende Flachen noch im Grundvermoégen der
Stadt verbleiben missen und ggf. eine VerauRerung auch nach
Abschluss des Generalpachtvertrages noch sinnvoll zu realisieren
ist.

Die Finanzbehotrde hat dies zugesagt. Sie will je nach Ergebnis der

Priifung die Uberweisung der Flachen in das Verwaltungsvermé-
gen der nunmehr zustindigen Behorde fir Wirtschaft und Arbeit
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93.

AuRRerhamburgi-
sche Grundstiicke
in das Gebaude-
management
einbeziehen

anstreben bzw. den Verkauf mit den am Grof3ensee liegenden
Gemeinden erdrtern.

Anreiz fur wirtschaftlicheren Umgang

Ziel der Neuorganisation des Managements 6Offentlicher Gebaude
ist u.a., durch die Ubertragung stadtischer Gebdude auf privat-
rechtliche Gesellschaften und die damit verbundene Einflihrung
von Mietzahlungen einen Anreiz fir den wirtschaftlicheren Umgang
mit Immobilienressourcen zu erreichen.® Bislang werden nur be-
baute innerhamburgische Grundstiicke von diesem Konzept er-
fasst. Anlasslich des Einzelfalls in Reinbek (Victor-Gollancz-Haus,
vgl. Tzn. 287 bis 291) und zur Beseitigung der derzeitigen Un-
gleichbehandlung zwischen Behorden, die bebaute innerhambur-
gische Grundstiicke nutzen, und Behoérden, die bebautes auller-
hamburgisches Grundvermdgen in Anspruch nehmen, hat der
Rechnungshof die Finanzbehdrde um Prifung gebeten, inwieweit
Gebaude auf auRerhamburgischen Grundstiicken in die Neuorga-
nisation des Managements oOffentlicher Gebaude einbezogen wer-
den kénnen.

Die Finanzbehdrde ist der Anregung gefolgt und hat eine Prifung
eingeleitet.

% vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1158 vom 29./30.6.1998
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lll. Einnahmeerhebung in den
Finanzamtern

Auch bei einfachen Veranlagungs- und U-
berwachungstitigkeiten gibt es nicht hin-
nehmbare Fehlerquoten, die zu Steuerausfal-
len fiihren. Eine neue Uberwachungsregelung
zur Bekdmpfung des Umsatzsteuerbetruges
wird nicht hinreichend beachtet. Bei Verlus-
ten wird schwierigen Fragen z.T. gar nicht
erst nachgegangen; dies hat sich in Millio-
nenhohe ausgewirkt.

Es bedarf erheblicher Anstrengungen, um die
Arbeitslage in den Finanzamtern auch quali-
tativ zu stabilisieren und zu verbessern.

Die von Hamburg als Land zu verantwortende
und zu finanzierende Steuerverwaltung wird
durch komplizierte und sich haufig dndernde
Steuergesetze des Bundes belastet. Im Inte-
resse eines verhidltnismaRigen, rationalen
und wirtschaftlichen Personaleinsatzes ist es
deshalb notwendig, gemeinsam mit den an-
deren Landern auf eine durchgreifende Steu-
ervereinfachung in der fachlichen Gesetzes-
vorbereitung und im Bundesrat hinzuwirken.

Breites Mangelspektrum

Die Prifungen in den Finanzamtern haben erneut ergeben, dass
die Einnahmen nicht vollstandig erhoben und Vorschriften nicht
durchgehend beachtet worden sind. Die Feststellungen und Bean-
standungen des Rechnungshofs - auch in friheren Jahren - bele-
gen, dass die Mangel nicht auf einzelne Bereiche oder gar Einzel-
falle beschrankt sind.’

Die Beitrage in diesem Jahresbericht zeigen auf, dass

- auch einfach und routinemaRig vorzunehmende Kirzungen
der anzuerkennenden Sonderausgaben fur Vorsorgeleistun-
gen bei einem Viertel der einschlagigen Félle unterlassen
wurden und zu entsprechenden Steuerausfallen fiihrten
(Tzn. 102 ff.),

- die zur Bekdmpfung des Umsatzsteuerbetruges angeordnete
monatliche Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen bei

! vgl. Jahresbericht 2002, Tz. 158 ff. mit weiteren Nachweisen sowie grundlegend

den Bericht Uber die Lage der Steuerverwaltung (Sonderbericht gem. § 99 LHO)
vom 21.01.1994
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95.

Warnzeichen wei-
sen auf Uberfor-
derung hin

Mengenbewalti-
gung vor Bearbei-
tungsqualitat

96.

Arbeitserschwer-
nisse durch kom-
pliziertes Recht
und haufige Ande-
rungen

neuen Unternehmen sehr oft nicht eingefordert wurde und
auch nach zusatzlicher Weisung der Finanzamtsleitung wei-
terhin in 75% der Falle unterlassen wurde (Tzn. 108 ff.),

- der steuermindernde Ausgleich von Verlusten mit anderen
Einkiinften in Millionenhdéhe zugelassen wurde, ohne dass
einschlagige Ausgleichsbeschrankungen gepriift und die dazu
erforderlichen und zumeist komplizierten Berechnungen vor-
genommen wurden (Tzn. 113 ff.),

- der ,Kauf‘ von Verlustvortrdgen im Wege des sog. Mantel-
kaufs steuerlich ebenfalls in Millionenhéhe ungeprift aner-
kannt wurde (Tzn. 116 f.),

- im Veranlagungsverfahren die zur Prifung erforderlichen
Fakten nicht auf den Tisch kamen, weil Teile der
Steuererkldrung von den Steuerpflichtigen nicht abgefordert
und andere Erkenntnisse nicht systematisch festgehalten
wurden (Tzn. 118 f.),

- die Verfolgung von Steuerstraftaten und Steuerordnungs-
widrigkeiten nicht hinreichend sichergestellt war; so wurde die
BuRgeld- und Strafsachenstelle (Bustra) von den Veranla-
gungsfinanzédmtern nicht durchgéngig Uber untersuchungs-
wilrdige Sachverhalte unterrichtet; die Bustra ihrerseits ver-
zichtete bei langjahrigen Erklarungsversaumnissen auf Vor-
ermittiungen und auch die Frage, ob eine Selbstanzeige im
konkreten Fall straf- oder buflgeldbefreiend wirkte, wurde
nicht immer mit ausreichender Grindlichkeit geprift
(Tzn. 125 ff.).

Folgerungen

Die festgestellten Fehler sind nicht hinnehmbar und insbesondere
dann, wenn sie bei Routinearbeiten auftreten, ein ernstes Warn-
zeichen. Mangel auch bei einfachen Vorgaben deuten auf ein
Ausweichen und eine Uberforderung hin. Derartige Unterlassun-
gen fuhren z.T. sogar dazu, dass flr den jeweiligen Fall steuerlich
relevante Tatsachen von vornherein unbekannt bleiben. Im Ergeb-
nis wird insoweit eine Bearbeitung vermieden.

Die Notwendigkeit, alle Steuerpflichtigen im Jahresrhythmus veran-
lagen zu miussen, fihrt offenbar zu einer Verengung des Blicks auf
die Mengenbewaltigung.? Die - demgegeniber mit gleicher Prioritat
einzufordernde - Bearbeitungsqualitat® steht zuriick.

Komplizierte Steuergesetze, die Anderungshaufigkeit des Steuer-
rechts und die daraus resultierenden unterschiedlichen Anwen-
dungsbefehle fir die einzelnen Veranlagungszeitrdume erschwe-
ren die Arbeit erheblich.* Dennoch miissen die Falle entsprechend

zu Fehlsteuerungen durch statistische Anschreibungen vgl. Jahresbericht 1998,
Tz. 533 fur den Bereich der Lohnsteuer-Aulienprifung.

3 vgl. Jahresbericht 2002, Tzn. 169 f.

* vgl. Jahresbericht 2002, Tz. 165 und Sonderbericht , a.a.0. (Fn. 1), Tzn. 40 ff.
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98.

99.

100.

der jeweils geltenden Rechtslage ordnungsgemaf bearbeitet wer-
den. Fehler versto3en nicht nur gegen das Steuerrecht, sondern
verletzen immer auch die Belastungsgleichheit der Steuerbiirger.®

Die Steuerverwaltung ist bestrebt, den ordnungsgemafien Vollzug
der Steuergesetze durch Verfligungen, Besprechungen, Arbeitshil-
fen, Geschaftspriifungen® und FortbildungsmaRnahmen abzusi-
chern.” Dennoch fiihren die Prifungen des Rechnungshofs und der
in seinem Auftrag tatigen Vorpriifungsstelle® immer wieder zu viel-
faltigen Mangelfeststellungen und z.T. hohen Fehlerquoten. Hier-
auf wird mit punktuell wirkenden MalRnahmen reagiert, die jedoch
keine kontinuierliche Qualitatskontrolle gewahrleisten.

Der Senat hat 1998 zum Sonderbericht des Rechnungshofs die
Auffassung vertreten, der gesetzliche Auftrag der Steuerverwal-
tung kénne mit dem inzwischen vorhandenen Personal in befriedi-
gender Weise erflillt werden.® Diese Auffassung kann - wenn sie in
qualitativer Hinsicht jemals zutreffend war - nicht langer aufrecht-
erhalten werden.” Hinzu kommt, dass die Steuerverwaltung nach
eigenen Angaben Schwierigkeiten hat, auch das Quantitatsziel,
d.h. die Erledigung des Jahrespensums innerhalb von 12 Monaten,
zu erreichen.

Forderungen

Es sind nachdriickliche Anstrengungen erforderlich, um die Ar-
beitslage der Steuerverwaltung gerade auch qualitativ zu stabilisie-
ren und zu verbessern.

Nach den Erkenntnissen des Rechnungshofs muss die Ergebnis-
qualitat deutlich gesteigert werden. Dazu bedarf es einer auf die
Arbeit der Finanzamter einwirkenden kontinuierlichen Qualitatssi-
cherung. Der Unterausschuss ,Prifung der Haushaltsrechnung®
hat bereits im Anschluss an den Jahresbericht 2002 auf der Grund-
lage friiherer AuRerungen des Senats" die Notwendigkeit alsbaldi-
ger Fortschritte erdrtert und die Finanzbehorde gebeten, ihm bis
zum 30.04.2004 ein Uber den bisherigen Standard hinausgehen-
des Konzept zur Qualitatssicherung in der Steuerverwaltung vorzu-
legen.

Daruber hinaus missen die gesetzlichen Rahmenbedingungen fur
die Arbeit der Steuerverwaltung entschieden verbessert werden.

® vgl. Jahresbericht 2002, Tz. 165 und Sonderbericht, a.a.0. (Fn. 1), Tz. 47
Geschéftsprifungen der Fachreferate oder Prifungen des Fachlichen Prif-
dienstes der Oberfinanzdirektion

zu Defiziten bei der Bereitstellung von Arbeitshilfen vgl. allerdings unten Tz. 120

8 vgl. § 100 LHO

vgl. Bericht des Haushaltsausschusses, Birgerschaftsdrucksache 16/2529 vom
25.05.1999, S. 27 f,, vgl. dazu auch Birgerschaftsdrucksache 16/1074 vom
23.06.1998, S. 3

vgl. zu der fir die Besteuerung entscheidenden Sachverhaltsermittiung den Jah-
resbericht 2002, Tzn. 159 (m.w.N.), 166 und 169

Der Senat hatte 1998 erklart, dass die Qualitatssicherung eines der Hauptziele
der Steuerverwaltung in den kommenden Jahren sei, vgl. Bericht des Haus-
haltsausschusses, Biirgerschaftsdrucksache 16/2529 vom 25.05.1999, S. 28

5}
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Nur eine grundle-
gende Vereinfa-
chung des Steuer-
rechts ist zielfuih-
rend

Begrenzte Res-
sourcen bedingen
Kostenbewusst-
sein Hamburgs
bei der Steuerge-
setzgebung

101.

Gemeinsame Inte-
ressen der Lander
aufdecken

Konkrete Umset-
zungsschritte in
Angriff nehmen

Der Rechnungshof hat 1994 naher dargelegt, dass sowohl im Hin-
blick auf das auch fur die Einnahmeerhebung geltende Wirtschaft-
lichkeitsprinzip als auch auf den Grundsatz der VerhaltnismaRig-
keit die Besteuerung mit moglichst geringem Mittelaufwand gesi-
chert werden sollte.” Zielfiihrend ist nur eine grundlegende Verein-
fachung des Steuerrechts, so dass es mit vertretbarem Aufwand
- auch der Steuerpflichtigen - gleichmaRig und vollstandig zur Gel-
tung gebracht werden kann. Das Auseinanderklaffen der weitge-
henden Kompetenzen des Bundes und der Verantwortung der
Lander fir die Finanzierung des notwendigen Personals in den Fi-
nanzamtern zwingt auf Landesebene zur Riickbesinnung auf die
eigenen Finanzierungsmoglichkeiten. Dies erfordert die nachhalti-
ge Anstrengung jedes einzelnen Landes - also auch Hamburgs -,
bei der Gesetzesvorbereitung und der Beratung im Bundesrat die
Vollziehbarkeit und die Kosten des jeweiligen Steuergesetzes zu
einem entscheidenden BewertungsmaRstab zu machen.™

FUr die konkrete Praxis der Ministerialverwaltungen bedeutet dies,
dass die grundlegende Veranderung der einzelnen Steuergesetze
Schritt fir Schritt mindestens mit der gleichen Intensitat betrieben
werden muss wie die fortlaufende Abstimmung Uber steuerliche
Zweifelsfragen und die Ausarbeitung erlduternder Ausflihrungsbe-
stimmungen, derer es trotz oder gerade wegen der komplizierten
gesetzlichen Regelungen immer wieder bedarf.” Gefordert ist das
Aufdecken der gemeinsamen Interessen Hamburgs und der ande-
ren Lander wie auch Uberzeugungsarbeit im Wechselspiel zwi-
schen fachlicher und politischer Ebene mit dem Ziel konkreter Um-
setzungsschritte fiir grundlegende Vereinfachungen. Das in der Fi-
nanzministerkonferenz am 28.06.2001 behandelte Thesenpapier
zur Steigerung der Effizienz und Effektivitat der Steuerverwaltung
sowie der darin enthaltene Appell an den Gesetzgeber, das Steu-
errecht auch im Interesse des Birgers grundlegend zu vereinfa-
chen und die Steuerverwaltung von Aufgaben der Wirtschaftsfor-
derung, der Vermogensbildung und der Familienférderung zu ent-
lasten™, zeigen, dass die Notwendigkeiten erkannt worden sind.
Konkrete Umsetzungsschritte sind bislang jedoch noch nicht sicht-
bar. Der Rechnungshof bekraftigt daher seine Forderung, auf die-
sem bereits im Sonderbericht aus dem Jahre 1994 vorgezeichne-
ten Weg'® weiter voranzuschreiten.

'2 ygl. Sonderbericht, a.a.0. (Fn. 1), Tzn. 65 ff.

'3 vgl. Sonderbericht, a.a.0. (Fn. 1), Tzn. 62 und 80

" vgl. z.B. das Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 16.04.1999
zum korperschaftsteuerlichen Verlustabzug, BStBl. 1999 | S. 455, und unten
Tzn. 116 ff.

'3 vgl. dazu auch Jahresbericht 2002, Tz. 165 (Fn. 17)

'8 vgl. Sonderbericht, a.a.0. (Fn. 1), Tz. 81
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103.

Finanzbehorde
- Oberfinanzdirektion -

Klirzung der Hochstbetrage
fur Vorsorgeaufwendungen

In zwei Finanzdmtern sind Steuern in Hohe
von fast 300.000 Euro nicht erhoben worden,
weil Versicherungsbeitrage liber die gesetzli-
chen Hoéchstbetrage hinaus als Sonderaus-
gaben anerkannt worden sind. Damit wurde
auch die Lastengerechtigkeit zwischen Steu-
erpflichtigen mit verschiedenen Typen der Al-
tersvorsorge nicht gewahrt.

Angesichts der in jeder vierten Akte festge-
stellten Fehler besteht erhebliche Sorge,
dass es bei den Hamburger Finanzadmtern
insgesamt zu Steuerausfallen in Millionenho-
he kommt. Das muss verhindert werden.

Versicherungsbeitrdge, die der Absicherung persdnlicher Risiken
dienen (sog. Vorsorgeaufwendungen), kdnnen bei der Ermittlung
des zu versteuernden Einkommens in bestimmtem Umfang vorweg
als Sonderausgabe abgezogen werden. Die entsprechenden
Hochstbetrage' vermindern sich fir Arbeitnehmer um 16 % der
Einnahmen aus nichtselbststandiger Arbeit, wenn der Arbeitgeber
Beitragsanteile zur gesetzlichen Rentenversicherung leistet oder
die Altersversorgung des Arbeitnehmers anderweitig abgesichert
ist.> Die Kiirzung des Vorwegabzugs von Versicherungsbeitragen
dient dazu, Lastengerechtigkeit zwischen denjenigen, die - wie z.B.
Selbststandige - ihre Altersvorsorge vollen Umfangs selbst finan-
zieren, und denjenigen, die von entsprechendem Aufwand ganz
oder teilweise entlastet sind, herzustellen.

Die nach § 100 LHO bei der Oberfinanzdirektion (OFD) eingerich-
tete und vom Rechnungshof beauftragte Vorprifungsstelle hat
aufgrund von Stichproben in zwei Finanzamtern festgestellt, dass
der Sonderausgabenabzug in 91 von 347 Steuerakten - das sind
mehr als 26 % der gepruften Akten - fehlerhaft war. Insgesamt
wurden 175 Fehler festgestellt. So wurde der Vorwegabzug nicht
gekulrzt, obwohl

1

im Veranlagungszeitraum 2002 3.068 Euro fur Ledige und 6.136 Euro fir Verhei-
ratete

z.B. bei Beamten, Richtern, Soldaten, Geistlichen und Vorstandsmitgliedern mit
vertraglich vereinbarter Anwartschaft auf eine Altersversorgung

2
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Steuern in Hohe
von fast
300.000 Euro
nicht erhoben

104.

Mangel trotz rich-
tiger Angaben der
Steuerpflichtigen

105.

Erhebliche Gefahr
von Steuerausfal-
len in Millionen-
hdhe

106.

- die Steuerpflichtigen eindeutig angegeben hatten, dass sie
Anspruche auf Altersversorgung ohne eigene Beitragsleistung
hatten,

- auf der Lohnsteuerkarte Zahlungen der Arbeitnehmer zur So-
zialversicherung oder steuerfreie Zuschiisse zur Krankenver-
sicherung durch den Arbeitgeber bescheinigt waren,

- dies beim Lohnsteuerabzug mit erkennbar gekirzter Vorsor-
gepauschale nicht generell, sondern nur fir eine bestimmte
Personengruppe (Versorgungsempfanger) zuldssig gewesen
ware,’

- keine Angaben oder Erkenntnisse vorlagen, die den unge-
kirzten Vorwegabzug gerechtfertigt hatten.

Bei der Veranlagung von geschéftsfuhrenden GmbH-Gesellschaf-
tern, deren sozialversicherungsrechtliche Stellung und eventuelle
Absicherung durch eine Versorgungszusage der Gesellschaft nicht
immer eindeutig zu erkennen ist, wurde haufig versaumt, einen
nach der Steuererklarung unklaren Sachverhalt abschlieffend auf-
zuklaren.

Die durchschnittliche steuerliche Auswirkung pro bezifferbarem
Bearbeitungsfehler betrug nach den Feststellungen der Vorpri-
fungsstelle rd. 1.800 Euro. Dadurch waren die Einkommensteuer-
festsetzungen in den beiden gepriften Finanzamtern insgesamt
um rd. 282.000 Euro zu niedrig. 55.000 Euro kénnen noch durch
Anderung der Steuerbescheide nacherhoben werden; weit Gber
200.000 Euro sind jedoch verloren. Das Gebot der rechtzeitigen
und vollstandigen Einnahmeerhebung (§ 34 LHO) ist dadurch ver-
letzt worden.

Die Mangel waren nach den Feststellungen der Vorprifungsstelle
in der weit Uberwiegenden Zahl der Félle nicht durch die unrichtige
Beurteilung schwieriger Rechtsfragen, sondern durch eine falsche
Umsetzung der klaren Angaben der Steuerpflichtigen bedingt. An-
zeichen, dass bestimmte Organisationsformen bzw. Veranla-
gungsbereiche starker von Fehlern betroffen waren, gab es nicht.

Die in zwei Finanzdmtern unterschiedlicher Organisationsform
festgestellte hohe Quote fehlerhaft bearbeiteter Akten begrindet
die erhebliche Sorge, dass in Hamburg insgesamt Steuereinnah-
men in Millionenhéhe ausfallen. Dies ist weder fiskalisch noch im
Hinblick auf die auch im Gesetzesvollzug zu gewahrleistende Be-
lastungsgleichheit hinnehmbar.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefordert, fur alle
Finanzamter auch im Ergebnis sicherzustellen, dass nennenswerte
Steuerausfalle dieser Art verhindert werden.

3 Bei Unklarheiten hatte hier zumindest der Sachverhalt weiter aufgeklart werden
mussen.
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108.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Finanzbehorde stimmt mit dem Rechnungshof Uberein, dass
die unterlassene Kirzung der Hochstbetrage nicht hinnehmbar ist.
Die OFD hat die Feststellungen der Vorprifungsstelle zum Anlass
genommen, im Rahmen einer Hauptsachgebietsleiter-Bespre-
chung auf die fiskalische Bedeutung der Kirzung des Vorwegab-
zugs von Versicherungsbeitragen hinzuweisen. AuRerdem wurden
die Bearbeiter im Rahmen einer fachlichen Unterweisung durch
spezielle Beispielsfalle auf die Problematik aufmerksam gemacht.
Die OFD halt diesen Weg fur erfolgversprechender als zusatzliche
schriftiche Anweisungen. Die Finanzbehdérde geht davon aus,
dass neben dem Wissen um die Fallgestaltungen auch die Sensi-
bilitat fir die steuerlichen Auswirkungen erhéht werde und somit in
Zukunft von einer richtigen Bearbeitung der Falle ausgegangen
werden koénne.

Bekampfung des Umsatz-
steuerbetrugs durch neue
Voranmeldungsregelung

In einem Finanzamt wurde die Einhaltung ei-
ner zur Bekdmpfung des Umsatzsteuerbe-
trugs eingefilhrten Regelung nur unzurei-
chend liberwacht. Die Fehlerquote betrug fast
40 %. Trotz Beanstandung durch den Rech-
nungshof wurde zunachst nur ein Viertel der
Falle richtig gestellt.

Umsatzsteuerbetrug durch Scheinunternehmer

Umsatzsteuerbetrug wird vielfach dadurch begangen, dass sog.
Karussellgeschéafte organisiert werden. Dabei werden - unter Aus-
nutzung der Regelungen fir die Umsatzbesteuerung innergemein-
schaftlicher Leistungen und Erwerbe - grenziiberschreitende und
typischerweise kreisférmige Lieferketten aufgebaut. Auf einer oder
mehreren Stufen dieser Lieferkette zieht der jeweilige Empfanger
einer Lieferung Vorsteuer ab, ohne dass der Lieferant - ein sog.
Scheinunternehmer - in gleicher Hohe Umsatzsteuer anmeldet und
entrichtet. Die Scheinunternehmer sind oft nur kurze Zeit tatig.
Wenn das Finanzamt erste Zwangsmalfinahmen einleitet, wird hau-
fig Insolvenzantrag gestellt oder die Unternehmer verschwinden
spurlos.

Um Scheinunternehmer als geféhrlichstes Glied der betrlgeri-

schen Lieferkette schneller als bisher enttarnen zu koénnen,
schreibt das Umsatzsteuergesetz (UStG) seit dem 01.01.2002 vor,
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Kurzer Voranmel-
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110.

Schleppende
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111.

dass ein Unternehmer seine Umsatzsteuervoranmeldungen in den
ersten beiden Kalenderjahren nach Aufnahme seiner beruflichen
oder gewerblichen Tatigkeit grundsatzlich monatlich abzugeben
hat, und zwar auch dann, wenn er nach allgemeiner Regelung nur
vierteljahrlich oder keine Voranmeldungen abgeben misste.’

Feststellungen

Der Rechnungshof hat in einem Finanzamt samtliche Falle, in
denen Unternehmer ihre berufliche oder gewerbliche Tatigkeit
nach dem 31.12.2001 aufgenommen hatten, gepruft und festge-
stellt, dass durchschnittlich 37,8 %, in einzelnen Dienststellen bis
zu 72 % der Falle fehlerhaft bearbeitet worden waren. Die Bearbei-
ter hatten - abweichend von der neuen Vorschrift - keine monatli-
che Uberwachung des Eingangs der Umsatzsteuervoranmeldun-
gen sichergestellt und flhrten die Steuerpflichtigen als Unterneh-
mer, die nur in gréReren Zeitabstdnden Umsatzsteuer anzumelden
und abzuflhren hatten. Auf Nachfrage stellte sich heraus, dass ei-
nige Bearbeiter die neue Vorschrift im konkreten Fall fiir unzweck-
mafig oder zumindest fiir auslegungsbedirftig hielten, wahrend
sich andere nach den - aufgrund veralteter Vordrucke unzutreffen-
den - Angaben der Steuerpflichtigen richteten, anstatt das Gesetz
zu beachten. Der Rechnungshof hat im Hinblick auf die aktuelle
steuerpolitische Bedeutung der neuen Regelung ihre Missachtung
als gravierenden Rechtsverstol3 beanstandet.

Die Amtsleitung hat angeordnet, alle einschlagigen Falle, in denen
die Uberwachung der Abgabe der Voranmeldungen im Monats-
rhythmus nicht sichergestellt war, unverzlglich richtig zu stellen.
Dennoch hat der Rechnungshof sechs Wochen spater festgestellt,
dass rd. 75 % der fehlerhaft bearbeiteten Falle weiterhin nicht ge-
setzeskonform Uberwacht wurden. Die neuerlichen Feststellungen
des Rechnungshofs haben zu einer scharfen Reaktion der Amtslei-
tung mit Fristsetzung gefuhrt. Dass eine Amtsverfugung in diesem
Umfang nicht befolgt wird, ist nicht hinnehmbar.

Forderungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

- die fehlerhaft bearbeiteten Falle zu tberpriifen und die Uber-
wachung der monatlichen Abgabe der Umsatzsteuervoran-
meldungen sicherzustellen,

- in allen Gbrigen Finanzamtern eine vergleichbare Uberprifung
der einschlagigen Falle zu veranlassen,

' vgl. § 18 Abs. 2 Satz 4 UStG i.d.F. des Gesetzes zur Bekampfung von Steuer-
verkirzungen bei der Umsatzsteuer und zur Anderung anderer Steuergesetze
(Steuerverkirzungsbekdmpfungsgesetz - StVBG) vom 19.12.2001, BGBI. |
S. 3922; zur Begrindung vgl. BT-Drucksache 14/6883, S. 8 (zu Art. 1 Nr. 2 des
Gesetzentwurfs der Bundesregierung)
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- die Bearbeiter mehr als bisher Uber Sinn und Zweck der Be-
stimmung aufzuklaren und zugleich deren strikte Beachtung
einzufordern,

- die Einhaltung der Bestimmung im maschinellen Verfahren
zur Uberwachung der Umsatzsteuervoranmeldungen tech-
nisch abzusichern,

- die durchgéngige Verwendung der verspatet an die neue
Rechtslage angepassten Fragebogen zur steuerlichen Erfas-
sung von Gewerbebetrieben, freiberuflichen Tatigkeiten und
Gesellschaften sicherzustellen.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Oberfinanzdirektion hat die anfangliche Information der Be-
diensteten Uber die geanderte Rechtslage fiir ausreichend gehal-
ten, unter dem Eindruck der Feststellungen des Rechnungshofs
aber eingerdumt, dass die Beachtung dieser Rechtslage durch
weitere Informationsmafinahmen sichergestellt werden muss. Seit
November 2002 finden maschinelle Plausibilitatskontrollen statt. In
den (brigen, nicht vom Rechnungshof gepriiften Finanzamtern
werden alle regelwidrig bearbeiteten Falle tGberprift und richtig ge-
stellt.

Beschrankungen des
Verlustausgleichs und
des Verlustabzugs

Steuervorschriften zur Beschrankung des
Verlustausgleichs und des Verlustabzugs
sind in erheblichem Umfang nicht beachtet
worden.

Bei Personengesellschaften ist die Feststel-
lung verrechenbarer Verluste in Héhe von
mehr als 1 Mio Euro unterblieben, so dass die
Verluste zur sofortigen Gewinnminderung ge-
fiihrt haben.

Bei Korperschaften sind Verlustabziige aner-
kannt worden, ohne zu priifen, ob ein Fall des
sog. Mantelkaufs vorlag und der Verlustab-
zug deshalb ausgeschlossen war.
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Begrenzung des Verlustausgleichs bei Kommandi-
tisten

§ 15a Einkommensteuergesetz (EStG) schrankt den Ausgleich von
Verlusten des Kommanditisten mit anderen Einkinften ein.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass 64 % der gepriften Falle
durch falsche Anwendung des Rechts fehlerhaft bearbeitet worden
sind. Wegen der Bearbeitungsmangel wurden Verluste in Héhe
von uber 1,1 Mio Euro zum sofortigen Verlustausgleich zugelas-
sen. Dies hat unmittelbar zu Steuerausfallen gefuhrt. Die Verluste
hatten als sog. verrechenbare Verluste festgestellt werden miissen
und waren dann nur mit spateren Gewinnen aus der Beteiligung an
der Kommanditgesellschaft verrechenbar gewesen.

In weiteren Fallen hat der Rechnungshof die Unzuldnglichkeit der
Sachverhaltsermittlungen beanstandet. So hatten die Veranla-
gungsstellen anhand von Auszigen aus dem Handelsregister so-
wie anhand der maRlgeblichen Gesellschaftsvertrage prifen mus-
sen, ob die vom Steuerpflichtigen erklarungsgemafl behauptete
Maoglichkeit des Verlustausgleichs tatsachlich gegeben war. Dieses
.Handwerkszeug" haben sie sich in den beanstandeten Fallen
nicht beschafft. Darliber hinaus sind auch maschinelle Priufhinwei-
se, die den Bearbeiter auf die Notwendigkeit einer Prifung der
Ausgleichsfahigkeit von Verlusten hinweisen sollen, nicht beachtet
worden.

Die Gefahr von Rechtsanwendungsfehlern wie auch die Neigung
zur Missachtung der maschinellen Priifhinweise ware geringer ge-
wesen, wenn die Bearbeiter friihzeitig durch ein Rechenprogramm
unterstutzt worden waren. Der Fachliche Prifdienst der Oberfi-
nanzdirektion (OFD) hatte die Notwendigkeit einer solchen Hilfe-
stellung schon 1988 erkannt, aber erst seit 2000 steht das ent-
sprechende Programm zur Verfigung. Obgleich danach eine
grundlegende Besserung der Lage zu erwarten gewesen ware,
blieb die Arbeitsweise der Bearbeiter nahezu unverandert. Dies be-
ruhte auf einer sehr unzureichenden Begleitung der Programmein-
fuhrung. Im Ergebnis wurden nur 10 % der Falle automationsun-
terstitzt bearbeitet. Dass diese Falle ohne Ausnahme fehlerfrei
bearbeitet worden waren, belegt den konkreten Nutzen der Hilfe-
stellung.

Der Rechnungshof hat zur grundlegenden Verbesserung der
Arbeitsergebnisse Fortbildungsmalinahmen, eine praxisnahe Ar-
beitsanleitung, stérkere Fachaufsicht durch die Sachgebietsleiter
und amtsinterne Beratungsmadglichkeiten bei Spezialisten aus dem
Kreis der Bearbeiter gefordert. Zur Unterstitzung der Fortbildung
hat der Rechnungshof noch wahrend des Priifungsverfahrens dem
Bildungszentrum der Hamburger Steuerverwaltung eine Lehrunter-
lage zur Verfugung gestellt, die anhand einer Fallsammlung die
praktischen Probleme der Rechtsanwendung verdeutlicht.
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Der Rechnungshof hat dartber hinaus verlangt, die bei einer Pro-
grammeinfiihrung unabdingbaren BegleitmaRnahmen nachzuholen
und dadurch fur eine durchgreifende Akzeptanz der seit 2000 vor-
handenen Rechenprogramme zu sorgen.

Im Hinblick auf die komplizierte Regelungstechnik des geltenden
Gesetzes hat der Rechnungshof gefordert, den Gesichtspunkt der
Vollziehbarkeit des Steuerrechts auf Bund-Lander-Ebene nach-
driicklich zur Geltung zu bringen." Ware der Gesetzgeber seiner-
zeit einem Vorschlag der Grofien Steuerreformkommission aus
dem Jahre 1971 gefolgt, gabe es das aufwandige Verfahrens der
jahrlichen Feststellung aller nicht ausgleichsfahigen und damit nur
verrechenbaren Verluste heute nicht. Im Gesetzestext hatten 42
anstelle von mehr als 550 Wortern ausgereicht.

Verlustabzug bei Kapitalgesellschaften

Verluste, die im Jahr ihrer Entstehung steuerlich keine Wirkung
entfalten, kdnnen eingeschrankt von den Einklinften des Vorjahres
und uneingeschrankt von den Einklnften der Folgejahre abgezo-
gen werden (§ 10d EStG). Um zu verhindern, dass die Moglichkeit
des Verlustabzugs durch bloRen Kauf von verlustbehafteten Fir-
menmanteln® herbeigefiihrt wird, sieht § 8 Abs. 4 Koérperschaft-
steuergesetz (KStG) vor, dass der Verlustabzug bei einer Korper-
schaft nur dann zulassig ist, wenn diese auch wirtschaftlich mit
derjenigen Korperschaft identisch ist, die den Verlust erlitten hat.
§ 8 Abs. 4 KStG enthalt eine Legaldefinition fir fehlende wirtschaft-
liche Identitat, die 1997 verscharft worden ist.* Es hatten sich Um-
gehungsmadglichkeiten gezeigt, aufgrund derer Verlustvortrage in
Milliardenhéhe weiterhin genutzt werden konnten.®

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass § 8 Abs. 4 KStG in der
Praxis keine Aufmerksamkeit geschenkt wird. Obgleich sich den
untersuchten Steuerakten entnehmen liel3, dass jeweils mehr als
50 % der Anteile Ubertragen worden waren, wurde in keinem der
hinsichtlich des Verlustvortrags schon bedeutenderen Falle® ge-
prift, ob die Kapitalgesellschaft nach der Anteilsiibertragung mit
neuem Betriebsvermdgen in einem das bisherige Betriebsvermo-
gen Uberwiegenden Umfang ausgestattet worden war.

zur Notwendigkeit eines wirtschaftlich vollziehbaren Steuersystems vgl. Sonder-
bericht des Rechnungshofs Uber die Lage der Steuerverwaltung vom 21.01.1994,
Tz. 72; vgl. im Ubrigen auch unten Tz. 123

vgl. dazu Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, Koin 1989,
7. Auflage, S. 393 f.

zum ,Kauf" von Verlustvortragen vgl. beispielhaft Wirtschaftswoche Nr. 21 vom
15.05.1997, S. 78 (,Guter Schnitt - Steuern sparen durch Verlustvortrage ist be-
wahrte Konzernstrategie. Wer keine hat, kauft sich welche")

§ 8 Abs. 4 KStG in der Fassung des Gesetzes zur Fortsetzung der Unterneh-
menssteuerreform vom 29.10.1997, BGBI. 1997 | S. 2590

Das Bundesfinanzministerium ging nach damaligen Berechnungen von Verlust-
vortragen in H6he von 250 Mrd DM (128 Mrd Euro) aus, vgl. Handelsblatt vom
24.05.1997.

Der jeweilige Verlustvortrag belief sich auf 50.000 Euro und mehr.
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Vollzugsmangel
bei komplexem
Recht und Mas-
senverfahren

Soweit es fur die Jahre 1997 und 1998 wegen der Gesetzesande-
rung generell maschinelle Prifhinweise gegeben hatte, waren die-
se in den vom Rechnungshof untersuchten Fallen zwar teilweise
mit einem Erledigungshaken oder dem handschriftichen Hinweis
.bearbeitet" versehen. Die Tatsache, dass keine Ermittlungsergeb-
nisse zur Zufiihrung neuen Betriebsvermdgens festgehalten wor-
den sind, I&sst jedoch nur den Schluss zu, dass eine Priufung tat-
séachlich nicht stattgefunden hat.

Allein in den 26 vom Rechnungshof untersuchten Fallen mit An-
teilsibertragungen im Umfang von mehr als 50 % wurden so
8,1 Mio Euro Verluste zum Abzug zugelassen, ohne § 8 Abs. 4
KStG als Versagungstatbestand zu priifen.

Dieser Befund ist in erheblichem Umfang darauf zurtickzufiihren,
dass die in den Steuerakten enthaltenen Informationen Uber die
Anteilseigner und den Wechsel von Anteilseignern regelwidrig
nicht in einem entsprechenden Uberwachungsbogen zusammen-
gefihrt worden sind. Deshalb waren sich die Bearbeiter schon 0-
ber die mehr als 50 %-ige Anteilsibertragung nicht im Klaren. Bei
einer weiteren Priifung von 136 Verlustfeststellungsfallen betrug
die Quote der Beanstandungen wegen fehlender Uberwachungs-
bogen rd. 70 %; sie erreichte bei 76 neu angelegten Steuerakten
sogar 85 %.

Dariiber hinaus sind auch obligatorische Angaben der Kapitalge-
sellschaften zu den Anteilseignern, die dem Sachbearbeiter eine
von vornherein geordnete Information geben sollen, nicht konse-
quent eingefordert worden. Drei Viertel der Falle, in denen der Ver-
lustabzug ohne Priifung des § 8 Abs. 4 KStG zugelassen worden
war, litten darunter, dass die entsprechende Anlage zur Koérper-
schaftsteuererklarung entweder ganz fehlte oder in dem hier inte-
ressierenden Punkt nicht ausgefullt war.

Der Rechnungshof hat die gravierenden Bearbeitungsmangel be-
anstandet. Er hat darum gebeten, die Priifung des § 8 Abs. 4 KStG
in den von ihm aufgegriffenen Einzelfallen nachzuholen. Erst dann
steht fest, ob in den aufgegriffenen Fallen der Verlustabzug héatte
versagt werden muissen und inwieweit es Uber das Ermittlungsde-
fizit hinaus auch zu Steuerausfallen gekommen ist.

Der Rechnungshof hat dariiber hinaus eine durchgreifende Ande-
rung des derzeitigen Zustands gefordert. Dabei kommt es zum ei-
nen darauf an, allgemeine Weisungen zur Aktenfiihrung durchzu-
setzen und auch beim Steuerpflichtigen die von ihm geschuldeten
Erklarungen einzufordern. Zum anderen miissen Arbeitshilfen be-
reitgestellt werden, um den komplizierten Vollzug der Vorschrift zu
unterstutzen.

Auf eine Anfrage des Bundesministeriums der Finanzen hin hat die
Finanzbehoérde ausgefiihrt, dass Vollzugsméangel Ausdruck ,des
allgemeinen Phanomens der tatsachlichen Moglichkeiten des Ver-
anlagungsdienstes im Spannungsfeld zwischen der Komplexitat
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des Rechts und dem Massenverfahren der Veranlagung" seien.’
Diese Einschatzung ist bemerkenswert, weil Hamburg bei der An-
derung des § 8 Abs. 4 KStG im Jahre 1997 eine hervorgehobene
Rolle gespielt hat:

§ 8 Abs. 4 KStG wurde durch das Gesetz zur Fortfihrung der Un-
ternehmenssteuerreform® gedndert, nachdem die Lander Hamburg
und Nordrhein-Westfalen im Vermittlungsausschuss initiativ ge-
worden waren.® Die Anderung des § 8 Abs. 4 KStG wurde initiiert,
obwohl die strukturellen Vollzugsprobleme schon in der urspringli-
chen Fassung des § 8 Abs. 4 KStG angelegt waren. Eine quali-
tatssichernde Wirkungskontrolle, wie das wegen der Gefahr hoher
Steuerausfalle unter besonderer Mitwirkung Hamburgs verscharfte
Gesetz von den Finanzédmtern vollzogen wird, hat es nicht gege-
ben.

Die Finanzbehdérde hat darauf hingewiesen, dass eine Steuer-
rechtsnorm nicht nur durch Verwaltungsvollzug wirksam werde,
sondern auch einen praventiven Effekt entfalte. Dieser Effekt mag
fiskalisch durchaus von Gewicht sein. Das Vertrauen auf ihn darf
aber nicht dazu fihren, den Gesetzesvollzug zu vernachlassigen.
Verfassungsrechtlich problematisch ware es, wenn Rechtsnormen
in Kenntnis offenkundiger Vollziehbarkeitsdefizite mit dem vorran-
gigen Ziel praventiver Effekte geschaffen wiirden."

Rechtsnormen, die nur mit einem in der Praxis nicht leistbaren
Aufwand vollzogen werden koénnen, beeintrachtigen auch die Voll-
standigkeit der Steuererhebung (vgl. § 34 Abs. 1 LHO). Der Rech-
nungshof hat deshalb erneut gefordert, die Vollzugseignung eines
Gesetzesvorhabens unter Beriicksichtigung der Personalressour-
cen und auch unter Berlcksichtigung der Wirtschaftlichkeit des
Personaleinsatzes zu einem wesentlichen Beurteilungsmalstab zu
machen." Die Verwaltung sollte dazu sowohl im Bund als auch in
den anderen Landern fachlich auf die Bildung einer entsprechen-
den gemeinsamen Uberzeugung hinwirken. Dabei gilt das Gebot
hinreichender Priifung der Vollzugseignung sowohl fiir die Mitwir-
kung bei den Vorarbeiten wie auch fir das Gesetzgebungsverfah-
ren selbst, an dem die Lander uber den Bundesrat beteiligt sind.

Stellungnahme der Verwaltung
Finanzbehérde und OFD haben die Beanstandungen zum Vollzug

der Verlustausgleichs- und -abzugsbeschrankungen akzeptiert und
entsprechende Verbesserungsmalnahmen zugesagt.

7 Schreiben der Finanzbehérde an das Bundesministerium der Finanzen vom
21.08.2002 - 53 - S 2745 - 01/97 -

® Gesetz vom 29.10.1997, BGBI. | S. 2590

® vgl. dazu auch BFH, Beschluss vom 18.07.2001 - | R 38/99 -, Bundessteuerblatt
2002 11 S. 27 (31)

"% zur verfassungsrechtlichen Bedeutung struktureller Erhebungsmangel vgl. Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom 27.06.1991 - 2 BvR 1493/89 -, BVerfGE 84,
239; dazu auch Sonderbericht, a.a.0. (Fn. 1), Tz. 39

" Zur Beriicksichtigung der Verwaltungskosten im Gesetzgebungsverfahren vgl.
auch Sonderbericht, a.a.0. (Fn. 1), Tz. 80
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Zum Verlustabzug bei Kapitalgesellschaften in den Fallen des sog.
Mantelkaufs hat die Finanzbehorde erklart, dass die vom Rech-
nungshof in dem gepriiften Finanzamt festgestellten Vollzugsdefizi-
te nicht hinnehmbar seien. Die Grinde mussten noch sorgfaltig
aufgearbeitet werden. Die Vollzugsdefizite konnten nicht in erster
Linie mit einer fehlenden Wirkungskontrolle durch die OFD und die
Finanzbehorde erklart werden.

Auf dem Gebiet der Automationsunterstiitzung seien bestimmte
Vorschlage bereits umgesetzt worden. Andere Mallnahmen wir-
den auf Bund-Lander-Ebene in Angriff genommen.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass eine im Rahmen der
Fachaufsicht wahrzunehmende Wirkungskontrolle dazu beigetra-
gen hatte, die noch zu klarenden konkreten Ursachen des Voll-
zugsdefizits friihzeitig zu erkennen und ihnen umgehend entge-
genzuwirken.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Verfolgung von
Steuerstraftaten und
Steuerordnungswidrigkeiten

Die BuBgeld- und Strafsachenstelle (Bustra)
ist nicht immer liber von ihr zu priifende und
zu entscheidende Sachverhalte unterrichtet
worden.

Fur die Nichteinleitung von strafrechtlichen
Ermittlungsverfahren ist z.T. ein zu strenger
MaRstab angelegt worden. Gebotene Vorer-
mittlungen werden nicht immer durchgefiihrt.
Die Bustra nimmt ihre strafprozessualen
Steuerungsaufgaben gegeniiber der Steuer-
fahndung nicht verfahrensleitend wahr.

Mit einer Rechtsianderung kénnten Verfah-
rensentlastungen bei der Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten wirksamer werden.

Steueraufkommen und Steuergerechtigkeit werden nicht nur durch
den Vollzug des materiellen und des formellen Steuerrechts gesi-
chert, sondern auch durch das Steuerstraf- und -ordnungswidrig-
keitenrecht. Generalpraventive Wirkung wird jedoch nur bei konse-
quenter Rechtsanwendung erzielt.
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Die Verfolgung von Steuerstraftaten, d.h. die Verfolgung von
vorsatzlichen Steuerverkirzungen (Steuerhinterziehungen),
liegt weitgehend in der Hand der beim Finanzamt Hamburg-
Neustadt-St. Pauli eingerichteten Bullgeld- und Strafsachenstelle
(Bustra) als Strafverfolgungsbehorde. lhr stehen die Befugnisse
der Staatsanwaltschaft zu, wenn sie das Ermittlungsverfahren
selbststéndig durchfihrt. Sie kann ggf. beim Richter den Erlass ei-
nes Strafbefehls beantragen. Die Staatsanwaltschaft wird im Er-
mittlungsverfahren nur unter bestimmten Voraussetzungen tatig.
Im Ubrigen ist es ihr vorbehalten, Anklage zu erheben, wenn der
Erlass eines Strafbefehls nicht in Betracht kommt.

Die Verfolgung von Steuerordnungswidrigkeiten, d.h. die Verfol-
gung leichtfertiger Steuerverkirzungen, ist Sache der Bustra in
ihrer Funktion als Verwaltungsbehorde.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Verfolgung von Steu-
erstraftaten und -ordnungswidrigkeiten nicht ausreichend gewahr-
leistet ist. Beanstandungen haben sich insbesondere in den Fest-
setzungsfinanzamtern und der Bustra ergeben.

Festsetzungsfinanzamter

Die Verfolgung von Steuerstraftaten und -ordnungswidrigkeiten
setzt voraus, dass die Bustra Hinweise auf mdgliche Verfehlungen
erhalt. Deshalb sind die Festsetzungsfinanzamter aufgrund bun-
deseinheitlicher Anweisungen verpflichtet, die Bustra Gber maogli-
che Verfehlungen zu unterrichten, und zwar nicht nur beim An-
fangsverdacht einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit', sondern
auch dann, wenn zur Klarung eines mdglichen Anfangsverdachts
noch Vorermittlungen der Bustra geboten sind.

Sowohl in den Veranlagungs- als auch in den Betriebspriifungs-
stellen der Festsetzungsfinanzadmter wurde gegen diese Unterrich-
tungspflicht verstol3en.

Ursachlich waren immer wieder Sachverhaltswiirdigungen, bei de-
nen nahe liegende Zweifel zugunsten eines Unterrichtungsver-
zichts unterdriickt wurden, wie das nachfolgende Beispiel zeigt:
Trotz eines nicht erklarten Gewinns aus der VerdulRerung einer
GmbH durch den Alleingesellschafter in Héhe von mehr als
650.000 Euro, der aufgrund einer Kontrollmitteilung aufgedeckt
worden war und zu Mehrsteuern im Umfang von fast 175.000 Euro
gefihrt hatte, blieb das Festsetzungsfinanzamt untatig, weil es we-
gen des Alters des Steuerpflichtigen von tber 80 Jahren vorsatzli-
ches oder leichtfertiges Handeln offenbar kategorisch ausschloss.

Bei Betriebsprifungen wurde Einlassungen der Steuerberater, ihre
Mandanten hatten Einklnfte ,versehentlich™ nicht erklart, bereit-
willig Glauben geschenkt. Einem Steuerpflichtigen wurde zugute
gehalten, er dirfe sich bei der Erklarung seiner Kapitaleinkiinfte

" vgl. § 152 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO)
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auf die Ertragnisaufstellung seiner Bank verlassen. Dem Umstand,
dass diese Aufstellung von Wertpapierertragnissen aber mit nega-
tiven Ertragen in Hohe von 28.000 Euro geendet hatte und dieses
Ergebnis auch im Vergleich mit den positiven Ertragen der Vor-
und Folgejahre (jeweils mehr als 160.000 Euro) véllig unplausibel
war, wurde keine Bedeutung beigemessen. Trotz der nicht uner-
heblichen Mehrsteuern von rd. 100.000 Euro erschien der Fall dem
Finanzamt nicht hinreichend bedeutsam, die Bustra zu unterrich-
ten. Derartige Vorkommnisse vermitteln den Eindruck, dass bei
Betriebsprifungen auch prifungstaktische Erwagungen eine Rolle
spielen. In einem Fall ist dies unumwunden zugegeben worden:
Die zeitnahe Realisierung der Steuern aus einem Mehrgewinn von
Uber 2 Mio Euro wurde als gefahrdet angesehen, wenn wegen ver-
schwiegener Einklnfte in Hohe von fast 60.000 Euro ein Strafver-
fahren eingeleitet worden ware.

Schliel3lich beruhten Unterrichtungsversdumnisse der Festset-
zungsfinanzamter auch auf der unzuldssigen Vorwegnahme ver-
fahrensbeendender Entscheidungen der Bustra, wenn z.B. erwar-
tet wurde, dass die Bustra wegen Geringfiigigkeit oder Feststellung
der strafbefreienden Wirkung einer Selbstanzeige auf eine Verfol-
gung der Straftat verzichten wiirde.

Der Rechnungshof hat gefordert, die konsequente Beachtung der
Unterrichtungstatbestédnde sicherzustellen und dafir Sorge zu tra-
gen, dass eine Unterrichtung auch in denjenigen Féllen stattfindet,
in denen zundchst Vorermittiungen der Bustra in Betracht kom-
men. Entscheidungszustandigkeiten der Bustra fiir die Einstellung
von Strafverfahren wegen Geringfligigkeit oder fiir die Feststellung
der strafbefreienden Wirkung von Selbstanzeigen dirfen nicht
durch Verzicht auf Unterrichtung unterlaufen werden. Restriktive
Arbeitsanleitungen missen, soweit sie den bundeseinheitlichen
Anweisungen zuwiderlaufen, Uberarbeitet werden.

BuBgeld- und Strafsachenstelle
Prufung eingehender Falle

Wird die Bustra von einem Festsetzungsfinanzamt Uber eine mog-
liche Verfehlung unterrichtet, muss sie prifen, ob der Anfangsver-
dacht einer Steuerstraftat oder -ordnungswidrigkeit bereits gege-
ben ist oder zunachst Vorermittlungen durchgefiihrt werden mis-
sen.

Ublicherweise findet nur eine abgekiirzte Priifung statt, die sich auf
den Aspekt des Anfangsverdachts beschrankt. Falle, in denen der
Anfangsverdacht einer Steuerstraftat oder -ordnungswidrigkeit ver-
neint wurde, wurden auf der Grundlage eines sog. Nichteinlei-
tungsvermerks an die Festsetzungsfinanzamter zurlickgegeben,
ohne dass die Durchfihrung von Vorermittlungen ernsthaft in Be-
tracht gezogen worden war. Dieses Defizit wiegt umso schwerer,
als an die Anforderungen fir den Anfangsverdacht einer Steuer-
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straftat- oder -ordnungswidrigkeit teilweise ein zu strenger Mafl3-
stab angelegt worden ist. Der Anfangsverdacht einer Straftat ist
gegeben, wenn konkrete Tatsachen nach kriminalistischer Erfah-
rung darauf hinweisen, dass eine verfolgbare Straftat begangen
worden sein konnte. Die Bustra hat jedoch gegenuber den Fest-
setzungsfinanzamtern im Ergebnis die Beweisbarkeit aller relevan-
ten Fakten gefordert und damit einen Mal3stab angelegt, der erst
nach Abschluss der Ermittlungen fur die Entscheidung Uber die
Erhebung der o6ffentlichen Klage malfigeblich ist (sog. hinreichen-
der Tatverdacht). Dieses Vorgehen hat zur Folge, dass Unklarhei-
ten im Sachverhalt nicht zum Gegenstand des strafprozessualen
Ermittlungsverfahrens, sondern zum Hindernis auf dem Weg dort-
hin werden.

Die Konsequenzen dieses Vorgehens wurden in denjenigen Fallen
besonders deutlich, in denen Steuerpflichtige oft jahrelang keine
Steuererklarungen abgegeben hatten und in denen das Finanzamt
die Besteuerungsgrundlagen schlief3lich geschatzt hatte: Anstatt
ein Ermittlungsverfahren zu eréffnen oder wenigstens mit Vor-
ermittlungen zu beginnen, wurde der Fall zuriickgegeben und das
fehlende Interesse der Bustra damit begrindet, dass straf- oder
-ordnungswidrigkeitenrechtlich nicht beweisbar sei, ob der Steuer-
pflichtige seiner friiheren Tatigkeit noch nachgehe und ob er im je-
weiligen Veranlagungszeitraum positive und damit verklrzungsre-
levante Einklnfte gehabt habe.

Der Rechnungshof hat gefordert, bei der Prifung des Anfangs-
verdachts den Malistab des § 152 Abs. 2 Strafprozessordnung
(StPO) zu beachten und, soweit ein Anfangsverdacht noch nicht
gegeben ist, die Mdglichkeit der Vorermittlungen zu nutzen. Auf
der Grundlage der hierdurch gewonnenen zusétzlichen Informatio-
nen ist abschlielend Uber die Einleitung oder Nichteinleitung eines
Straf- oder Buligeldverfahrens zu entscheiden. Dazu sind auch
Anderungen in bestimmten handlungsleitenden Verfliigungsvordru-
cken erforderlich.

Die Bustra sieht Vorermittlungen zumindest in den Féllen der
Erklarungsversdumnisse nicht vorrangig als ihre Aufgabe an. In
erster Linie seien die Festsetzungsfinanzamter gefordert, den
Sachverhalt durch AuRenprifungen (Betriebsprifung, Umsatz-
steuer-Sonderprifung usw.) aufzuklaren.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Veranlagungs- und Betriebs-
prifungsstellen der Finanzdmter nicht fur die Sachaufklarung im
strafrechtlichen Interesse zustandig und verantwortlich sind. Sofern
nach einer Schatzung der Besteuerungsgrundlagen kein weiter
gehendes Aufklarungs- und Prifungsinteresse im Besteuerungs-
verfahren besteht, ist es allein Sache der Bustra, die Sachaufkla-
rung fir Zwecke der Strafverfolgung zu betreiben. Dabei kann sie
sich ggf. der Steuerfahndung bedienen.

Fur die Verfolgung von Straftaten gilt grundsatzlich das Legalitats-
prinzip, wahrend bei der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten
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nach dem Opportunitatsprinzip verfahren werden kann. Die Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten kann somit auch in Abhangigkeit
von den zur Verfigung stehenden Ressourcen gesteuert werden.
Dieses System funktioniert aber nur dann, wenn Straftaten und
Ordnungswidrigkeiten ohne groferen Ermittlungsaufwand unter-
scheidbar sind. Das ist im Steuerstraf- und -ordnungswidrigkei-
tenrecht nicht der Fall. Wahrend sich Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten sonst schon im objektiven Tatbestand unterscheiden,
kommt es im steuerlichen Sanktionssystem ausschlieRlich auf den
subjektiven Tatbestand an, d.h. darauf, ob der Tater vorsatzlich
oder nur leichtfertig gehandelt hat. Dies hat zur Folge, dass die
verfahrensentlastende Wirkung des Opportunitatsprinzips erst
dann eintritt, wenn der Anfangsverdacht vorséatzlichen Handelns
definitiv ausgeschlossen ist. Im Ergebnis bedarf es eines nicht un-
erheblichen Aufwandes, um festzustellen, ob das Opportunitats-
prinzip im Einzelfall gilt.

Die derzeitige Abgrenzung der Steuerordnungswidrigkeiten von
den Steuerstraftaten ist unzweckmafig. Der Rechnungshof hat auf
eine madgliche Alternative anhand eines Expertenentwurfs zur
Strafrechtsreform der siebziger Jahre? hingewiesen und dazu auf-
gefordert, auf Bund-Lander-Ebene fiir eine Anderung der Rechts-
grundlagen einzutreten.

Zunachst wird die Steuerverwaltung aber dafiir Sorge tragen mus-
sen, dass eine Begrenzung des Arbeitsanfalls nicht mit unsachge-
mafen Mitteln herbeigeflhrt wird. Die Bustra wird bei der Beurtei-
lung des Anfangsverdachts den durch das geltende Recht gesetz-
ten MaBstab beachten und zuvor ggf. Vorermittiungen durchfiihren
mussen.

Selbstanzeigen und Verfahrenseinstellungen

Die Bustra hat bei Selbstanzeigen zu prifen, ob sie straf- oder
buBgeldbefreiend wirken. Diese Wirkung ist bei Steuerhinterzie-
hung u.a. in den Fallen ausgeschlossen, in denen die Tat im Zeit-
punkt der Selbstanzeige bereits entdeckt war und der Tater dies
wusste.

Hinterziehungszinsen muissen auch dann festgesetzt werden,
wenn der Tater Straffreiheit erlangt hat. Bei der Selbstanzeige ei-
ner Ordnungswidrigkeit ist die Festsetzung von Hinterziehungszin-
sen jedoch unzulassig. Auch bei Selbstanzeigen muss deshalb
stets gepriift werden, ob der Tater vorsatzlich oder nur leichtfertig
gehandelt hat.

In dieser Hinsicht wurden Selbstanzeigen nicht immer mit der
nétigen Sorgfalt gepruft. So wurde etwa die Einlassung von Steu-
erpflichtigen, dass sie sich anlasslich der Anklindigung einer Be-
triebsprifung daran ,erinnert" hatten, Kapitaleinklinfte im Umfang

2 vgl. Lampe/Lenckner/Stree/Tiedemann/Weber, Alternativ-Entwurf eines Strafge-

setzbuches, Besonderer Teil, Straftaten gegen die Wirtschaft, Tibingen 1977
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von 300.000 Euro nicht erklart zu haben, als Hinweis auf die
Leichtfertigkeit der Steuerverkirzung gewertet, ohne auch nur im
Ansatz zu prufen, ob es sich um eine Schutzbehauptung und im
Ergebnis um eine vorsatzlich begangene Tat gehandelt haben
koénnte. Trotz der hier wirksamen Selbstanzeige hatten bei einer
vorsatzlichen Tat Hinterziehungszinsen festgesetzt werden mis-
sen.®

In einem anderen Fall hatten Zollbeamte bei einer Grenzkontrolle
eine Vermogensibersicht gefunden, aus der sich ergab, dass die
Steuerpflichtigen Wertpapiere in Millionenhohe bei einer Schweizer
Bank deponiert hatten. Die Steuerpflichtigen gaben zu, dass die
deutschen Finanzbehdrden von diesem Vermdgen keine Kenntnis
hatten. Der Zollbeamte unterrichtete das Finanzamt und auch die
Steuerpflichtigen erklarten die verschwiegenen Einkinfte nach. Die
Bustra gewahrte Straffreiheit, weil sie die Nacherklarung mit der
Begrindung, die Tat sei bis zum Eingang der Erklarung noch nicht
.entdeckt" gewesen, als wirksame Selbstanzeige wertete. Tatsach-
lich war die Tat aber schon durch die Erklarung der Steuerpflichti-
gen gegenuber dem Zollbeamten ,entdeckt" worden. Damit war zu
Unrecht Straffreiheit gewahrt worden.

Auch bei Verfahrenseinstellungen war die Bearbeitung nicht immer
fehlerfrei. In zwei Fallen war die Bustra zu dem Schluss gekom-
men, dass das offentliche Interesse an der Strafverfolgung durch
Zahlung eines Geldbetrages beseitigt werden kénne (§ 153a
StPO). In beiden Fallen zahlte der Beschuldigte nicht. Anstatt das
Strafverfahren fortzufiihren, wurde nach anderweitigen Einstel-
lungsmadglichkeiten gesucht, die aber grundsatzlich von vornherein
und vorrangig zu prifen gewesen waren. Eines der Verfahren wur-
de eingestellt, weil die Tat wegen einer anderweitigen Verurteilung
als unwesentliche Nebenstraftat (§ 154 StPO) qualifiziert wurde;
das andere Verfahren wurde mangels hinreichenden Tatverdachts
(§ 170 Abs. 2 StPO) eingestellt, weil Steuerzahlungen anders als
bisher zugeordnet wurden. Im Ergebnis musste bei den Beschul-
digten der Eindruck entstehen, dass ihnen zunachst die teure und
dann die preiswerte Variante der Verfahrenseinstellung angeboten
worden sei.

Der Rechnungshof hat die Fehler beanstandet und gefordert, kiinf-
tig den geltenden Verfahrensregelungen Rechnung zu tragen.

Begrindungstransparenz gegenuber den Festsetzungs-
finanzamtern

Fur die Zusammenarbeit der Festsetzungsfinanzdmter mit der
Bustra ist Uber die normativen Vorgaben hinaus eine transparente
Kommunikation erforderlich. Wenn abschlieRende Entscheidungen
der Bustra in den Festsetzungsfinanzamtern nicht nachvollzogen

® Die sog. Vollverzinsung kompensiert den Einnahmeausfall durch nicht festge-
setzte Hinterziehungszinsen erst nach Ablauf der sog. Karenzzeit (15 Monate
nach Ablauf des Veranlagungszeitraums).
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werden kdnnen, besteht die Gefahr, dass dort bei neuen Sachver-
halten die Bereitschaft zur Unterrichtung der Bustra weiter nach-
|&sst.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der Verzicht auf strafpro-
zessuale Ermittlungen bzw. Vorermittlungen insbesondere in Fal-
len, die der Bustra wegen mehrjdhriger Erklarungsversdumnisse
des Steuerpflichtigen zugeleitet worden waren, nicht immer ver-
sténdlich erlautert wurde. In anderen Fallen wie etwa dem an der
Grenze aufgedeckten Hinterziehungsfall wurde nur die Wertung
der Nacherklarung als strafbefreiende Selbstanzeige mitgeteilt,
ohne Griinde fir diese Uberraschende und im Ergebnis auch unzu-
treffende Sichtweise zu nennen. Der Rechnungshof hat - auch zur
Vermeidung emotionaler Barrieren - gefordert, einer adressatenge-
rechten Unterrichtung der Festsetzungsfinanzamter besondere
Aufmerksamkeit zu schenken.

Steuerung der Steuerfahndung

Die Steuerfahndung hat die Aufgabe, Steuerstraftaten und Steuer-
ordnungswidrigkeiten mit den strafprozessualen Rechten und
Pflichten der Polizei zu erforschen. Die Beamten der Steuerfahn-
dung sind Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft (§ 404 Abgabenord-
nung). Sie sind in dieser Eigenschaft verpflichtet, den Anordnun-
gen der Staatsanwaltschaft Folge zu leisten (§ 152 Gerichtsverfas-
sungsgesetz). Soweit der Bustra die Befugnisse der Staatsanwalt-
schaft zustehen, gilt dies auch ihr gegenuber.

Auch wenn der Staatsanwalt den Sachverhalt nicht selbst aufklart,
sondern seine Hilfsbeamten damit beauftragt, hat er die Ermittlun-
gen zu leiten. Er muss mindestens die Richtung und den Umfang
der Ermittlungen bestimmen. Dabei kann er auch konkrete Einzel-
weisungen zur Art und Weise der Durchflihrung einzelner Ermitt-
lungshandlungen geben.*

Fir den Rechnungshof haben sich keine Anhaltspunkte ergeben,
dass die BuRgeld- und Strafsachenstelle die Ermittlungen der
Steuerfahndung in vergleichbarer Weise leitet. Die Bustra regis-
triert das von der Steuerfahndung eingeleitete Verfahren und war-
tet im Regelfall ab, bis die Steuerfahndung ihren sog. strafrechtli-
chen Abschlussbericht vorlegt. Dass sich die Bustra in der Zwi-
schenzeit mit einem Fahndungsfall befasst hat, ist nicht aktenkun-
dig geworden.

Die Steuerverwaltung hat dazu erklart, dass die Fahndungsprifer
bei Bedarf Ricksprache mit der Staatsanwaltschaft bzw. der
Bustra hielten, um Entscheidungen Uber Handlungsalternativen
einzuholen. Die Bustra halte derartige Entscheidungen aber nicht
fest.

* vgl. Nr. 3 Abs. 2 der von den Justizverwaltungen des Bundes und der Lander he-

rausgegebenen Richtlinien fir das Strafverfahren und das BuRgeldverfahren
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Ihre nach dem Gesamteindruck eher passive Grundhaltung im
Verhaltnis zur Steuerfahndung hat auch dazu beigetragen, dass
die Bustra Vorermittlungen, die ein Tatigwerden der Steuerfahn-
dung voraussetzen, meidet.® Die Leitung der Bustra hat darauf hin-
gewiesen, dass die Steuerfahndung fallweise entscheide, welche
Ermittlungen sie Ubernehme und welche nicht. Dies bedeutet, dass
nicht die Bustra, sondern die Steuerfahndung tber den jeweiligen
Gang des Verfahrens entscheidet. Das widerspricht den gesetzli-
chen Vorgaben und ist vom Rechnungshof beanstandet worden.

Der Rechnungshof hat gefordert, dass bei der Bustra fir eine
umfassende Wahrnehmung der Steuerungsaufgaben gegeniiber
der Steuerfahndung gesorgt wird. Er hat angeregt, die oben darge-
stellte Richtlinienregelung der Justizverwaltungen zur Verfahrens-
leitungspflicht der Staatsanwaltschaft in die fur die Bustra und die
Steuerfahndung geltenden Anweisungen zu Ubernehmen. Soweit
die Steuerverwaltung den vom Rechnungshof festgestellten Zu-
stand auf die unterschiedliche Altersstruktur der Mitarbeiterschaft
beider Dienststellen und daran anknupfend auf die langere Dienst-
erfahrung der Fahndungsbeamten zurtckflhrt, muss sie ggf. auch
in dieser Hinsicht tatig werden.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Verwaltung hat zugesagt, die Sachbearbeiter der Bustra star-
ker fir Vorermittlungen zu sensibilisieren und Verfiigungsvordru-
cke entsprechend zu andern. Sie will die Begriindungstransparenz
gegeniber den Festsetzungsfinanzdmtern erhéhen. Die Verwal-
tung hat im Ubrigen zugesagt, die Vorschlage und Forderungen
des Rechnungshofs zu prifen.

Zur Kritik am teilweise zu strengen Malistab bei der Prifung des
Anfangsverdachts sowie zu den Mangeln bei der Bearbeitung von
Selbstanzeigen und bei Verfahrenseinstellungen hat sich die Ver-
waltung noch nicht geduflert. Sie hat zugestimmt, dass sich die
ressourcenschonende Wirkung des Opportunitatsprinzips bei der
gegenwartigen Rechtslage nicht hinreichend entfalten kénne. In-
wieweit sie auf Bund-Lander-Ebene initiativ werden will, ist bislang
offen.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

® vgl. dazu oben Tzn. 133 ff.
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Verfahrenssicherheit bei
der Steuerfestsetzung

Durch Liicken im System der Verfahrenssi-
cherung konnten fiktive Steuerfalle gebildet
und betriigerische Steuererstattungen her-
beigefiihrt werden. Der Rechnungshof hat die
Beseitigung der organisatorischen und au-
tomationstechnischen Schwachstellen gefor-
dert. Vollzugsfehler bei der Programmpflege
diirfen sich nicht wiederholen.

Der Rechnungshof war im Januar 2002 Uber Manipulationen einer
Steuerbeamtin unterrichtet worden, die sich aus fiktiven Steuer-
fallen Uber Jahre Steuern in Millionenhdhe hatte erstatten lassen.
Im Anschluss an die Ermittlungen der Innenrevision der Oberfi-
nanzdirektion (OFD) hat der Rechnungshof den Vorgang auf
grundlegende Systemfehler untersucht.

Technische Absicherung der Freigabebefugnis

Zur maschinellen Veranlagung eines Steuerfalles werden die Da-
ten vom Bearbeiter erfasst und von dem Inhaber des Zeichnungs-
rechts, d.h. vom Bearbeiter selbst oder -soweit Zeichnungs-
vorbehalte bestehen - vom vorgesetzten Sachgebietsleiter oder
vom Vorsteher zur Verarbeitung freigegeben. Der Rechnungshof
hat festgestellt, dass die mit den Zeichnungsvorbehalten korres-
pondierenden Freigabevorbehalte im automatisierten Veranla-
gungsverfahren technisch nicht abgesichert sind. Diese Moglich-
keit unbefugter Freigabe hat die Steuerbeamtin erkannt und zu ih-
rem personlichen Vorteil genutzt.

Nach der Buchungsordnung fiir die Finanzamter (BuchO)' ist auch
durch technische MaBnahmen sicherzustellen, dass Daten nicht
durch Unbefugte freigegeben werden kénnen (vgl. § 3 Abs. 2
BuchO). Der Rechnungshof hat beanstandet, dass dies nicht ge-
schehen ist.

Pruflisten fiir Sachgebietsleiter

Im maschinellen Veranlagungsverfahren werden nach bestimmten
Kriterien oder dem Zufallsprinzip Falle ausgewahlt, die dem Sach-
gebietsleiter im Nachgang und somit unabhangig von den Bestim-
mungen des Zeichnungsrechts vorzulegen sind. Der Bearbeiter er-
halt eine entsprechende Aufforderung, deren Befolgung der Sach-
gebietsleiter anhand einer Prifliste kontrollieren kann. Der Rech-
nungshof hat festgestellt, dass die Pruflisten im Finanzamt unver-

' BStBI 1996 | S. 386 ff.
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schlossen Uber die offenen Postfacher der Sachgebietsleiter ver-
teilt werden. Der mit krimineller Energie handelnden Steuerbeamtin
war es dadurch mdglich, Teile der Priflisten zu entfernen und ihre
fiktiven Steuerfalle der Kontrolle durch den Sachgebietsleiter zu
entziehen.

Sonstige Schwachen im Sicherungssystem

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass rechtswidrige Eingriffe in
das Besteuerungsverfahren durch weitere Schwachen im Siche-
rungssystem beginstigt werden:

- Eingaben zu den Stammdaten der Steuerfalle (Name, Adres-
se, Uberwachungsbedirftige Steuerarten) werden nicht in dem
vorgeschriebenen Umfang? Uberprift. Spezielle Priifungen zu
einzelnen Stammdaten in Erstattungsfallen entsprechen nicht
dem Gebot, stichprobenweise alle Stammdaten zu Uberpri-
fen. Maschinelle Plausibilitatsprifungen kénnen keine geziel-
ten Manipulationen aufdecken.

- Nur bei bereits eingerichteten Speicherkonten?®, nicht aber bei
der Einrichtung selbst wird geprift, ob bereits friiher Erstat-
tungen auf die nach den Angaben des Steuerpflichtigen ein-
gegebene Bankverbindung geleistet worden sind. So kann die
Verwendung einer Bankverbindung fir Erstattungen zuguns-
ten verschiedener Steuerpflichtiger, die ein Indiz fir fiktive
Steuerfalle sein kann, bei Einrichtung eines neuen Speicher-
kontos nicht erkannt werden.

- Bei geléschten Speicherkonten ist anhand der Akten zu pri-
fen, ob das Speicherkonto zu Recht eingerichtet und geldscht
worden ist*. Speicherkonten kdénnen nicht geléscht werden,
solange die Steuern noch nicht endgiiltig festgesetzt sind, wie
dies angesichts vorlaufiger Steuerfestsetzungen wegen an-
hangiger Verfahren zur Verfassungs- und Europarechtskon-
formitat von Steuerrechtsnormen seit geraumer Zeit haufig der
Fall ist. Bei faktisch I6schungsreifen Speicherkonten wird die
Léschungsprifung dann auf unbestimmte Zeit verschoben.
Auch die mit krimineller Energie handelnde Beamtin konnte
sicher sein, dass es in ihren fingierten Fallen zumindest kurz-
fristig zu keiner Loschung und damit zu einer Prifung kom-
men wirde.

2 vgl. § 4 Abs. 4 BuchO vom 10.04.1996, BStBI. 1996 | S. 386

® Sog. Speicherkonten dienen der elektronischen Aufzeichnung aller Daten eines
Steuerfalls.

* Diese im Allgemeinen nur auf eine Stichprobe beschrankte Prifung erstreckt sich
bei Erstattungssachverhalten, bei denen die Erstattungen eine bestimmte Gro-
Renordnung uberschreiten, auf alle Falle.

65

Kontrolle der Ein-
gabe von Stamm-
daten unzurei-
chend

Keine Priifung der
Bankverbindung
bei Einrichtung ei-
nes Speicherkon-
tos

Sicherheitslicken
bei Verschiebung
der Léschungs-
prufung



154.
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155.

Vollzugsfehler bei der Pflege von Kontrollprogram-
men

In einigen Fallen sind die Manipulationen der Steuerbeamtin nicht
friher aufgedeckt worden, weil Fehler bei der Pflege einzelner
Kontrollprogramme nicht rechtzeitig bemerkt worden sind:

- Die wegen des Jahrtausendwechsels erforderliche Erganzung
eines Programms zur Auswahl von Féllen fur die Sachgebiets-
leiterkontrolle im Erstattungsverfahren hat sich aufgrund eines
Irrtums Uber eine notwendige Programmerganzung um mehr
als eineinhalb Jahre verzdgert. Dadurch bestand voriberge-
hend eine Licke im Kontrollsystem.

- Aufgrund unzureichender Uberpriifung einer Programman-
derung kam es zu fehlerhaften Bearbeitungshinweisen. Bei
der Sollstellung negativer Einkommensteuerbetrage® im Um-
fang von mehr als 50.000 DM (25.565 Euro) wurde nicht mehr
der Sachgebietsleiter, sondern der Sachbearbeiter zur Kon-
trolle des Falles aufgefordert. Der Programmfehler blieb iber
zehn Jahre unentdeckt und hat dazu gefiihrt, dass auch einer
der von der o.g. Beamtin fingierten Steuerfalle ungeprift
geblieben ist.

Forderungen des Rechnungshofs
Der Rechnungshof hat gefordert,

- die technische Absicherung der Freigabebefugnis im maschi-
nellen Veranlagungsverfahren umfassend zu gewahrleisten
(vgl. Tz. 151),

- die Ubermittlung der Priiflisten fir Sachgebietsleiter mehr als
bisher gegen unbefugten Zugriff zu sichern und in diesem Zu-
sammenhang auch elektronische Verfahren der Hinweis- und
Pruflistenbereitstellung in Betracht zu ziehen (vgl. Tz. 152),

- die Kontrolle der Dateneingabe bei Stammdaten zu verbes-
sern und einen speicherkontentbergreifenden Abgleich von
Bankverbindungen schon bei Einrichtung eines Speicherkon-
tos vorzunehmen (vgl. Tz. 153),

- in nahezu léschungsreifen und nur wegen anhangiger Grund-
satzverfahren noch nicht endgiiltig abschlieSbaren Fallen eine
Zwischenprufung durchzufihren (vgl. Tz. 153),

- auf eine fehlerfreie Aufgabenwahrnehmung in der program-
mierenden Dienststelle und bei der Programmkontrolle hinzu-
wirken (vgl. Tz. 154).

® Dies ist der Steuerbetrag vor Beriicksichtigung von Vorauszahlungen zur Ein-
kommensteuer und damit nicht identisch mit dem Erstattungsbetrag. Ein negati-
ver Betrag der zum Soll zu stellenden Einkommensteuer kann durch einen hohen
Uberhang anzurechnender Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer oder Kérperschaft-
steuer entstehen.
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Stellungnahme der Verwaltung

Die Finanzbehdrde - Steuerverwaltung - hat die Feststellungen ak-
zeptiert und verschiedene MalRhahmen im Sinne der Forderungen
des Rechnungshofs - insbesondere die Erarbeitung der erforderli-
chen Programmiervorgaben - zugesagt. Die Kontrolle der Daten-
eingabe bei Stammdaten misse im Kontext weiterer Sicherungs-
mechanismen beurteilt werden. Bei der Verzégerung der Pro-
grammerganzung und der unzureichenden Uberpriifung einer Pro-
grammanderung (vgl. Tz. 154) handele es sich um Einzelfalle, die
kein strukturelles Defizit aufzeigten.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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IV. Querschnittsuntersuchungen

Personalamt/
Andere Behorden

Zulagenwesen im
Besoldungs- und Tarifrecht

Die Gewdhrung von Zulagen weist Defizite
auf, die entweder auf eine nicht sachgerechte
Anwendung der maBRgebenden Regelungen
oder auf Mingel beim Bewilligungs- und U-
berwachungsverfahren zuriickzufithren sind.
Der Senat hat entsprechend der Forderung
des Rechnungshofs die Baustellenzulage ge-
strichen. Etliche Lohnzuschlage fiir die Ab-
geltung von Arbeitserschwernissen sind
nicht mehr zeitgemaR und entbehrlich.

Die Bezahlungssysteme fir die aktiven Bediensteten des offent-
lichen Dienstes sehen - neben den Grundbeziigen' - die Gewah-
rung von zusatzlichen Leistungen (Zulagen, Zuschlage) vor, mit
denen unterschiedliche Sachverhalte wie z.B. Erschwernisse, be-
sondere Belastungen, die Wahrnehmung von zusatzlichen tempo-
raren Aufgaben oder mit dem Dienst zusammenhangende auler-
ordentliche Aufwendungen abgegolten werden sollen.

Der Rechnungshof hat in einer Querschnittsprifung in finf Behor-
den und Amtern die Bearbeitung von Zulagen gepriift.2

Bearbeitungsdefizite
Baustellenzulage und Vorarbeiterzulagen

Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter, die iberwiegend auf Bau-
stellen unter besonders ungunstigen Bedingungen arbeiten, kon-
nen fir die Dauer dieser Tatigkeit eine Zulage von bis zu 51,13 Eu-
ro monatlich erhalten.® Aufsicht fiihrende Arbeiterinnen und Arbei-
ter haben Anspruch auf Vorarbeiterzulagen in Hohe von bis zu
273,24 Euro monatlich, wenn die Aufsichtsfunktionen nicht zum In-
halt ihrer Tatigkeit gehoéren.*

1

) Grundgehalt, -vergutung, -lohn sowie Familien-, Orts- und Sozialzuschlag

Grundlage waren die Zahlungen des Monats Januar 2001
s vgl. §§ 33 Abs. 2 Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) und 29 Abs. 4 Mantelta-
rifvertrag fur Arbeiterinnen und Arbeiter des Bundes und der Lander (MTArb)

* vgl. § 3 Abs. 2 a - ¢ 4. Lohngruppenverzeichnis Hamburg
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163.

164.

Infolge von Mangeln ist es bei der Anwendung der einschlagigen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, dem Bewilligungsverfahren
und der Uberwachung von Zulagen zu Fehlzahlungen gekommen.
Festzustellen war, dass

- die Bewilligungen der Zulagen haufig nicht hinreichend kon-
kret begriindet waren,

- nach Aktenlage nicht erkennbar war, ob hinsichtlich des erfor-
derlichen zeitlichen Umfangs der zulagenberechtigenden Ta-
tigkeit Plausibilitatskontrollen durchgefiihrt worden sind,

- eine erhebliche Anzahl der Zulagen unbefristet, teilweise mehr
als 20 Jahre, gewahrt wurde, ohne dass eine Berechtigung
der Fortdauer aus den Unterlagen zu erkennen war.

Der Rechnungshof hat die betroffenen Behérden und Amter auf die
festgestellten Mangel hingewiesen und sie aufgefordert, kiinftig auf
eine Verbesserung der Qualitat bei der Bearbeitung von Antragen
auf Bewilligung von Zulagen hinzuwirken. Er hat auflerdem gefor-
dert, sowohl anlassbezogen - z.B. bei Aufgabenwechsel - als auch
in regelmafligen Abstanden Kontrollen hinsichtlich der Anspruchs-
berechtigung durchzufiihren, die Ergebnisse zu dokumentieren
und - um mdgliche Fehlzahlungen zu vermeiden - in die Kontrollen
die Frage einzubeziehen, ob die Zahlung der Zulagen weiterhin der
Hohe nach zu Recht erfolgt.

Die betroffenen Behérden und Amter haben die aufgezeigten Man-
gel anerkannt und wollen mit geeigneten Mallnahmen den Forde-
rungen des Rechnungshofs Rechnung tragen.

Das Personalamt wurde gebeten, aus den Feststellungen des
Rechnungshofs flr den gesamten Bereich der Hamburger Verwal-
tung Konsequenzen zu ziehen und die Ergebnisse der Prifung mit
Hinweisen fir eine sachgerechte Bewilligung und Abwicklung die-
ser Zulagen auch den nicht gepriiften Behérden und Amtern zur
Kenntnis zu geben.

Das Personalamt hat daraufhin allen Behérden, Amtern und
Landesbetrieben umfassende Hinweise fur die Gewahrung von Zu-
lagen an Aufsicht fllhrende Arbeiterinnen und Arbeiter an die Hand
gegeben.

Zulagen fur Vollzugsdienste

Zur Abgeltung der Besonderheiten, die die Tatigkeiten in Justiz-
vollzugseinrichtungen (Gitterzulage)®, im Polizeivollzug (Polizeizu-

® vgl. § 42 Abs. 1 u. 3 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) i.V.m. Nr. 12 der Vorbe-
merkungen zu den Besoldungsordnungen A u. B Anlage | zum Bundesbesol-
dungsgesetz (BBesO A u. B)
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166.

Voraussetzungen
fur die Zulagenge-
wahrung z.T. nicht
erfillt

167.

168.

Zulagen werden ge-
zahlt, obwohl voraus-
gesetzte Erschwer-
nisse nicht vorliegen

169.

lage)® und im Einsatzdienst der Feuerwehr (Feuerwehrzulage)” mit
sich bringen, erhalten die dort beschéaftigten Beamtinnen und Be-
amten eine Stellenzulage.

Gitterzulage

Voraussetzung fiir die Gewahrung der Zulage fir Beamtinnen und
Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen?® ist u.a., dass mindestens
80 % der Gesamttatigkeit in abgeschlossenen Bereichen und im
stdndigen Umgang mit Straffdlligen wahrgenommen wird. Der
Rechnungshof hatte aufgrund seiner Prifung Anlass, die Justizbe-
hérde um eingehende Priifung zu bitten, ob diese Voraussetzun-
gen in allen Fallen erflllt werden.

Die Behorde ist zu dem Ergebnis gekommen, dass in mehreren
Fallen der erforderliche Zeitanteil fur eine Zulagengewahrung nicht
ausreicht, und hat die Zahlungen eingestellt.

Polizeizulage und Feuerwehrzulage

Mit diesen Zulagen wird der mit dem Posten- und Streifendienst
bei der Polizei bzw. dem Einsatzdienst bei der Feuerwehr verbun-
dene Mehraufwand abgegolten.® Sie kdnnen nur gewahrt werden,
wenn und solange deutlich Uberwiegend vollzugspolizeiliche Auf-
gaben wahrgenommen werden bzw. mindestens 80 % der Ge-
samttatigkeit im Einsatzdienst der Feuerwehr geleistet wird.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass etliche Beamtinnen und
Beamte des Polizeivollzugsdienstes bzw. des feuerwehrtechni-
schen Dienstes diese Zulagen erhalten, obwohl sie ausschlief3lich
oder weitgehend im Innendienst verwendet werden. "

Der Rechnungshof hat die Behorde fir Inneres (Bfl) gebeten, alle
betroffenen Dienstposten daraufhin zu Uberprifen, ob die jeweili-
gen Zeitanteile von Vollzugsaufgaben und Einsatztatigkeiten fur
eine Zulagengewahrung ausreichen. Im Ubrigen hat er die Bfl dar-
auf hingewiesen, dass nach seiner Auffassung speziell fiir den Po-
lizeivollzugsdienst ausgebildete Beamtinnen und Beamte ihrer
Fachkompetenz entsprechend eingesetzt werden sollten.

vgl. § 42 Abs. 1 u.3 BBesG i.V.m. Vorbemerkung Nr. 9 BBesO A u. B

vgl. § 42 Abs. 1 u.3 BBesG i.V.m. Vorbemerkung Nr. 10 BBesO A u. B

Die Zulage betragt 95,53 Euro monatlich

Die Zulagen betragen nach einer Dienstzeit von einem Jahr 63,69 Euro, ab einer
Dienstzeit von zwei Jahren 127,38 Euro

10 vgl. § 42 Abs. 3 BBesG; Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesbesol-
dungsgesetz zu § 42 Abs. 3 BBesG; Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts zu § 42 Abs. 3 BBesG und zu den Vorbemerkungen Nr. 9 und 10 BBesO A

6
7
8
9

u.

" Nach Einschatzung der Feuerwehr aus dem Jahr 1997 handelte es sich zu die-
sem Zeitpunkt um rd. 10 % der Laufbahnangehdrigen des feuerwehrtechnischen
Dienstes. Bei Hochrechnung der Zahlungen fir den Monat Januar 2001 wirden
jahrlich allein rd. 0,34 Mio Euro fir Feuerwehrzulagen an Bedienstete auRerhalb
des Einsatzdienstes geleistet werden.
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Die Bfl hat mitgeteilt, dass sie beabsichtige, Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamte wieder starker ihren Kernaufgaben zuzufiihren.
Sie wolle aber grundsatzlich auch weiterhin die Polizeizulage ge-
wahren, wenn auf Dienstposten der Verwaltung polizeivollzugs-
spezifisches Fachwissen oder Kenntnisse der Eigenheiten des Po-
lizeivollzugsdienstes erforderlich sind.

Bei den Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen
Dienstes erachte sie die Zahlung der Feuerwehrzulage auch bei
Uberwiegender Verwendung auf3erhalb des Einsatzdienstes fiir ge-
rechtfertigt. Sie begriindet ihre Auffassung damit, dass auch diese
Bediensteten grundsatzlich jederzeit dem Einsatzdienst zur Verfi-
gung stinden. Zudem macht sie geltend, dass bei Entzug der Zu-
lage Rekrutierungsprobleme flr die vielfaltigen Dienstposten der
Hamburger Feuerwehr auflerhalb des Einsatzdienstes auftreten
wurden.

Der Rechnungshof hat der Bfl gegenliber bekraftigt, dass ihre
Gewahrungspraxis nicht der geltenden Rechtslage entspricht™ und
deshalb zu korrigieren ist.

Anpassung an veranderte Voraussetzungen

Der Rechnungshof hat wahrend des Prufungsverlaufs festgestellt,
dass insbesondere bei folgenden Zulagen Bedarf besteht, die tarif-
lichen Grundlagen den veranderten Arbeits- und Rahmenbedin-
gungen anzupassen:

- Baustellenzulage

Diese Zulage, die urspringlich gleichermaflen an Bedienstete
im Beamten- und Tarifbereich gezahlt wurde, ist fir den
Beamtenbereich inzwischen gestrichen worden. Es handelt
sich hierbei um eine Leistung, die zwar auf tariflicher Grundla-
ge gewahrt wird, Uber deren Gewahrung - und somit auch
Streichung - Hamburg aber selbst entscheiden kann. Der
Rechnungshof halt die Zahlung der Zulage nur fur den Tarif-
bereich nicht fiir begriindet.

- Erschwerniszuschlage an Arbeiterinnen und Arbeiter

Der Katalog der Lohnzuschlage fir besondere Arbeitser-
schwernisse umfasst weit Uber 100 Positionen, die seit mehr
als 25 Jahren unverandert Bestand haben.”™ Der Rechnungs-
hof hat darauf hingewiesen, dass sich in dieser Zeit die Ar-
beitsbedingungen und das Arbeitsumfeld durch Weiterent-

2 Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts erfordert die
Gewahrung dieser Zulagen, dass die Dienstposten von den herausgehobenen
Funktionen mafRgeblich gepragt werden, d. h. einen quantitativ deutlich iberwie-
genden Teil der Gesamtaufgaben ausmachen (Urteile BVerwG vom 24.01.85
- BVerwG 2 C 9.84 -, ZBR 1985 S 197f. -; vom 18.04.91 - BVerwG 2 C 31.90 -,
ZBR 1991 S 346 -; vom 27.06.91 - BVerwG 2 C 17.90 -; vom 21.03.1996 -
BVerwG 2 C 24.95 - vom 16.07.98 - BVerwG 2 C 25/97 - ZBR 1998 S 423 -).

" vgl. Tarifvertrag uber die Gewahrung von Schmutz-, Gefahren- und Erschwer-
niszuschlagen nach § 29 MTArb an die Arbeiter der Freien und Hansestadt Ham-
burg vom 04.12.1975.
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Senat streicht
Baustellenzulage

Lohnzuschlage
weitgehend ent-
behrlich

wicklung, Verbesserung oder Neuentwicklung technischer
Hilfsmittel, veranderte Arbeitstechniken und die Abkehr von
gesundheitsgefahrdenden Arbeitsstoffen dermalien verandert
haben, dass eine Uberarbeitung des Zuschlagskatalogs drin-
gend erforderlich ist.

Das Personalamt als zustandige Stelle wurde gebeten, sich nach-
drucklich fur die Aufhebung der hamburgischen Regelung zur Zah-
lung der Baustellenzulage einzusetzen und MalRnahmen zu er-
greifen, um den Katalog der Lohnzuschlage zu aktualisieren.

Hinsichtlich der Baustellenzulage hat der Senat zwischenzeitlich
entschieden, die hamburgische Regelung mit Wirkung vom
01.01.2003 aufzuheben.™ Beziiglich der geforderten Uberarbeitung
des Zuschlagskatalogs hat das Personalamt mitgeteilt, es sei nach
erster Uberpriifung zu dem Ergebnis gekommen, dass in der Tat
weit Uber 50 Lohnzuschlage entbehrlich geworden seien. Es habe
das Ziel, anlasslich einer Modernisierung des Tarifvertrags auf ei-
nen Verzicht dieser Zuschlage hinzuwirken. Auch der Katalog der
verbleibenden Zuschldge muisse unter Berlcksichtigung der vom
Rechnungshof dargelegten Veradnderungen auf seine Notwendig-
keit Uberprift werden. Das Personalamt habe in diesem Zusam-
menhang die Bemerkungen des Rechnungshofs zum Anlass ge-
nommen, alle Behérden, Amter und Landesbetriebe an die genaue
Prufung der Voraussetzungen fir die Gewahrung von Lohnzu-
schlagen - auch vor dem Hintergrund veranderter Arbeitsbedingun-
gen - zu erinnern.

Finanzbehorde /
Andere Behorden

Einflihrung von Telearbeit

In der Hamburger Verwaltung gab es rund 15
Monate nach Einfiihrung von alternierender
Telearbeit erst 51 Telearbeitspldtze. Vom Se-
nat fiir realistisch gehaltene Nutzen- und
Sparpotenziale von Telearbeit konnen so
nicht verwirklicht werden.

4 Bei Hochrechnung der Zahlungen fiir den Monat Januar 2001 filhrt die Strei-
chung der Baustellenzulage zu einer jahrlichen Einsparung von rd. 0,24 Mio Eu-
ro.
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Seit dem 01.01.2001 ist fir die Beschaftigten der Hamburger
Verwaltung Telearbeit auf freiwilliger Basis mdglich.' Dabei geht es
um so genannte ,alternierende” Telearbeit mit einem Wechsel?
zwischen dem zentralen dienstlichen und dem dezentralen hdusli-
chen Arbeitsplatz. Telearbeit soll nach den Vorstellungen des Se-
nats vor allem die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern,
die Arbeitsproduktivitdt erhdhen und die Einsparung von Birorau-
men ermdglichen.®

Wirtschaftlichkeit von Telearbeit

Beim Modellversuch ,Erprobung der alternierenden Telearbeit in
der hamburgischen Verwaltung“ haben die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer sowie die Vorgesetzten die modgliche Produktivitats-
steigerung auf bis zu 20 % geschatzt.* Diese Einschatzung hat der
Senat auch im Hinblick auf andere Studien als ,durchaus realis-
tisch® bezeichnet.® Eine solche Produktivitatssteigerung in der
hamburgischen Verwaltung kénnte zur spirbaren Reduzierung des
Personalbedarfs genutzt werden.

Zusatzlich kann Telearbeit, wenn sie nicht auf wenige Einzelfalle
beschrankt bleibt, je nach zeitichem Umfang der dezentralen Ar-
beit den Raumbedarf reduzieren. Rdume kénnen anders verwen-
det oder eingespart werden,® wenn Telearbeitskrafte Blros ge-
meinsam nutzen.

Diesen Nutzen- und Sparpotenzialen sind die Ausgaben flir die
technische Ausstattung und den Betrieb der dezentralen Arbeits-
platze gegenlberzustellen. Das Landesamt fiir Informationstechnik
konnte nach Entwicklung einer kostenglnstigeren Anbindungs-
technik im Oktober 2001 die entsprechenden Preise senken: fir
den Anschluss von 2.301 Euro auf 971 Euro und fir den laufenden
Betrieb von jahrlich 2.460 Euro auf rd.1.830 Euro. Diese Ausgaben
koénnten bei erfolgreicher Nutzung der Vorteile von Telearbeit (Pro-
duktivitatssteigerung und Raumeinsparung) tUberkompensiert wer-
den.

Nach der Vereinbarung nach § 94 HmbPersVG uber die Einfihrung alternieren-
der Telearbeit in der hamburgischen Verwaltung

Mindestens ein Drittel der regelmaRigen Arbeitszeit soll in der Dienststelle ver-
bracht werden.

vgl. Birgerschaftsdrucksache 16/5762 vom 20.03.2001, S. 4 f.

Nach Erfahrungen aus der Privatwirtschaft, der Bundes- und der Kommunalver-
waltung sind Steigerungen der Arbeitsproduktivitat durch Telearbeit um 10 % und
mehr zu erreichen. Dieser Effekt wird einschlagigen Untersuchungen zufolge auf
ungestortes, konzentriertes Arbeiten, individuelle Bestimmung leistungsférdern-
der Arbeitszeiten, Verringerung krankheitsbedingter Fehlzeiten und Verbesse-
rung der Arbeitsmotivation zurtickgefuhrt.

vgl. Birgerschaftsdrucksache, a.a.0., S. 5

Die Kosten der Einrichtung von Telearbeitsplatzen ,.... sollen sich vor allem durch
Produktivitatssteigerungen und Einsparung von Raumkosten amortisieren.” (e-
benda)
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Bisher erst 51
Telearbeitsplatze

180.

Nutzen- und Spar-
potenziale von
Telearbeit bisher
nicht realisiert

181.

Unterstitzung der
Verwaltung nicht
ausreichend

Bisheriger Einfuhrungsprozess

Nach dem Ergebnis einer standardisierten Befragung, die der
Rechnungshof in der hamburgischen Verwaltung durchgefiihrt hat,
haben die Behérden und Amter Telearbeit bisher sehr zdgernd
eingefuhrt. Die geringe Zahl der Telearbeitsplatze (insgesamt 51
am 15.04.2002) wurde Uberwiegend mit den hohen Ausgaben fir
die Einrichtung und den Betrieb von Telearbeitsplatzen begriindet.
AuRerdem bestehen in einigen Behérden und Amtern im Zusam-
menhang mit einem traditionell anwesenheitsorientierten Fih-
rungsstil grundsatzliche Vorbehalte gegen die Schaffung von Tele-
arbeitsplatzen.

Viele Behorden und Amter haben ihre Beschaftigten erst spat iber
die neue Arbeitsform informiert, einige tberhaupt nicht. Dennoch
signalisierten bis Mitte April 2002 410 Beschaftigte ihr Interesse an
Telearbeit, und 246 Beschéftigte stellten entsprechende Antrage.
Die Behérden und Amter entschieden iiber 110 Antrédge (63 Ge-
nehmigungen und 47 Ablehnungen). Die Genehmigungen - Uber-
wiegend aus Grinden der besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf - flhrten zur Einrichtung von 29 neuen Telearbeitsplatzen
und zur Weiterfihrung von 22 Telearbeitsplatzen aus friiheren Mo-
dellversuchen.

Mit der geringen Zahl von 51 Telearbeitsplatzen, die sich auf 15
Behoérden und Amter verteilen, kénnen die vom Senat fir realis-
tisch gehaltenen Nutzen- und Sparpotenziale von Telearbeit bisher
nicht verwirklicht werden. Bislang plant nur die Finanzbehdrde, die
mit zwolf Platzen die meisten Telearbeitsplatze hat, im Jahr 2004
Raume in einem Nebengebdude aufzugeben.

Die zuriickhaltende Einfiihrung von Telearbeit ist auch damit zu
erklaren, dass die zustandige Finanzbehdrde sich darauf be-
schrankt hat, ausflhrlich Uber die technischen Aspekte von Tele-
arbeit sowie die damit verbundenen Ausgaben zu informieren und
den Behérden und Amtern anzubieten, sie bei der organisatori-
schen Gestaltung der Telearbeit zu beraten und zu unterstitzen.
Sie hatte den Umsetzungsprozess vor allem in seiner Anfangspha-
se mit intensiverer Uberzeugungsarbeit und gezielterer Beratung
fordern und beschleunigen kénnen.

Der Rechnungshof hat der Finanzbehdrde empfohlen, die weitere
Einflhrung von Telearbeit nunmehr starker zu unterstitzen, vor al-
lem mit gezielter Information der Flhrungskrafte ber Nutzen- und
Sparpotenziale, der Darstellung ausgabegiinstiger luK-Lésungen,
Auflistung eingerichteter Telearbeitsplatze sowie der Bereitstellung
von Verfahrenshilfen (insbesondere zur Berechnung der Wirt-
schaftlichkeit von Telearbeit).

Die Finanzbehtrde hat den Empfehlungen des Rechnungshofs
zugestimmt.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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182.

V. Prufungsergebnisse bei einzelnen
oder mehreren Behorden

Personalamt

Projekt zur Reorganisation
der Personalverwaltung

Die in der abschlieBenden Wirtschaftlich-
keitsberechnung fiir das 1999 beendete Pro-
jekt zur Reorganisation der Personalverwal-
tung (ProPers) bericksichtigten Einsparun-
gen sind zum Teil noch nicht erbracht bzw.
nicht vollstandig nachgewiesen. AuBerdem
ist der Aufwand zu niedrig dargestellt. Die ab
2002 ausgewiesene Entlastung des Haushalts
ist daher in Frage zu stellen.

MaRnahmen des Projekts

Das Projekt ProPers wurde 1990 vom Senat eingesetzt. Der Pro-
jektauftrag war u.a. darauf ausgerichtet, die Lohnbuchhaltung auf
Standardsoftware (Paisy) umzustellen und gleichzeitig von der e-
hemaligen Besoldungs- und Versorgungsstelle (BVSt) in die Per-
sonalabteilungen der Behdrden und Amter zu verlagern sowie die
Kindergeldbearbeitung in einer zentralen Familienkasse zusam-
menzufassen. Ferner sollten auch die Aufgabenbereiche Beihilfe
und Versorgung auf Standardsoftware umgestellt und organisato-
risch gestrafft werden. Durch eine Reorganisation des Personalbe-
reichs sollte u.a. erreicht werden,

- die Qualitat der Personalarbeit durch ein einheitliches Aufga-
benverstandnis und organisatorische Mallnahmen zu verbes-
sern und

- den Haushalt insbesondere

o durch eine erhohte Wirtschaftlichkeit der Arbeitsablaufe
sowie

o durch Nutzung von luK-Technik und die damit verbunde-
nen Stelleneinsparungen in der BVSt und den dezentra-
len Personalabteilungen

zu entlasten.
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183.

184.

185.

Eckdaten fiir die Wirtschaftlichkeit

ProPers wurde 1990 in den IuK-Plan als ein Verfahren der Kate-
gorie 1a (Rationalisierungsmaflinahme, die den Haushalt per saldo
entlastet) eingestellt. Die Haushaltsentlastung sollte durch eine
Wirtschaftlichkeitsberechnung nachgewiesen werden. Die Amorti-
sation, d.h. ein positiver kumulierter Barwert, wurde in 36 Monaten
nach dem damals noch auf das Jahr 1995 projizierten Projektende
erwartet.’

Zur Uberpriifung des Rationalisierungsziels war beabsichtigt, die
Wirtschaftlichkeitsberechnung sténdig den veranderten Rahmen-
bedingungen anzupassen.

Das Projekt wurde mit Ablauf des Jahres 1999 férmlich abge-
schlossen. Abschliefiend zu erledigen sind noch die organisatori-
sche Neuorientierung in den Bereichen Beihilfe* und Versorgung
und die damit verbundene Freisetzung von 18 Stellen.

Grundlagen fir die férmliche Beendigung des Projekts waren ein
Abschlussbericht und eine Wirtschaftlichkeitsberechnung in der
Fassung von Dezember 1999, in der neben 143 einzusparenden
Stellen bei der BVSt auch ein geschéatztes Einsparpotenzial in den
dezentralen Personalabteilungen im Umfang von 60 Stellen aus-
gewiesen wurde und nach der sich ein positiver kumulierter Bar-
wert - und damit eine Entlastung des Haushalts - erstmals im Jahr
2002 i.H.v. rd. 0,28 Mio Euro ergeben sollte.

Im Marz 2000 wurde die Wirtschaftlichkeitsberechnung nochmals
fortgeschrieben. Im Gesamtergebnis sollte nach dieser Wirtschaft-
lichkeitsberechnung bereits im Jahr 2001 ein positiver kumulierter
Barwert i.H.v. rd. 0,9 Mio Euro erreicht werden. Anlass fir die Fort-
schreibung der Wirtschaftlichkeitsberechnung war die Erweiterung
des geschatzten Einsparpotenzials in den dezentralen Personalab-
teilungen durch Einbeziehung der Betriebe® und eine Aufstockung
des Einsparvolumens von 10 auf 15 % des Stellenbestands. Dies
fuhrte zu einer Erhéhung der Zahl der einzusparenden Stellen von
60 auf 112 Stellen mit einem Volumen von rd. 6,1 Mio Euro. Die
angesetzten Stelleneinsparungen hatten damit insgesamt eine
GroRenordnung von 281 Stellen* mit einem Finanzvolumen von rd.
15,3 Mio Euro erreicht.

Das Personalamt hat angekiindigt, dass nach einer weiteren Fort-
schreibung der Wirtschaftlichkeitsberechnung, in der die Stellen-
einsparungen unverandert enthalten sind, nunmehr - wie urspring-

! vgl. Burgerschaftsdrucksache 14/2148 vom 24.06.1992

Aufgrund der in der Senats- und Koalitionsklausur vom 04. und 05.05.2002 ge-
fassten Beschlusse (Jesteburger Beschlisse) sind durch ein gesondert eingerich-
tetes Projekt Mdglichkeiten zur Ausgliederung der Beihilfesachbearbeitung zu
prifen.

Landesbetrieb Krankenhauser, Stadtentwasserung, pflegen & wohnen, Universi-
tats-Krankenhaus Eppendorf, Friedhofe, Erziehung und Berufsbildung, LIT

143 Stellen in der BVSt, 112 Stellen in den dezentralen Personalabteilungen, 26
Stellen fur das durch Paisy abgeldste Alt-Verfahren
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186.

187.

188.

189.

lich ermittelt - im Jahr 2002 mit einem positiven Barwert zu rech-
nen sei.

Haushaltsentlastung

Das in der Wirtschaftlichkeitsberechnung ab dem Jahr 2001 mit
143 Stellen ausgewiesene und in dieser GréRenordnung mit rd. 7,2
Mio Euro fortgeschriebene Einsparergebnis aus dem Bereich der
BVSt wurde zu hoch angesetzt. Es enthalt 18 Stellen mit rd. 0,9
Mio Euro in den Aufgabenbereichen Versorgung und Beihilfe, die
auch im Jahr 2002 noch fur diese Zwecke in Anspruch genommen
wurden und demzufolge auch noch nicht haushaltsentlastend sein
konnten.

Zu dem in die Wirtschaftlichkeitsberechnung einbezogenen Ein-
sparpotenzial in den dezentralen Personalabteilungen im Umfang
von 112 Stellen (vgl. Tz. 185) ist darauf hinzuweisen, dass diese
Stellen nicht vorrangig gestrichen, sondern zur Verbesserung der
Qualitat der Personalarbeit als einem Projektziel genutzt werden
sollten. Es hat jedoch keine Erfolgskontrolle stattgefunden, in der
Uberpriuft wurde, inwieweit die als Entlastungseffekt angesetzten
Stelleneinsparungen in den dezentralen Personalabteilungen

- auch tatsachlich eingetreten sind,
- zu Stellenstreichungen gefiihrt haben,
- fiir andere unabweisbare Aufgaben eingesetzt werden oder

- fur die vom Projekt angestrebte Qualitatssteigerung bei der
Personalarbeit genutzt werden und insoweit als Aufwand in
die Wirtschaftlichkeitsberechnung einzubeziehen sind.

Damit liegen keine gesicherten Erkenntnisse darlber vor, in wel-
cher Hohe das in der Wirtschaftlichkeitsberechnung ausgewiesene
Einsparvolumen in den dezentralen Personalabteilungen von 6,1
Mio Euro zur Haushaltsentlastung beitragt.

Der Rechnungshof hat gefordert,

- die fir eine Verbesserung der Qualitat der Aufgabenwahr-
nehmung in Anspruch genommenen Stellen als Aufwand in
der Wirtschaftlichkeitsberechnung zu bertcksichtigen und

- die Planwerte (vgl. Tzn. 186 und 187) fur die Stelleneinspa-
rungen in der BVSt und in den dezentralen Personalabteilun-
gen durch Ist-Werte zu ersetzen.

Das Personalamt ist diesen Forderungen bisher nicht gefolgt. Es
hat u.a. darauf verwiesen, dass es nicht in der Verantwortlichkeit
des Projekts lag, die grundsatzlich moégliche anderweitige Verwen-
dung von Rationalisierungsergebnissen in den Personalabteilun-
gen zu beurteilen. Insoweit handele es sich um Budgetentschei-
dungen der Behdérden in deren eigener Verantwortung. Flr das
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190.

191.

192.

Tatsachlich erziel-
te Wirtschaftlich-
keit mal3geblich

193.

Projekt sei mal3geblich, dass Potenziale erschlossen worden sei-
en, die Qualitadtsverbesserungen in den Behdrden ermdglichten.

Der Rechnungshof kann sich dieser Argumentation nicht anschlie-
Ren, weil bei einem behdrdeniibergreifenden Projekt wie ProPers
die Ermittlung von Ist-Werten fir eine abschlieRende Wirtschaft-
lichkeitsberechnung unabhangig von Zustandigkeiten auch behdr-
denibergreifend sichergestellt sein muss. Nur so ist es mdglich
festzustellen, ob Rationalisierungen den Haushalt entlasten oder
zur Erreichung von Qualitatsverbesserungen eingesetzt werden.

Im Ubrigen haben die mit dem Personalamt und auch mit Vertre-
tern der Finanzbehérde geflhrten Erdrterungen zur Einbeziehung
von Aufwand und Ertrag in die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung un-
terschiedliche Sichtweisen zum Sinn und Zweck der Wirtschaftlich-
keitsberechnung bei MaRnahmen von finanzieller Bedeutung er-
kennen lassen. Personalamt und Finanzbehdrde sehen in der
Wirtschaftlichkeitsberechnung primar ein Prognoseinstrument zur
Prufung der Vorteilhaftigkeit von Projekten. Die Wirtschaftlichkeits-
berechnung sei daher kein geeignetes Instrument zur Ermittlung
haushaltsentlastender Wirkungen.

Demgegeniiber verweist der Rechnungshof auf die VV Nr. 2 zu § 7
LHO, wonach Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nicht nur bei der
Planung einer Mallnahme als Entscheidungshilfe, sondern auch

- beim Vollzug einer MalRnahme (begleitende Erfolgskontrolle)
zur Uberpriifung der Erreichung von Teilzielen und

- bei der abschlieRenden Erfolgskontrolle im Vergleich zu den
Daten der Planung (Soll-Ist-Vergleich)

durchzufiihren sind. Damit wird deutlich, dass es bei der abschlie-
Renden Betrachtung des Erfolgs einer MalRnhahme nicht auf die
prognostizierte, sondern auf die tatsachlich erzielte Wirtschaftlich-
keit ankommt. Auch der Senat hat in diesem Sinne gegeniber der
Birgerschaft darauf hingewiesen, dass bei luK-Vorhaben der Ka-
tegorie 1, die hauptsachlich Rationalisierungsmaflinahmen mit dem
Ziel der Haushaltsentlastung beinhalten, in jedem Einzelfall die
Entlastung durch eine Wirtschaftlichkeitsberechnung nachgewie-
sen wird. Dabei hat er generell die Verpflichtung betont, im Rah-
men von Erfolgskontrollen festzustellen, ob die angestrebten Ziele
verwirklicht worden sind.®

Abschlie®end weist der Rechnungshof darauf hin, dass es sich bei
ProPers um ein Projekt von erheblicher Komplexitat gehandelt hat.
In vielen Bereichen der Personalarbeit hat es zu sinnvollen Veran-
derungen, zur Schaffung des notwendigen Instrumentariums fir
eine wirksame Personalplanung und -steuerung und zudem fir die
Technikanwendung in den Personalabteilungen der Behérden und
Amter zu einer bedarfsgerechten Ausstattung gefiihrt.

®vgl. Biirgerschaftsdrucksache 14/2148 vom 24.06.1992
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195.

Bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung darf jedoch nicht aus dem
Blick verloren werden, dass fur die durch ProPers veranderte Auf-
gabenwahrnehmung ein nicht unerheblicher Aufwand geleistet
wurde und fortlaufend zu leisten ist. Der Rechnungshof halt daher
an seiner Forderung fest, in der Wirtschaftlichkeitsberechnung fir
das abgeschlossene Projekt ProPers den Ist-Zustand sowohl bei
den Stelleneinsparungen als auch beim Personalaufwand fiir eine
verbesserte Personalarbeit darzustellen, um eine verlassliche Aus-
sage zur Haushaltsentlastung zu gewahrleisten.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Justizbehorde

Kostenerstattung fur das
Gemeinsame Prufungsamt

Die Justizbehorde hat - entgegen einer Zusa-
ge des Senats an die Biirgerschaft - Kosten-
erstattungsanspriiche von insgesamt rd.
300.000 Euro gegeniiber Schleswig-Holstein
und Bremen nicht ausreichend verfolgt. Der
iiberwiegende Teil der Forderungen ist des-
halb inzwischen verjahrt und zum Schaden
Hamburgs nicht mehr gerichtlich durchsetz-
bar.

Der Rechnungshof hat im Jahresbericht 2000 berichtet', dass die
Justizbehdrde gegenlber den Landern Bremen und Schleswig-
Holstein von 1970 bis 1997 zu geringe Erstattungsbetrage wegen
anteiliger Kosten fur das Gemeinsame Prifungsamt fur die Grofde
Juristische Staatspriifung abgerechnet hatte. Der Senat hat darauf-
hin der Birgerschaft zugesagt, hinsichtlich des Abrechnungsver-
fahrens werde sichergestellt, dass die rechtlich durchsetzbaren
Nachforderungen gegen die Partnerlander geltend gemacht war-
den.? Der Rechnungshof hat dies durch eine Nachschau tberpriift.

Die Justizbehérde hatte im Zuge ihrer Priifung zunachst fest-
gestellt, dass die bis 1994 entstandenen Anspriche bereits ver-
jahrt waren. Wegen drohenden Eintritts der Verjahrung spater ent-
standener Forderungen bat sie - um sofortige gerichtliche Schritte
zu vermeiden - die Partnerlander um befristeten Verzicht auf die
Einrede der Verjahrung. Daraufhin hat Schleswig-Holstein befristet
bis zum 31.12.2000 und Bremen unbefristet auf die Einrede ver-
zZichtet.

' vgl. Jahresbericht 2000, Tzn. 309 bis 311
2 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/4340 vom 06.06.2000
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Forderung
Hamburgs ist
verjahrt

196.

Im Juli 2000 machte die Justizbehdrde ihre Forderungen fir die
Jahre 1995 bis 1997 gegenuber Bremen (62.191,25 Euro) und
Schleswig-Holstein (242.853,13 Euro) geltend. Beide Lander wie-
sen diese im August 2000 ohne Uberzeugende Begrindung zu-
ruck. Erst im Februar 2001 entschloss sich die Behorde, in Ver-
handlungen einzutreten. Die Verhandlungsabsicht teilte sie zwar
beiden Landern mit, setzte sie jedoch nicht um. Inzwischen sind
nach Einschatzung der Justizbehdrde die Forderungen gegeniber
Schleswig-Holstein vollstandig verjahrt und nur die gegenlber
Bremen noch mit Aussicht auf Erfolg - ggf. gerichtlich - durchsetz-
bar. Zum Zeitpunkt der Nachschau des Rechnungshofs standen
Schritte zur Durchsetzung der Forderung gegen Bremen aber nach
wie vor aus. Der Prases der Justizbehérde hat Schleswig-Holstein
aufgefordert, trotz eingetretener Verjahrung einen Teilbetrag von
100.000 Euro zu zahlen. Eine Antwort lag im Oktober 2002 noch
nicht vor.

Nach Auffassung des Rechnungshofs kann nicht hingenommen
werden, dass die Justizbehdérde bestehende Forderungen gegen
Bremen und Schleswig-Holstein - in voller Kenntnis der Sach- und
Rechtslage und entgegen der Zusage des Senats - nicht ausrei-
chend verfolgt hat. Sie hat damit in gleicher Sache erneut gegen
die Pflicht zur rechtzeitigen und vollstandigen Einnahmeerhebung
(§ 34 Abs. 2 LHO) verstolien. Dadurch ist bisher - abgesehen von
etwaigen Zinsverlusten auf Grund der verzdgerten Geltendma-
chung und von den bereits zuvor verjahrten Ansprichen fir die
Jahre 1970 bis 1994 - ein weiterer Schaden in Héhe der gegen
Schleswig-Holstein gerichteten Forderung (242.853,13 Euro) ent-
standen, der sich nur mindert, wenn Schleswig-Holstein auf Grund
der Initiative des Prases der Justizbehorde einen Teilbetrag freiwil-
lig zahlt. Der Schaden - und damit ein von der Behdrde in jedem
Fall zu prufender Regressanspruch - droht sich noch zu vergré-
Rern, wenn die Justizbehoérde die nicht verjahrte Forderung gegen
Bremen nicht unverziglich durchsetzt.

Die Justizbehdrde hat den Sachverhalt eingerdumt. Sie will die
Gesprache mit Schleswig-Holstein weiter fihren und die Durchset-
zung der Anspriiche gegen Bremen - notfalls auch gerichtlich - in
die Wege leiten.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Sammelfonds fur
BulfRgelder

Zweckgebundene Mittel aus den BuBgeld-
fonds sind von den Empfangern nicht immer
entsprechend verwendet worden. Die Justiz-
behorde muss deshalb ihre Priifverpflichtung
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197.

198.

199.

gegeniiber den Empfangern starker wahr-
nehmen.

Seit 1972 gibt es in Hamburg - bundesweit einmalig - Sammel-
fonds zur Ansammlung und Verteilung im Rahmen von Strafverfah-
ren gezahlter BulRRgelder, die der Prasident des Hanseatischen
Oberlandesgerichts treuhanderisch verwaltet. Mit Vertretern der
Justiz und der Justizbehdrde besetzte Verteilungsgremien ent-
scheiden unabhangig Uber die Verteilung gerichtlich verhangter
BuRgelder bzw. bereiten die Entscheidung des Prases der Justiz-
behorde fir von der Staatsanwaltschaft verhangte BuRgelder vor.
Die Zuarbeit fur Treuhander und Verteilungsgremien obliegt einem
Sachgebiet der Justizbehoérde.

Den Gerichten steht es aufgrund richterlicher Unabhangigkeit frei,
fur Bufigeldzuweisungen die Sammelfonds zu nutzen oder den
Weg richterlicher Direktzuweisungen an einzelne gemeinnutzige
Einrichtungen zu wahlen. In den letzten Jahren belief sich das Ge-
samtaufkommen von gemeinnitzigen Organisationen zuflieRenden
BuRgeldern auf insgesamt rd. 2 Mio Euro pro Jahr; davon entfielen
mehr als zwei Drittel auf die Sammelfonds.

Gegenwartig haben mehr als 2.000 Einrichtungen die Mdglichkeit,
Mittel aus den BuRgeldfonds zu beantragen: Sie missen aufgrund
eines Senatsbeschlusses von 1972 gemeinnitzigen Zwecken im
Sinne des Steuerrechts dienen, ihren Sitz in Hamburg haben oder
fir Hamburger Blrger wirken und sich zum Nachweis der sachge-
mafen Verwendung der empfangenen Gelder bereit erklaren.

Treuhandverwaltung

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass eine hdohere Verzinsung
des Treuhandvermdgens moglich ist. Der Treuhander will sich
kinftig um héhere Zinsertrdge bemudhen und auflerdem - wie vom
Rechnungshof gefordert - die in letzter Zeit unterbliebene Rech-
nungslegung entsprechend dem Treuhandvertrag wieder aufneh-
men.

Vorbereitung der Mittelverteilung

Die der Entscheidungsvorbereitung in den Verteilungsgremien
dienenden Listen und Unterlagen enthalten nicht alle mafRgebli-
chen aktuellen Informationen. So fehlen Angaben

- Uber die Tatigkeit hier nicht ansassiger Einrichtungen zum
Wohle Hamburger Burger,

- zu weiteren staatlichen Mitteln, z.B. Zuwendungen, die poten-
zielle Zahlungsempfanger erhalten oder beantragt haben.

Die Justizbehoérde will diese Informationen kinftig sicherstellen.
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200.

Unzureichende
Unterrichtung der
Gremien

BulRgelder zweck-
widrig verwendet

201.

Entwicklung der
Fonds unrichtig
dargestellt

Prufung der Mittelverwendung

Die Justizbehorde hat die Verwendung aus den Sammelfonds
geleisteter Mittel in der Vergangenheit kaum geprift. Bei eigenen
stichprobenartigen Uberpriifungen bei Empfangern von BuRgel-
dern hat der Rechnungshof erhebliche Mangel festgestellt.

So haben gemeinnutzige Trager

- bei der Mitteleinwerbung unvollstandig tUber sich und ihr Wir-
ken unterrichtet.

Beispielsweise hat eine Kindertagesstatte Mittel aus dem For-
dergebiet Hilfe fur das behinderte Kind* beantragt und in H6-
he von insgesamt 11.000 Euro erhalten, obwohl sie - anders
als wirkliche Integrationseinrichtungen - nur ein behindertes
Kind betreut hat. Zwei andere Einrichtungen, die behinderte
junge Menschen ausbilden, haben in derselben Betriebsstatte
denselben Zweck verfolgt und jeweils Mittel fir Ausstattungs-
gegenstande erhalten. Diese nutzen sie gemeinsam, ohne
den Sachverhalt bei Antragstellung klargestellt zu haben.

- zweckgebunden bewilligte Mittel fir andere Zwecke verwen-
det.

Zum Beispiel hat eine Kindertagesstatte statt des bewilligten
Fahrradstanders Ausfliige finanziert; eine Behinderteneinrich-
tung hat die Mittel statt fur bewilligte SchallschutzmafRnahmen
fur den Druck von Informationsbroschiren verwendet.

Die Behorde hat zugesagt, wie vom Rechnungshof gefordert, ihre
Pruftatigkeit bei den Zahlungsempféangern deutlich auszubauen
und insbesondere die Verwendung zweckgebundener Mittel star-
ker zu kontrollieren.

Unterrichtung der Blirgerschaft

Die Justizbehdrde hat in der Vergangenheit den Anteil der richter-
lichen Direktzuweisungen an gemeinnitzige Organisationen je-
weils zu hoch ausgewiesen’, da sie ihm unzutreffend auch samtli-
che zugunsten der Staatskasse verhangten BuR3gelder hinzuge-
rechnet hat. Demzufolge sind Mittel Uber die Sammelfonds fur
BuBgelder im Verhaltnis zu den richterlichen Direktzuweisungen zu
wesentlich groRerem Anteil als dargestellt verteilt worden.

Die Behorde will die Nutzung der Sammelfonds weiter férdern und
daflr in der Justiz - ggf. gemeinsam mit dem Treuhander - werben.
Sie wird kinftig in der Berichterstattung gegentber der Birger-
schaft die zugunsten der Staatskasse verhangten Buligelder richtig
zuordnen.

' vgl. beispielsweise Biirgerschaftsdrucksache 16/319 vom 30.01.1998
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202.

203.

Justizbehorde / Behorde
fur Wissenschaft und
Forschung / Senatsamt fur
Bezirksangelegenheiten /
Bezirksamt Bergedorf

Neubau der
Justizvollzugsanstalt XIi
in Billwerder

Die Biirgerschaft ist liber den finanziellen
Gesamtrahmen nicht rechtzeitig unterrichtet
worden.

Planung und Ausfiihrung der Anstalt in ihrer
urspriinglichen Konzeption enthalten Wirt-
schaftlichkeitsmangel mit der Folge erhebli-
cher Mehrkosten.

Uber Einzelheiten zum Bau der Justizvollzugsanstalt Xl Billwerder
(JVA) wurde die Birgerschaft am 20.06.2000 im Zuge der Erho-
hung der bestehenden Verpflichtungsermachtigung auf der Grund-
lage der damaligen Konzeption unterrichtet." Danach sollten fiir
382 Haftplatze im offenen Vollzug auf einem rd. 20 ha grofen
Grundstick Raumlichkeiten fir Unterkunft, Arbeit, Ausbildung, me-
dizinische Versorgung, Freizeit und Verwaltung geschaffen wer-
den.

Mit der BaumalRnahme wurde im Sommer 2000 begonnen, die
Fertigstellung ist zum Sommer 2003 vorgesehen. Im Verlauf der
Priifung durch den Rechnungshof hat der Senat grundlegende An-
derungen der Anstaltskonzeption beschlossen und der Burger-
schaft mitgeteilt. > Nunmehr sollen in der Anlage bis zu 800 Haftlin-
ge Uberwiegend im geschlossenen Vollzug untergebracht werden.

Veranschlagung in verschiedenen Haushaltstiteln
Neben den flr die urspringliche Konzeption mit rd. 49,0 Mio Euro

bei einem Einzeltitel veranschlagten Baukosten sind weitere zur
Herstellung der Vollzugsanstalt notwendige Aufwendungen aus

! vgl. Burgerschaftsdrucksache 16/4398 vom 20.06.2000
2 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 17/802 vom 07.05.2002
® Titel 2300.710.02, Bautitel ,Neubau der Justizvollzugsanstalt XII*
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204.

Keine Darstellung
des finanziellen
Gesamtrahmens

205.

206.

Kostenreduzie-
rung durch mogli-
che dreigeschos-
sige Bauweise
nicht genutzt

anderen Titeln* des Haushaltsplans finanziert worden. Dabei han-
delt es sich um

- rd. 8,35 Mio Euro Grunderwerbskosten,

- rd. 4,34 Mio Euro fir die Gelandeaufhéhung und Wasserbau-
malnahmen,

- rd. 1,9 Mio Euro fir den Anschluss des Gelandes an das of-
fentliche Wegenetz sowie

- rd. 1,7 Mio Euro fur die Finanzierung von Planungsleistungen.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die bis zur Fertigstellung
der Vollzugsanstalt aus dem Haushalt zu finanzierenden, nach
damaligem Stand voraussichtlichen Gesamtkosten von rd.
65 Mio Euro gegenlber der Burgerschaft im Jahr 2000 nicht zu-
sammengefasst dargestellt wurden.® Die nach Einzelzwecken
getrennte Veranschlagung der Gesamtmallnahme bei verschie-
denen Haushaltstiteln ist zwar haushaltsrechtlich zulassig, zur
Sicherstellung der notwendigen Transparenz und Haushaltsklarheit
héatte es aber gemafl Nr. 2.2.2 b der VV zu § 17 LHO einer Darstel-
lung des finanziellen Gesamtrahmens in den Erlduterungen zum
Haushaltsplan bedurft. Ein solcher Gesamtiberblick wurde erst im
Mai 2002 im Zusammenhang mit der Unterrichtung Uber die
veranderte Konzeption gegeben.

Die Justizbehoérde verweist darauf, dass in der bereits Anfang der
neunziger Jahre erstellten Haushaltsunterlage-Bau die Baukosten
ohne Grunderwerbs- und ErschlieBungskosten bertcksichtigt wor-
den seien. Diese Vorgehensweise sei bis zur Neukonzeption der
JVA beibehalten worden. Die Justizbehérde und die Behorde fir
Wissenschaft und Forschung (Hochschulbaudienststelle) wollen fiir
kunftige Projekte der Beanstandung des Rechnungshofs entspre-
chen.

Zweigeschossige Bauweise

Der Bebauungsplan Billwerder 23 vom 15.05.2001 setzte fir die
Hafthauser eine zuldssige Gebaudehdhe von 9 m fest, die eine
dreigeschossige Bauweise erlaubt hatte. Die Justizbehorde ent-
schied sich bei der parallel zum Bebauungsplanverfahren betrie-
benen Planung der JVA fir zweigeschossige Hafthauser.

Bei einer dreigeschossigen Bauweise der Hafthduser waren im
Rahmen der urspringlichen Planung die Unterbringung von 382
Gefangenen in zwei statt drei Hafthausern und damit geringere
Baukosten moglich gewesen. Darlber hinaus hatte die bendtigte
Grundstucksflache in diesem Fall um rd. 45.000 m* vermindert
werden kdnnen. Die Planung widersprach damit einer Vorgabe des

* Titel 2300.825.01 ,Grunderwerb® und 6300.788.01 LAllgemeine ErschlieRungen®
° Die Blirgerschaftsdrucksache 16/4398 vom 20.06.2000 enthielt zu anderweitig
veranschlagten Baukosten nur den Hinweis ,Kosten ohne Grunderwerb®.
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Senats zur Bericksichtigung des Grundsatzes flachensparenden
Bauens im staatlichen Hochbau.® Danach soll konzentrierten,
mehrgeschossigen Bauformen bei der Planung staatlicher Geb&u-
de auch unter dem Gesichtspunkt des kostensparenden Bauens
Vorrang zukommen.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Justizbehérde in-
folge der Nichtbeachtung der Senatsvorgabe fir flachensparendes
Bauen vermeidbare Kosten allein fur Grunderwerb, Herrichtung
und Baukonstruktion von rd. 2,8 Mio Euro verursacht hat; eine
nachtragliche Aufstockung der nach urspriinglicher Planung zwei-
geschossig zu errichtenden und weitgehend fertig gestellten drei
Hafthduser ist bautechnisch nicht mehr moglich.

Die Justizbehdrde hat erlautert, dass die urspriingliche Konzeption
einer offenen Anstalt auf eine aufgelockerte, geringgeschossige
Bebauung ausgerichtet gewesen sei. Deshalb wie auch aus voll-
zuglichen Griinden (insbesondere Erleichterung bei der Versor-
gung der Gefangenen, der Anwendung unmittelbaren Zwangs, der
Entsorgung von Mll sowie bei Arbeiten an der Aul3enfassade) ha-
be sie eine zweigeschossige Bauweise vorgezogen und héatte die-
se im Fall der Erweiterung der Anstalt fir den ausschliellich offe-
nen Vollzug auch beibehalten. Die Entscheidung fiir die GréRe der
Flache sei zu Gunsten des Gelandes Billwerder gefallen, weil es
auch insoweit dem Gelande der aufzugebenden Anstalt in Neuen-
gamme entspreche und Erweiterungsoptionen eréffnet habe.

Der Rechnungshof vermag der Argumentation der Justizbehorde
keine stichhaltigen Griinde fiir eine zweigeschossige Bauweise zu
entnehmen. Die Beriicksichtigung der von ihr angefiihrten voll-
zuglichen Grinde mag aus der Sicht der Justizbehdrde win-
schenswert gewesen sein, entsprach aber weder den Grundsatzen
fur flachensparendes Bauen noch trug sie der durch die Haushalts-
lage vorgegebenen Notwendigkeit Rechnung, Ausgaben auf das
zwingend Erforderliche zu begrenzen. Im Ubrigen weist der Rech-
nungshof darauf hin, dass in der Neukonzeption der Justizvoll-
zugsanstalt Billwerder die zusatzlichen Hafthduser - hier unter
Hinweis auf die gebotene Schonung der Personalressourcen und
damit auch aus wirtschaftlichen Grinden - dreigeschossig geplant
sind.

Auffiullung des Baugelandes
Koordinierung der Erdarbeiten

Das Baugelande war vor Baubeginn um etwa 1,5 m mit Sand auf-
zufiillen. Dazu schrieb das Bezirksamt Bergedorf als Baudienst-
stelle fir die Erdarbeiten Lieferung und Einbau eines Sand-Kies-
Gemisches offentlich aus, entschied sich im Zuge der Angebots-
wertung aber flr einen alternativ ungleich kostenglinstiger angebo-

6

vgl. Burgerschaftsdrucksache 15/5617 vom 04.06.1996, ,Flachensparendes Bau-
en im staatlichen Hochbau*
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tenen Fillsand anderer Kérnung mit allerdings verminderter Trag-
fahigkeit.

Die Errichtung der Hochbauten wurde von der mit den Bauherren-
aufgaben betrauten Hochschulbaudienststelle der Behorde fiir
Wissenschaft und Forschung einem Generalunternehmer Ubertra-
gen. Dieser akzeptierte im Rahmen der Vergabe die abweichen-
den Bodeneigenschaften, allerdings in Unkenntnis der geanderten
Kérnung. Vor Aufnahme der Bauarbeiten wies er dann darauf hin,
dass die Sandauffiillung nicht die mit der Ausschreibung zugesi-
cherte Koérnung aufweise und zur Befahrbarkeit des Baugelandes
mit schwerem Gerat nunmehr die Herstellung von Baustralien un-
erlasslich sei. Die Einschatzung der Befahrbarkeit des urspriinglich
vorgesehenen Materials wie die der Nichtbefahrbarkeit des tat-
sachlich verwandten wurde durch zwei Gutachten bestétigt. Die
zur Sicherung der Befahrbarkeit notwendigen Leistungen gab die
Hochschulbaudienststelle dem Generalunternehmer mit rd.
1,4 Mio Euro zuséatzlich in Auftrag.’

Im Rahmen der Entscheidung fir das preisglinstigere Bodenmate-
rial fand zwischen dem Bezirksamt und der Hochschulbaudienst-
stelle keine Koordinierung statt, um die Auswahl eines Materials
sicherzustellen, das die notwendige Befahrbarkeit des Baufelds er-
laubte. Die zusatzlichen Kosten hierfur hatten rd. 0,4 Mio Euro
betragen und damit um etwa 1,0 Mio Euro unter dem spater an
den Generalunternehmer erteilten Zusatzauftrag gelegen. Im Ubri-
gen ware vor der Herstellung von Baustralen durch den General-
unternehmer im Frihjahr 2001 jedenfalls eine Reduzierung der
Kosten von 1,4 Mio Euro um rd. 0,4 Mio Euro moglich gewesen,
weil aus der Offentlichen Ausschreibung zur Bodenauffillung weit
glnstigere Wettbewerbspreise bekannt waren als mit dem Gene-
ralunternehmer vereinbart.

Die beteiligten Baudienststellen haben eingerdumt, dass infolge
der geteilten Verantwortlichkeiten die Abstimmung und gegenseiti-
ge Information nicht optimal verlaufen seien und dies zu Missver-
stdndnissen gefihrt habe. Die Entscheidung fur den tatsachlich
eingebauten Sand habe zwar zu Mehrkosten an anderer Stelle ge-
fuhrt, sei jedoch insgesamt wirtschaftlich gewesen. Uberdies habe
der nachtraglich mdégliche Gesamtliberblick seinerzeit nicht zur
Verfligung gestanden. Das Bezirksamt vertritt dariiber hinaus die
Auffassung, dass grundsatzlich bei einem aufgehéhten Gelande
unabhangig von dem eingebauten Material auf Baustral’en nicht
verzichtet werden kdnne. Der Rechnungshof verweist demgegen-
Uber auf den nach den Gutachten mdglichen Einbau eines Materi-
als, das zwar Mehrkosten verursacht, aber die Notwendigkeit der
weitaus teureren Baustral’en vermieden hatte. Er hat das unabge-
stimmte und unwirtschaftliche Vorgehen der Verwaltung beanstan-
det.

" vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/6165 vom 19.06.2001
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Bodenzwischenlagerung

Nachdem im Rahmen der ersten Baustufe die Auffillung des
Grundstucks (in zentralen Bereichen um etwa 1,5 m, in Randberei-
chen nur um 1,1 m) weitgehend fertig gestellt war, erteilte das Be-
zirksamt den Auftrag, mit dem in der zweiten Baustufe auch die
Randbereiche um insgesamt 1,5 m aufgehdht werden sollten. Da-
bei wurden eine Zwischenlagerung und ein Zwischentransport des
Bodens erforderlich, weil der Auftragnehmer fiir die Erdarbeiten
nach Abschluss der ersten Baustufe die von ihm angelegten Bau-
stralRen bereits entfernt hatte und deshalb die Oberflache der Auf-
fullung mit schweren Lieferfahrzeugen nicht mehr befahrbar war.
Fir die zusatzlich erforderlichen Arbeitsgédnge entstanden Mehr-
aufwendungen einschlieRlich anteiliger Kosten fir die Baustellen-
einrichtung von insgesamt rd. 109.000 Euro.

Die Verwaltung hat dargelegt, dass zum Zeitpunkt der Entschei-
dung Uber die Aufhéhung der Randbereiche die zentralen Bereiche
bereits zur Errichtung der Gebdude genutzt worden und ebenfalls
nicht mehr ohne weiteres befahrbar gewesen seien.

Nach der zugrunde liegenden Haushaltsunterlage-Bau nach § 24
LHO und der darauf fullenden Ausschreibung war die Gelandeauf-
héhung in zwei Stufen vorgesehen. Die fehlende Koordination hin-
sichtlich der Abfolge der beiden Baustufen fuhrte zu den unnétigen
Mehrkosten. Der Rechnungshof hat das unwirtschaftliche Verhal-
ten der Verwaltung beanstandet.

Kosten der Baustellenzufahrt

Zum Schutz von Trinkwassertransportleitungen, tber die die Bau-
stellenzufahrt hinweggefiihrt werden musste, ordnete das Bezirks-
amt den Bau von zwei Behelfsbriicken mit Kosten von etwa
200.000 Euro an.

Nach Abschluss der Bauarbeiten fir die JVA wird auf der Trasse
der Baustralte die endglltige Zufahrt hergestellt. Im Rahmen der
dann auszufihrenden Strallenbauarbeiten soll eine dauerhafte
Umlegung der Transportleitungen erfolgen. Daflir werden Kosten
von rd. 250.000 Euro anfallen.

Das Bezirksamt hat darauf hingewiesen, dass es erst Ende 1999
und damit nach Abschluss der ErschlieBungsplanung deren Aus-
fuhrung dbernommen habe und ihm die Notwendigkeit des Bru-
ckenbaus erst direkt vor Beginn der Erdarbeiten, ndmlich Anfang
Juli 2000, bekannt geworden sei.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass eine vorausschauende
Gesamtplanung versaumt und damit das Gebot der Wirtschaftlich-
keit nicht beachtet wurde. Schon mit Beginn des Bebauungsplan-
verfahrens 1992 - zumindest aber im Rahmen der ErschlieRungs-
planung - musste erkannt werden, dass bei der vorgesehenen Zu-
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216.

Haushaltsneutrale
Finanzierung nicht
transparent

wegung zur JVA die Wassertransportleitungen zweifach gekreuzt
und mit deren vorheriger Umlegung Kosten vermieden wirden.

Die Erérterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Behorde fur Bildung
und Sport

Finanzierung und Organisa-
tion der Verlasslichen
Halbtagsgrundschule

Die Behorde hat die zugesagte haushalts-
neutrale Finanzierung des Mehrbedarfs der
Verlasslichen Halbtagsgrundschule nicht
vollstiandig nachgewiesen.

Die schiilerzahlbezogene Unterrichtsversor-
gung schrankt Foérdermoglichkeiten kleiner
Klassen ein.

Vollzeitlehrkrafte an Grundschulen konnen
ihre Pflichtstunden nicht immer anforde-
rungsgerecht erbringen.

Mit regionalen Schulverbiinden lieBen sich
Lehrerwochenstundenbedarf und Lehrerein-
satz flexibler und bedarfsgerechter organisie-
ren.

Die Verlassliche Halbtagsgrundschule (VHGS) ist seit dem
Schuljahr 1999/2000 in Hamburg flachendeckend eingeflihrt wor-
den. Lehrkrafte unterrichten und betreuen Schilerinnen und Schi-
ler von 08:00 bis 13:00 Uhr. Fur die Klassen 1 und 2 ist in diesem
zeitlichen Rahmen eine offene Eingangs- und Schlussphase vor-
gesehen. Die Teilnahme daran ist freiwillig.

Finanzierung

Gemal der Zusage des Senats gegenuber der Birgerschaft sollte
die flachendeckende Einfiihrung der VHGS haushaltsneutral durch
Umschichtungen von Mitteln im Schul- und Hortbereich finanziert
werden." Die Behorde fir Bildung und Sport (BBS) hat den Mehr-

' vgl. Biirgerschaftsdrucksache 15/3238 vom 02.05.1995 ,Volle Halbtagsgrund-
schule®, S. 5
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bedarf zunachst mit 488, spater mit 465 Lehrerstellen® beziffert.
Deren Finanzierung hat sie nur teilweise in den jahrlichen Stellen-
planen ausgewiesen. Der Rechnungshof hat bezweifelt, ob Einspa-
rungen im Umfang von 45 Stellen zur Gegenfinanzierung verfligbar
waren, wenn die betreffenden Mittel fir die Aufnahme von Gast-
schilern und die Einrichtung von Integrativen Haupt- und Real-
schulen sowie integrativen Regelklassen bedarfsgerecht veran-
schlagt worden waren. Auch der mit der Erhdhung der wdchentli-
chen Pflichtstunden von 27 auf 28 Stunden berechnete Kapazi-
tatsgewinn fir die VHGS von 112 Lehrerstellen ist tatsachlich nur
teilweise eingetreten.®

Die Finanzierung des durch flachendeckende Einfuhrung der
VHGS ausgeldsten Mehrbedarfs ist in den Stellenplanen und im
Allgemeinen Vorbericht fiir das Jahr 1997 dargestellt worden. Uber
den weiteren in den Folgejahren aufgewachsenen Mehrbedarf und
seine Finanzierung hat die BBS jedoch Senat und Birgerschaft
nicht mehr unterrichtet.

Der Rechnungshof hat der BBS empfohlen, kinftig bei gréReren
Programmen mit erheblichen Mehrkosten den Ressourcenbedarf
und seine Finanzierung in den Haushaltsplanen bzw. Produktin-
formationen darzustellen und den Verlauf jahrlich fortzuschreiben.

Die BBS hat dem zugestimmt.

Unterrichtsversorgung
Klassenfrequenzen

Die BBS setzt fir die Personalversorgung der Hamburger Schulen
ein sehr differenziertes Verfahren ein, das unter Berlcksichtigung
der Rahmendaten des Stellenplans eine moglichst exakte und
passgenaue Versorgung mit Lehrkraften zu Beginn eines Schuljah-
res gewahrleisten soll. So erhalten die Grundschulen 31 Lehrerwo-
chenstunden (LWoStd.) je Klasse zur Unterrichtsgestaltung (Schii-
lergrundstunden) und fiir Teilung, Differenzierung und Férderung
(Lehrermehrstunden), wenn sie sich an die vorgegebenen Orientie-
rungsfrequenzen von 26 bzw. 25 Schilerinnen und Schilern
(Klassen 1 und 2 bzw. Klassen 3 und 4) halten. Abweichungen
hiervon wirken sich unmittelbar auf die Hohe der Unterrichtsver-
sorgung* der Schulen aus, wie folgende Beispiele zeigen:

- Klassen mit jeweils drei Schilerinnen und Schulern unterhalb
der Orientierungsfrequenzen erhalten 27 LWoStd., mit denen
gerade noch die nach der Stundentafel vorgesehenen Schi-
lergrundstunden, nicht jedoch die notwendigen Lehrer-

2 vgl.a.a.0., 8.5
® vgl. Tz. 222

Ist — Schiilerzahl x LWoStd. gem Sundentafel
Orientierungsfrequenz

Lehrerwochenstunden / Klasse =
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Orientierungsfre-
quenzen vielfach
nicht erreicht

Weniger Forder-
mdglichkeiten bei
kleinen Klassen

220.

221.

mehrstunden fur Teilung, Differenzierung und Férderung ab-
gedeckt sind.

- Klassen mit jeweils drei Schilerinnen und Schulern Uber den
Orientierungsfrequenzen erhalten rd. 35 LWoStd., mithin na-
hezu vier zusatzliche LWoStd..

Ein Jahr nach flachendeckender Einfiihrung der VHGS ist es den
Grundschulen vielfach nicht gelungen, ihre Klassen nach den vor-
gegebenen Orientierungsfrequenzen zu organisieren. So waren im
Schuljahr 2000/01 viele Klassen unterhalb der Orientierungsfre-
quenzen eingerichtet. Bei einer zu geringen Anzahl von Schiilerin-
nen und Schilern in Klassen der eigenstandigen Grundschulen
muissen Foérdermoglichkeiten und ggf. sogar besondere Unter-
richtsmaRnahmen (z.B. Deutsch als Zweitsprache®) eingeschrankt
werden.

Der Rechnungshof hat im Interesse einer ausgeglicheneren Ver-
sorgung von Schulen - mit nicht von ihnen zu vertretenden niedri-
gen Frequenzen (z.B. in Randlagen) - angeregt,

- die Zuweisungen an Schulen auf 31 LWoStd. je Klasse zu be-
grenzen, wenn mehr Schilerinnen und Schiiler unterrichtet
werden, als nach den Orientierungsfrequenzen vorgesehen
sind,

- mittelfristig die Zuweisung der Lehrermehrstunden unabhan-
gig von der Schilerzahl in den Klassen, z.B. durch einen So-
ckelbetrag, vorzusehen.

Die BBS hat der Analyse des Rechnungshofs Uber die Auswirkun-
gen zu geringer KlassengrofRen auf die Versorgung mit LWoStd.
zugestimmt. Sie hat zwischenzeitlich den Schulen vorgegeben,
vorzugsweise Klassen zwischen 24 und 28, jedoch keine mit weni-
ger als 23 Kindern einzurichten, damit der Grundunterricht in der
VHGS gewabhrleistet ist®.

Den weiteren Anregungen des Rechnungshofs hat die BBS entge-
gengehalten, dass Schulen mit hohen Klassenfrequenzen ihre zu-
satzlichen Stunden zur Férderung einzelner Schiler bendtigten.
Eine schilerzahlunabhéangige Zuweisung von Lehrermehrstunden
wirde diese Forderung gefahrden.

Die Anregung des Rechnungshofs zielt darauf ab, die Bedarfssitu-
ation der Schulen mit niedrigeren und héheren Klassenfrequenzen
im Rahmen der gegebenen Ressourcen mdglichst zum Ausgleich
zu bringen. Der Rechnungshof hat die BBS gebeten, die Entwick-
lung der Klassenorganisationen durch die Schulen zu beobachten
und ggf. korrigierend einzuwirken.

® vgl. z.B. Biirgerschaftsdrucksache 17/859 vom 28.05.2002
® vgl. Birgerschaftsdrucksachen 17/684 vom 23.04.2002 und 17/554 vom
16.04.2002
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28. Lehrerpflichtstunde

Zur Finanzierung des Mehrbedarfs und zur Sicherung der Ver-
I&sslichkeit der VHGS sind die wodchentlichen Pflichtstunden fir
Grundschullehrkrafte ab dem 01.08.1995 von 27 auf 28 Stunden
erhéht worden.” Vollzeitlehrkrafte an eigenstdndigen Grundschu-
len, die mit ihrer Unterrichtsverpflichtung zur Versorgung der Schu-
len bedarfsdeckend beitragen, kénnen fiir Unterrichtszwecke je-
doch in der Regel® nur 27 Pflichtstunden im verlasslichen Zeitrah-
men (vgl. Tz. 215) unterbringen. Wird die 28. Pflichtstunde auler-
halb des Zeitrahmens z.B. fir die Frihbetreuung, freiwillige For-
derstunden, Neigungskurse und Hausaufgabenhilfen genutzt®,
kommt sie nicht allen Schilerinnen und Schiilern fiir die Unterrich-
tung am Vormittag, also nicht der VHGS zugute. Besteht keine
Verwendungsmoglichkeit, verfallt sie.

Der Rechnungshof hat die BBS aufgefordert, geeignete MalRnah-
men zu ergreifen, um auch die 28. Pflichtstunde in den zeitlichen
Rahmen der VHGS einzubinden oder deren Konzeption entspre-
chend zu verandern.

Die BBS hat ausgefuhrt, die Verwendung der Lehrermehrstunden
auflerhalb des nicht zwingend vorgeschriebenen Zeitrahmens der
VHGS sei Sache der Schulleitung. Sie werde aber weiterhin auf
die Schulen einwirken, dass diese die Lehrermehrstunden voll-
standig bedarfsdeckend einsetzen.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass es nicht den Schulen
Uberlassen werden kann, ob Pflichtstunden bedarfsdeckend einge-
setzt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn diese Stunden
Teil eines der Birgerschaft vorgelegten Finanzierungsplans sind.™

Einrichtung von regionalen Schulverbinden

Im Interesse einer besseren Unterrichtsversorgung hat der Rech-
nungshof ferner die Reduzierung von Standorten und die Einrich-
tung von regionalen Schulverbiinden angeregt. GrélRere Schulein-
heiten ermoglichen einen flexibleren und bedarfsgerechteren Ein-
satz des Lehrerpersonals, lassen weniger Unterrichtsausfall zu und
bringen die qualitativen Férdermdoglichkeiten der VHGS besser zur
Wirkung. In gréRBeren Organisationseinheiten ist zudem die 28.
Lehrerpflichtstunde leichter bedarfsdeckend unterzubringen.

Rechnerischer Zuwachs im Umfang von 112 Lehrerstellen, vgl. Tz. 216
Ausnahme: Minderung durch schul- und / oder personengebundene Entlastungs-
stunden

Bereits im Schuljahr 1998/99 von der BBS angestellte Erhebungen haben erge-
ben, dass die 28. Pflichtstunde in eigenstéandigen Grundschulen sowie in Grund-
schulabteilungen der Gesamtschulen im Umfang von rd. 30 Lehrerstellen im zeit-
lichen Rahmen der VHGS nicht bedarfsdeckend eingesetzt werden konnte und
damit fur die eigentlichen Zwecke der VHGS nicht zur Verfligung stand.

1% vgl. Biirgerschaftsdrucksache 15/3238 a.a.0., S. 3, 5 und 8
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Geringe Beteili-
gung der Horte an
Schulen in der
VHGS

227.

Der Rechnungshof hat die BBS um Priifung gebeten, ob und in-
wieweit

- einzligig geflhrte kleine Grundschulen ganz aufgegeben, als
Zweigstellen weitergeflihrt oder mit anderen Schulen zu einer
groReren Schuleinheit zusammengelegt und

- nahe gelegene kleinere Grundschulen und Grund-, Haupt-
und Realschulen zu regionalen Schulverbuinden - vergleichbar
einer mittelgroRen Schule - zusammengeschlossen werden
kdnnen.

Die BBS hat mitgeteilt, dass im Amt fir Schule ressourcenscho-
nende Uberlegungen zur Reduzierung von Standorten und zur Ein-
richtung von Schulverbiinden angestellt wirden. So seien bereits
im Schuljahr 2002/03 wegen zu geringer Anmeldezahlen an zwei
Schulen keine ersten Klassen eingerichtet worden. Sofern kinftig
die Anmeldezahlen in Grundschulen zu gering fir die Einrichtung
von Eingangsklassen seien, misse und werde in jedem Einzelfall
nach MaRgabe des Schulgesetzes zu prifen sein, ob diese erhal-
ten bleiben sollten oder die Aufgabe eines Schulstandortes még-
lich sei.

Kooperationen mit Horten und Kindertagesstatten

Zur Starkung der sozialpadagogischen Komponente des Grund-
schulunterrichts™ setzt die BBS bedarfsdeckend seit Jahren Per-
sonal®™ zweier Trager von Horten an fiinf Schulen in der offenen
Eingangs- und Schlussphase, zur Pausenaufsicht sowie zur Mitar-
beit im Fach ,Freie Gestaltung“ ein. Zu einer Kooperation weiterer
Schulen mit Tragern von Horten bzw. Kindertageseinrichtungen ist
es entgegen der ursprunglichen Zielsetzung nicht gekommen.

Der Rechnungshof hat die BBS um Prifung gebeten, ob eine
Kooperation auf alle Horte an Schulen sowie auf die Vereinigung
Hamburger Kindertagesstatten e.V. (Vereinigung) ausgeweitet und
inwieweit dadurch eine Entlastung von Lehrkréaften erreicht werden
kann.

Die BBS halt eine Ausweitung der Kooperation mit anderen Tra-
gern grundsatzlich far moglich. Allerdings sei nach ihren derzeiti-
gen Erkenntnissen die Bereitschaft der freien Trager von Horten
und der Vereinigung zum Einsatz ihres Personals nicht bzw. noch
nicht gegeben.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.

" vgl. Biirgerschaftsdrucksache 15/3238 a.a.0., S. 5

"2 In den Grundschulen werden Erzieherinnen und Erzieher bzw. Sozialpadagogin-
nen und Sozialpddagogen auf der Grundlage von Rahmenvereinbarungen tber
die Gestellung von Personal der Trager von Horten an Schulen eingesetzt.
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Voll qualifizierende
Berufsfachschulen

Voll qualifizierende Bildungsgange an staatli-
chen Berufsfachschulen verursachen im Sys-
tem der beruflichen Bildung erhebliche Kos-
ten. Sie weisen hohe Abbrecherzahlen auf.
Jeder dritte Schiiler erreicht das Ausbil-
dungsziel nicht. Der Rechnungshof hat eine
Uberpriifung des derzeitigen Angebots mit
dem Ziel eines effektiveren Mitteleinsatzes
gefordert.

Grundlagen und Entwicklung

Die Berufsfachschule soll die Schilerinnen und Schiiler befahigen,
einen anerkannten Ausbildungsberuf auszuiben, einen Teil der
Berufsausbildung in einem oder in mehreren anerkannten Ausbil-
dungsberufen zu erwerben oder einen Berufsausbildungsab-
schluss zu erlangen, der nur in Schulen erworben werden kann
(§ 21 des Hamburgischen Schulgesetzes).

Berufsfachschulen sind berufliche Vollzeitbildungsgédnge von ein-
bis dreijahriger Dauer, die zu teil- oder voll qualifizierenden Ab-
schliissen fuhren. Fir nicht mehr berufsschulpflichtige Schilerin-
nen und Schiler stellen sie ein freiwilliges Angebot der Stadt dar.
Als Zugangsvoraussetzung ist fir den Uberwiegenden Teil der voll
qualifizierenden Berufsfachschulen der Realschulabschluss festge-
legt, fur einige Schulen (Hauswirtschaft, Haus- und Familienpflege,
Zeitmesstechnik) der Hauptschulabschluss. Bei einem Teil der Bil-
dungsgange finden zwischen 20 und 40 % der Ausbildung in Be-
trieben statt.

Nach Aussage des Senats erflllen Berufsfachschulen eine Aus-
gleichsfunktion fir fehlende Platze in dualen Ausbildungsgangen
nach dem Berufsbildungsgesetz." Einige voll qualifizierende Bil-
dungsgange stellen eine Erganzung des dualen Systems dar, weil
entsprechende anerkannte Ausbildungsberufe nach dem Berufs-
bildungsgesetz bislang fehlen.? Darliber hinaus koénnen die voll
qualifizierenden Berufsfachschulen insbesondere Jugendlichen,
die nach Verlassen der allgemein bildenden Schule im Ausbil-
dungsmarkt nicht aufgenommen werden, zu einer schulischen Be-
rufsausbildung verhelfen.®> Nach Aussage der Behorde spielen al-
lerdings die Bildungsgange fir Jugendliche mit schwachen Schul-
abschlissen (Hauptschulabschluss) in den voll qualifizierenden
Berufsfachschulen in der Quantitat nur eine geringe Rolle. Ziel der
Ausbildungsgéange ist es, die Absolventen - neben einer méglichen

! vgl. Burgerschaftsdrucksache 16/5790 vom 24.04.2001, S. 1
2 vgl. a.a.0., S. 1; Biirgerschaftsdrucksache 16/5636 vom 20.02.2001, S. 20
® vgl.a.a.0, S. 3, 10, 14
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Berufsfachschule
- kostenintensiver

Bildungsgang

230.

Schuler-Lehrer-
Relation im Bun-

desvergleich

231.

zusétzlichen Verbesserung ihrer Qualifikation - zu einer erfolgrei-
chen Aufnahme einer entsprechenden beruflichen Tatigkeit zu fuh-
ren.

Im Schuljahr 2001/02 besuchten 63 % der Schuler beruflicher
Schulen die Berufsschulen im Rahmen der dualen Ausbildung,
16 % besuchten Berufsfachschulen®, davon 11 % im teil- und 5 %
im voll qualifizierenden Bereich. Sie losten fast 26 % des unter-
richtsbezogenen Lehrerstellenbedarfs der beruflichen Schulen aus.

Die Schiilerzahlen der Berufsfachschulen der Behorde fiir Bildung
und Sport (BBS) haben sich wie folgt entwickelt:

Schiilerzahlen an den Berufsfachschulen

1995 (1996 | 1997 [1998 | 1999 |2000 |2001
Gesamtzahl 8.076 |8.192 |8.502 |9.252 |9.339 [9.191 | 9.241
darunter Vollquali-
fizierung 2.517 |2.491 |2.531 |2.516 |2.420 |2.565 | 2.921
Anteil in % 31,2| 304 298| 272 259| 279| 31,6

Die jahrlichen Kosten flir die Berufsfachschiler beliefen sich im
Schuljahr 2001/02 auf rd. 50 Mio Euro, davon entfielen auf den voll
qualifizierenden Bereich fast 16 Mio Euro.’

Die gegenuber dem Schuljahr 2000/01 zu verzeichnende Steige-
rung der Schilerzahl in den voll qualifizierenden Ausbildungsgan-
gen um 356 Schiiler hat Mehrkosten von fast 1,9 Mio Euro ausge-
I6st. Das entspricht einer Kostensteigerung fiir diese Ausbildungs-
gange innerhalb eines Jahres um mehr als 13 %.

Fir einen bundesweiten Vergleich des Ressourceneinsatzes
liegen keine spezifischen Daten fiir die voll qualifizierenden Ange-
bote vor, sondern nur Daten fiir die Berufsfachschulen insgesamt.
Fir das Schuljahr 2000/01 errechnete sich fiir die Berufsfachschu-
len in Hamburg eine Schiler-Lehrer-Relation von 12,9 (Vorjahr:
13,3).° Damit liegt Hamburg im Bundesvergleich im vorderen Be-
reich (Rangplatz 5).7 Die Differenz gegenlber der bundesdurch-
schnittlichen Schiler-Lehrer-Relation von 13,7 entspricht rechne-
risch einer Mehrausstattung von tber 40 Lehrerstellen in Hamburg.

Erfolg der voll qualifizierenden Bildungsgange

In die voll qualifizierenden Berufsfachschulen werden alle Bewer-
ber aufgenommen, die die festgelegten Zulassungsvoraussetzun-

Der restliche Schiileranteil von 21 % entféllt auf andere Formen der beruflichen
Schulen (z.B. Wirtschaftsgymnasien, Fachschulen).

® 2.921 Schiiler x Jahreskostensatz eines Vollzeitschiilers (5.454 Euro) = 15,93
Mio Euro (der Jahreskostensatz der BBS differenziert nicht nach teil- und voll
qualifizierenden Bildungsgéngen)

Berechnung nach Vorgaben der Kultusministerkonferenz

" vgl. Produktinformationen in den Haushaltsplanen 2002 (Seite 29) und 2003 (Sei-
te 31)
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gen erflllen, so dass der Umfang dieser staatlichen Bildungsmalf3-
nahmen allein vom Anmeldeverhalten der Schilerinnen und Schu-
ler abhangig ist.

Ein erheblicher Teil der angemeldeten und aufgenommenen Schi-
ler erscheint aber nicht zum Unterricht bzw. bleibt diesem schon
nach kurzer Zeit fern. So haben nach den statistischen Erhebun-
gen der BBS in den letzten Jahren etwa 20 % der Anfénger in den
voll qualifizierenden Berufsfachschulen bereits wahrend des ersten
Schulhalbjahres (Probehalbjahr) ihre Ausbildung abgebrochen.
Aber auch zu spateren Zeitpunkten, insbesondere zum Abschluss
des ersten Schuljahres, sind weitere erhebliche Ausbildungsabbri-
che zu verzeichnen. Dies zeigt sich insbesondere am Beispiel der
zweijahrigen Ausbildungsgénge, die bei den voll qualifizierenden
Berufsfachschulen quantitativ den gréfiten Umfang ausmachen:

Schiilerzahlentwicklung zweijahriger Ausbildungsgange

Schlerzahlen zu Beginn des Ausbildungsabschnitts

Ausbildungsbeginn |1.Halbjahr |2.Halbjahr |3.Halbjahr |4.Halbjahr |Abschluss
01.08.1998 890 726 615 591 512
01.08.1999 1.133 919 802 777 713

Insgesamt war bis zum Ende des ersten Schuljahres eine Verrin-
gerung der Schulerzahlen jeweils um rd. 30 % zu verzeichnen.
Hierflr gibt es vielfaltige Griinde, wie z.B. Aufnahme einer anderen
Ausbildung (duales System, andere schulische Ausbildung, Studi-
um), personliche Grinde wie Uberforderung, Desinteresse oder
Arbeitsaufnahme sowie die Uberbriickung von Wartezeiten. Ange-
sichts der Verteilung der Abbriche im Ausbildungsverlauf wird
deutlich, dass das Probehalbjahr, das als Regulativ zur Reduzie-
rung der Abbrecherzahlen eingefiihrt worden ist, bisher den vorge-
sehenen Zweck nur unzureichend erfiillt hat.

Der Rechnungshof hat fiir die zurlickliegenden Jahre die Schiler-
jahrgange vom Eintritt in die voll qualifizierenden Bildungsgange
bis zur Abschlusspriifung betrachtet und dabei auch die Erfolgs-
quote - bezogen auf die jeweilige Eingangsschilerzahl - erhoben.
Berucksichtigt wurden die letzten drei Schilerjahrgdnge, die bis
zum Sommer 2001 ihre Prifung abgelegt haben. Die Abschluss-
quoten im Einzelnen sind aus der nachstehenden Tabelle ersicht-
lich:
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Erfolgsquote z.T.

deutlich unter
50 %

234.

Abschlussquoten der voll qualifizierenden Berufsfachschulen®

Abschlussquote in
Dauer Berufsfachschule %
1999 | 2000 | 2001
3-jahrig |Zeitmesstechnik (Uhrmacher) 38,1 57,9 45,0
Hauswirtschaft 31,91 57,1 35,8
Kinderpflege 50,9] 33,7
Haus- und Familienpflege 51,0
gewichtete Quote insgesamt: 48,7 36,00 42,8
2-jahrig |Technisches Zeichnen 62,5 60,4| 66,2
Pharmazeutisch-technische Assistenz 62,3 71,5 59,2
Chemisch-technische Assistenz 69,0 60,5 44.1
Biologisch-technische Assistenz 94,71 78,7
Technische Assistenz fir Informatik 54,6 42,1 57,1
Sozialpadagogische Assistenz 53,11 62,2| 76,5
Kfm. Assistenz, fremdsprachl. Korresp. 53,7| 53,0 45,2
gewichtete Quote insgesamt: 58,3 *) 57,5 62,9
1-jahrig [Kfm. Assistenz, fremdsprachl. Sekretariat 84,8 78,3|] 79,1
Kfm. Assistenz, Informationsverarbeitung 82,01 57,8 65,1
gewichtete Quote insgesamt: 84,1 73,0/ 76,5
*) Wert ohne Sozialpadagogische Assistenz

Danach hatten die dreijdhrigen Ausbildungsgange im Jahr 2001
eine besonders niedrige Erfolgsquote: Noch nicht einmal jeder
zweite in den Bildungsgang eingetretene Schiiler erreichte den
Abschluss. Bei den zweijahrigen Bildungsgangen erreichte jeder
dritte Schuler, bei den einjahrigen Bildungsgangen jeder vierte
Schiler das Ziel nicht. Die Erfolgsquoten waren in den einzelnen
Ausbildungsgangen recht unterschiedlich. So lag die Erfolgsquote

- bei vier Bildungsgangen (z.T. deutlich) unter 50 %,
- bei funf Bildungsgangen zwischen 50 und 70 % und

- bei nur drei Bildungsgangen uber 70 %, im Spitzenwert bei
79 %.

Bei einer gewichteten Betrachtung der Abschlisse aller Bildungs-
gange der voll qualifizierenden Berufsfachschulen erreichten im
Jahr 2001 zwei von drei Schiilern einen Abschluss.

Die hohen Abbrecherzahlen und die insgesamt niedrigen Erfolgs-
quoten werfen die Frage auf, ob ein nicht unerheblicher Teil der
Schilerinnen und Schiler mit nur unzureichenden Erfolgsaussich-
ten bzw. -absichten in die Ausbildungsgange der voll qualifizieren-
den Berufsfachschulen aufgenommen wird. Der Rechnungshof hat
daher die BBS gebeten, den Grinden fur die hohen Abbrecherquo-
ten in den einzelnen Bildungsgadngen nachzugehen und geeignete

8 ohne die zum 01.08.2000 eingerichteten zweijahrigen Berufsfachschulen fur

Kaufmannische Medienassistenz, Freizeitwirtschaft, Screen Design und Gebau-
deservice
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Abhilfemdglichkeiten zu prifen. Auch eine Evaluation der Bil-
dungsgange kdnnte zu einer héheren Erfolgsquote beitragen.

Uberpriifung des derzeitigen Angebots

Im Hinblick auf den relativ hohen Kostenanteil fir Berufsfachschu-
len innerhalb des beruflichen Schulwesens kommt ihrem Verhaltnis
zu den Ausbildungsangeboten im Rahmen des dualen Systems
nach dem Berufshildungsgesetz eine besondere Bedeutung zu.
Nach Aussagen des Senats (vgl. Tz. 228) wird dieses Verhaltnis
grundsatzlich gepragt durch die Ausgleichs- und Erganzungsfunk-
tionen der voll qualifizierenden Berufsfachschulen, sodass ihre
Zweckbestimmung letztlich darin liegt, Defizite im Potenzial des
Ausbildungsmarktes zu kompensieren, wobei auch Jugendliche mit
schwachem Schulabschluss beriicksichtigt werden sollen.

Das Angebot auf dem Ausbildungsmarkt unterliegt laufend Veran-
derungen:

- Die Zahl der Neuabschlisse von Ausbildungsvertragen ist
zwischen 1995 und 2000 um 16 % auf 12.687 gestiegen.

- Hamburger Betriebe haben zunehmend Ausbildungsvertrage
mit Jugendlichen aus dem Hamburger Umland abgeschlossen
(Steigerung seit 1995 um 39 %).

- Das qualitative Angebot wurde durch neue Ausbildungsberufe
(z.B. Fachinformatiker/-in, Mediengestalter/-in fiir Digital- und
Printmedien) erweitert.

Wesentliche quantitative und qualitative Veranderungen auf dem
Ausbildungsmarkt bertihren zwangslaufig auch das kompensatori-
sche Verhaltnis der Berufsfachschulen zum Ausbildungsmarkt. So
kann etwa dann nicht mehr von einer Ausgleichsfunktion gespro-
chen werden, wenn im dualen System in ausreichendem Umfang
entsprechende gleichwertige Ausbildungsangebote zur Verfliigung
stehen. Deshalb ware es z.B. fur Berufsfachschulen, die in unmit-
telbarer Konkurrenz zum Ausbildungsangebot der Wirtschaft ste-
hen®, von besonderer Bedeutung, festzustellen, inwieweit hier tat-
sachlich noch fehlende Platze im dualen System auszugleichen
sind.

Der Rechnungshof hat die Behdrde vor dem Hintergrund hoher
Abbrecher- und niedriger Erfolgsquoten sowie z.T. veranderter
Rahmenbedingungen gebeten, das derzeitige Angebotsspektrum
der voll qualifizierenden Berufsfachschulen zu Gberprifen. Er hat
der Behorde gegentiiber insbesondere die Klarung folgender Fra-
gen empfohlen:

a) Mit welchen MaRnahmen (z.B. Uberpriifung der Aufnahme-
und Zulassungsbedingungen, Einbeziehung gréRerer betriebli-

® Beispiele dafiir sind die Ausbildungsgange Technischer Zeichner, Hauswirtschaft,
Zeitmesstechnik
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b)

c)

d)

e)

f)

cher Praxisanteile in die Ausbildung) kénnen die Abbrecher-
quoten reduziert und die Erfolgsquoten gesteigert und so auch
ein effektiverer Ressourceneinsatz erreicht werden?

Welche Schulen kompensieren fiir welche Ausbildungsberufe
einen akuten (quantitativen) Mangel an Ausbildungsplatzen?

Welche Schulen sind weiterhin zur (qualitativen) Erganzung
fehlender Ausbildungsberufe im dualen System erforderlich?

Welche schulischen Angebote sind trotz ausreichenden Ange-
bots am Ausbildungsmarkt flr geringer qualifizierte bzw. be-
nachteiligte Bewerber unverzichtbar?

Konnen Angebote der Berufsfachschulen, die eine Ausgleichs-
bzw. Erganzungsfunktion nach a) und b) nicht mehr erfiillen,
verandert bzw. reduziert werden?

Soll héher qualifizierten Bewerbern (insbesondere Abiturien-
ten) das Angebot der Berufsfachschulen weiterhin unbegrenzt
offen stehen?

Stellungnahme der Behorde

Die Behorde hat den Feststellungen des Rechnungshofs, insbe-
sondere zu den hohen Abbrecherzahlen und niedrigen Erfolgsquo-
ten, nicht widersprochen. Sie hat mitgeteilt, dass im Rahmen des
von ihr betriebenen Projekts zur Weiterentwicklung der beruflichen
Schulen zu Berufsbildungszentren das gesamte berufliche Schul-
wesen - also auch das Angebot und die Gestaltung der voll qualifi-
zierenden Berufsfachschulen - auf dem Prifstand stehe. Die vom
Rechnungshof unter Tz. 235 aufgeworfenen Fragen werde sie in
diese Uberpriifung einbeziehen und kléren.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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Behorde fur Wissenschaft
und Forschung

Hochschule fiur Musik
und Theater

Gravierende Mangel bei der Personalsachbe-
arbeitung fiir nebenberufliche Lehrkrafte ha-
ben zu unnoétigen Ausgaben von mindestens
200.000 Euro gefiihrt.

Die Erfillung der Lehrverpflichtung wird
nicht ordnungsgemaR liberwacht.

Bei der Vergabe der Gebaudereinigung sind
Leistungen in einem Gesamtumfang von
mehr als 1 Mio Euro dem Wettbewerb entzo-
gen worden. Die bis Anfang 1996 praktizierte
kostenlose Uberlassung von Parkplitzen in
den Tiefgaragen hat Einnahmeausfille von
mehreren 100.000 Euro verursacht.

Beschaftigung nebenberuflicher Lehrkrafte

Das von der Hochschule fiur Musik und Theater (HfMT) in 35
grundstandigen und acht weiterbildenden Studiengdngen unter-
breitete Lehrangebot deckten im Jahre 2001 zu rd. 43 % nebenbe-
rufliche Lehrkrafte ab. In Vollzeitstellen umgerechnet handelte es
sich hierbei um rd. 42 Stellen, auf denen im Sommersemester (SS)
2001 142 Personen beschaftigt wurden.

Davon sind nur 16 Personen Lehrbeauftragte nach § 26 des Ham-
burgischen Hochschulgesetzes (HmbHG). Die Gbrigen 126 neben-
beruflichen Lehrkrafte sind entsprechend ihrem individuellen Ver-
tragsumfang mit dem gesamten Aufgabenspektrum eines Profes-
sors betraut. Sie sind entweder ,Teilzeitprofessoren nach § 32
HmbHG oder sie befinden sich noch im friiheren Angestelltenver-
héltnis nach den ,Anstellungsbedingungen 1968“. Der letztgenann-
te Personenkreis umfasste im SS 2001 noch 63 Lehrkrafte. Sie
werden entweder nach einer Honorarordnung von 1968 oder
- aufgrund einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts - wie
hauptamtliche Professoren vergutet.

Bei der Vergltung dieser 63 nebenberuflichen Lehrkrafte nach den
»#Anstellungsbedingungen 1968“ ist es im Laufe der vergangenen
Jahre aufgrund gravierender Mangel in der Personalsachbearbei-
tung zu einer vom Rechnungshof beanstandeten rechtswidrigen

99

Unnétige Ausga-
ben von mindes-
tens 200.000 Euro



238.

Mehrausgaben
von 55.000 Euro

in einem Einzelfall

239.

240.

Nicht-Umsetzung
eines Tarifvertra-

ges

241.

Praxis gekommen, durch die u.a. unnétige Ausgaben von mindes-
tens 200.000 Euro (vgl. Tzn. 238 und 239) entstanden.

So blieb das Auslaufen eines Nebenbeschaftigungsauftrages
wegen Vollendung des 65. Lebensjahres Ende 1995 unbemerkt.
Die Lehrkraft, die hauptberuflich beim Philharmonischen Staatsor-
chester in Hamburg vollzeitbeschaftigt war, hatte nach den behdrd-
lichen Regelungen ab 1995 nur noch jeweils befristet weiterbe-
schaftigt werden durfen und die Vergltung spéatestens zum
01.12.1998 abgesenkt werden mussen. Auch der vertragliche
Lehrumfang ware einer geringeren Lehrnachfrage anzupassen
gewesen. Insgesamt sind rd. 55.000 Euro unndtig verausgabt wor-
den.

Weitere unndtige Mehrausgaben sind dadurch entstanden, dass

- mehrere nebenberufliche Lehrkrafte seit Jahren volle Kinder-
zuschlage fur bis zu drei Kinder erhielten, obwohl ihr Beschaf-
tigungsumfang an der HfMT nur zwischen 2/18 und 9/18 einer
Vollzeitbeschaftigung betrug und ihnen daher diese Zuschlage
auch nur anteilig zustanden (Hohe der Uberzahlungen rd.
39.000 Euro),

- entgegen einer Anweisung der Behdrde fir Wissenschaft und
Forschung (BWF) nach Einfihrung des ,Teilzeitprofessors*®
die Lehrdeputate mehrerer in ihrem alten Rechtsverhaltnis
verbliebener Lehrkrafte noch befristet erhdht und die Mehr-
stunden nicht nach dem niedrigeren Vergutungssatz fur ,Teil-
zeitprofessoren®, sondern wie das Grunddeputat nach den in-
dividuellen Vergltungsverhaltnissen bezahlt wurden (unnétige
Ausgaben von rd. 36.000 Euro),

- zahlreiche nebenberufliche Lehrkrafte vergitungsrechtliche
Nebenleistungen wie Urlaubsvergitung und Sonderzuwen-
dung erhielten, obwohl sie nach den fur die jeweiligen Zeit-
raume glltigen Vorgaben des Personalamtes bis 1997 hierauf
keine Anspriiche hatten (Uberzahlungen von mehr als
50.000 Euro).

Der 74. Anderungstarifvertrag zum Bundes-Angestelltentarifvertrag
von 1998 erdffnete insbesondere Lehrkraften, die hauptberuflich
anderweitig im Offentlichen Dienst beschaftigt sind, Anspriiche
auch auf vergutungsrechtliche Nebenleistungen. Die Bedeutung
dieses Tarifvertrages wurde in der HfMT nicht erkannt. Sie hat es
daher versdumt, ihn in der Hochschule bekannt zu machen und
einzelvertraglich umzusetzen. Nach den Feststellungen des Rech-
nungshofs sind hiervon vermutlich 15 Lehrpersonen betroffen.

Der Rechnungshof hat die HfMT aufgefordert, die von ihm aufge-
listeten mehr als 30 Einzelfalle, die zu unnoétigen Ausgaben geflihrt
haben bzw. bei denen tarifrechtliche Regelungen oder vertragliche
Anspriche noch umsetzungsbedurftig erscheinen, zu Uberprifen
und sich wegen der grundséatzlichen Bedeutung mit dem Personal-
amt abzustimmen. Dabei muss im Falle der Geltendmachung von

100



242.

243.

Ruckforderungen bzw. der Anerkennung von Anspriichen auch
Einvernehmen dariber hergestellt werden, mit welcher zeitlichen
Ruckwirkung dies jeweils geschehen soll.

Die HfMT hat erklart, dass sie das Beschaftigungsverhaltnis der in
Tz. 238 erwahnten Lehrkraft beendet und einige gravierende Ein-
zelfélle inzwischen bereinigt habe; weitere Einzelprufungen und
ggf. Abwicklungen stiinden wegen personeller Engpasse noch aus.

Eine Vergltung von nebenberuflichen Lehrkraften auf dem Niveau
von Professoren ist nur gerechtfertigt, wenn neben der Lehrtatig-
keit auch die Ubrigen Aufgaben hauptamtlicher Professoren wahr-
genommen werden (u.a. Studienberatung, kinstlerische Entwick-
lungsaufgaben, Mitwirkung an Prifungen, akademische Selbst-
verwaltung). Zweifel an dieser Aufgabenwahrnehmung haben sich
aufgrund der Prifung in Einzelfallen ergeben, so z.B. bei einer seit
1985 halbtagsbeschaftigten nebenberuflichen Lehrkraft, die zu-
gleich vollbeschaftigter Universitatsprofessor in einem anderen
Bundesland, Lehrbeauftragter in einem weiteren Bundesland und
dartber hinaus noch kinstlerisch tatig ist. Ihr gestand die HfMT die
Beschrankung ihrer Tatigkeit auf weniger als 50 Arbeitstage im
Jahr zu. Die Lehrkraft lieR daruber hinaus verlautbaren, ihre Lehr-
tatigkeit in Hamburg beschranke sich auf 32 bis 36 Tage im Jahr
zuziglich gelegentlicher Konferenzteilnahme von geringem zeitli-
chen Gewicht.

Diese Darlegungen lassen schon unter zeitlichen Gesichtspunkten
eine Wahrnehmung der Ubrigen professoralen Aufgaben ausge-
schlossen erscheinen. Auch aus Schreiben anderer nebenberuf-
licher Lehrkrafte ging hervor, dass diese ihre Dienstpflichten ledig-
lich auf die Dauer der 35 Wochen umfassenden Vorlesungszeit
beschrankt sahen.

Der Rechnungshof hat der HfMT empfohlen, kiinftig im Interesse
einer dauerhaften Erfillbarkeit der dienstlichen Verpflichtungen die
Vergabe von Teilzeitprofessuren grundsatzlich auf sechs Lehrver-
pflichtungsstunden (LVS) zu beschranken. Im vorgenannten Ein-
zelfall hat er die HfMT gebeten, fiir die noch verbleibende Beschéaf-
tigungszeit die volle Erfullung der dienstlichen Pflichten sicherzu-
stellen oder dienstrechtliche MalRnahmen einzuleiten.

Die HfMT hat den Hinweisen des Rechnungshofs zur Bemessung
der jahrlichen Arbeitszeit von nebenberuflichen Professoren zuge-
stimmt und den Dekan aufgefordert, in dem erwdhnten Einzelfall
die volle Erfillung der dienstlichen Pflichten sicherzustellen. Die
BWF und das Personalamt haben die Anregungen des Rech-
nungshofs zur grundsatzlichen Begrenzung des Umfangs von Teil-
zeitprofessuren auf sechs LVS unterstitzt.

Das hamburgische Nebentatigkeitsrecht sieht vor, dass Nebenta-
tigkeiten, die ein Flnftel der regelmaRigen wdchentlichen Arbeits-
zeit eines Vollzeitbeschaftigten Uberschreiten, einer Genehmigung
im Einzelfall bedurfen. Diese Grenze wird schon bei einem Ver-
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Nichtbeachtung
des Nebentéatig-

keitsrechts

Unzulangliche
Lehrverpflich-
tungskontrolle
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tragsumfang an der HfMT von vier LVS (18 LVS Lehrverpflichtung
einer Vollzeitkraft x 20 % = 3,6 LVS) uberschritten. Die HfMT hat
acht hauptberuflich beim Philharmonischen Staatsorchester in
Hamburg vollzeitbeschaftigte Musiker in einem genehmigungs-
pflichtigen Umfang zwischen 31 % und 50 % einer Vollzeitbeschaf-
tigung beschaftigt oder neu eingestellt, ohne dass rechtsgiiltige
Nebentatigkeitsgenehmigungen in der Hochschule vorlagen.

Der Rechnungshof hat diese Nichtbeachtung der nebentatigkeits-
rechtlichen Regelungen - wie auch die Ubrigen Mangel der Perso-
nalsachbearbeitung - beanstandet und eine sorgfaltige Abklarung
der kinftigen Weiterbeschaftigungsmodalitaten zwischen HfMT,
BWF, Kulturbehérde und Personalamt gefordert. In diesem Zu-
sammenhang hat er um Prifung gebeten, ob angesichts der vom
Rechnungshof wiederholt als verbesserungsbediirftig bezeichne-
ten hauptberuflichen Auslastung der Musiker des Philharmoni-
schen Staatsorchesters (vgl. Jahresbericht 2000, Tzn. 379 bis 386
und 391 bis 392) im Falle einer fortbestehenden Untererfiillung der
dort vorgeschriebenen Zahl der Dienste eine Teilanrechnung der in
der HfMT geleisteten LVS - unter Fortfall der entsprechenden ne-
benberuflichen Vergitung - auf die hauptberufliche Tatigkeit er-
reicht werden kann. HfMT und BWF haben mitgeteilt, dass die Ab-
stimmungen mit der Kulturbehdérde und dem Personalamt noch
nicht abgeschlossen seien.

Uberwachung der Lehrverpflichtung

Nach der Lehrverpflichtungsverordnung (LVVO) fir die beiden
kunstlerischen Hochschulen und den von der HfMT erganzend ge-
troffenen Regelungen sind die haupt- und nebenberuflichen Lehr-
krafte verpflichtet, vor Beginn der Vorlesungszeit in ,Wochenstun-
denplanen” unter Angabe genauer Daten die geplanten Lehrveran-
staltungen aufzufiihren und dem Dekan zur Priifung vorzulegen. In
einer ebenfalls dem Dekan einzureichenden ,dienstlichen Erkla-
rung® ist die Durchfihrung der Veranstaltungen nach Ablauf der
Vorlesungszeit zu bestatigen, Abweichungen sind zu erlautern.

Etwa zehn bzw. drei Monate nach Ablauf der Vorlesungszeiten
hatten jedoch rd. 20 % (SS 2000) bzw. rd 29 % (WS 2000/01) der
Lehrpersonen die ,dienstliche Erklarung“ noch nicht abgegeben.
Die zu Beginn der Vorlesungszeit einzureichenden ,Wochenstun-
denpléne® lagen nur ahnlich lickenhaft vor. In einigen Fachberei-
chen fihrte erst die Prifungsankindigung des Rechnungshofes
dazu, teilweise seit dem WS 1998/99 riickstandige Unterlagen mit
Nachdruck anzumahnen.

Der Rechnungshof hat insgesamt den Eindruck gewonnen, dass
die Uberwachung der Erfiillung der Lehrverpflichtung in der HIMT
bisher nicht hinreichend ernst genommen wird." In einem Fachbe-
reich gaben zahlreiche Lehrkrafte die ,dienstliche Erklarung® be-

' So heilt es z.B. in einem Mahnschreiben eines Dekans zur Einreichung riick-
standiger Unterlagen u.a.: ,Eine Lappalie, eine Formalie, aber wat mutt dat mutt®.
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reits zu Beginn der Vorlesungszeit, teilweise zeitgleich mit dem
~Wochenstundenplan®, ab, ohne dass dies beanstandet wurde.
Bearbeitungshinweise, die auf eine Uberpriifung der eingereichten
Unterlagen im Sinne eines Soll-/Ist-Abgleichs hindeuten, hat der
Rechnungshof so gut wie nicht vorgefunden.

Der HfMT konnte insgesamt eine ordnungsgemaRe Uberwachung
und hinreichende Erflllung der Lehrverpflichtung nicht bestatigt
werden.? Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die HfMT
aufgefordert, kiinftig die Unterlagen nicht nur abzulegen, sondern
auszuwerten und die Ergebnisse der Lehrerfiillung zu dokumentie-
ren. Zugleich hat er die Hochschule auf eine strikte Einhaltung der
LVVO einschlieBlich ihrer Moglichkeiten zum semesterubergreifen-
den Lehrverpflichtungsausgleich und ihrer Regelungen berechtig-
ter Ausnahmefalle bei der Lehrerfillung verwiesen.

Die HfMT hat erklart, sie werde noch im WS 2002/03 das Verfah-
ren zur Uberwachung der Lehrverpflichtung verbessern.

Mittelbewirtschaftung

Die HfMT hat es seit rd. zehn Jahren versaumt, die Leistungen fir
die Gebaudereinigung (Jahreskosten 2001 rd. 145.000 Euro) 6f-
fentlich auszuschreiben. Sie hat damit massiv gegen die geltenden
Beschaffungsvorschriften verstoen und innerhalb dieses Zeit-
raums Leistungen in einem Gesamtumfang von mehr als
1 Mio Euro dem Wettbewerb entzogen. Der Rechnungshof hat dies
beanstandet und die HfMT aufgefordert, unverziglich unter Beach-
tung der Zustandigkeit der Finanzbehdrde die Grundlagen fir eine
ggf. kombinierte Ausschreibung der Gebaude- und Glasreinigung
zu schaffen.

Die HfMT verflgt seit Mitte der 70er- bzw. Anfang der 80er-Jahre
Uber zwei Tiefgaragen mit insgesamt rd. 100 Stellplatzen, erhebt
aber erst seit Anfang 1996 ein Nutzungsentgelt. Dadurch ist es in
dem vor 1996 liegenden Zeitraum zu Einnahmeausfallen von ins-
gesamt mehreren 100.000 Euro gekommen. Das von der HfMT er-
hobene Entgelt fur jede einzelne Einfahrt in die Tiefgarage ist seit
der erstmaligen Festsetzung im Jahre 1996 in Hohe von 3 DM - bei
unbegrenzter Parkdauer - erst im Zuge der 6Ortlichen Erhebungen
des Rechnungshofs zum 01.10.2001 auf 4 DM angehoben worden
(ab 2002: 2,00 Euro). Der Rechnungshof hat die HfMT aufgefor-
dert, das Entgelt kiinftig der Marktentwicklung fiir Dauervermietun-
gen im Raum Pdseldorf anzupassen.

Weitere Hinweise des Rechnungshofs betrafen u.a.
- die Nachholung in den Jahren 1999 und 2000 in einem Ge-

samtumfang von ca. 50.000 Euro unterbliebener steuerrecht-
lich vorgeschriebener Kontrollmitteilungen an die Finanzamter

2 vgl. zu Mangeln bei der Lehrverpflichtungskontrolle in anderen Hochschulen zu-

letzt Jahresbericht 2001, Tz. 186, und Jahresbericht 2000, Tzn. 342 bis 359
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Hochste Ausbil-
dungskosten in
Norddeutschland

Uber unversteuerte Honorarzahlungen (vgl. auch Jahresbe-
richt des Rechnungshofs 2002, Tzn. 200 bis 210) und

- die notwendige Verbesserung der Kostendeckungsgrade im
Aufbaustudiengang Musiktherapie und im Kontaktstudiengang
Popularmusik, die derzeit lediglich bei rd. 20 % bzw. rd. 30 %
der tatsachlichen Kosten liegen.

Die HfMT hat erklart, dass der Bearbeitungsriickstand bei der Aus-
schreibung der Gebaudereinigung an der geringen Personalkapa-
zitat liege, die Vorbereitungen zur Ausschreibung jedoch deutlich
vorangekommen seien.

Die Parkentgelte werde sie kinftig regelmafig tGberprifen und an-
passen, die steuerrechtlichen Kontrollmitteilungen zeitnah erstellen
und in Abstimmung mit der BWF eine Entscheidung Uber die Ver-
besserung der Kostendeckungsgrade in den Aufbau-/Kontaktstudi-
engangen herbeiflhren.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Ausbildungskosten der
Hochschule fur Musik und
Theater im norddeutschen

Vergleich

Die Hochschule fiir Musik und Theater weist
im Vergleich mit den anderen norddeutschen
Musikhochschulen die mit Abstand héchsten
Ausbildungskosten auf. Durch Anderungen
in der Personal- und Organisationsstruktur
konnten nachhaltige Kostenreduzierungen
erreicht werden.

Ergebnisse des HIS-Ausstattungsvergleichs

Die Hochschul-Informations-System GmbH (HIS) hat im November
2001 den Abschlussbericht Uber den von ihr im Auftrag der nord-
deutschen Wissenschaftsministerien durchgeflhrten ,Ausstat-
tungs- und Kostenvergleich norddeutscher Kunst- und Musikhoch-
schulen 1998“ veroffentlicht. Nach einer Auswertung des Rech-
nungshofs weist die Hochschule fiir Musik und Theater (HfMT) un-
ter den funf verglichenen norddeutschen Musikhochschulen fast
durchgehend in allen Lehreinheiten/Studiengangen

- die héchsten Ausbildungskosten und

- den niedrigsten Anteil von Studierenden in der Regelstudien-
zeit
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auf. Bei den Gesamtkosten fur die Lehre in der Lehreinheit Mu-
sik/Musikwissenschaft ergeben sich z.B. folgende Daten:

Hochschule, Gesamtkosten fiir die Lehre in DM (Euro) je
Lehreinheit Mu- . .
sik/Musikwis- | Studienplatz- Studierenden Absolvent
senschaft aquivalent in der Regel-
studienzeit
HfMT Hamburg 19.211 27.989 134.344
(9.822) (14.311) (68.689)
HfMT Hannover 17.905 17.567 84.318
(9.155) (8.982) (43.111)
MH Libeck 14.321 16.972 88.890
(7.322) (8.678) (45.449)
HfK Bremen 8.616 12.854 74.516
(4.405) (6.572) (38.099)
HfMT Rostock - 22.247 -
(11.375)

Senkung der Ausbildungskosten durch Anderun-
gen in der Personalstruktur

Die hohen Ausbildungskosten in Hamburg sind in erster Linie
durch die am Niveau der Professorenbesoldung orientierte Vergu-
tung der nebenberuflichen Lehrkrafte begrindet. Wahrend an den
anderen deutschen Musikhochschulen die Jahreskosten fir eine
volle Stelle eines dort Ublicherweise beschaftigten Lehrbeauftrag-
ten rd. 22.000 Euro betragen, liegen sie an der HfMT je nach der
Ausgestaltung des Beschaftigungsverhaltnisses zwischen rd.
43.000 Euro und rd. 67.000 Euro (Mehrkosten auf der Grundlage
von 20 Stellen rd. 1,3 Mio Euro jahrlich). Grundlegender Ansatz-
punkt fir eine Kostenreduzierung muss daher beim Auslaufen je-
des nebenberuflichen Lehrauftrages die Frage sein, ob kinftig ggf.
auch die Erteilung eines Lehrauftrages nach § 26 Hamburgisches
Hochschulgesetz (HmbHG) anstelle einer Teilzeitprofessur nach
§ 32 HmbHG'" mit der Sicherstellung eines angemessenen Ausbil-
dungsniveaus zu vereinbaren und arbeitsrechtlich unbedenklich ist.
Der Rechnungshof hat der Hochschule hierfiir konkrete Hinweise
gegeben.

Unabhangig von dieser generell erforderlichen Einzelprifung mit
der Folge einer ggf. kostengunstigeren Stellennachbesetzung wird
die HfMT in Zukunft finanziell automatisch erheblich dadurch ent-
lastet werden, dass die Arbeitsverhaltnisse der zurzeit noch 63 ne-
benberuflichen Lehrkrafte nach den ,Anstellungsbedingungen
1968“ grundsatzlich spatestens mit Vollendung des 65. Lebensjah-
res auslaufen werden. Nach einer Uberschlagigen Schatzung des

' mit dem gesamten Aufgabenspektrum einer Professur; vgl. auch den vorange-

henden Beitrag ,Hochschule fiir Musik und Theater”, Tzn. 237 und 242
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Rechnungshofs ist damit ein - nur sukzessive im Laufe der nachs-
ten beiden Jahrzehnte finanzwirksam werdendes - Einsparpotenzi-
al von ca. 400.000 Euro jahrlich (davon bis 2006 einschlief3lich rd.
120.000 Euro jahrlich) selbst dann verbunden, wenn die frei wer-
denden Stellenanteile in vollem Umfang und ausschlieBlich mit
.1 eilzeitprofessoren® anstelle kostenglinstigerer Lehrbeauftragter
nachbesetzt werden.

Kostenreduzierung durch Anderungen in der Orga-
nisationsstruktur und im Ausbildungsangebot

Auch weitere strukturelle MalRnahmen kénnten zu einer Kostenre-
duzierung in der HfMT fihren. Um die Mdoglichkeit einer Zusam-
menflhrung der beiden kinstlerisch-wissenschaftlichen Hochschu-
len in Hamburg zu prifen, stehen bereits seit 1996 fur diesen
Zweck bisher ungenutzte Gutachtenmittel bei der Behdrde fur Wis-
senschaft und Forschung (BWF) bereit. Der Rechnungshof hat bei
der BWF als Auftraggeberin des ,Zukunftspaktes Qualitat und In-
novation“ angeregt, diese Frage nunmehr ausdricklich in den Un-
tersuchungsumfang der von ihr, der Finanzbehdrde und den Hoch-
schulen zur Begutachtung der Hamburger Hochschullandschaft
eingesetzten externen Expertenkommission einbeziehen zu las-
sen. Fur einen derartigen Prifungsauftrag sprechen insbesondere
die angesichts der geringen GroRe beider Hochschulen vergleichs-
weise hohen Intendanz- und Verwaltungskosten.

Zu Uberprifen ist ebenfalls die gegenwartige Aufbaustruktur der
HfMT. Der Rechnungshof halt eine Untergliederung in sieben
Fachbereiche angesichts von nur rd. 650 Studierenden und rd. 120
Stellen fir haupt- und nebenberufliches Lehrpersonal fiir unnétig
breit und kostenaufwandig. Zudem ist die gegenwartige Aufbau-
struktur unausgewogen. Der Rechnungshof hat daher der HfMT
empfohlen, im Rahmen der fur die Erarbeitung einer Grundord-
nung vorgesehenen Frist einen neuerlichen Anlauf zur Verschlan-
kung ihrer Strukturen zu unternehmen und die hierfiir vorgesehe-
nen zeitlichen Perspektiven konkret darzulegen.

Der Rechnungshof hat weitere Ansatzpunkte fir Strukturverbesse-
rungen aufgezeigt, denen im Zuge des Untersuchungsauftrages
der externen Kommission nachgegangen werden kénnte:

- Abbau eines doppelten Ausbildungsangebots Musikwissen-
schaft sowohl an der HfMT als auch an der Universitat;

- Zusammenfuhrung der integrierten Studiengédnge Musikthea-
terregie und Schauspieltheaterregie unter Einbeziehung der
Schauspielausbildung der HfMT;

- kinftige Gestaltung des Studienangebots Kultur- und Me-
dienmanagement innerhalb und auRerhalb der HfMT.

Weiterhin hat der Rechnungshof eine Entscheidung Uber die
Fortfihrung und ggf. Verbesserung der Kostendeckung des Stu-
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dienganges Evangelische Kirchenmusik angeregt. In diesem Stu-
diengang werden an der HfMT derzeit 23 Studienplatze, ab
01.10.2003 20 Studienplatze insgesamt zur Verfugung gestellt
(jahrlich rd. vier Studienanfanger; Ausbildungskosten je Absolvent
It. HIS-Ausstattungsverleich rd. 90.000 Euro). Nachdem die Evan-
gelische Kirche im Hamburgischen Staate (jetzt: Nordelbische Kir-
che - NEK -) bis 1972 die Ausbildungskosten voll getragen hatte,
ist bei spateren Vertragsanpassungen ein reduzierter Kostenanteil,
bei der letzten, noch geltenden Anpassung in 1997 auf nur noch
18 %?, akzeptiert worden. Der Rechnungshof hat Neuverhandlun-
gen mit der NEK mit dem Ziel einer kurzfristigen Erhéhung der
Kostenbeteiligung gefordert.

Daruber hinaus ist er grundsatzlich der Auffassung, dass die mit
der Einsetzung der externen Expertenkommission verfolgten Ziele
zum Abbau von Doppelangeboten und zur Schaffung neuer Hoch-
schulstrukturen im Falle der Kirchenmusik auch Uber Landesgren-
zen hinaus verfolgt werden sollten. Da die Evangelische Kirchen-
musik als ein kleines Studienfach in der Musikhochschule in Li-
beck ebenfalls angeboten wird (25 Studierende insgesamt im Win-
tersemester 2001/02), wéare eine Zusammenfiuhrung des Ausbil-
dungsangebotes oder zumindest eine enge Kooperation der bei-
den Hochschulen im Interesse einer Kostenreduzierung zu prifen.
Der Rechnungshof hat der BWF empfohlen, in Abstimmung mit der
HfMT entsprechende Gesprache mit dem Kultusministerium in
Schleswig-Holstein und der NEK aufzunehmen.

Stellungnahme der Verwaltung

HfMT und BWF stimmen den Feststellungen des Rechnungshofs
zu den Uberdurchschnittlichen Ausbildungskosten und deren Ursa-
chen sowie zum kiinftigen Einsparpotenzial nach Auslaufen der
Vertrage nach den ,Anstellungsbedingungen 1968“ zu. Seinen
Vorschlagen entsprechend will die HfMT Uberlegungen zu einer
erweiterten Einpassung von Lehrbeauftragten in die Lehrkérper-
struktur anstellen.

Die Expertenkommission werde auch Empfehlungen zur Weiter-
entwicklung im Aufgabenfeld Kunst erarbeiten. Diese sollten nach
Auffassung der BWF abgewartet werden, bevor Entscheidungen
zu den vom Rechnungshof zu Recht genannten kritischen Ausbil-
dungsbereichen sowie ggf. zu der - von der HfMT nicht als sinnvoll
angesehenen - Zusammenfihrung der kinstlerischen Hochschu-
len in Hamburg getroffen wirden. Trotz bisher im Rahmen der Ian-
deribergreifenden Hochschulplanung ergebnisloser Abstimmungs-
gesprache zur Konzentration des Studienganges Evangelische
Kirchenmusik werde die BWF eine erneute Beratung dieser Frage
zwischen der Hamburger Expertenkommission und der kirzlich in
Schleswig-Holstein gebildeten Strukturkommission veranlassen.
Die HfMT wolle die interne Neuorganisation mit dem Ziel einer Ver-

2 nach Berechnungen der HfMT
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Unnétiger Gestal-
tungsaufwand

ringerung oder Ablésung der Fachbereiche im Jahre 2003 ab-
schlielRen.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Gebaudeplanungen fur die
Technische Universitat
Hamburg-Harburg

Durch Reduzierung der Hauptnutzflache und
Verzicht auf eine konstruktiv unnétige Zie-
gelsteinmauer konnte eine Kostenminderung
um rd. 600.000 Euro erreicht werden.

Flachenbedarf

Die Erweiterung der Technischen Universitdt Hamburg-Harburg
(TUHH) / 4. Bauabschnitt umfasst u.a. zwei drei- und viergeschos-
sige Baukorper fir Labor- und Biroflachen.

Der Vorplanungsentwurf der Architekten sah rd. 7.650 m? Haupt-
nutzflache (HNF) vor. Damit wurde das von der Behérde anerkann-
te Raumprogramm von 7.300 m? HNF um 5 % Uberschritten.

Im weiteren Planungsverlauf nach Gesprachen zwischen Rech-
nungshof und Hochschulbaudienststelle wurde eine Reduzierung
der HNF auf 7.286 m? erreicht.

Die Uberschreitung der anerkannten HNF um rd. 350 m? hatte ei-
nen Mehrbedarf an Mitteln von mindestens rd. 500.000 Euro aus-
geldst.

Gestaltung

Der Architektenentwurf sah zur Gliederung der Dachflache eine
konstruktiv funktionslose Ziegelsteinmauer von 2 m Hoéhe und
62 m Lange vor. Damit sollte ein Gestaltungselement des vorhan-
denen Gebaudebestandes aufgenommen werden.

Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die aufwandige Dachgestal-
tung weder mit den Zielsetzungen des Senatsbeschlusses vom
26.04.1994 zur Kostensenkung im staatlichen Hochbau noch mit
den wirtschaftlichen Vorgaben der TUHH fir den 4. Bauabschnitt
vereinbar ist. Zur Kostensenkung im staatlichen Hochbau sollen
konsequent alle Moglichkeiten durch Anwendung praktikabler und
preiswerter Losungen genutzt werden. Die Uber die Dachflache
hinausragende Ziegelsteinmauer wirde nicht nur zusatzliche Bau-
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kosten in Héhe von rd. 100.000 Euro verursachen (u.a. auch fir
die im Dachanschluss schwierigen Details), sondern ware auch
langfristig unndétig unterhaltungsaufwandig. Dies hatte auch von
der Hochschulbaudienststelle in Wahrnehmung der Bauherrenauf-
gaben bei kritischer Prifung der Plane des 4. Bauabschnittes er-
kannt werden mussen.

Durch Einwirken des Rechnungshofs ist inzwischen erreicht wor-
den, dass auf die Ziegelsteinmauer als gestalterisches Element
verzichtet wurde.

Kulturbehorde

Deutsches Schauspielhaus

Seit Jahren erhélt das Schauspielhaus einen
um durchschnittlich rd. 3,3 Mio Euro héheren
Spielbetriebszuschuss als das Thalia Thea-
ter. Der Rechnungshof hilt einheitliche und
transparente MafRstabe fiir die Bemessung
der Zuschiisse fiir erforderlich.

Fiir betriebliche Kosten- und Leistungsver-
gleiche zwischen den Staatstheatern fehit
nach wie vor ein Kennzahlenkatalog als
Grundlage; die Jahresabschliisse sind immer
noch nicht vollen Umfangs angeglichen. Der
Rechnungshof fordert die Einlésung der ent-
sprechenden Zusage des Senats aus dem
Jahr 1998.

Der Rechnungshof empfiehlt, die Betriebs-
und Geschiftsausstattung der Theater in de-
ren Eigentum zu uberfiihren.

Unterschiedliche Bemessung der Zuschiisse

Schauspielhaus und Thalia Theater erhalten fur die durch eigene
Erlése nicht zu deckenden Defizite - neben einem fiir beide Hauser
gleichen Zuschuss fiir Investitionen - einen Spielbetriebszuschuss,
der fir das Schauspielhaus seit langem hoher angesetzt wird, und
zwar in den letzten Jahren mit jeweils rd. 18,6 Mio Euro um durch-
schnittlich rd. 3,3 Mio Euro jahrlich.’

! Spielzeiten 1995/96 bis 1999/00; in den folgenden Spielzeiten blieb die GroRen-
ordnung unverandert
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Besserstellung
des Schauspiel-
hauses nicht
nachvollziehbar

263.

Hohere Kiinstler-
gagen im Schau-
spielhaus

264.

Erlése aus eige-
nen Vorstellungen
beim Schauspiel-
haus geringer

Die von der Kulturbehérde angeflhrten Begriindungen fir die
Besserstellung des Schauspielhauses - anspruchsvolleres Profil,
grélRere Buhne, héhere Platzzahl und entsprechend héherer Per-
sonalbedarf - lassen sich unter Kostenaspekten bisher nicht nach-
vollziehen. Kostenrelevante Unterschiede sind in den Gesell-
schaftsvertragen, Zielbildern und Unternehmenskonzepten der
Theater nicht angelegt, der bespielte Buhnenraum und die Platz-
zahl in den letzten Spielzeiten sind nahezu identisch, ebenso die
Mitarbeiterzahl.

Vielmehr machen die Jahresabschlisse und die 1999 fir beide
Blhnen erstellten Zusatzberichte ,Personal“? deutlich, dass neben
der Personalstarke auch die Personalstruktur in beiden Theatern
vergleichbar ist, und zwar sowohl beim kaufmannischen und tech-
nischen als auch beim kiinstlerischen Personal:

Im Mittel der Spielzeiten 1995/96 bis 1999/00 beschéaftigte Mitar-
beiter

Theater/ Personal

Kaufmannische und
technische Mitarbei-
ter

Kinstlerische Mitar-
beiter

Schauspielhaus

269,2

71,0

Thalia Theater

276,0

72,4

Trotz leicht geringeren Personalbestands gegeniiber dem Thalia
Theater weist das Schauspielhaus in der Spielzeit 1999/00 eine
um rd. 2,8 Mio Euro héhere Lohn- und Gehaltssumme (13,5 Mio
Euro zu 10,7 Mio Euro) aus. Die Zusatzberichte ,Personal” bele-
gen, dass sich die erheblichen Abweichungen im Wesentlichen bei
den gezahlten Kunstlergagen ergaben.

Dariber hinaus hat der Rechnungshof Unterschiede bei der
Bespielung der jeweiligen Hauptbihne und den daraus erzielten
Erlésen festgestellt.® Das Thalia Theater bespielte seine Haupt-
bidhne mit durchschnittlich 281 Vorstellungen (rd. 189.000 Besu-
cher) stérker als das Schauspielhaus mit durchschnittlich 253 Vor-
stellungen (170.000 Besucher) jahrlich. Bei im Durchschnitt anna-
hernd gleichen Besucherzahlen je Vorstellung erzielte das Thalia
Theater mit durchschnittlich fast 2,8 Mio Euro pro Jahr rd. 47 %
héhere Einnahmen als das Schauspielhaus mit rd. 1,9 Mio Euro
und erwirtschaftete im Betrachtungszeitraum mit durchschnittlich
14,85 Euro einen um rd. ein Drittel héheren Erlos pro Platz und
Vorstellung als das Schauspielhaus mit durchschnittlich 11,20 Eu-
ro.*

MaRgeblich dafir ist ein Unterschied im nach Preisgruppen zwar
ahnlich ausdifferenzierten Kartenangebot, innerhalb dessen die
Preise beim Thalia Theater allerdings in den unteren Preislagen

2 Zusatzbericht des Wirtschaftspriifers zum Jahresabschluss 1999 zum Priifungs-
schwerpunkt Personalkosten und Personalbestand

eigene Vorstellungen (ohne Gastspiele)

* bezogen auf eigene Vorstellungen auf der Hauptbiihne

3
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bis zu 15 % niedriger, in den oberen jedoch deutlich héher als im
Schauspielhaus liegen.

Der Rechnungshof verkennt unterschiedliche Profile bei den
Theatern nicht. Aufgrund seiner Betrachtung mehrerer Spielzeiten
erwartet er jedoch, dass die Auswirkungen dieser Unterschiede auf
die Personalkosten, das Einnahmepotenzial und die Spielbetriebs-
zuschisse offen gelegt, begriindet und quantifiziert werden.

Der Rechnungshof erwartet insbesondere, dass die Behorde fir
die Bemessung der Spielbetriebszuschiisse an die Theater einheit-
liche und transparente Mal}stabe entwickelt und anwendet. Dabei
sollte sie den Grinden fir die Unterschiede bei den Personalauf-
wendungen nachgehen und mit dem Schauspielhaus klaren, ob
durch eine Anderung der Preisstruktur, z.B. analog zum Thalia
Theater, Einnahmeverbesserungen erzielbar sind.

Die Behorde hat erlautert, dass

- der Unterschied in der Bezuschussung sich zu einem grof3en
Teil aus den unterschiedlichen Einnahmepotenzialen der Hau-
ser ergebe,

- das Schauspielhaus durch seine Konzentration auf zeitgends-
sische Dramen und moderne Inszenierungen eine Publikums-
struktur aufweise, die eine intensivere Bespielung der Neben-
bidhnen mit ihrer geringeren Platzzahl und eine andere Preis-
gestaltung als beim Thalia Theater erforderlich mache und

- die Unterschiede in den Personalkosten in der betrachteten
Spielzeit 1999/00 besonders hoch gewesen seien, weil das
Schauspielhaus aus Anlass seines 100-jahrigen Bestehens
Uberdurchschnittlich viele Neuinszenierungen herausgebracht
habe.

Die Behorde will aber die Feststellungen des Rechnungshofs zum
Anlass nehmen, die Zuschusshdéhen regelmaRig zu Uberprifen.
Dabei will sie insbesondere der Frage der unterschiedlichen Ge-
halts- und Gagenstrukturen des klnstlerischen Personals in beiden
Theatern genauer nachgehen. Die Frage einer veranderten Preis-
gestaltung werde die Geschaftsfihrung des Schauspielhauses auf
der Grundlage einer eingehenden Analyse mit dem Aufsichtsrat
erortern.

Kosten- und Leistungsvergleiche

Aufgrund kritischer Feststellungen des Rechnungshofs zu den
betriebswirtschaftlichen Instrumenten® hatte der Senat zugesagt,
auf die Aufstellung einheitlicher Konten- und Kostenstellenplane
hinzuwirken, die auch Vergleiche zwischen den Theatern ermdgli-

® vgl. Jahresbericht 1998, Tzn. 217 bis 229

111

MalRstabe entwi-
ckeln, Personal-
aufwendungen
untersuchen,
Preisstruktur pri-
fen



Aussagekratftiger
Vergleich der Ga-
gen und Gehalter
nicht moglich

Zusagen zu
Kennzahlen und
Konten- und Kos-
tenstellenplanen
nicht eingehalten

268.

Kennzahlenkata-
log entwickeln und
Abschliisse ver-
einheitlichen

Kennzahlen aus-
werten und nutzen

269.

chen sollten; ebenso sollte ein Kennzahlenkatalog entwickelt wer-
den.®

Eine aussagekraftige Gegenliberstellung der Gagen und Gehalter
der beiden Theater fir alle finf untersuchten Jahre auf der Grund-
lage der Abschlussberichte der Wirtschaftspriifer war dem Rech-
nungshof mit vertretbarem Aufwand nicht mdglich, weil die beiden
Theater das kinstlerische Personal nach unterschiedlichen Krite-
rien aufgeschlisselt hatten.

Das Thalia Theater hat dann auf Wunsch des Rechnungshofs sei-
ne Personal- und Honoraraufwendungen fir die Spielzeit 1999/00
nach den Kriterien des Schauspielhauses so aufgeschlisselt, dass
fir diese Spielzeit eine Ubersicht nach einheitlichen MaRstéaben
erstellt werden konnte.

Das Beispiel macht deutlich, dass die Behorde die Zusagen hin-
sichtlich der Einfihrung eines Kennzahlenkatalogs fir betriebliche
Kosten- und Leistungsvergleiche sowie vergleichbarer Konten- und
Kostenstellenpldne bei den Staatstheatern noch nicht vollstédndig
umgesetzt hat.

Der Rechnungshof weist erneut auf die Bedeutung betriebswirt-
schaftlicher Daten hin. Deren Erhebung und Nutzung beeintrachtigt
nicht die kiinstlerische Identitat der Theater, sondern ermdoglicht sie
erst auf Dauer.

Der Rechnungshof erwartet, dass nunmehr

- der angekindigte Kennzahlenkatalog aufgestellt und den
staatlichen Theatern vorgegeben wird,

- die Jahresabschliisse der Staatstheater vereinheitlicht und
wesentliche betriebliche Daten einschlielich der Kennzahlen
direkt vergleichbar dargestellt werden und

- die Behorde die Daten und Kennzahlen mit dem Ziel be-
triebswirtschaftlicher Verbesserungen auswertet und nutzt.

Die Behdrde sieht die Bedeutung von Kennzahlen in erster Linie
als Orientierungshilfe fur die Hohe der Bezuschussung der Thea-
ter; maligeblich richte sich die Bezuschussung nach kulturpoliti-
schen Gesichtspunkten. Die Behdrde werde aber auch weiterhin
auf eine Verbesserung der Kennzahlenkataloge hinwirken. Bereits
in die Jahresabschlisse 2000/01 seien die Ergebnisse einer Ar-
beitsgruppe zur Angleichung der Zahlenwerke aus dem Jahr 2000
eingeflossen; damit sei einem gro3en Teil der Forderungen des
Rechnungshofs entsprochen worden. Dariiber hinaus werde die
Behorde aber auf eine noch starkere Angleichung bei der Zuord-
nung von Aufwendungen zu den Kostenstellen in allen Hausern
hinwirken.

® vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/1286 vom 25.08.1998
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Bilanzierung der Betriebs- und Geschaftsausstat-
tung

Die technische Ausstattung sowie die gesamte Betriebs- und
Geschaftsausstattung sind dem Schauspielhaus seit 1960 in Form
des sog. Treuhandvermdgens Uberlassen.” Das beinhaltet u.a. die
Verpflichtung des Theaters, diese Ausstattung auf seine Kosten
dauernd in betriebsfahigem Zustand zu erhalten und die erforderli-
chen Erneuerungen und Erganzungen vorzunehmen.

Die gegenwartige Bilanzierung des Schauspielhauses ist hinsicht-
lich der als Treuhandvermdgen Uberlassenen Betriebs- und Ge-
schaftsausstattung zwar formal nicht zu beanstanden, aber ande-
rerseits auch nicht geeignet, ein den tatsachlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen entsprechendes Bild des Unternehmens wieder-
zugeben.

So werden alle groReren Beschaffungen ausnahmslos dem Treu-
handvermogen zugeordnet und deshalb - anders als bei eigenen
Wirtschaftsgltern - sofort vollstdndig (unter entsprechender Er-
gebnisminderung) abgeschrieben. Bereits heute sind die Theater
aber zumindest wirtschaftliche Eigentimer zahlreicher Wirtschafts-
glter, die nicht unter die Ersatzbeschaffungsklausel der Uberlas-
sungsvertrage fallen konnten, weil entsprechende Gegenstande
bei Vertragsschluss 1960 noch nicht existierten und von den Ge-
sellschaften inzwischen selbst in eigenem Namen erworben wur-
den?.

AuRerdem hat das Schauspielhauses tber mehrere Jahre im Hin-
blick auf spatere Beschaffungen Riickstellungen gebildet, die han-
delsrechtlich nicht notwendig waren. Durch entsprechende Bu-
chung als Aufwendungen sind diese Ruckstellungen von z.T. meh-
reren 100.000 Euro in den betreffenden Jahren ergebnismindernd
wirksam geworden.

Der Rechnungshof hat gefordert, das Vermogen und die Ertragsla-
ge des Schauspielhauses kiinftig transparenter darzustellen. Hin-
sichtlich der Betriebs- und Geschéaftsaustattung der Theater und
ihrer Zuordnung zum eigenen bzw. Treuhandvermdgen hat er
angeregt zu prufen, ob es dieser Trennung noch bedarf. Die
Uberfiihrung der Betriebs- und Geschéftsaustattung in das Eigen-
tum der Theater kann Unklarheiten bei der Abgrenzung vermeiden.

Nach Auffassung der Behdrde hat einer Aktivierung grélierer
Beschaffungen bisher der Uberlassungsvertrag entgegengestan-
den, den Hamburg mit einer Frist von zwolf Monaten kindigen
kénne. Allerdings halte auch sie eine Anderung der bisherigen
Praxis fur sinnvoll und werde den Staatstheatern bereits fir die in
der laufenden Spielzeit 2002/03 neu angeschaffte Betriebs- und

" fir Thalia Theater und Oper in gleicher Weise geregelt
8 2.B. elektronische Medien wie PC, Netzwerke, Video- und moderne Theatertech-
nik
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Geschaftsausstattung eine Aktivierung und Abschreibung wie fir
wirtschaftliches Eigentum erméglichen sowie die Uberlassungsver-
trdge mit den Theatern entsprechend andern. Der Umfang der
Ruickstellungen habe sich zwischenzeitlich gegeniber dem vom
Rechnungshof untersuchten Zeitraum deutlich reduziert und in der
Spielzeit 2001/02 seien keine Rickstellungen mehr gebildet wor-
den.

Die dargestellten MalRnahmen werden nach Einschatzung des
Rechnungshofs die Bildung von Rickstellungen weitgehend Uber-
flissig machen und damit seiner Forderung nach einer Bilanzie-
rung, die ein den tatsachlichen wirtschaftlichen Verhaltnissen ent-
sprechendes Bild des Schauspielhauses wiedergibt, Rechnung
tragen.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Behorde fur Soziales
und Familie

Stationare Unterbringung
nach dem
Bundessozialhilfegesetz

Ohne Leistungseinschrankungen kann die
Behorde fir Soziales und Familie ein Ein-
sparpotenzial von rund 0,5 Mio Euro jahrlich
erschlieBen. Um solche Potenziale kiinftig
ziigiger zu realisieren, muss die interne Steu-
erung in der Behorde fiir Soziales und Fami-
lie ertiichtigt werden.

Die Behorde fir Soziales und Familie (BSF) tragt im Rahmen der
Sozialhilfe die Kosten der Hilfeleistung in verschiedenen stationa-
ren Einrichtungen freier Trager.

Erforderliche MaBnahmen gegeniiber den Tragern

Einrichtung zur Uberwindung besonderer sozialer
Schwierigkeiten

Die Einrichtung nimmt volljahrige, wohnungslose Manner mit
besonderen sozialen Schwierigkeiten (§ 72 Bundessozialhilfe-
gesetz - BSHG -) auf. Die Bewohner werden dort betreut mit dem
erklarten Ziel, ihnen den Einzug in eine eigene, mietrechtlich abge-
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sicherte Wohnung zu ermdglichen und sie in das neue Wohnum-
feld zu integrieren. Die Vorprifungsstelle der BSF' hat im Februar
2000 u.a. beméangelt, dass

- die Behorde den Zugang von Bewohnern zu der Einrichtung
mangelhaft steuert, indem sie u.a. auch der Aufnahme von
Personen (Drogenkranke, so genannte abgebaute Alkoho-
liker, psychisch Kranke) zustimmt, fur die die Einrichtung nicht
geeignet ist,

- die erklarten Ziele der Einrichtung in der Mehrzahl der Falle
nicht erreicht werden (bei 31 gepriften Fallen kam es nur
finfmal zum Abschluss eines eigenen Mietverhaltnisses) und

- die finanziellen Eigenanteile der Bewohner nicht konsequent
genug eingezogen werden und sie auf Grund des Berech-
nungsmodus dieser Eigenanteile in einer Reihe von Fallen
mehr Geld zur Verfligung hatten als ein allein stehender Be-
zieher von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass bisher keine ausrei-
chenden MalRnahmen ergriffen wurden, um den Missstdnden ab-
zuhelfen. Er hat gefordert, dass kinftig

- die durch Rechtsverordnung?® vorgeschriebenen Gesamtplane
zur Steuerung der Hilfeplanung fiir die einzelnen Bewohner
aufgestellt werden und die Bedarfe der Hilfe Suchenden mit
den Hilfemdglichkeiten der Einrichtung abgeglichen,

- auf einen vertragskonformen Inhalt der Qualitédtssicherungs-
berichte der Einrichtung geachtet und nunmehr Steuerungs-
und Kontrollinstrumente zligig eingefiihrt sowie

- die Eigenanteile der Bewohner konsequent eingezogen wer-
den.

Die BSF hat mitgeteilt,

- im Rahmen eines neu erstellten Fachkonzeptes ,Hilfen fir
Wohnungslose® werde die Steuerung der Hilfegewahrung ver-
bessert. Gesamtplane wirden kinftig entsprechend der Ver-
ordnung zur Durchfihrung des § 72 BSHG im gesetzlich vor-
gegebenen Rahmen erstellt. Darliber hinaus sei beabsichtigt,
dass nach Umsetzung des Fachkonzeptes die Erstellung der
Gesamtplane in die Zustandigkeit der bezirklichen Fachstellen
Ubergehen soll.

- sie teile die Auffassung des Rechnungshofes, dass Qualitats-
sicherungsberichte im Hinblick auf ihre Aussagekraft zu pri-
fen seien;

' Die Vorpriifungsstelle priift nach § 100 der Landeshaushaltsordnung im Auftrag
des Rechnungshofs; sie ist gleichzeitig Fachlicher Priifdienst der BSF.

2 § 2 Abs. 5 der Verordnung zur Durchfiihrung des § 72 BSHG vom 24.01.2001
(BGBI. I S. 179)
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- sie werde sich mit der Problematik der Einziehung und Be-
rechnung der Eigenanteile auseinander setzen und dem
Rechnungshof Uber das Ergebnis berichten.

Arztliche Versorgung und therapeutische Leistungen in
einem Heim der Eingliederungshilfe

Das Heim betreibt auf seinem Gelande eine Arztpraxis (mit einem
angestellten Arzt) und einen therapeutischen Bereich fur physi-
kalische, Ergo- und Sprachtherapie, deren Defizit von rd. 500.000
Euro in die Pflegesatze einflielt; auch fir die Zukunft sind aus-
kdmmliche Ertrage nicht zu erwarten.

Eine Verpflichtung des Heimes, eine eigene arztliche Versorgung
anzubieten, besteht nicht. Schon bisher werden im Rahmen der
freien Arztwahl viele Bewohner - auch im Rahmen von Hausbe-
suchen - von niedergelassenen Arzten versorgt; fiir Notfélle steht
der arztliche Notdienst zur Verfliigung.

Die Vorprifungsstelle hat im Mai 1999 empfohlen, die eigene
Arztpraxis des Heimes aufzulésen und fir alle Bewohner auf die
Versorgung durch niedergelassene Arzte zuriickzugreifen. Auch
der therapeutische Bereich solle aus der Verantwortung des Hei-
mes entlassen werden. Die Praxisraume sollten an freiberuflich ta-
tige Therapeuten vermietet werden. Mit dieser Lésung wirde das
0.g. Defizit von jahrlich rd. 500.000 Euro vermieden werden.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Behdrde bisher den
Vorschlag der Vorpriifungsstelle nicht zielfiihrend verfolgt hat und
es nicht zu einer Kostenentlastung gekommen ist.

Die BSF hat angekindigt, die Verhandlungen mit dem Einrich-
tungstrager wieder aufzunehmen.

Abrechnungspraxis eines Therapiezentrums

Auf dem Gelande eines Pflegeheimes hat sich ein Therapiezen-
trum niedergelassen. Es leistet physikalische Therapien u.a. fir die
dortigen Bewohner. Vertragsbeziehungen zum Sozialhilfetrager
Hamburg bestehen nicht, dennoch werden zu seinen Lasten regel-
mafRig auch solche Bewohner behandelt, die Krankenhilfe nach
dem BSHG beziehen.

Die Vorprifungsstelle hat im Dezember 1999 u.a. beanstandet,
dass

- Wegepauschalen abgerechnet und bezahlt wurden, obwohl

diese Wege z.T. tatsachlich nicht anfielen, weil nacheinander
mehrere Bewohner des gleichen Heimes besucht werden;
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- fir Hausbesuche daruber hinaus auch in diesen Fallen ein
besonderes Entgelt in jeweils voller HOhe berechnet und be-
zahlt wurde. Die Vereinbarung der AOK Hamburg mit den
Leistungserbringern regelt hier, dass der zweite und jeder wei-
tere Hausbesuch von Patienten der gleichen sozialen Ge-
meinschaft in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang nur
mit 50 % des betreffenden Honorarsatzes vergutet wird.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass eine Anderung der
Abrechnungspraxis bisher nicht erreicht wurde. Er hat die BSF
aufgefordert, den vertragslosen Zustand unverziiglich zu beenden.
Aus dem gesetzlichen Grundsatz der Leistungsgleichheit fiir ge-
setzlich Versicherte und Krankenhilfeempfanger folgt, dass fiir den
Sozialhilfetrager - bei gleichen Leistungsumfangen fur die Patien-
ten - keine hdheren Zahlungsverpflichtungen als fir die gesetzli-
chen Krankenkassen begriindet werden diirften.’ Eine Ubertragung
von Regelungen der gesetzlichen Krankenkassen setzt nach der
gegebenen Rechtslage grundsatzlich einen entsprechenden Ver-
trag voraus.

Der Rechnungshof hat die BSF dartber hinaus aufgefordert - auch
im Hinblick auf seine Feststellungen zu den vertragslosen Bezie-
hungen mit den Apotheken aus der Priifung ,Medikamentenversor-
gung nach § 37 BSHG™, - ihre rechtlichen Beziehungen nicht nur
zu diesem Therapiezentrum, sondern zu allen Leistungserbringern
auf dem medizinischen Sektor zu Uberprifen und ggf. zu regeln.

Die BSF hat mitgeteilt, sie wolle noch im ersten Quartal 2003 Ver-
trage mit den Dachverbanden der Leistungserbringer des medizi-
nischen Sektors schlieRen. Dartber hinaus werde an einer Ver-
besserung der Rechnungsprifung durch Einsatz von IuK-Ver-
fahren gearbeitet.

Effizienzsteigerung in der BSF

Die Prufung des Rechnungshofs hat gezeigt, dass eine konse-
quente Umsetzung von berechtigten und auch anerkannten Emp-
fehlungen der Vorprifungsstelle in der BSF nicht gewahrleistet ist.
Bei den 16 von der BSF zu bearbeitenden Prifungsfeststellungen
lag in knapp 40 % der Falle nach einem Jahr noch nicht einmal ei-
ne endgiiltige Stellungnahme vor.® Allzu oft folgen selbst der verbal
positiven Aufnahme der Prifungsberichte keine Taten.

Um dem entgegenzuwirken, sollte starker als bisher steuernd in
den Umsetzungsprozess eingegriffen werden. Die von der Vorpri-
fungsstelle aufgeworfenen Fragen betreffen haufig mehrere Abtei-
lungen. Diese Steuerung sollte daher der Amtsleiterebene zuge-
ordnet werden. Dabei sollte der Umsetzungsprozess nicht nur for-
mal, sondern auch inhaltlich begleitet werden. Dazu gehért auch

8 vgl. Jahresbericht 2002, Tzn. 394 f. (Sozialhilfeleistungen fur Zahnersatz)
* vgl. Jahresbericht 2002, Tzn. 386 ff.
® in zwei Fallen weit dariiber hinaus
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eine transparente Aufbereitung der Probleme und Sachstande und
die Bewertung der von den Fachabteilungen beabsichtigten Maf3-
nahmen auf ihre Geeignetheit zum frihestmoglichen Zeitpunkt.
Ohne die Herstellung dieser Transparenz wird aneinander vorbei
geredet.

Die BSF hat angekindigt, eine Controllingstelle einzurichten, die
direkt der zustédndigen Amtsleiterin zuarbeitet und sowohl die zugi-
ge als auch die inhaltlich richtige Umsetzung von Prifungs-
feststellungen begleitet.

Victor-Gollancz-Haus fur
Jugendarbeit

Der Betrieb der landeseigenen Tagungsstatte
fur die sozialpadagogische Fortbildung ,,Vic-
tor-Gollancz-Haus fiir Jugendarbeit®“ ist mit
Kosten von 144 Euro pro Teilnehmer und
Anwesenheitstag zu teuer. Fortbildungsver-
anstaltungen kénnen bei freien Tragern oder
in Tagungshotels kostengiinstiger durchge-
fuhrt werden. Die Tagungsstitte sollte daher
aufgegeben werden. Das fiir die Tagungsstat-
te genutzte Grundstiick in Reinbek kann dann
verkauft werden.

Zur Erflllung ihres gesetzlichen Auftrages, die Fachkrafte der
Jugendhilfe fortzubilden, sowie ihres Auftrages, die sozialpadago-
gischen Fachkréfte fur Erwachsene zu qualifizieren, betreibt die
Behorde seit 1958 die Tagungsstatte ,Victor-Gollancz-Haus fiir Ju-
gendarbeit” (V-G-H). Das im Jahr 1904 errichtete, spater erweiterte
und 1967 mit einem Anbau versehene Haus gehort der Stadt. Es
hat eine Nutzflache von rd. 1300 m* und liegt auf einem parkahnli-
chen Grundstiick von rd. 25.000 m?in Reinbek bei Hamburg.

Eine von der Behoérde im Jahr 2000 begonnene Voruntersuchung
»Zukunftsfahigkeit der sozialpadagogischen Fortbildung“ miindete
im Marz 2001 in einen Arbeitsauftrag u.a. zur Klarung der kiinftigen
Nutzung des V-G-H. Die fiir die Untersuchung eingesetzte Arbeits-
gruppe hat Alternativen fir die Durchfuhrung der Fortbildung eror-
tert und dabei auch die Aufgabe des V-G-H in Erwdgung gezogen.
Das Projekt wurde nach der Blirgerschaftswahl zuriickgestellt. Bis
zum Abschluss der Erhebungen durch den Rechnungshof (Juli
2002) hatte die Behorde ihre eigene Untersuchung noch nicht wie-
der aufgenommen.

Der Rechnungshof hat mit einer Wirtschaftlichkeitsberechnung, die

auch die Kosten fir das bebaute Grundstiick berlicksichtigt, fest-
gestellt, dass im V-G-H im Jahr 2001 Kosten in Héhe von im
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Durchschnitt (ohne und mit Ubernachtungen) 144 Euro pro Teil-
nehmer und Anwesenheitstag entstanden sind. Bei freien Tragern
und Tagungshotels hat er Kosten pro Teilnehmer und Tag ohne
Ubernachtung zwischen 20 und 47 Euro und mit Ubernachtung
zwischen 80 und 140 Euro ermittelt. Die hohen Kosten des V-G-H
machen es notwendig, alternative Ldsungen anzustreben. Fur
Fortbildungsveranstaltungen - auch fur mehrtdgige - sollte zu-
nachst geprift werden, ob sie in behdérdeneigenen Rdumen durch-
gefiihrt werden kénnen. Fortbildungsveranstaltungen, die Uber-
nachtungen erfordern, kénnen mit geringerem Mitteleinsatz bei an-
deren Anbietern durchgefiihrt werden. Danach besteht fir die lan-
deseigene Tagungsstatte kein Bedarf mehr. Deshalb sollte sie auf-
gegeben werden.

Der Rechnungshof hat die Behorde aufgefordert, nunmehr eine
Entscheidung unter Berlicksichtigung seiner Prifungsergebnisse
herbeizufiihren. Die Behorde hat erklart, dass sie Alternativen fir
die Durchfiihrung der Fortbildung entwickeln werde. Sie wird die
ausgesetzte Untersuchung zur ,Zukunftsfahigkeit der sozialpada-
gogischen Fortbildung® fortsetzen und dabei die Prufungsergeb-
nisse des Rechnungshofs berlcksichtigen.

Als Folge der Aufgabe der Tagungsstatte V-G-H wéaren Uberlegun-
gen Uber den Verkauf des Grundsticks in Reinbek wieder aufzu-
nehmen. Bereits Anfang der 90er-Jahre veranlassten Kaufanfra-
gen die Finanzbehodrde, den Verkauf einer Teilflache in Erwagung
zu ziehen. Im Gesprach war die VeraufRerung von 7.000 m? und
ein Erlés von lber 1 Mio Euro. Das Amt fir Jugend lehnte den
Verkauf jedoch mit der Begrindung ab, der Park diene der Frei-
zeitgestaltung von Seminarteilnehmern und Seminare fanden im
Sommer haufig im Garten statt. Obwohl 1999 weitere Kauf-
anfragen vorlagen, blieb die Behoérde bei ihrer Auffassung. Die Auf-
gabe der Tagungsstatte wirde nun den Verkauf des gesamten
bebauten Grundstlicks ermdglichen.
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292.

Verbrauchsab-
hangige Wasser-
abrechnung mog-
lich

293.

Wasserkosten et-
wa 25 Mio Euro
jahrlich

294.

Selten Bedarfs-
prufung

Behorde fur Soziales
und Familie / Senatsamt fur
Bezirksangelegenheiten /
Bezirksamter

Wasserkosten in der
Sozialhilfe

In der Sozialhilfe werden Wasserkosten - wie
der Rechnungshof erstmals ermittelt hat - in
einer GréBenordnung von 25 Mio Euro jahr-
lich libernommen. Sie wurden vielfach in je-
der angefallenen Héhe anerkannt.

Durch bedarfsgerechte Pauschalierung kon-
nen Anreize fiir eigenverantwortlichen und
wirtschaftlichen Wasserverbrauch gegeben
werden. Dies erdéffnet mittelfristig eine Haus-
haltsentlastung von rd. 3 Mio Euro jahrlich.

Seit September 1994 ist in Hamburg der Einbau von Wasserzah-
lern in Mietwohnungen gesetzlich vorgeschrieben." Damit ist der
individuelle Wasserverbrauch eines Haushalts messbar und eine
verbrauchsabhangige Abrechnung méglich. Der Einbau soll bis
September 2004 abgeschlossen sein.

Die Moglichkeit, schon vorher auf dieser Grundlage Aufschluss
Uber den Umfang der Wasserkosten? im Bereich der Sozialhilfe zu
erlangen und ggf. Reduzierungen im Bedarf zu erreichen, wurde
von der Behorde bisher nicht genutzt.

Als Grundlage flir Vorschlage zu einem eigenverantwortlichen und
wirtschaftlichen Wasserverbrauch hat der Rechnungshof die Daten
von rd. 15.000 Haushalten ausgewertet, in denen einmalige oder
laufende Kosten fiir Wasserverbrauch feststellbar waren. Danach
nehmen die Ausgaben in der Sozialhilfe fir Wasser eine Gréen-
ordnung von rd. 25 Mio Euro jahrlich ein.

Fehlende Vorgaben fiihren vielfach dazu, dass auch individuell zu-
rechenbare Wasserkosten - seien es monatliche Abschlage, Was-
sergeldabrechnungen oder riickstdndige Wasserkosten - in jeder
angefallenen Hohe anerkannt bzw. Ubernommen werden, auch
wenn Verbrauche um ein Mehrfaches (iber denen vergleichbarer
HaushaltsgréRen liegen. Eine Bedarfsprifung findet selten statt.

1

vgl. § 39 Abs. 3 Hamburgische Bauordnung
2 Die Wasserkosten enthalten das Wassergeld und die Sielbenutzungsgebiihren.
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Auf Initiative der Bezirksdmter hat ein Arbeitskreis der Sozialamter
Mitte 2002 Richtwerte vorgeschlagen, die allerdings mit einem ar-
beitsintensiven Bewilligungsverfahren verknipft waren® und sich
auf die Angaben der Hamburger Wasserwerke zu den Durch-
schnittsverbrauchen aller Hamburger stutzen.

Der Rechnungshof hat die Wasserverbrduche der hamburgischen
Sozialhilfehaushalte je nach ihrer Grofle ermittelt. Auf dieser
Grundlage hat er der Behdrde differenzierte Pauschalen fir die
Bewilligung messbarer Wasserkosten vorgeschlagen. In zu be-
grindenden Einzelfallen kénnte einem hoheren Bedarf durch ent-
sprechende Bewilligung Rechnung getragen werden.

Mit einer pauschalierenden Regelung - wie bei der Bekleidung be-
wahrt - wirde die Eigenverantwortlichkeit gestarkt und es wirden
eigene Anreize zum wirtschaftlichen sowie Ressourcen schonen-
den Wasserverbrauch gegeben. Gleichzeitig liefte sich durch Pau-
schalen der weitere Verwaltungsaufwand begrenzen, nachdem al-
lein durch die Einfihrung individueller Wasserzahler und insbe-
sondere Abrechnungen direkt mit den Hamburger Wasserwerken
fur die Sachbearbeitung eine nicht unerhebliche Mehrbelastung
eingetreten ist.

Eine Modellrechnung zeigt, dass nach Einbau der bis September
2004 in Hamburg gesetzlich vorgeschriebenen Wasserzahler jahr-
lich rd. 3 Mio Euro Sozialhilfeausgaben und entsprechender Was-
serverbrauch vermieden werden kdnnten.

Der Rechnungshof hat die Behoérde flr Soziales und Familie (BSF)
gebeten, den unter Priifung der rechtlichen Voraussetzungen ge-
eigneten Weg fur eine pauschalierende Regelung z.B. durch An-
bindung an die Regelsatze zu suchen.

BSF und Senatsamt flir Bezirksangelegenheiten folgen den Vor-
schlagen des Rechnungshofs und bereiten die konkrete Umset-
zung einer Pauschalierung der Wasserkosten vor.

Sonstige Leistungen nach
§ 6 Asylbewerberleistungsgesetz

Die erhebliche Zunahme der Ausgaben hat
- neben einer Rechtsdnderung - ihre Ursache
auch in einer Ausweitung der Bewilligungs-
praxis. Unklarheiten des verwaltungsinternen
Regelwerks erfordern den baldigen Erlass ei-
ner Globalrichtlinie.

% Zu den Richtwerten hat der Arbeitskreis die schrittweise Heranfiihrung der Hilfe-
empfanger an wirtschaftliche Verbrauche durch Anwendung des § 25 Bundesso-
zialhilfegesetz (Einschrankung der Hilfe zum Lebensunterhalt bei unwirtschaftli-
chem Verhalten) vorgeschlagen.
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Das Verhiltnis von Sach- zu Barleistungen
bedarf der Uberpriifung.

Haushaltsentwicklung und Mittelverwendung

Die Grundbedirfnisse von Leistungsberechtigten nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG), wie Unterkunft, Verpflegung
oder medizinische Leistungen, werden nach den §§ 3 und 4 A-
sylbLG erfillt. Sonstige Leistungen gemall § 6 AsylbLG kdnnen
insbesondere gewahrt werden, wenn sie z.B. im Einzelfall zur Si-
cherung des Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlasslich
oder zur Deckung besonderer Bedirfnisse von Kindern geboten
sind. Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen be-
sonderer Umstande als Geldleistungen zu gewahren.

Die Ausgaben fiir ,Sonstige Leistungen nach § 6 AsylbLG"' haben
sich dynamisch entwickelt; die Ist-Ausgaben haben das Haushalts-
Soll Gber Jahre deutlich Gberschritten und mussten im Deckungs-
kreis aufgefangen werden:

"Sonstige Leistungen nach § 6 AsylbLG"
Entwicklung des Haushalts

3500

3000

2500
2000

Tsd. Euro

1500

1000 |_
500 - —l
0 4 } } } } }

1997 1998 1999 2000 2001 2002
B Ansatz OErgebnis

Fir die Zunahme der Ausgaben war nicht allein die ansteigende
Zahl der Leistungsberechtigten ursachlich.

' Titel 4700.681.24

122



302.

Durchschnittl. Leistungshohe und Zahl der

Berechtigten
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3 Durchschnittsbetrag "Sonstige Leistungen" —@— Anzahl Leistungsberechtigte

Von 1997 bis 2000 ist eine erhebliche Zunahme des Betrages pro
Leistungsberechtigten von 61,30 Euro auf 157,62 Euro festzustel-
len. Erst im Jahr 2001 ist es wieder zu einem Absinken dieses
Wertes auf 147,17 Euro gekommen. Die gesetzliche Erweiterung
der Bewilligungsmdoglichkeiten im Jahre 19972 hebt die Beschran-
kung auf bis dahin abschlieRend genannte Bewilligungsvorausset-
zungen auf, ohne jedoch die Bewilligungsmalistdbe oder Leis-
tungsweise zu andern.

Aufgrund seiner Feststellungen flihrt der Rechnungshof die Steige-
rung - neben den Aufwendungen fir pflegebedurftige Leistungsbe-
rechtigte - auch auf eine Ausweitung der Bewilligungspraxis, z.B.
bei der Bewilligung zuséatzlicher Kleidung, zurick.

Bewilligung von Bekleidung

Der Bedarf an Kleidung ist als Teil des notwendigen Lebensunter-
halts von den Grundleistungen nach § 3 AsylbLG abgedeckt. Im
Rahmen sonstiger Leistungen nach § 6 AsylbLG kann zusatzliche
Bekleidung gewahrt werden, wenn dies zur ,Sicherung des Le-
bensunterhalts unerlasslich” ist. In der ,infoline*® wird darauf hin-
gewiesen, dass in Ausnahmefallen auf die von den Freien Wohl-
fahrtsverbanden eingerichteten Kleiderkammern verwiesen werden
kann. Nur in besonders begriindeten Einzelfallen kénnen danach
Gutscheine ausgestellt werden, wenn bendétigte Kleidungsstiicke in
einer Kleiderkammer nicht vorratig sind. Barleistungen sind aus-
drucklich nicht vorgesehen.

% Gesetz vom 26.5.1997 (BGBI | S. 1130)
% Online zur Verfligung gestellte luK-Arbeitshilfe fiir die Sachbearbeiter

123

Anzahl Leistungsberechtigte

Erhebliche Zu-
nahme der Aus-
gaben pro Person



303.

Gesetzlich vorge-
sehene Ausnah-
me wird zur Regel

304.

Besserstellung
gegenuber dem
BSHG

305.

Gutscheinverfah-
ren mangelhaft

306.

307.

Bei Kindern und Jugendlichen ist die Bewilligung zusatzlicher
Bekleidung zum Regelfall geworden. Nur selten ist aktenkundig, ob
und mit welchem Ergebnis der Bedarf geprift wurde. Nur verein-
zelt wird auf die Leistungen einer Kleiderkammer verwiesen.

Die Verwaltung hat dazu erklart, die Kleiderkammern seien bezlg-
lich ihrer Offnungszeiten haufig nicht flexibel genug und Uberfor-
dert, wenn eine gréflere Anzahl von Hilfe Suchenden auf einmal
versorgt werden misse. Auflerdem héatten die Kleiderkammern
kaum Kinderkleidung vorratig. Damit ist der Regelfall, namlich die
Gewahrung von Bekleidung in Form von Sachleistungen bzw. des
Verweisens auf das Angebot der Kleiderkammern, zur Ausnahme
geworden. Stattdessen werden durchweg Gutscheine fur ein Ge-
schaft nach Wahl ausgestellt, in einzelnen Fallen werden auch
Geldbetrage gewahrt.

Zum zusatzlichen Bekleidungsbedarf fiir Kinder ist seit November
2001 in der ,infoline” u.a. geregelt, dass die Hohe der Hilfe jahrlich
auf die Halfte der entsprechenden Bekleidungspauschale nach
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) begrenzt wird.

Zusammen mit dem Bekleidungsanteil in den Grundleistungen
kann diese Regelung zu einer Besserstellung gegeniber Kindern
fihren, die eine Bekleidungspauschale nach dem BSHG erhalten.

Die Behorde fur Soziales und Familie (BSF) hat noch im Priifungs-
verfahren zugesagt, diese Regelung abzuschaffen.

Das praktizierte Gutscheinverfahren weist iberdies Mangel auf. So
wird die Gewahrung von Gutscheinen oder Barleistungen nicht
einheitlich gehandhabt oder es werden Gutscheine nicht bestim-
mungsgemal verwendet. Auch werden die auszugebenden Waren
nicht immer hinreichend bezeichnet. Der Rechnungshof hat die
Behorde gebeten, diese Mangel abzustellen.

Er hat die Behorde darauf hingewiesen, in der Bewilligungspraxis
das nach § 6 AsylbLG vorgegebene Sachleistungsprinzip zu be-
ricksichtigen; § 6 AsylbLG lasst Ausnahmen nur bei besonderen
Umstanden zu.

Wenn die bestehenden Einrichtungen der Wohlfahrtsverbande
nicht hinreichend leistungsfahig sind, konnte beispielsweise daran
gedacht werden, Kleiderkammern im Rahmen von Arbeitsbeschaf-
fungsmalRnahmen zur Versorgung der Leistungsempfanger zu
betreiben. Hierzu kdnnte es sich anbieten, mit geeigneten Einrich-
tungen Kontakt aufzunehmen.

Beachtung von Anspruchseinschrankungen
Personen, die nach Deutschland eingereist sind, um Leistungen

nach dem AsylbLG zu erlangen, oder Personen, die es selbst zu
vertreten haben, dass aufenthaltsbeendende Malinahmen nicht
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vollzogen werden kénnen, erhalten nach § 1a AsylbLG Leistungen
nur, soweit dies im Einzelfall unabweisbar geboten ist.

In der Verwaltungspraxis wird nur selten eine Anspruchsein-
schrankung nach § 1a AsylbLG angenommen. In den gepriften
Fallen war festzustellen, dass der Frage von Anspruchseinschran-
kungen nicht konsequent nachgegangen wurde, und zwar auch
dann nicht, wenn hierfur konkrete Anhaltspunkte vorlagen.

Der Rechnungshof hat vorgeschlagen, zur Feststellung der Griinde
fur eine Anspruchseinschrankung die Zusammenarbeit zwischen
Sozialamtern und Auslanderbehérde weiter zu verbessern und
insbesondere den Gedanken gemeinsamer Erstinterviews umzu-
setzen. Neben Synergieeffekten aus der jeweiligen Verwaltungser-
fahrung koénnten Einsparungen von Dolmetscherkosten erreicht
werden. Darlber hinaus sollten die Folgen einer Anspruchsein-
schrankung bezlglich der Leistungsgewahrung in den Verwal-
tungsvorschriften prazisiert werden, um zu gewahrleisten, dass
entsprechend der gesetzlichen Vorgabe nur Leistungen gewahrt
werden, die nach den Umstanden unabweisbar geboten sind.

Mangel im Regelwerk

Die untersuchten Falle haben Unterschiede in Form und Héhe der
Leistungsgewahrung aufgezeigt, die zum Teil auf Unklarheiten im
Regelwerk schlieBen lassen. Es ist z.B. nicht klar ersichtlich, wann
die Leistung bar erbracht werden kann oder wann ein Gutschein
erforderlich ist. Haufig ergaben sich Unterschiede, z.B. bei den
Schulpauschalen in der Betragshdhe. Die Unterschiede in der
Leistungsgewahrung widersprechen auch dem Gebot der Gleich-
behandlung der Leistungsberechtigten.

Nach wie vor wird eine Fachliche Weisung vom 01.02.1996 ange-
wandt, die auBer Kraft getreten und inhaltlich teilweise Gberholt ist.
Die Sachbearbeitung wird auf unterschiedliche Quellen* verwiesen,
die in der Praxis noch miteinander auf Glltigkeit abgeglichen wer-
den mussen. Dies belastet die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
birgt zusatzliche Fehlerquellen. In einem Bezirksamt wird Gber das
allgemeine Regelwerk hinaus eine eigene Dienstanweisung ange-
wandt, deren Regelungen hinsichtlich der ,Bekleidung fur Kinder*
von der als Arbeitshilfe dienenden ,infoline* abweichen.

Die festgestellten Unklarheiten und Mangel bei der Rechtsanwen-
dung erfordern eine Revision des verwaltungsinternen Regelwerks.
Der Rechnungshof halt es flr unverzichtbar, dass - tber die ,infoli-
ne“ hinaus - die einschlagigen Regelungen, systematisch aufberei-
tet, einheitlich strukturiert und zeitnah fortgeschrieben bereitgestellt
werden. Er hat darGber hinaus gefordert, fir die Ausfihrung des

* In der als elektronische Arbeitshilfe dienenden ,infoline" sind nicht alle Regelun-
gen verfugbar.
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312.

Gesetzlicher Vor-
rang von
Sachleistungen

AsylbLG eine Globalrichtlinie nach § 6 Bezirksverwaltungsgesetz
(BezVG) zu erlassen.®

Umsetzung des Sachleistungsprinzips

Grundleistungen® werden in Hamburg wahrend der ,Residenz-
pflicht®, d.h. der Pflicht, in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu woh-
nen, grundsatzlich” als Sachleistungen gewahrt. Fiir diesen Perso-
nenkreis wird das Sachleistungsprinzip - mit Ausnahme der Be-
kleidung sowie der Leistungen nach § 6 AsylbLG - umgesetzt.
Nach Ablauf der ,Residenzpflicht® von langstens drei Monaten
werden die Grundleistungen als Barbetrdge gewahrt. Im Rahmen
der ,Folgeunterbringung® in anderen Gemeinschaftsunterkiinften
wird der Wert der Grundleistung weiterhin in bar ausgezahlt.

Nach § 3 Abs. 1 AsylbLG sind die Grundleistungen durch Sach-
leistungen zu decken.® AuBerhalb von Erstaufnahmeeinrichtungen
kénnen - soweit dies nach den Umsténden erforderlich ist - anstel-
le der vorrangig zu gewahrenden Sachleistungen auch Wertgut-
scheine, andere vergleichbare unbare Abrechnungen oder Geld-
leistungen bewilligt werden (§ 3 Abs. 2 AsylbLG).

Der Senat hat in Beantwortung einer GroRen Anfrage 1993° erklart,
dass das Sachleistungsprinzip in den Aufnahmeeinrichtungen um-
fassend umgesetzt, jedoch aus organisatorischen, technischen
und finanziellen Grinden® vorlaufig der im AsylbLG festgelegte
Barbetrag ausgezahlt werde. MaRgeblich hierflirr sei auch die Er-
wagung, dass offensichtliche Differenzierungen zwischen Berech-
tigten, die Leistungen nach dem AsylbLG erhalten, und solchen,
auf die das BSHG anzuwenden sei', erhebliche Konflikte in den
Unterklinften heraufbeschworen konnten. Er hat darauf hingewie-
sen, dem Gesetzgeber sei bewusst gewesen, dass Sachleistungen

® Der Rechnungshof hat im Jahresbericht 2002, Tz. 396, darauf hingewiesen, dass

nach der Begriindung zu § 6 BezVG Globalrichtlinien bei streng gesetzesgebun-

denen (Geld-) Leistungen die Regelungsdichte der friheren Fachlichen Weisung

haben kénnen.

Grundleistungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG umfassen den notwendigen

Bedarf an Ernahrung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheits- und Korper-

pflege und Gebrauchs- und Verbrauchsgutern des Haushalts.

Fur Bekleidung werden Gutscheine gewahrt.

Kann Kleidung nicht geleistet werden, so kann sie in Form von Wertgutscheinen

oder anderen vergleichbaren unbaren Abrechnungen gewahrt werden (§ 3 Abs. 1

Satz 2 AsylbLG).

° vgl. Biirgerschaftsdrucksache 15/133 vom 07.12.1993

* Das Verwaltungsgericht Hamburg hat zu diesen von der Behdrde in einem
Rechtsstreit angefiihrten Grinden Folgendes ausgefihrt (Beschluss vom
16.02.1994): ,Allerdings bleibt unklar, aus welchen Griinden die Antragsgegnerin
(Anm: Hamburg) von der grundsatzlich vorgesehenen Ausgabe von Wertgut-
scheinen (in sachgerechter Stiickelung) abweicht und zu der nur fir besondere
Umstande zugelassenen Gewahrung von Barleistungen gelangt ist. Die Antrags-
gegnerin hat in diesem Zusammenhang zu beachten, dass das Asylbewerberleis-
tungsgesetz von dem Gedanken getragen wird, Anreize flr einen Verbleib in
Deutschland durch Gewahrung von Sozialhilfeleistungen zu beenden bezie-
hungsweise auszuschliefRen.”

" Nach § 2 AsylbLG ist das BSHG auf Leistungsberechtigte entsprechend anzu-
wenden, die Uber eine Dauer von 36 Monaten, frihestens beginnend am
01.06.1997, Leistung nach § 3 erhalten haben, wenn die Ausreise nicht erfolgen
kann, weil u.a. humanitare Griinde aufenthaltsbeendenden MafRnahmen entge-
genstehen.
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gegeniber Barleistungen Mehrkosten verursachen kénnen.” 1998
hat er mitgeteilt, wegen der zahlreichen im gesamten Stadtgebiet
bestehenden relativ kleinen Unterklnfte lieRe sich das reine Sach-
leistungsprinzip nicht wirtschaftlich organisieren.™

Der Rechnungshof hat nicht feststellen konnen, dass die unmittel-
bar nach In-Kraft-Treten des Asylbewerberleistungsgesetzes vor-
laufig eingenommene Haltung zur Gewahrung von Bar- statt Sach-
leistungen umfassend Uberprift worden ware. Auch auf Angebote
von Dienstleistungsunternehmen, die Versorgung der Leistungsbe-
rechtigten auf der Basis von Sachleistungen sicherzustellen, ist die
Behorde nicht eingegangen.

Der Umstand, dass in der Erstaufnahmeeinrichtung sowohl Leis-
tungsberechtigte wohnen, die lediglich Sachleistungen erhalten,
als auch nicht mehr residenzpflichtige Leistungsberechtigte, die
Barleistungen erhalten, zeigt, dass die Unterschiedlichkeit der
Leistungsgewahrung nicht zwangslaufig unldsbare Konflikte zur
Folge haben muss.

Das Sachleistungsprinzip ist zentraler Baustein des AsylbLG." Es
soll den Anreiz, aus wirtschaftlichen Grinden einzureisen, min-
dern.” Der Rechnungshof hat die BSF gebeten, das gegenwartige
System der Gewahrung von Grundleistungen umfassend zu unter-
suchen. Dabei sollten die Ziele der gesetzlichen Regelung, die
Wirtschaftlichkeit der Leistungsgewahrung als auch evtl. kosten-
maRige Auswirkungen der vom Gesetzgeber beabsichtigten mittel-
baren Wirkungen des Sachleistungsprinzips einbezogen werden.
Diese Untersuchung sollte auch die Art und Weise der Gewahrung
sonstiger Leistungen nach § 6 AsylbLG umfassen.

Fur realistische Alternativen sollte die Behdérde das Interesse in
Betracht kommender Anbieter erkunden (§ 7 Abs. 3 LHO) und die
entsprechenden Unterlagen in die Gesamtentscheidung einbezie-
hen. Gutscheinverfahren und Sachleistungen kénnten im Wettbe-
werb externen Anbietern Ubertragen werden. Neben Regelungen
zum Verfahren sollten auch besondere Konditionen oder Rabatte
zugunsten der Behérde angestrebt werden.

Stellungnahme der Verwaltung
Die BSF hat zu den einzelnen Prifungsfeststellungen tbergreifend

mitgeteilt, sie werde die Vorschlage des Rechnungshofs aufgrei-
fen, prifen und maoglichst zeitnah umsetzen.

"2 vgl. Hinweis des Senats auf die Begriindung zum Gesetzentwurf der Fraktionen
der CDU/CSU und der FDP - Bundestagsdrucksache 12/4451, Seite 6

" vgl. Antwort des Senats vom 10.03.1998 auf eine Kleine Anfrage (Burgerschafts-
drucksache 16/483)

" vgl. Gemeinschaftskommentar zum Asylbewerberleistungsgesetz - nachstehend
GK-AsylbLG - § 3 Rdn. 3

% vgl. GK-AsylbLG § 6 Rdn. 282; vgl. auch Bundestagsdrucksache Nr. 12/4451
vom 02.03.1993
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Die Richtlinien zur Bewilligung von zusétzlicher Bekleidung (insbe-
sondere fur Kinder) sollten entsprechend den Empfehlungen des
Rechnungshofes kurzfristig Uberarbeitet werden. Die Arbeitsgrup-
pe mit Vertretern der BSF, des Senatsamtes fiir Bezirksangele-
genheiten (SfB) und der Bezirksamter sei noch fiir Anfang Dezem-
ber 2002 einberufen worden.

Die BSF werde an die Behorde flr Inneres und an das SfB mit
dem Ziel herantreten, die Zusammenarbeit zwischen den Sozial-
amtern und der Auslanderbehdrde weiter zu verbessern. Insbe-
sondere sollten die Mdglichkeiten eines automatisierten Datenab-
gleichs gemaR § 11 Abs. 3 AsylbLG in die Uberlegungen mit ein-
bezogen werden.

Die BSF beabsichtige, bis Mitte des Jahres 2003 eine umfassende
Globalrichtlinie zum AsylbLG zu erstellen. Kurzfristig werde dafiir
Sorge getragen, dass das erforderliche aktuelle Regelwerk im
Rahmen der ,infoline* systematisch und in vollem Umfang verflig-
bar sei.

Die BSF werde die gegenwartige Form der Leistungsgewahrung
auf ihre Wirtschaftlichkeit hin umfassend untersuchen. Dabei soll-
ten insbesondere auch die Erfahrungen aus anderen Kommunen
hinsichtlich der Intentionen des Gesetzes beriicksichtigt werden.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Globalsteuerung der
bezirklichen Jugendhilfe

Die Globalsteuerung der bezirklichen Ju-
gendhilfeaufgaben durch die Fachbehorde
entspricht nur eingeschrankt den Vorgaben
des Bezirksverwaltungsgesetzes.

Es fehlt bisher an einer behdérdeniibergreifen-
den Ausgestaltung des Globalsteuerungssys-
tems.

Globalsteuerung liber Globalrichtlinien

Kernelement der Reform des Bezirksverwaltungsgesetzes
(BezVG) vom 11.06.1997" war die Einflihrung der Globalsteuerung
der Bezirksverwaltung Uber Globalrichtlinien gemalR § 6 BezVG
durch die Fachbehdrden anstelle der friheren Detailsteuerung
durch Fachliche Weisungen. Globalrichtlinien sind grundsatzlich
ausflillungsfahige und -bediirftige Vorgaben flr die Umsetzung von

' BezVG geéndert am 04.11.1997, GVBI. 1997, S. 489
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politischen Zielen, Programmen und gesetzlichen Aufgaben unter
Wahrung einer einheitlichen Verwaltungsausiibung und Rechtsan-
wendung.

Globalsteuerung in der Jugendhilfe

Jugendhilfeaufgaben nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch -
Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII) werden insbesondere von der
Behorde fiir Soziales und Familie (BSF)* und den Bezirksamtern
wahrgenommen. Der BSF als Fachbehdrde obliegt die Federfiih-
rung fir die Vorbereitung, Uberpriifung, Aufhebung oder Anderung
von Globalrichtlinien, die im Bereich der Jugendhilfe inzwischen far
nahezu alle Bereiche vorhanden sind. Der Rechnungshof hat die
Steuerung der Hilfe zur Erziehung sowie der Kinder- und Jugend-
arbeit gepruft.

Die gesetzlichen Leitziele® der Jugendhilfe sind sehr allgemein
gehalten und bedirfen - in Verbindung mit den im SGB VIII defi-
nierten Aufgabenfeldern und ihren spezifischen Handlungsmog-
lichkeiten - der fachpolitischen Ausgestaltung. Das Gesetz teilt den
bezirklichen Jugendamtern ein erhebliches Mal} an Handlungsver-
antwortung zu, z.B. in Form von Auswahl-, Prioritats- und Ermes-
sensentscheidungen. Die Bezirksamter bendtigen deshalb verbind-
liche steuerungsrelevante Zielvorgaben (Globalziele) der Fachbe-
hérde, die ihnen eine inhaltliche Orientierung in einem breiten Auf-
gabenspektrum und eine schrittweise Operationalisierung in kon-
krete Handlungsziele und Hilfemafinahmen ermdglichen.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die untersuchten Global-
richtlinien bisher nicht oder nur unzureichend solche Globalziele
vorgeben. Im Zusammenhang damit ist auch das Berichtswesen
der bezirklichen Jugendamter, das gemall § 6 Abs. 2 BezVG die
jeweilige Aufgabenwahrnehmung begleiten soll, nur unzureichend
an steuerungsrelevanten Zielen ausgerichtet. Eine ,Erfolgsmes-
sung“ der Aufgabenerfillung und ihre Rickkoppelung von den Be-
zirksamtern zur BSF findet nicht fir alle Aufgabenbereiche oder
nur sehr eingeschrankt statt, so dass der fachpolitische Erfolg von
der verantwortlichen BSF letztlich auch nur sehr eingeschrankt be-
urteilt werden kann.

Der Rechnungshof hat gefordert, in die Globalrichtlinien Global-
ziele aufzunehmen und mit Kennzahlen zu belegen. Dies wiirde zu
einer starkeren Orientierung der bezirklichen Jugendamter an fach-
politischen Zielsetzungen beitragen. Beispielsweise kdnnte fir den
Bereich Hilfe zur Erziehung ein bisher fehlendes und fiir die Be-
zirksamter richtungsweisendes Globalziel formuliert werden, das -

% Die Behorde fiir Bildung und Sport - Amt fiir Kindertagesbetreuung - ist zustandi-

ge Fachbehorde fur Leistungen der Jugendhilfe nach dem SGB VI, Zweites Ka-
pitel, Dritter Abschnitt ,Férderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Ta-
gespflege”.

Die Leitziele der Jugendhilfe, namlich insbesondere junge Menschen zu férdern,
Eltern und andere Erziehungsberechtigte zu unterstitzen sowie Kinder und
Jugendliche vor Gefahren fir ihr Wohl zu schitzen, ergeben sich aus
§ 1 Abs. 3 SGB VIII.
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Regelungen in
den Globalrichtli-
nien zum Teil zu
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323.

bei notwendiger Fremdunterbringung von Kindern - die folgenden
Grundsatze bertcksichtigt:

- Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII hat Vorrang gegeniiber ei-
ner Betreuung in Einrichtungen nach § 34 SGB VIII.*

- Die Rickfihrung der Kinder in die Herkunftsfamilie ist
handlungsleitend.®

Als steuerungsrelevante Kennzahlen kdmen u.a. die

- Anzahl der Betreuten in Vollzeitpflege und in Einrichtungen,
- Quote der Ruckfihrungen der Kinder in die Herkunftsfamilien,

- Quote der Betreuten in Vollzeitpflege im Verhaltnis zu denen
in Einrichtungen sowie

- Ausgaben pro Fall bei Fremdunterbringung nach §§ 33 und
34 SGB VI

in Betracht. Hiermit kénnte der Grad der Zielerreichung gemessen
werden. Die BSF kann dann z.B. mit Malinahmen reagieren, die
auf eine verbesserte Zielerreichung gerichtet sind, oder die Global-
ziele anpassen.

Die vom Rechnungshof gepriften Globalrichtlinien enthalten eine
Reihe fachlicher, rechtlicher und verfahrensbezogener Regelun-
gen, die eine einheitliche Verwaltungsausibung und Rechtsan-
wendung (§ 6 Abs. 1 BezVG) durchaus gewahrleisten. Sie sind
aber - insbesondere bei der Hilfe zur Erziehung - zum Teil zu de-
tailliert und setzen sich insoweit in Widerspruch zu dem Ziel des
Gesetzgebers, den Bezirksamtern Handlungsverantwortung zu
Ubertragen.

Der Rechnungshof hat gefordert, den Detaillierungsgrad der Glo-
balrichtlinien den - in den jeweiligen Fachgebieten der Jugendhilfe
ggof. unterschiedlichen - Steuerungserfordernissen anzupassen.

Die BSF hat dem Rechnungshof zugesagt, sie werde

- die Globalrichtlinien den Ergebnissen der Prifung entspre-
chend um steuerungsrelevante Ziele und - sofern in der Sa-
che sinnvoll und mdglich - zielbezogene Kennzahlen ergan-
zen,

- die Anforderungen an das Berichtswesen zielgerichtet auf die
vorgegebenen finanziellen und fachlichen Vorgaben ausrich-
ten und

- die Globalrichtlinie Hilfe zur Erziehung globaler fassen, dabei
aber eine weiterhin einheitliche Verwaltungsausibung und
Rechtsanwendung gewabhrleisten.

* vgl. Globalrichtlinie J 8/99 vom 31.08.1999, S. 4
® vgl. § 34 SGB VIII
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Behordenubergreifende Folgerungen

Weitere Prifungen des Rechnungshofs haben ergeben, dass
Globalrichtlinien nach § 6 BezVG auch in anderen - der fachbe-
hérdlichen Steuerung unterliegenden - Aufgabenbereichen der Be-
zirke noch gar nicht vorhanden oder nur unvollstdndig ausgestaltet
sind.® FUnf Jahre nach In-Kraft-Treten des neuen BezVG ist dieses
Kernelement des Gesetzes also erst sehr unvollkommen realisiert.
Der Rechnungshof halt es fiir geboten, eine bisher fehlende be-
hérdenibergreifende Leitlinie flr die Ausgestaltung der Global-
steuerung zu entwickeln, die den Fachbehdrden praxisgerechte
Hinweise zu Regelungsinhalten von Globalrichtlinien unter Berlck-
sichtigung ihrer unterschiedlichen Steuerungserfordernisse gibt
und im Zusammenspiel von Bezirksverwaltung und Fachbehérde
ein héheres Mal an Handlungssicherheit vermittelt.

Im Interesse einer ganzheitlichen Steuerung von Fachaufgabe und
Ressourceneinsatz hat der Rechnungshof vorgeschlagen, eine in-
haltliche Verknlpfung zwischen Globalsteuerung und den im jahrli-
chen Haushaltsplan enthaltenen Produktinformationen herzustel-
len. Dadurch wiirden sowohl langfristige Globalziele als auch be-
deutsame fachpolitische Programmziele - insbesondere solche mit
Haushaltsrelevanz - in die Produktinformationen der Fachbehdérden
aufgenommen; als Globalziele waren sie dann verbindlich. Ein
darauf abgestimmtes Berichtswesen wiirde die bezirkliche Aufga-
benerledigung fiir Fachbehorden, Senat und Birgerschaft transpa-
renter machen und lieRe mogliche Steuerungsnotwendigkeiten
frihzeitig erkennbar werden.

Die Vorschlage des Rechnungshofs zur Ausgestaltung des Global-
steuerungssystems und die Verkniipfung der Globalsteuerung mit
den Produktinformationen beriihren Grundsatzfragen der Bezirks-
verwaltungsreform von 1997. Der Rechnungshof hat daher das
Senatsamt fir Bezirksangelegenheiten (SfB) gebeten, seine Pri-
fungsfeststellungen in die Beratungen der Kommission zur Neu-
ordnung des BezVG einzubringen und tber die Ergebnisse zu be-
richten. Das SfB hat dies zugesagt und die Vorschlage des Rech-
nungshofs zur Globalsteuerung in die Kommission eingebracht.

6 vgl. in diesem Jahresbericht Tzn. 299 ff. (,Sonstige Leistungen nach § 6 Asylbe-

werberleistungsgesetz*) und Tzn. 459 ff. (,Fundsachenverwaltung*), Jahresbe-
richt 2002, Tz. 396 (,Sozialhilfeleistungen fir Zahnersatz*)
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Behorde fur Soziales
und Familie / Behorde fur
Wirtschaft und Arbeit

Entwicklung von
Stammstellen bei
Beschaftigungstragern

Bei der von Hamburg finanzierten Infrastruk-
tur zweier Beschiftigungstrager besteht ein
Einsparpotenzial von mindestens 1,3 Mio Eu-
ro jahrlich.

Behordenaufgaben sind entgegen haushalts-
rechtlichen Vorschriften tber Jahre aus Zu-
wendungsmitteln finanziert worden.

Stellenentwicklung

Die Hamburger Arbeit-Beschaftigungsgesellschaft mbH (HAB) und
ein nicht 6ffentlicher Trager beschéaftigen Sozialhilfeempfanger und
Arbeitslose u.a. mit dem Ziel, diese in den ersten Arbeitsmarkt zu
integrieren.

Die HAB wird abgesehen von eigenen Ertrdgen von der Stadt fi-
nanziert. Die Zuwendungen beliefen sich im Jahre 2001 auf
49 Mio Euro." Der nicht-6ffentliche Beschaftigungstrager wird
ebenfalls durch Zuwendungen Hamburgs finanziert. Im Jahre 2001
betrugen diese rd. 5 Mio Euro.”? Mit diesen Zuwendungen werden
auch die Infrastruktur und damit die Stammestellen beider Trager fi-
nanziert.

Die Stammstellen - dies sind Intendanz- und Anleitungskrafte - und
Zielgruppenbeschaftigte (ZGB) der Trager haben sich im Zeitraum
1998 bis 2002 (1. Quartal) unterschiedlich entwickelt: Fiur die HAB
hat die Zahl der ZGB pro Stammstelle seit 1998 zugenommen, d.h.
diese Relation ist wirtschaftlicher geworden. Gleichwohl hat sich
die Integrationsquote seit 1998 - mit leichtem Ruckgang in letzter
Zeit - deutlich erhdht.

Die Zahl der ZGB pro Stammstelle des nicht 6ffentlichen Tragers
hat seit 1998 abgenommen, d.h. diese Relation ist unwirtschaftli-
cher geworden.

' vgl. Blirgerschaftsdrucksache 17/1330 vom 27.08.2002
2 vgl. FuBnote 1
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Einsparungspotenziale

Der Rechnungshof hat fir die Wirtschaftlichkeitssteuerung von
Beschéftigungstrdgern neben der Integration in den ersten Ar-
beitsmarkt die Bedeutung der Kennzahl ,Kosten pro Fall" bereits in
seinem Jahresbericht 1996 hervorgehoben und sie als Malstab
zur Uberpriifung der Kostenstruktur benannt (Tz. 103).% In seinem
Jahresbericht 2002 hat der Rechnungshof vorgeschlagen, Arbeits-
férderungsmallnahmen mit einem grundsatzlich festen Betrag pro
ZGB zu finanzieren (Tz. 140). Die Behdrde fur Soziales und Fami-
lie (BSF) - fur die HAB - und die Behdrde fur Wirtschaft und Arbeit
(BWA) - fur den nicht-6ffentlichen Trager - wollen 2003 im Einzel-
nen unterschiedlich gestaltete Fallkostenpauschalen einfiihren.

AuRerdem hat der Rechnungshof seit 1996 wiederholt auf die Fix-
kosten-Problematik haushaltsfinanzierter Stammstellen hingewie-
sen.*

Die fallbezogenen Kosten der HAB haben sich angabegemaf’ von
knapp 30.000 Euro in 1998 auf gut 26.000 Euro in 2001 verringert.
Fir 2002 hat die BSF einen Wert von knapp 23.000 Euro mitge-
teilt.

Nach Ubereinstimmender Beurteilung von Rechnungshof, BSF und
HAB sind bei den Stammstellen noch weitere Wirtschaftlichkeitsre-
serven vorhanden. Eine Verbesserung der Stellenrelationen wiirde
nach dem inzwischen erreichten Stand Einsparungen von Uber
1 Mio Euro ermoglichen. Der Vorlage zum Wirtschaftsplan 2003
zufolge will die HAB die aus Haushaltsmitteln finanzierten Stamm-
stellen von rd. 245 (Ende 2003) auf 215 zum Ende des Jahres
2006 absenken.

Bei dem nicht-6ffentlichen Trager ist die Zahl der ZGB seit 1998
um rd. 11 % auf 244 zurickgegangen. Gleichzeitig hat sich die
Zahl der Stammestellen von 1998 auf 2002 um 7,5 auf insgesamt
34 Stellen erhdht. Wird die Relation von Stammstellen zu ZGB aus
dem Jahre 1998 fortgeschrieben, missten rechnerisch zehn
Stammstellen abgebaut werden. Wird entsprechend dem Stellen-
bestand des Jahres 1998 lediglich eine Absenkung um 7,5
Stammstellen, die aus dem Haushalt finanziert werden, vorge-
nommen, ergibt sich eine schrittweise zu realisierende Einsparung
der Infrastrukturkosten um bereits 300.000 Euro im Jahr.

Die BWA hat hierzu erklart, sie habe diesem Trager fir das Jahr
2002 bereits rd. 560.000 Euro weniger als im Haushaltsjahr 2001
zugewendet.

Aus den Unterlagen der Behdrde ergibt sich jedoch, dass trotz die-
ser Kirzung keine aus dem Haushalt finanzierten Stammestellen

% vgl. des Weiteren Jahresbericht 2002, Tz. 442
* vgl. Jahresbericht 1996, Tz. 79, sowie Jahresbericht 2002, Tz. 423
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eingespart, sondern fur Stammstellen rd. 130.000 Euro (+ rd.
15 %) zusétzlich bewilligt wurden.

Im Ubrigen hat die BWA geltend gemacht, im Rahmen der kiinfti-
gen Finanzierung Uber Fallkostenpauschalen habe die Relation
von Stammestellen zu ZGB keine Relevanz.

Die Feststellungen des Rechnungshofs verdeutlichen demgegen-
Uber, dass es auch im Rahmen einer Finanzierung mit Fallkosten-
pauschalen angebracht sein kann, anhand des Vergleichs von
Stellenrelationen Wirtschaftlichkeitsreserven zu ermitteln.

Das Einsparpotenzial bei beiden Tragern belauft sich danach auf
mindestens 1,3 Mio Euro jahrlich.

Finanzierung von Aufgaben aus Zuwendungsmit-
teln

Zielgruppenbeschaftigte des nicht-6ffentlichen Beschaftigungstra-
gers sind seit mehreren Jahren bei der ehemaligen Behdrde fir
Arbeit, Gesundheit und Soziales (BAGS) und - nach der Neuorga-
nisation der Behorden - jetzt noch auf jeweils drei Stellen bei der
BSF und der BWA tatig. Grundlage hierflir war zunachst eine bis
Ende 1999 befristete und danach nicht mehr verlangerte Koopera-
tionsvereinbarung. Gleichwohl sind die Tatigkeiten fortgesetzt und
ausgebaut worden. Die Finanzierung erfolgte aus dem Zuwen-
dungstitel ,Zuschiisse zur Férderung der arbeitsmarktpolitischen
Infrastruktur".

Mit den im Zuwendungsbescheid genannten Tatigkeiten wie Steu-
erung, Umsetzung und Abrechnung des arbeitsmarktpolitischen
Programms in der Behorde wurde nicht die Integration in den
1. Arbeitsmarkt angestrebt. Vielmehr wurden Uber eine ,Umwedfi-
nanzierung" Daueraufgaben der ehemaligen BAGS erledigt, fur die
kein behordeneigenes Personal zur Verfiigung stand. Durch die
Finanzierung aus Infrastrukturmitteln hat die Behoérde auch inso-
weit keine Zielgruppenbeschaftigten geférdert, sondern die Inten-
danz des Tragers verstarkt, um sie sogleich wieder abzuschdpfen.
Die Dauerbeschaftigungen haben zudem Mittel gebunden, die
sonst anderen Arbeitslosen die Chance einer Tatigkeit mit einer
moglichen Integration in den 1. Arbeitsmarkt geboten hatten.

Zuwendungen dirfen nach §§ 23, 44 LHO nur gewahrt werden,
wenn die Freie und Hansestadt Hamburg an der Erflllung des Zu-
wendungszweckes durch eine Stelle aulRerhalb der Verwaltung ein
erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendung nicht oder
nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. Die Zuwen-
dungen waren aber tatsachlich nicht auf die Zweckerfiillung auller-
halb der Verwaltung, sondern innerhalb, namlich auf Verwaltungs-
aufgaben, gerichtet.
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Die Finanzierung aus Zuwendungsmitteln statt, wie haushaltsrecht-
lich geboten, aus Personalmitteln, verstie} aulerdem gegen den
Grundsatz der sachlichen Bindung (§§ 45 Abs.1 und 35 Abs.1
LHO). In der Folge wurden Ausgaben in der Haushaltsrechnung
fehlerhaft nachgewiesen (§§ 71 Abs.1 und 81 Abs.1 LHO).

Der Rechnungshof hat die Verletzung des Haushaltsrechts - wie
auch zu Tz. 336 - beanstandet.

Die HAB und die Hamburg West Beschaftigungsgesellschaft mbH
(HWB) haben 1998 fusioniert. Die Aufgaben des ehemaligen stell-
vertretenden Geschaftsfiihrers der HWB sind dadurch weggefallen.
Auf der Grundlage eines zwischen HAB und dem Mitarbeiter ge-
schlossenen arbeitsgerichtlichen Vergleichs ist vereinbart worden,
den Mitarbeiter befristet als Mitglied einer Projektgruppe ,Bekédmp-
fung der illegalen Beschaftigung und Schwarzarbeit" in der ehema-
ligen BAGS zu beschaftigen, um seine Fachkompetenz zu erhalten
und seine Vermittlungsfahigkeit zu verbessern. Fir die Dauer die-
ser Tatigkeit vom 01.01.1999 bis 31.12.2000 wurden die Bezlge
durch die HAB fortgezahlt. Eine weitere, nicht projektbezogene Ta-
tigkeit erfolgte auf Bitte des Geschéftsfihrers der HAB vom
01.08.2001 bis zum 31.03.2002. In diesem Fall wurden die Perso-
nalkosten der HAB durch die BAGS erstattet, allerdings nur fir die
funf Monate bis Ende 2001.

Der Senat ist in mehreren Schriftlichen Kleinen Anfragen zur
arbeitsrechtlichen Gestaltung und Situation des Mitarbeiters be-
fragt worden. Zur Fortdauer der Weiterqualifizierung heil3t es in der
Burgerschaftsdrucksache 16/3167 vom 22.10.1999: ,Eine konkrete
zeitliche Befristung der MalRinahme ist nicht festgelegt worden."

Diese Antwort war unzutreffend, weil die Projektarbeit tatsachlich
bis zum 31.12.2000 befristet war.

Bei der Beschaftigung des Mitarbeiters handelte es sich um eine
Ubergangslésung in einer arbeitsrechtlich problematischen Situati-
on. Hierfur sind Mittel des Zuwendungsempfangers aufgewendet
worden, obwohl der Nutzen im Hinblick auf die Dauer und z.B. die
feste Einbindung in die Projektgruppe im Wesentlichen bei der Be-
hoérde lag. Die Behorde hatte der HAB die Personalkosten unter
Anrechnung auf die Zuwendungen erstatten missen. Dies hat sie
jedoch nur fir die Zeit vom 01.08. bis 31.12.2001 getan, ohne in-
soweit die Zuwendungen entsprechend zu kirzen.

Da der Mitarbeiter fir behdrdeninterne Tatigkeiten aus Zuwen-
dungsmitteln statt aus eigenen Personalmitteln finanziert worden
ist, hat die Behorde gegen den in §§ 45 Abs. 1 und 35 Abs. 1 LHO
festgelegten Grundsatz der sachlichen Bindung verstof3en. In der
Folge wurden Ausgaben in der Haushaltsrechnung fehlerhaft nach-
gewiesen (§§ 71 Abs.1 und 81 Abs.1 LHO).

Die noch ausstehenden Verrechnungen zwischen Behdrde und
HAB sollen mit dem Zuwendungsbescheid 2003 erfolgen.
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Stellungnahme der Verwaltung

Die BSF hat darauf hingewiesen, dass der Beauftragte fiir den
Haushalt der ehemaligen BAGS, nachdem er von der Sachlage er-
fahren hatte, im Februar 2001 verfugt habe, die gegenwartigen Ar-
beitsvertrage abzuwickeln. Verlangerungen oder neue MafRnah-
men habe er ausgeschlossen. Die BSF bemihe sich derzeit um
Stellen- und Budgetregelungen, damit die Beschaftigten grundsatz-
lich in staatliche Beschaftigungsverhaltnisse ibernommen werden
kénnen. Die BWA hat mitgeteilt, dass bereits entsprechende Rege-
lungen getroffen worden seien.

Behorde fur Soziales und
Familie / pflegen & wohnen
(ASR)

Energie- und Wasserkosten
in den Pflegezentren

Ein effektives Energiemanagement konnte in
den 14 Pflegezentren auf Dauer jahrliche Ein-
sparpotenziale von mindestens 310.000 Euro
(rd. 7 % der Energie- und Wasserkosten) er-
schlieBen. Der Rechnungshof hat energeti-
sche Standards fiir die technische Gebaude-
ausriistung gefordert und konkrete MaRnah-
men zur Uberwachung und Einschrinkung
des Energieverbrauchs vorgeschlagen.

pflegen & wohnen (p&w) wendet fur die Energie- und Wasserver-
sorgung der 14 Pflegezentren jahrlich rd. 4,4 Mio Euro auf. Seit der
Umwandlung in eine Anstalt 6ffentlichen Rechts im August 1997
wird die Gebaudebewirtschaftung einschlieRlich Energiemanage-
ment' von p&w eigenverantwortlich wahrgenommen.?

Der Rechnungshof hat beispielhaft flinf groRere Pflegezentren® und
drei Neubauvorhaben* daraufhin geprift, ob das Energiemanage-
ment® wirksam wahrgenommen wird.

' Energie wird im Weiteren als Synonym fiir Warme, Strom und Wasser verwendet.
2 vgl. zu dieser Thematik auch die Jahresberichte 2000 (Stadtreinigung, Tz. 580
ff.), 2002 (Museumsstiftungen, Tzn. 342 ff.)

Farmsen, Holstenhof, Oberaltenallee, Uhlenhorst und Wandsbek-Marienthal

in den Pflegezentren Holstenhof, Heimfeld und Moosberg

hierzu gehéren gemaR DIN 32736 Leistungen wie:

- Analyse der Energieverbraucher,

- Ermitteln von Optimierungspotenzialen,

- Planen der MaRnahmen unter wirtschaftlichen Aspekten,

- Umsetzen der Einsparungsmafinahmen.
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Energiekosteneinsparungen sind durch Verbrauchsreduzierungen -
die zudem umweltentlastend wirken - und durch Optimierungen der
vertraglichen Moglichkeiten erzielbar.

Verbrauchsreduzierung
Energetische Standards

Hamburg hat fir stadteigene Gebdude energetische und tech-
nische Standards vorgegeben®, die sich als zweckmaRig bewahrt
haben.

Bei p&w gibt es dagegen fir den Bau, die Instandhaltung und den
Betrieb der technischen Gebaudeausristung Uber die gesetzlichen
Anforderungen (z.B. Energieeinsparverordnung) hinaus keine
Richtlinien, die einen einheitlichen energetischen Standard festle-
gen. Auch fehlen fiir die Entscheidungen Uber die Art der techni-
sche Gebaudeausristung und fiir die Beschaffung von Energie
verbrauchenden Geraten die wirtschaftlichen Kriterien. So hat p&w
beispielsweise fur die geplanten Neubauten technische Lésungen
nur nach geringen Investitionskosten unter Vernachlassigung der
Betriebskosten ausgewahlt. Wirtschaftlich geboten ist jedoch die
Auswahl der Lésung mit den geringsten Jahresgesamtkosten’.

Beispielsweise wurden fir zwei Pflegezentren Niedertemperatur-
kessel geplant, da deren Anschaffungskosten geringer sind als die
von Brennwertkesseln. Letztere bewirken jedoch rd. 10 % geringe-
re Brennstoffkosten. Die Investitionsmehrkosten amortisieren sich
damit bereits nach rund sechs Jahren, so dass ihr Einbau wirt-
schaftlich ist. Bei einer Ublichen Kesselnutzungsdauer von 15 Jah-
ren wirde der Einsatz von Brennwertkesseln in beiden Pflegezent-
ren Warmekosten von insgesamt rd. 160.000 Euro einsparen.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die fur die Hamburger Verwal-
tung geltenden energetischen Standards® - wie grundsatzlich Gas-
brennwertkessel - und die Richtlinien fur die technische Gebaude-
ausristung® um heimspezifische Aspekte zu erganzen und einzu-
fuhren. AulRerdem ist festzulegen, dass die technische Gebaude-
ausrlstung und die Gerate nach den geringsten Jahresgesamtkos-
ten auszuwahlen sind.

Im Neubau des Pflegezentrums Holstenhof ist flir einen EDV-
Serverraum eine elektrische Kalteanlage vorgesehen. Diese ist
verzichtbar, sofern der Serverraum entweder auf die Nordseite des
Gebéaudes verlegt oder fir eine ausreichende Luftung gesorgt wird.
In vielen stadteigenen Gebduden werden Server in Rdumen ohne

® vgl. Richtlinien der Behorde fiir Umwelt und Gesundheit (BUG) und der Behdrde
fur Bau und Verkehr (BBV)

Sie enthalten die jahrlichen Kapital- und Betriebskosten auf die Nutzungsdauer
bezogen.

vgl. hierzu Energetische Standards der BUG - zusammengefasst im ,Informati-
onssystem Energetische Standards*; im Internet unter: www.energiestandards.de
® vgl. Bauhandbuch der BBV

137

Fehlende Richtli-
nien zur wirt-
schaftlichen Ener-
gienutzung

Unwirtschaftliche
Heizkessel ge-
plant

Entbehrliche Kal-
teanlage geplant



341.

Unzureichende
Verbrauchserfas-
sung

342.

Unzureichendes
Energiecontrolling

zusétzliche Kalteanlagen und Raumlufttechnische Anlagen prob-
lemlos betrieben.

Der Rechnungshof hat empfohlen, auf die Kalteanlage fiir den
Serverraum zu verzichten, um unnétige Investitions- und Betriebs-
kosten zu vermeiden.

Energiecontrolling und Betriebsoptimierung

Der wirtschaftliche Betrieb von technischen Anlagen setzt eine
Transparenz und Auswertung der Energiestréme voraus, um durch
den Abgleich mit Verbrauchskennwerten Schwachstellen zu er-
kennen und geeignete MalRnahmen zur Abhilfe einzuleiten. In allen
untersuchten Pflegezentren sind aber verbrauchernahe Messzah-
ler nicht in ausreichender Zahl vorhanden. Beispielsweise wird der
Warmeverbrauch weder fiir Einzelgebaude noch fur Verbraucher-
gruppen wie Heizung, Raumlufttechnische Anlagen und Trink-
warmwasser gesondert erfasst. Auch fehlen Betriebsstundenzahler
fur die Raumlufttechnischen Anlagen, obwohl diese haufig erhebli-
che Leistungen haben.™

Der Rechnungshof hat deshalb empfohlen, den Einsatz von Mess-
einrichtungen zu verstarken.

p&w hat seit dem Jahr 2001 die verfiigbaren Verbrauchswerte flr
Strom, Warme und Wasser regelmafig monatlich pro Pflegezen-
trum erfasst und gesammelt, aber nicht systematisch analysiert.
Ein Kennzahlensystem mit einem Benchmarking" im Bereich der
Energieverbrduche und deren Kosten ist bei p&w nicht entwickelt
worden.

Gegeniber einer manuellen Verbrauchsdatenbereitstellung in Pa-
pierform lassen sich durch die Informationstechnik mit automati-
scher Datenferniibertragung und -speicherung erhebliche Effi-
zienzpotenziale mit geringerem Personalaufwand erschlie3en. Da-
zu sind wesentliche Zahler fernauslesbar auszurtsten und die vor-
handene Zentrale Leittechnik (vgl. auch Tz. 344) fiir eine automati-
sche Fernubertragung der Verbrauchsdaten zu erweitern.

Der Rechnungshof hat empfohlen, ein systematisches, zeitnahes
Energiecontrolling aufzubauen und dabei insbesondere

- ein Zahlerkonzept®™ zu erstellen und eine automatische Ver-
brauchsdatenubertragung einzurichten,

- den Pflegezentren jahrliche Verbrauchsbudgets zuzuteilen,
einen monatlichen Soll/Ist-Vergleich der Verbrauche durchzu-

' Der AMEV (Arbeitskreis Maschinen- und Elektrotechnik staatlicher und kommu-
naler Verwaltungen) empfiehlt in ,Messgerate fur Energie und Medien (2001)",
Betriebsstundenzahler ab 1000 m*h Gesamtvolumenstrom einzusetzen.

"' Bestwertanalyse

'2 mit der Anzahl der benétigten Zahler je Pflegezentrum
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344.

fuhren und regelmaRig an die Pflegezentren zurick zu mel-
den,

- jahrlich spezifische Verbrauchs- und Kostenkennzahlen zu
ermitteln und auszuwerten sowie

- regelmaRig Energieberichte zu erstellen.

Fir Pflegezentren liegen bisher keine flachenbezogenen Energie-
verbrauchskennwerte in Richtlinien und Fachveroéffentlichungen
vor. Der Rechnungshof hat deshalb einen Abgleich mit den
Verbrauchsrichtwerten®™ von annahernd vergleichbaren Gebauden,
hier Krankenhausern, vorgenommen. Dazu wurden diese Richt-
werte um die krankenhausspezifischen Verbrauchsanteile berei-
nigt. Zur Ermittlung des vorhandenen Einsparpotenzials aus
Verbrauchsreduzierungen wurden bei den untersuchten Pflege-
zentren Mittelwerte gebildet und diese mit den bereinigten Richt-
werten verglichen. Fir die 14 Pflegezentren hochgerechnet erga-
ben sich aus den Abweichungen Einsparpotenziale von mindes-
tens:

Jahrliche Einsparpotenziale

Kostenbereich Pflegezentren EUR

Warme 102.000
Strom Alle 14 95.000
Wasser /| Abwasser 57.000
Einsparpotenziale Energieverbrauch 2 254.000

Die Untersuchung der Ursachen der erhdhten Verbrduche ergab,
dass heutige Energie sparende Techniken wie Zeitschaltuhren,
elektronische Vorschaltgerate, Wassermengenbegrenzer kaum
vorhanden sind. Mit diesen technischen Nachriistungsmalnahmen
und dem Energiecontrolling kénnen erfahrungsgemalt die
ermittelten Potenziale - Uberwiegend mit geringen Investitionen
(auBerdem mit einer Kapitalriickflusszeit bis zu maximal finf
Jahren) - kurzfristig erschlossen werden.

Der Rechnungshof hat eine alle Pflegezentren berilicksichtigende
strategische Malnahmenplanung empfohlen, nach der die ver-
brauchssenkenden MafRnahmen durchgefihrt werden.

TurnusmaBige Betriebstiberwachungen der gebdudetechnischen
Anlagen hinsichtlich der Betriebszustande und damit einhergehen-
de systematische Betriebsoptimierungen finden haufig nicht statt.
Beispielsweise wurden fir die sechs Pflegezentren, die an der
Zentralen Leittechnik angeschlossen sind, Betriebsoptimierungen
nicht ausreichend vorgenommen, obwohl die vorhandenen Daten-
verlaufe (z.B. der Temperaturen oder Betriebszeiten) zur Grundla-

" vgl. VDI 3807 BI.1 - 3 ,Energieverbrauchskennwerte fur Gebaude®. Bei den Richt-
werten handelt es sich um real vorkommende, giinstige Werte. Sie sind bei
Durchfiihrung von Energieeinsparmal3nahmen anzustreben.
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Betriebsoptimie-
rungen umsetzen

345.

Energiebeauftrag-
te bestellen

346.

Einstellungen und
Einsatz von E-yax-
Anlagen verbes-
sern

ge verwendet werden kénnen. Ursache ist, dass das spezielle
Fachwissen Uber die Zentrale Leittechnik zur Optimierung der
Zeitprogrammierungen und Reglereinstellungen nur bei einem Mit-
arbeiter vorhanden ist.

Der Rechnungshof hat empfohlen, auch das durch Optimierungen
des Anlagenbetriebs mdgliche Einsparpotenzial vollstandig zu er-
schlieRen. Dazu sollten

- Betriebsiiberwachungen mit Checklisten in Zeitintervallen
durchgefihrt werden und

- die noch nicht an der vorhandenen Zentralen Leittechnik be-
findlichen Pflegezentren nachgeristet und angeschlossen
werden.

Er regt an, zur Bedienung der Zentralen Leittechnik mindestens ei-
nen weiteren Mitarbeiter einzuweisen und zur Motivation personli-
che finanzielle Anreize an den Einsparerfolgen zu priifen.

Darliber hinaus hat sich gezeigt, dass Energiebeauftragte™ zu
Verhaltensdnderungen im Umgang mit Energie vor Ort beitragen
kénnen. Sie informieren die Gebaudenutzer regelmalig Uber einen
rationellen Energieverbrauch (z.B. StoBliftung statt Kippllftung,
rechtzeitiges Abschalten der Beleuchtung bei Tageslicht, WC-
Wasserstopptaste nutzen). Durch ihren erfolgreichen Einsatz las-
sen sich erfahrungsgemaf bis zu 10 % der jahrlichen Energiekos-
ten einsparen.

Der Rechnungshof hat empfohlen, je Pflegezentrum einen ortli-
chen Energiebeauftragten zu benennen und regelmaRig zu schu-
len.

Optimierung der vertraglichen Méglichkeiten

Mit so genannten Elektro-Maximumbegrenzungsanlagen (E-yax-
Anlagen) werden in einigen Pflegezentren die abrechnungswirk-
samen Leistungsspitzen vermindert. Dazu werden im Bedarfsfall
geeignete Verbraucher® kurzfristig selbsttatig abgeschaltet. Derar-
tige Investitionen haben sich bei p&w bereits als wirtschaftlich er-
wiesen. Es besteht jedoch hinsichtlich der Einstellung der E-pax-
Anlagen und der einbezogenen Verbraucher ein nicht ausge-
schopftes Kosteneinsparpotenzial.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Daten dieser Anlagen be-
triebsbegleitend durch einen Spezialisten auswerten zu lassen und
die Einstellungen anzupassen. Darlber hinaus ist die Erweiterung
auf alle geeigneten Verbraucher und der Einsatz von E-y-
Anlagen fur alle Pflegezentren zu prufen.

" In Frankfurt/Main sind in allen Sffentlichen Gebauden Energiebeauftragte aus
dem Personalbestand heraus bestellt worden.

"> Dazu gehdren u.a. Konvektomaten, Kiihlaggregate, Liiftungsanlagen, elektrische
Kichengerate, Heizungspumpen.
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Bei durch Fernwarme versorgten Pflegezentren bemessen sich bis
zu 60 % der jahrlichen Warmekosten an der eingestellten Heiz-
wassermenge. Die Prifung, welche Wassermenge erforderlich ist,
obliegt dabei dem Kunden. Auf sein Verlangen erfolgt eine Was-
sermengenreduzierung.

Seit Beginn der Fernwarmeversorgung des Pflegezentrums Hol-
stenhof im Mai 1998 sind in den zwolf Ubergabestationen die ein-
gestellten Wassermengen nicht dberprift und an den Bedarf an-
gepasst worden. Nach Ermittlung des Rechnungshofs ware eine
Reduzierung von rd. 30 % der eingestellten Wassermengen mit ei-
ner Einsparung von jahrlich rd. 19.000 Euro mdéglich gewesen.

Der Rechnungshof hat die fehlende Reduzierung der eingestellten
Heizwassermengen beanstandet und halt ihre regelmaRige Uber-
prufung fir notwendig.

Bei den bestehenden Wartungsvertragen fir die technischen An-
lagen fehlt die Standardisierung der Wartungsintervalle. So werden
z.B. in den gepriften Pflegezentren einige Aufzugsanlagen monat-
lich, andere dagegen alle zwei Monate gewartet. Die BBV emp-
fiehlt bei Aufzugsanlagen generell ein Wartungsintervall von drei
Monaten.

Der Rechnungshof hat empfohlen, die Wartungsintervalle nach
den technischen Erfordernissen zu standardisieren. Im Fall der
Aufzugsanlagen sollte nach der Empfehlung der BBV ein Intervall
von drei Monaten festgelegt werden. Dadurch lassen sich jahrlich
allein in den flinf gepriiften Pflegezentren Kosteneinsparungen von
rd. 37.000 Euro realisieren.

Einspar-Contracting als Alternative

Als eine Lésung zur Betriebskostenentlastung ohne eigene Inves-
titionen ist auch Energiespar-Contracting zu erwagen. Dabei han-
delt es sich um eine vertraglich vereinbarte Dienstleistung: Der
Contractor (Auftragnehmer) plant im Gebaude des Eigentimers
(Auftraggeber) mit seinem Know-how MalRnahmen zur Energieein-
sparung. Der Auftragnehmer fihrt sie durch und finanziert sie. Er
tragt das unternehmerische Risiko daflr, dass die erreichten Be-
triebskosteneinsparungen seine Investition refinanzieren. An den
Einsparungen beteiligt er den Auftraggeber. Wahrend der Ver-
tragsdauer™ begleitet, kontrolliert und optimiert der Contractor die
Energieverbrauche in eigenem Interesse. Der Auftraggeber muss
somit nicht selbst investieren und nimmt trotzdem am Einsparerfolg
teil.

Nach Ende der Vertragslaufzeit kommen die Energieeinsparungen
ausschlieBlich dem Gebaudeeigentimer zugute und er kann die
verbesserten Anlagen weiterhin nutzen.

'® Ublicher Zeitraum rd. 10 Jahre, damit sich die Investitionen aus Betriebskosten-
einsparungen refinanzieren kénnen.
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Den Empfehlun-
gen des Rech-
nungshofs wird
gefolgt

Der Rechnungshof hat empfohlen, Energieeinspar-Contractingleis-
tungen zu prifen und ggf. auszuschreiben. So kénnte das Pflege-
zentrum Uhlenhorst durch ein solches Contracting beispielsweise
mit einer Zentralen Leittechnik ausgestattet werden.

Einsparpotenziale

Nach den Untersuchungen des Rechnungshofs lassen sich durch
Intensivierung des Energiemanagements und mit geringen Investi-
tionen in den Pflegezentren insgesamt Einsparungen von jahrlich
mindestens rd. 310.000 Euro (rd. 7 % der jahrlichen Energiekos-
ten) realisieren:

Jahrliche Einsparpotenziale

Kostenbereich Pflegezentren EUR
Energieverbrauch Alle 14 254.000
(vgl. Tz. 343)
Fernwarme Holstenhof 19.000
(vgl. Tz. 347)

F , Holstenhof,
AUfZUQSwartungen O?)Z?:ﬁgnalﬁaz,eghﬁanhorst, 37.000
(vgl. Tz. 348) Wandsbek-Marienthal
Einsparpotenziale insgesamt 2 310.000

Stellungnahme von p&w

p&w stimmt den vom Rechnungshof unterbreiteten Vorschlagen
uneingeschrankt zu und sieht ebenfalls die Notwendigkeit eines
verbesserten Energiemanagements. Die hierfur erforderlichen In-
vestitionen seien, in der Betrachtung absoluter Betrage, zweifellos
leistbar, sollten jedoch auch unter Berlcksichtigung der vorhande-
nen alteren Gebaudestruktur bewertet werden. Mit Blick auf die
heutigen Anforderungen des Pflegebetriebs seien diese nicht wirt-
schaftlich zu betreiben. Die Geschaftsfihrung verfolge daher das
Ziel, baldmdglichst ein umfassendes Neubau- und Modernisie-
rungskonzept umzusetzen.

p&w werde bisher bestehende Entwurfsplanungen im weiteren Pla-
nungsverfahren optimieren und MalRnahmen, die keinen Investiti-
onsbedarf fur abgangige Gebaude auslésen, unmittelbar einer
Umsetzung zufthren.

Mit dem Aufbau des Energiecontrollings und der Mehrjahrespla-
nung, die auch Energie sparende MalRnahmen bertiicksichtige, sei-
en bereits Empfehlungen des Rechnungshofs umgesetzt worden.
p&w hat zugesagt, dass nach einer ersten Kennzahlenbildung um-
gehend weitere Analysen der Mehrverbrauche vorgenommen wir-
den.
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Behorde fur Bau und
Verkehr / Senatsamt fur
Bezirksangelegenheiten /
Bezirksamter

Sondernutzungen
offentlicher Wege

Im Interesse einer einheitlichen Erlaubnis-
erteilung und Gebuihrenerhebung sollten den
Bezirksamtern fiir die Bearbeitung von Son-
dernutzungen Arbeitshilfen zur Verfiigung
gestellt werden.

Die Anteile fiir die mit Sondernutzungen be-
fassten Stellen wurden nicht nach einheit-
lichen Kriterien ermittelt.

Sondernutzungen

Jede Uber den Gemeingebrauch nach § 16 des Hamburgischen
Wegegesetzes (HWG) hinausgehende Nutzung der o6ffentlichen
Wege (Sondernutzung) bedarf der Erlaubnis der Wegeaufsichts-
behoérde (§§ 19, 22 und 25 HWG). Die Erlaubnisse sind gebuhren-
pflichtig; die Einnahmen der Bezirksdmter bei den Haushaltstiteln
1X30.111.04" und 1X30.111.11% betrugen im Haushaltsjahr 2001
zusammen mehr als 3,6 Mio Euro.

Die Behorde fir Bau und Verkehr (BBV) ist die fachlich zusténdige
Behorde fur das HWG und damit auch zustandig fur die Erarbei-
tung der gem. § 6 des Bezirksverwaltungsgesetzes vom Senat zu
erlassenden Globalrichtlinie. Das Senatsamt fir Bezirksange-
legenheiten (SfB) ist zustandig fur die fachbereichsibergreifende
(allgemeine) Steuerung der Bezirksdmter. Der Rechnungshof hat
bei mehreren Bezirksdmtern die Verfahren fir die Erteilung der Er-
laubnis und die Festsetzung der Gebuhren fiur Sondernutzungen
gepruft.

Aufgabenwahrnehmung

Alle gepriften Bezirksamter bearbeiten die Antrage auf Sondernut-
zungen zugig, engagiert und kundenorientiert. Die bendtigte Er-

' Verwaltungsgebiihren im Bereich Tiefoau
2 Benutzungsgebiihren Tiefbau
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Kein Austausch
von Arbeitshilfen

356.

357.

Fehlerhafte Ge-
biihrenbescheide

358.

Gebihrenerhe-
bung nicht zeitnah

359.

laubnis wird Uberwiegend noch am selben Tag erteilt oder es wird
umgehend Ricksprache mit den Antragstellern zur Aufklarung von
Zweifelsfragen gehalten. Unterschiede bestehen jedoch zwischen
den Bezirksamtern bei der Erteilung von Erlaubnissen und der
Festsetzung von Gebiihren.

Um fiur die Aufgabenwahrnehmung einheitliche Kriterien zu schaf-
fen, haben einige Bezirksdmter Arbeitshilfen fur die Erteilung von
Erlaubnissen z.B. in Form von Checklisten fir Warenauslagen,
StralRenfeste oder Aufgrabescheine entwickelt. Andere Arbeitshil-
fen vereinfachen die Geblhrenberechnung. Diese Arbeitshilfen
werden gegenwartig nicht bezirksiibergreifend ausgetauscht bzw.
inhaltlich aufeinander abgestimmt.

Die Gebuhrenordnung fur die Verwaltung und Benutzung der
offentlichen Wege, Griin- und Erholungsanlagen (GebQO) enthalt
u.a. Rahmengebihren fir zwolf Geblhrentatbestédnde. Die Be-
zirksamter Uben das Ermessen bei der Festsetzung von Rahmen-
gebuhren unterschiedlich aus. Einige setzen bei gewerblichen Nut-
zungen grundséatzlich die Héchstgebuhr fest, andere dagegen pri-
fen jeden Einzelfall eingehend (Ort der Sondernutzung, Dauer,
Flache und Art der Sondernutzung). Arbeitshilfen fir die Festset-
zung aus diesen Rahmengebihren hat der Rechnungshof bei den
Bezirksamtern nicht vorgefunden.

Die Priufung der Gebuhrenbescheide hat ergeben, dass viele
Bescheide den Anforderungen von § 16 Gebilhrengesetz (GebG)
nicht entsprechen, weil

- mangels ausreichender Kapazitat des Anschriftenfeldes im
Gebuhrenbescheid der Adressat (Gebuhrenpflichtige) vielfach
nicht genau bezeichnet werden konnte und es in der Folge zu
Schwierigkeiten bei der Einziehung der Einnahmen kam und

- die gebulhrenpflichtige Amtshandlung und die Rechtsgrund-
lage fir die Geblihrenerhebung in den Gebilihrenbescheiden
nicht genau bezeichnet wurden. Die Bezirksamter wiesen im
Bescheid nur auf Anlage 2 der GebO hin, die mehr als 90 Ge-
bihrentatbestande enthalt.

Nach § 22 Abs. 1 HWG dirfen o&ffentliche Wege nur mit Erlaubnis
der Wegeaufsichtsbehdrde verandert, insbesondere aufgegraben
werden. Fur die Erteilung dieser Erlaubnisse sind Verwaltungs-
gebihren zu entrichten, die die Bezirksamter aber nicht immer
zeitnah erheben. Der Rechnungshof hat Zeitrdume von weniger als
14 Tagen, aber auch in zwei Bezirksdmtern durchschnittliche Be-
arbeitungszeiten von 12 bzw. 21 Monaten festgestellt.

Weil bei der gegenwartigen Verfahrensweise nicht sichergestellt
ist, dass

- Sondernutzungen nach einheitlichen Kriterien erlaubt und
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361.

die Nutzer nach einheitlicher Anwendung der Rechtsvorschrif-
ten zur Zahlung von Gebihren herangezogen

werden, hat der Rechnungshof das SfB gebeten, in einzelnen Be-
zirksamtern schon vorhandene Arbeitshilfen bezirkstibergreifend
zur Verfiigung zu stellen. Dariber hinaus sollten SfB und BBV eine
Erweiterung des Fortbildungsangebots flir die Sachbearbeiterinnen
und Sachbearbeiter in den Bezirken prifen. Insbesondere fir
Rahmengebuhren sollte die BBV Handreichungen entwickeln und
zugleich die GebO auf Moglichkeiten prifen, Rahmengebuhren
abzubauen und durch feste Gebuhrensatze zu ersetzen. Weiterhin
hat der Rechnungshof das SfB gebeten, im Zusammenhang mit
der Umstellung der Gebuhrenfestsetzung auf das Programm SAP
R/3 einen Mustergeblihrenbescheid fur alle Bezirksdmter zu entwi-
ckeln, der den Anforderungen des § 16 GebG entspricht. Darliber
hinaus halt es der Rechnungshof fir unumganglich, dass die Be-
zirksamter die Verwaltungsgeblhr fir Aufgrabescheine kiinftig
zeitnah nach Erteilung der Erlaubnis erheben.

Die BBV, das SfB und die Bezirksdmter haben erklart, den Vor-
schldagen des Rechnungshofs folgen zu wollen. Die BBV hat darauf
hingewiesen, dass sie das Fortbildungsangebot auch im Hinblick
auf Rahmengebihren verbessern sowie die Thematik im Arbeits-
kreis Sondernutzungen behandeln werde.

Stellenanteile fur Sondernutzungen

In den Produktinformationen zum Haushaltsplan 2001 sind u.a. die
Anzahl der mit Sondernutzungsverfahren befassten Stellen als
Kennzahlen fur die Bezirksamter enthalten.

Die Stellenangaben zu den Produktinformationen im Haushaltsplan
umfassen einen gréReren Bereich® an Sondernutzungen als die
Stellenangaben der Bezirksamter aus Anlass der Uberpriifung der
GebO auf Kostendeckung. Dennoch ergab ein Vergleich beider
Angaben, dass fur das Haushaltsjahr 2000 die Stellenangaben der
Bezirksamter aus Anlass der Uberpriifung der GebO die Angaben
aus den Produktinformationen Uberstiegen. Hieraus ist zu schlie-
Ren, dass die Stellenanteile offensichtlich nicht nach einheitlichen
Kriterien ermittelt wurden.

Der Rechnungshof hat das SfB gebeten, die den Informations-
quellen zugrunde liegenden Basisdaten zu Uberprifen. Au3erdem
hat er angeregt, dass sich die Bezirksamter unter Federfliihrung
des SfB auf eine einheitliche Vorgehensweise bei der Ermittlung
der Stellenanteile verstandigen. Dadurch wird mehrfache Daten-
erhebung vermieden und der Verwaltungsaufwand verringert.

Das SfB hat erklart, dem Vorschlag des Rechnungshofs folgen zu
wollen.

% Zusatzlich sind in ihnen u.a. weitere Sondernutzungen wie unbefugt abgestellte
Fahrzeuge, die Genehmigung und Herstellung von Gehwegliberfahrten sowie die
Verfolgung unzulassiger Handlungen (Schuttablagerung usw.) enthalten.
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Erfassung praxis-
naher Leistungs-
daten vorsehen

Behorde fur Bau und
Verkehr / Behorde fur
Wirtschaft und Arbeit /

Hamburger Stadtent-

wasserung (AoOR)

Vergabe der Projektplanung
sowie delegierbarer
Bauherrenleistungen

Das Tiefbauamt sowie Strom- und Hafenbau
vergeben jahrlich fiir zusammen etwa
15 Mio Euro Architekten- und Ingenieurleis-
tungen an Externe. Die Wirtschaftlichkeit ei-
ner Vergabe gegeniiber der Eigenbearbeitung
wird - wie auch bei der Hamburger Stadtent-
wasserung - nicht gepriift.

Uberhohte Honorarzahlungen haben zu fi-
nanziellen Nachteilen Hamburgs gefihrt.

Im Zuge der vorgegebenen Reduzierung von Personalaufwendun-
gen' sind die Behorde fiir Bau und Verkehr (BBV) - Tiefbauamt -
sowie die Behdrde fur Wirtschaft und Arbeit (BWA) - Strom- und
Hafenbau - in den vergangenen Jahren verstarkt dazu Gbergegan-
gen, die Wahrnehmung projektabhangiger Architekten- und Inge-
nieurleistungen sowie delegierbarer Bauherrenaufgaben an exter-
ne Fachleute zu vergeben. Sie haben in den vergangenen Jahren
fur die Vergltung projektabhangiger Leistungen Honorare in einer
GroRenordnung von jahrlich zusammen etwa 15 Mio Euro gezahlt.

Leistungserfassung und -bewertung

Im Rahmen einer Untersuchung des Tiefbauamts der BBV hatte
der Senat die Entwicklung und Einfuhrung eines Leistungs- und
Personalbemessungssystems fir projektabhangige Ingenieurleis-
tungen auf der Grundlage von Uberlegungen eines externen Gut-
achters angekiindigt.? Damit sollte die Moglichkeit geschaffen wer-
den, anhand praxisnaher Leistungsdaten die Angemessenheit der
eigenen Personalausstattung regelmafig zu Uberprifen. In einer

! vgl. ,Stabilitdtskonzept 11 1988 - 1991“ und Birgerschaftsdrucksache 15/1883
vom 20.09.1994
2 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 15/1883 vom 20.09.1994
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weiteren Entwicklungsphase sollten Leistungsdaten fur Einzelpro-
jekte ermittelt und in konkreten Einzelféllen zu einer Steuerung der
Ressourcen sowohl des eigenen wie auch des externen Personals
zusammengefiihrt werden. Im Ubrigen sollte das Tiefbauamt den
Vergabeanteil der projektabhé@ngigen Ingenieurleistungen sowie
der delegierbaren Bauherrenleistungen weiter erhéhen, wenn dies
bei kurz- und mittelfristigen Kapazitdtsschwankungen im konkreten
Einzelfall zweckmaRiger und wirtschaftlicher als die Eigenbearbei-
tung sei und zu technisch gleichwertigen Ergebnissen fuhre. Es
sollte auch geprift werden, in welchem Umfang im Bereich der
normalen Kapazitatsauslastung die Vergabe bisher als nicht ver-
gabefahig angesehener Leistungen vertretbar erscheine.

Das Tiefbauamt hat zu diesem Zweck neben dem Personalbemes-
sungssystem auch eine Kosten- und Leistungsrechnung sowie ei-
ne Controllinginstanz eingefiihrt.

Durch die seit 1995 praktizierte verstarkte Vergabe sollte die zu
erbringende Personaleinsparung kompensiert werden. Erkenntnis-
se und Angaben daruber, ob, in welchem Umfang und in welchen
Aufgabenbereichen dies eingetreten ist, liegen bisher nicht vor.
Auch gibt es den im o.g. Gutachten vorausgesetzten Wirtschaft-
lichkeitsvergleich zwischen Eigenerstellung und Vergabe einer In-
genieurleistung im Vorfeld konkreter Personal- und Vergabeent-
scheidungen bisher weder generell noch im Einzelfall. Aufgrund
des von der Verwaltung zu leistenden Aufwands zur Betreuung der
.eingekauften® Ingenieurleistungen ist erkennbar, dass Fremdver-
gaben gegenuber der Eigenbearbeitung zu héheren, von Hamburg
zu finanzierenden MalRnahmekosten fiihren; dies Iasst einen Wirt-
schaftlichkeitsvergleich besonders dringlich erscheinen.

Aussagekraftige Ergebnisse und praktische Erfahrungen mit den
neu verfigbaren Steuerungselementen zur Optimierung des Per-
sonaleinsatzes und der Steuerung vorhandener Ressourcen nach
wirtschaftlichen Gesichtspunkten sind nach Einschatzung der Be-
horde erst in etwa zwei Jahren zu erwarten. Dann werden die Vor-
aussetzungen fir zweckmafige und wirtschaftliche Entscheidun-
gen zum Einsatz des eigenen Personals vorliegen.

Auch der Vergabepraxis bei Strom- und Hafenbau liegen in diesem
Sinne - vergleichbar dem Tiefbauamt - hinsichtlich einer Optimie-
rung des Ressourceneinsatzes keine exakt formulierten Zielvorga-
ben zugrunde. Die von allen hamburgischen Dienststellen im Zuge
der Konsolidierungsbeitrage zu erbringenden Personaleinsparun-
gen zwingen aber auch hier zu einer verstarkten Inanspruchnahme
externer Kapazitaten. Das geschieht zwar weitgehend analog zu
der im Tiefbauamt verfolgten Vorgehensweise, systematisch zuge-
ordnete Aufzeichnungen und Auswertungen der Aufwendungen er-
folgen aber nicht.

Bei der Hamburger Stadtentwdsserung - Anstalt o6ffentlichen

Rechts - (HSE) ist die Vergabe von Ingenieurleistungen durch
Dienstanweisung geregelt. Die Ingenieurausgaben werden im
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Datenbasis auf-
bauen

368.

369.

Fehler bei der
Honorarermittlung

Rahmen des Maflnahmencontrolling und der Qualitatskontrolle im
Hinblick auf Einhaltung des Kostenbudgets einer Gesamtmal3-
nahme Uberwacht, eine gezielte Aufzeichnung und Auswertung
des Vergabeumfangs bei der HSE insgesamt und des hierfir ein-
gesetzten Betreuungsaufwands erfolgen nicht. Insofern konnte
auch nicht auf Grundlagen und Daten zugegriffen werden, anhand
derer die Wirtschaftlichkeit des Vorgehens beurteilt und die Verga-
be an Externe gezielt gesteuert werden kénnte.

Der Rechnungshof hat die BBV, die BWA und die HSE aufgefor-
dert, schnellstmdglich die Datenbasis flir einen systematischen
Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen der Eigenerstellung und der
Vergabe von Ingenieurleistungen an Externe aufzubauen. Mit Hilfe
eines zielgerichteten Einsatzes der verfligbaren Leistungserfas-
sungs- und Controllinginstrumente sind zukinftig Kosten- und Leis-
tungsdaten zur Vorbereitung qualifizierter ,make-or-buy“-Entschei-
dungen im Einzelfall auszuwerten.

Die BBV will die Fragen einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu-
nachst auf der Fachebene weiter vertiefen.

Die BWA hat darauf hingewiesen, die Einsparungen im Personal-
sektor hatten in vielen Bereichen dazu gefiihrt, dass selbst die be-
darfsgerechte Wahrnehmung der Kernaufgaben nur durch Auf-
tragsvergaben an Ingenieurbiros gewahrleistet werden kdnne. In-
sofern entziehe sich die Fragestellung ,make-or-buy” in der prakti-
schen Umsetzung der Aufgaben- und Ressourcenplanung dem
konkreten Einfluss- und Gestaltungsbereich der Behdérden und
Fachdienststellen. Die bereits im Aufbau befindlichen Controlling-
systeme zur differenzierten Erfassung interner und externer Leis-
tungsarten wirden weiter entwickelt, um mittelfristig zu einer ver-
besserten Transparenz beizutragen und als Entscheidungshilfe po-
litischer Rahmenvorgaben zu dienen.

HSE hat zugesagt zu priifen, welche Grundlagen ermittelt und be-
reitgestellt werden kdnnen, um die Wirtschaftlichkeit der Vergabe-
praxis beurteilen und belegen zu kdnnen.

Vertragsgestaltung und Honorarermittlung

Der Rechnungshof hat in den beim Tiefbauamt und bei Strom- und
Hafenbau gepriften Ingenieurvertragen Fehler insbesondere bei
der Ermittlung zutreffender und angemessener Honorare festge-
stellt. Ursache dafiir waren u.a. bereits bei Vertragsabschluss feh-
lerhaft angewendete Honorargrundlagen:

- Honorarbegrenzende bzw. -mindernde Bestimmungen der
Honorarordnung fur Architekten und Ingenieure (HOAI) sowie
des verwaltungseigenen Regelwerks wurden bei der Honorar-
ermittlung unzureichend beachtet und zugleich

- honorarerhéhende Faktoren zu weitgehend berlcksichtigt.
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- Zwingende Formvorschriften wurden vernachlassigt, was zu
fehlerhaften Vereinbarungen und im Ergebnis zu unzuldssigen
Honorarsummen fihrte.

- Nicht den vertraglich vereinbarten Bedingungen entsprechen-
de Rechnungsbelege wurden von den Dienststellen im Zuge
der Honorarschlussrechnungen anerkannt.

- Grundséatze der HOAI sowie der sie ergénzenden verwal-
tungsinternen Vorschriften blieben unbeachtet.

In einer Reihe von gepriiften Einzelfallen hat das zu unberechtigt
hohen Honorarzahlungen und damit zu finanziellen Nachteilen
Hamburgs geflihrt. In Einzelfallen sind iberzahlte Honorarsummen
zurlckgefordert worden.

Die aufgezeigten Defizite kdnnen nur durch die strikte Einhaltung
der HOAI-Regelungen sowie der dazu vorgeschriebenen Verfah-
ren und Ablaufe abgebaut werden. Es ist im finanziellen Interesse
Hamburgs erforderlich, alle bestehenden Vertrags- und Vergi-
tungsregelungen differenziert und effektiv anzuwenden und ihre
Durchsetzung - ohne qualitative Einbulen bei den Arbeitsergeb-
nissen - gegenuber den Auftragnehmern konsequent zu verfolgen.
Eine in diesem Sinne wirksame und zielgerichtete Aufgabenwahr-
nehmung setzt neben den technisch-wirtschaftlichen Anforderun-
gen der ingenieurmafigen Bearbeitung eine sichere Handhabung
und Auslegung aller honorarrechtlichen Grundlagen voraus.

In diesem Sinne hat der Rechnungshof erneut darauf hingewie-
sen®, dass bei deutlicher Erhéhung des Vergabeanteils die erfor-
derliche qualitative Betreuung Externer nur erreicht und auf Dauer
gesichert werden kann, wenn dazu auch in der Verwaltung fach-
und sachkundiges Personal in ausreichendem Umfang zur Verfu-
gung steht. Es muss in der Lage sein, sowohl die technisch-
fachlichen Interessen als auch die unverzichtbaren Ansprliche des
Bauherrn exakt zu definieren und im Verlauf der MalRnahmenab-
wicklung gegenuber allen am Realisierungsprozess Beteiligten
nachhaltig zu vertreten. Die fir die effektive Wahrnehmung dieser
Aufgaben notwendigen Voraussetzungen - angepasst an den er-
forderlichen Vergabeumfang - sind durch geeignete MaRnahmen
(wie z.B. Mitarbeiterschulung und organisatorische Veranderun-
gen) zu schaffen und zu erhalten.

Die BBV und BWA haben angesichts der Vielschichtigkeit der
Materie Fehler eingerdumt. Sie werden - soweit vertraglich ge-
rechtfertigt und mdéglich - auch Rickforderungen Uberzahlter Hono-
rare veranlassen. Darlber hinaus werde, um die Qualitat der Ar-
beitsergebnisse weiter zu verbessern, durch gezielte Schulung und
Information laufend die Qualifizierung betroffener Mitarbeiter fort-
gesetzt.

Die Erérterungen sind noch nicht abgeschlossen.

% vgl. Jahresbericht 1991, Tz. 362, a)
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Behorde fur Wirtschaft
und Arbeit /
Realisierungsgesellschaft
Finkenwerder mbH

Erweiterung des
Flugzeugwerksgelandes
in Finkenwerder

Die Vorbereitung der Entscheidung des Se-
nats, durch Erweiterung des Flugzeugwerks-
gelandes Finkenwerder die Produktion des
Airbus A 380 in Hamburg zu ermdglichen,
entsprach den geltenden haushaltsrechtli-
chen Anforderungen. Fiir die Zukunft sollte
jedoch sichergestellt sein, dass die Erkennt-
nismoglichkeiten von Nutzen-Kosten-Unter-
suchungen ausgeschopft werden.

Baudurchfiihrung und Baukosten entspre-
chen bislang im Ergebnis den Planungen.

Durch Herrichtung und spatere Vermietung einer Erweiterungsfla-
che fir das bestehende Flugzeugwerk Finkenwerder schafft Ham-
burg die Voraussetzungen insbesondere fur die Produktion des
Airbus A 380." Die Erweiterungsflache wird derzeit durch Zuschit-
tung und Auffiillung eines Teils des Muhlenberger Lochs herge-
stellt. Fir die im August 2000 vom Senat und Ende des Jahres von
der Birgerschaft’ beschlossene Malinahme werden in der Blirger-
schaftsdrucksache 16/5991 vom 08.05.2001 Gesamtkosten in H6-
he von 665 Mio Euro genannt.

Der Rechnungshof hat sich mit der Entscheidungsvorbereitung fir
den Senat, Aspekten der Finanzierung des Gesamtprojekts®, der
Beachtung haushalts- und budgetrechtlicher Voraussetzungen so-
wie stichprobenartig mit der Planung und Durchfihrung der Teil-
verfullung des Muhlenberger Lochs befasst.

' Daneben soll der Standort zum Kompetenzzentrum fiir die Single-Aisle-Fertigung
(Flugzeuge mit einem Mittelgang) der Airbus-Reihe ausgebaut werden.

2 vgl. Burgerschaftsdrucksache 16/4734 vom 05.09.2000

® Dieses umfasst auch Folgeprojekte wie Hochwasserschutz und Startbahnverlan-
gerung sowie die naturschutzrechtlich erforderlichen AusgleichsmalRnahmen.
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Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

Zur Vorbereitung der Entscheidung des Senats war geman
§ 7 Abs. 2 Satz 2 LHO eine Nutzen-Kosten-Untersuchung anzu-
stellen. Nach den einschlagigen Verwaltungsvorschriften* ist dabei
eine Bewertung der monetar erfassbaren Kosten und Nutzen so-
wie eine verbale Beschreibung der nicht monetar bewertbaren Vor-
und Nachteile ausreichend. Diesem Malstab entsprechend haben
dem Senat Informationen zu den wesentlichen haushaltswirksa-
men Kosten der MaRnahme, zum voraussichtlichen Zuwachs an
Arbeitsplatzen und Wertschépfung sowie zu den steuerlichen
Auswirkungen der Malnahme und dem Imagegewinn fir die Stadt
vorgelegen. Damit geniigt die Entscheidungsgrundlage des Senats
den Anforderungen des § 7 Abs. 2 Satz 2 LHO in seiner Konkreti-
sierung durch die genannte Verwaltungsvorschrift.

Dennoch stellt sich die Frage, inwieweit die Erkenntnismdglichkei-
ten einer Nutzen-Kosten-Untersuchung besser hatten ausge-
schopft werden kénnen. Angesichts des Umstands, dass das Pro-
jekt der Erweiterung des Flugzeugwerksgelandes nicht nur be-
schlossen, sondern zwischenzeitlich weitgehend realisiert worden
ist, kommt dieser Frage Gewicht insbesondere fur kinftige Mal3-
nahmen der Stadt von erheblicher finanzieller Bedeutung zu. Diese
Frage stellt sich insbesondere auch deswegen, weil die Verwaltung
selbst weiter gehende Konkretisierungen und Instrumentarien in
einem ausfuhrlichen - wenn auch unverbindlichen - Leitfaden von
1990 niedergelegt hat.® Der Leitfaden unterscheidet verschiedene,
detailliert erlauterte Verfahrensstufen® der Untersuchung, ist offen
fur einzelfallorientierte Flexibilitdt und damit geeignet, Nutzen-
Kosten-Untersuchungen sachgerecht zu strukturieren, materiell
angemessen durchzufiihren und so Entscheidungen von erhebli-
cher Tragweite vorzubereiten. Daran gemessen hat die Verwaltung
nicht alle Moglichkeiten einer Nutzen-Kosten-Untersuchung ge-
nutzt.

Nach Auffassung der Behorde fur Wirtschaft und Arbeit eignet sich
hier der Leitfaden fir die Entscheidungsvorbereitung nicht. Er ent-
halte nicht den Rahmen und die Kriterien, nach denen uber ein
singulares Vorhaben wie das Airbus A 380-Projekt zu entscheiden
sei, das Uber die Stadt Hamburg und die Metropolregion hinausge-
hende europaische Bedeutung habe.

Der Rechnungshof halt demgegeniiber eine vertiefende Systema-
tisierung in der Entscheidungsvorbereitung gerade fir Malnahmen
von herausragender Bedeutung flr geboten. Hierfir ist der ham-
burgische Leitfaden als wichtige Orientierung auch erstellt worden.
Die dort empfohlene Vorgehensweise stellt sicher, dass Entschei-

* VNr.2.24zu§ 7 LHO

® Leitfaden Nutzen-Kosten-Untersuchungen, hrsg. 1990 vom Senatsamt fiir den
Verwaltungsdienst

1. Aufstellen des Zielkatalogs, 2. Ermittlung von Beschrankungen, 3. Auswahl der
zu untersuchenden MaRnahmen, 4. Messung der Zielerreichungsgrade, 5. Be-
wertung der Zielerreichungsgrade, 6. Auswahl der besten Alternative
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Darstellung des
spezifischen Nut-
zens fur Hamburg

dungstragern alle abwagungsrelevanten Informationen dargestellt
werden kénnen.

Diese Vorgehensweise zugrunde legend hat der Rechnungshof
problematisiert, dass

- die Darstellung des Wertschépfungseffekts auf die ,Metropol-
region“ konzentriert wurde,

- nicht alle Folgekosten berucksichtigt wurden,

- die Variante des Verzichts auf die Malnahme nicht ausdriick-
lich abgehandelt wurde,

- die monetar nicht quantifizierbaren Ziele Uber eine verbale
Beschreibung hinaus nicht bewertet wurden,

- die mit der MalRnahme verbundenen Ziele nicht hierarchisch
geordnet wurden,

- eine Nutzen-Kosten-Relation nicht ermittelt wurde.

Der Rechnungshof und die Behdrde haben hierzu im Einzelnen
folgende Auffassungen ausgetauscht:

Der Rechnungshof erachtet es nicht fur ausreichend, dass sich die
Verwaltung bei der Darstellung des Wertschépfungseffekts auf die
.Metropolregion® insgesamt konzentriert und keinen quantifizierten
Nutzen gesondert fiir Hamburg ausgewiesen hat.

Die Behdrde rdumt zwar ein, dass das der Ansiedlungsentschei-
dung zugrunde liegende Gutachten aus dem Jahr 2000 anders als
dessen Vorlaufer aus 1998° keine Unterscheidung zwischen den
Okonomischen Effekten in der Wirtschaftsregion Hamburg und je-
nen innerhalb der Stadtgrenzen vornehme. Die direkten Wert-
schopfungseffekte aus der A 380-Produktion im Werk Finkenwer-
der bezbgen sich aber ausschlie8lich auf Hamburg. Die Verteilung
der indirekten Effekte (Vorleistungen der Zulieferer) kénne bei zu-
nehmender innerer Verflechtung der Region solide nicht berechnet
werden. Auch die induzierten Einkommenseffekte seien vor dem
Hintergrund von Pendlerverflechtung und Einkaufstourismus gera-
de im sldlichen Teil Hamburgs und im stdlichen Umland schwer
abgrenzbar.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass Hamburg die auf die
offentliche Hand entfallenden Kosten der Werkserweiterung allein
tragt. Deshalb ware es vorzuziehen gewesen, der Entscheidung
auch den speziell fir Hamburg zu erzielenden Wertschépfungsef-
fekt zugrunde zu legen, auch wenn hierbei von auf Erfahrungswer-
ten basierenden Prognosen auszugehen gewesen ware. Entspre-

7 A 3XX und Single-Aisle-Zentrum - Regionalwirtschaftliche Effekte fiir die Metro-
polregion Hamburg“ vom Oktober 2000 (die mafRgeblichen Erkenntnisse lagen
als ,Management Summary“ zum Zeitpunkt der Senatsbefassung vor). Dieses
zweite Gutachten diente infolge veranderter Rahmenbedingungen nach der Pro-
duktionsentscheidung (vgl. FuBnote 9) der Aktualisierung des ersten.

8 Airbus A 3XX-Endlinienfertigung - Regionalwirtschaftliche Effekte fiir die Metro-
polregion Hamburg“ vom 26.08.1998
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chende Parameter waren im mal3geblichen Gutachten nicht mehr
enthalten, obwohl sie im ersten noch bertcksichtigt worden sind.

Hinsichtlich der Folgekosten hatte auf der Kostenseite der Mal3-
nahme mehr Transparenz hergestellt werden kénnen.

Die Behorde weist darauf hin, dass sie die jahrlichen Folgekosten
in Héhe von 0,2 Mio Euro p.a. fir Betrieb und Unterhaltung der
neuen Gebaude und Anlagen sowie fur ein zehnjdhriges Monito-
ring in Hohe von ebenfalls rd. 0,2 Mio Euro genannt habe.

Eine vollstandige Betrachtung hatte nach Auffassung des Rech-
nungshofs weitere Kosten, z.B. fir Verkehrswege, ErschlieBungs-
malnahmen fir Wohnen und Gewerbe, Qualifizierung der Fachar-
beitskrafte und zur Férderung des Luftfahrtstandorts Hamburg,
eingeschlossen.

Alternativ hatten die anzunehmenden wirtschaftlichen Auswirkun-
gen eines Verzichts auf die Malnahme fir Hamburg transparenter
dargelegt werden kénnen.

Die Behorde betont, dies sei 1998 bereits erfolgt; nach der posi-
tiven Entscheidung des Unternehmens zugunsten des Standortes
Hamburg im Jahr 2000 hatte ein Risikoszenario keinen zusatzli-
chen Erkenntniswert gehabt.

Der Rechnungshof weist demgegeniber darauf hin, dass die
Darstellung eines Verzichts auch im Jahre 2000 sinnvoll gewesen
ware, um das zu diesem Zeitpunkt vorliegende ,modifizierte Ange-
bot* qualifiziert zu bewerten und die endgltige, mit entsprechen-
der Mitteleinwerbung verbundene Entscheidung zu treffen.

Die monetar nicht quantifizierbaren Ziele hat die Verwaltung nicht
mit Hilfe einer Nutzwertanalyse bewertet, sondern nur argumenta-
tiv beschrieben.

Die Behorde ist der Auffassung, dass eine Nutzwertanalyse auf der
Grundlage zu vergebender Nutzenpunkte einem nicht bewertbaren
Ermessensspielraum und damit einer gewissen Willkir unterliege.

Der Rechnungshof halt dem entgegen, dass es sich bei der
Bewertung von Kriterien im Rahmen einer Nutzwertanalyse - un-
beschadet der auch vom Leitfaden genannten Grenzen - um eine
wirtschaftswissenschaftlich und vom Leitfaden selbst anerkannte
Methode handelt. Nicht monetar bewertbare Faktoren werden da-
bei zwar mit Nutzenpunkten bewertet, in die subjektive Werturteile
eingehen konnen; das dieser Punktbewertung zugrunde liegende
Wertesystem wird jedoch offen gelegt. Mit der Darstellung der Ge-

° Urspriinglich hatte sich Hamburg fur die vollstandige Endlinienfertigung des
A 380 beworben. Nach der im Jahre 2000 modifizierten Produktionsaufteilung
wurde die Endlinienfertigung auf Hamburg und einen weiteren Standort aufgeteilt.
Das Hamburg hierdurch entgehende Produktionsvolumen wurde durch die Auf-
wertung des Standorts zum Kompetenzzentrum fir die Single-Aisle-Fertigung
kompensiert.
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wichtung dieser Faktoren in einer Nutzwertanalyse wird das Er-
gebnis fur den Entscheider transparenter.

Die mit der MalRnahme verbundenen Ziele hatten hierarchisch
geordnet werden kénnen.

Die Behorde hebt die Schaffung von Arbeitsplatzen, die Erhéhung
der Wirtschaftskraft und strukturpolitische Impulse fur den Wirt-
schaftsstandort als die mit dem Projekt verfolgten Ziele hervor.
Wirtschaftspolitische und volkswirtschaftliche ZielgroRen sowie fis-
kalischer Nutzen seien quantifiziert worden, so dass ein hierar-
chisch gegliederter Zielkatalog vorliege.

Der Rechnungshof verweist darauf, dass damit lediglich Zielset-
zungen genannt werden, deren Rangfolge und Abhangigkeiten un-
tereinander so nicht erkennbar sind. Deren Hierarchisierung fordert
nicht nur eine rationale Entscheidungsfindung, sondern insbeson-
dere auch die spatere Uberpriifung im Rahmen einer Erfolgskon-
trolle.

Die Nutzen-Kosten-Relation des Vorhabens ist nicht ermittelt wor-
den, so dass die abschlielende Bewertung nicht auf der systema-
tischen Basis erfolgen konnte, die moglich gewesen ware.

Die in den Gutachten (vgl. Tz. 376) vorgenommenen ausfuhrlichen
Bewertungen sieht die Behdrde als ausreichend an. Nach ihrem
Verstandnis kann eine Gegenlberstellung der abgezinsten Nutzen
und Kosten auch der 6konomischen Bedeutung des Projekts nicht
gerecht werden.

Aus der Sicht des Rechnungshofs hat allerdings die Ermittlung und
Darstellung der Nutzen-Kosten-Relation gerade bei einem Projekt
dieser Bedeutung den Vorteil, dass der Entscheidungstrager er-
kennen kann, ob, unter welchen Voraussetzungen und wie weit der
Nutzen die Kosten Ubersteigt.

Die Behdrde vertritt bei einer abschlieRenden Bewertung ihres
Vorgehens den Standpunkt, sie habe fiir ein Vorhaben dieser Gro-
Renordnung und fachlichen Komplexitat in kirzester Zeit und um-
fassend die erforderlichen Entscheidungsgrundlagen erstellt. Unter
den vorgegebenen zeitlichen Rahmenbedingungen sei die best-
maogliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgefiihrt worden.

Nach Ansicht des Rechnungshofs hatten dem Senat weiter gehen-
de Erkenntnisse vorgelegt werden kdnnen, um eine Entscheidung
auf bestmdglicher Grundlage zu ermdglichen, wie sie bei einem
Projekt dieser Komplexitat und finanziellen GréRenordnung ange-
zeigt und bei Anwendung des Leitfadens der Verwaltung machbar
gewesen ware. Zu berlcksichtigen sind allerdings auch die
schwierigen Rahmenbedingungen des Projekts wie Zeit- und Kon-
kurrenzdruck, das besondere Interesse der Offentlichkeit, zu be-
achtende EU-Regelungen und internationale Abkommen sowie die
Anforderungen an Vertraulichkeit.
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Uber den hier gepriften Einzelfall hinaus (vgl. Tzn. 374 bis 382)
vermag es allgemein nicht zu befriedigen, wenn einerseits Nutzen-
Kosten-Untersuchungen grundsatzlich verbindlich vorgeschrieben
sind, andererseits deren konkrete Durchfiihrung auf der Basis von
Mindeststandards ausreichen kann und dadurch der Erkenntnis-
wert dieses Instruments nicht ausgeschdpft wird.

Der Rechnungshof empfiehlt deshalb eine Uberpriifung, inwieweit
fur die Zukunft sichergestellt werden kann, dass die Chancen von
Nutzen-Kosten-Untersuchungen so wirksam wie madglich ausge-
schopft werden, ohne der Verwaltung im Einzelfall sachlich gebo-
tene Freirdume bei der Ausgestaltung des Verfahrens zu nehmen.
In Betracht kdme z.B., in der VV zu § 7 LHO die Anwendung des
Leitfadens der Verwaltung von 1990 als Sollvorschrift vorzusehen
und der Verwaltung damit aufzugeben, bei im Einzelfall fir not-
wendig erachteten Abweichungen gleichwertige andere Untersu-
chungsmethoden zu priifen und das Vorgehen zu begriinden.

Die Finanzbehérde halt den Leitfaden fir eine gut geeignete
Grundlage, um aussagekraftige Nutzen-Kosten-Untersuchungen
fir Mallnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung durchzu-
fuhren. Deshalb gehe sie davon aus, dass der Leitfaden in der
Praxis genutzt werde. Anlasslich der bevorstehenden Erganzung
der VV zu § 7 LHO will sie aber priifen, ob und inwieweit sicherge-
stellt werden misse, dass die Vorgaben fir Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen auch tatséachlich Beachtung finden.

Finanzierung der MaBnahme

Nach Darstellung in den malfgeblichen Drucksachen®™ werden fir
die MaRknahme bis 2005 (Ende der Baumaflnahmen) rd.
665 Mio Euro bendtigt. Bei Einbeziehung aller mit der MalRnahme
unmittelbar in Zusammenhang stehenden Kosten" betragt die Ge-
samtbelastung fur den Haushalt bis zum Ende der damaligen Fi-
nanzplanung 2000-2005 jedoch rd. 751 Mio Euro. Ins Gewicht fal-
len dabei insbesondere 71,5 Mio Euro Zinsen fir die aulerhalb
des Haushalts aufgenommenen Darlehen der stadtischen Projek-
tierungsgesellschaft Finkenwerder mbH & Co. KG (ProFi), die mit
der Umsetzung des Gesamtprojekts beauftragt ist. Dieser Kapital-
dienst wird durch die Dividenden aus einer Beteiligung Hamburgs
an einem Unternehmen der Luftfahrtindustrie finanziert.” Die Hohe
dieser Dividendeneinnahmen ist angesichts der wirtschaftlichen
Entwicklung nicht sicher. In diesem Zusammenhang sind deshalb
zusatzliche Finanzierungsbedarfe aus dem Haushalt mdglich, al-
lerdings bestehen auch Chancen auf Entlastungen.

"% vgl. Blrgerschaftsdrucksachen 16/4734 vom 05.09.2000 und 16/5991 vom
08.05.2001

" Nicht eingerechnet sind hierbei weitere Kosten im Zusammenhang mit den erfor-
derlichen infrastrukturellen MaRnahmen infolge der Werkserweiterung (z.B.
ErschlieRungs-, Verkehrs- und Qualifizierungsmallnahmen).

"2 Die ProFi nimmt auerhalb des Haushalts einen GroBteil der fiir die MaRnahme
bendtigten Darlehen auf. Diese sollen spéater durch VerauRRerung dieser Anteile
abgeldst werden.
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386.

Nach Ansicht der Behdrde fur Wirtschaft und Arbeit ist es system-
widrig, die Refinanzierung des Investitionshaushalts in der Projekt-
kostendarstellung zu berlcksichtigen und die Zwischenfinanzie-
rung als zusatzliche Haushaltsbelastung zu definieren. Hierzu
komme es nur, falls die Deckung der Finanzierungskosten aus den
Dividenden nicht ausreiche.

Der Rechnungshof hélt es bei einer sachgerechten und vollstandi-
gen Abwagung von Nutzen und Kosten eines Vorhabens fir unab-
dingbar, alle ursachlich mit der Malinahme verbundenen Belastun-
gen fUr die Stadt (also auch die Zinsen infolge der kreditaren Fi-
nanzierung zum einen der Kapitaleinlage der ProFi und zum ande-
ren der HochwasserschutzmalRhahmen) bzw. entgangenen Haus-
haltseinnahmen (Weiterleitung der Dividende zur Finanzierung des
Kapitaldienstes aus der Zwischenfinanzierung der ProFi) darzustel-
len.

Beteiligung der Biirgerschaft

Nach seiner abschlielenden Entscheidung liber das Gesamtpro-
jekt informierte der Senat die Birgerschaft Uber dessen voraus-
sichtliche Kosten sowie seinen zu erwartenden Nutzen und bean-
tragte die Bewilligung der voraussichtlich benétigten Haushaltsmit-
tel.” Die Biirgerschaft folgte am 11.10.2000 sowie - hinsichtlich der
Auswirkungen auf den Haushaltsplan 2001 - am 13.12.2000 dem
Antrag des Senats. Im Mai 2001 bewilligte die Biirgerschaft eine
Verpflichtungserméchtigung nach, deren Notwendigkeit der Senat
im Wesentlichen mit der Konkretisierung von bereits in der Aus-
gangsdrucksache genannten Risiken begriindete.™

Uber die den Mittelbewilligungen zugrunde liegenden Drucksachen
hinaus ist die Blrgerschaft vom Senat u.a. im Rahmen Kleiner und
Grolker Anfragen®™ sowie in Beratungen von parlamentarischen
Ausschussen uber das Projekt informiert worden. Die Ergebnisse
eines der von der Verwaltung eingeholten Gutachtens zu den regi-
onalwirtschaftlichen Effekten des Projekts hat der Senat der Bir-
gerschaft in der Ausgangsdrucksache™ zusammengefasst darge-
stellt. Die darin genannten ,signifikanten fiskalischen Effekte fir
Hamburg ... aus hoéheren Einnahmen in der Lohn- und Ein-
kommensteuer ... sowie den nicht quantifizierbaren Mehreinnah-
men aus Unternehmenssteuern wurden auf Nachfrage im Haus-
haltsausschuss vom Senat nicht prazisiert. Die Senatsvertreter
nannten nicht die ihnen vorliegende quantifizierte Einschatzung
von Hamburg verbleibenden Mehreinnahmen aus der Lohn- und

'3 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/4734 vom 5.9.2000

" vgl. Biirgerschaftsdrucksache 16/5991 vom 8.5.2001

5 vgl. Birgerschaftsdrucksachen 16/1371 vom 18.09.98, 16/1935 vom 05.01.1999,
16/3112 vom 12.10.1999, 16/4184 vom 05.05.2000, 15/8021 vom 16.09.1997
und 16/635 vom 05.05.1998
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Einkommensteuer von 1,3 Mio Euro™, sondern verwiesen darauf,
dass eine genaue Kalkulation der Steuermehreinnahmen nicht
verantwortbar sei und zu einer Scheingenauigkeit fuhre. Damit ist
zu diesem Teilaspekt nicht das mogliche Mall an Transparenz
hergestellt worden.

Insgesamt hat der Senat gegenuber der Blrgerschaft aber die ihm
vorliegenden Informationen zu den wirtschaftspolitischen, volks-
wirtschaftlichen, fiskalischen und strukturpolitischen Zielgrofien
mitgeteilt und die Blirgerschaft damit ausreichend beteiligt.

Teilverfiillung Miihlenberger Loch

Zentraler Bestandteil der Erweiterung des Flugzeugwerksgelandes
ist die Einpolderung und Zuschittung eines rd. 157 ha umfassen-
den Teils des Mihlenberger Lochs und dessen Herrichtung als be-
baubare Flache durch MalRnahmen zur Bodenkonsolidierung. Hier-
far wird mit rd. 370 Mio Euro Uber die Halfte der Kosten des Ge-
samtprojekts gebunden. Die Vorbereitung des Gesamtprojekts lag
bis zum Abschluss des ersten Ausschreibungsverfahrens bei der
Behorde fir Wirtschaft und Arbeit - Strom- und Hafenbau -, danach
zusammen mit der Durchflhrung bei der eigens dafur gegriindeten
stadtischen Realisierungsgesellschaft Finkenwerder mbH (ReGe)
als Auftragnehmerin der ProFi.

Ausgehend von den veranschlagten Ausgaben" hat die ReGe die
Baukosten in eine eigene Kostenstruktur Gbertragen. Im Verlauf
der Baudurchfilhrung musste die ReGe zwischen den Positionen
des Budgets fir die Baukosten erhebliche Verschiebungen vor-
nehmen. Dies erklart sich im Wesentlichen aus dem im Laufe des
Baufortschritts zunehmenden Genauigkeitsgrad der Kostenermitt-
lung, macht aber zugleich deutlich, dass die Einhaltung der ur-
springlich veranschlagten Gesamtkosten mit Risiken behaftet war
und - soweit Auftrdge noch nicht vergeben sind - weiterhin bleibt.
Die ReGe fuhrt fir die Gesamtheit aller MalRnahmen eine Kos-
tenstandsubersicht, die laufend fortgeschrieben wird. Nach deren
Stand vom 30.09.2002 geht die ReGe davon aus, den Kostenrah-
men einhalten zu kénnen. Diese Einschatzung hat der Senat in
seinem jlingsten Bericht an die Birgerschaft vom 26.11.2002"
bestatigt. Ob dies tatsachlich erreicht werden kann oder sogar
Minderkosten entstehen, Iasst sich erst nach weitgehend vollstan-
diger Auftragsvergabe feststellen. Jedenfalls entsprechen Bau-
durchfiihrung und Baukosten bislang im Ergebnis den Planungen.

Das Hochstmaly fir eintretende Setzungen der Bodenauffiillung
wird von der ReGe mit max. 30 cm in funf Jahren vorgesehen.
Dass sich das Setzungsverhalten tatsachlich wie vorausberechnet

'® Die Behorde fiir Wirtschaft und Arbeit geht von voraussichtlichen Gesamtein-
nahmen aus Lohn- und Einkommensteuer zuzuglich Umsatz- und Unterneh-
menssteuern - vor Steuerzerlegung und Landerfinanzausgleich - in Hohe von
13,8 Mio Euro aus.

"7 vgl. die in FuRnote 10 genannten Drucksachen

'8 vgl. Biirgerschaftsdrucksache 17/1778 vom 26.11.2002
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391.

Aufgabenbestim-
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einstellen durfte, wird durch spezielle Messprogramme der ReGe
bisher bestatigt. Die ReGe hat auch plausibel dargestellt, dass sie
mit der Wahl der Bauverfahren alle geeigneten Schritte unternom-
men hat, um Setzungsprobleme auszuschlieen. Ein abschlielen-
des Urteil Uber die Setzungsrisiken war zurzeit der Priifung aber
nicht maglich.

Auch wenn die Behoérde fiur Wirtschaft und Arbeit das Restrisiko
unvorhergesehener aullergewdhnlicher Setzungen als sehr gering
einschatzt, hat der Rechnungshof empfohlen, in dem Flachenmiet-
vertrag mit dem Investor die Verteilung baulicher Restrisiken ins-
besondere im Hinblick auf Folgeschaden abschliefsend zu regeln.

Die Erorterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Behorde fur Umwelt
und Gesundheit

Geologisches Landesamt

Die sinkende Nachfrage nach Leistungen des
Geologischen Landesamtes erfordert eine
Neubestimmung seiner Aufgaben und die
Anpassung seiner Organisation. Dabei muss
auch entschieden werden, ob Hamburg die
Aufgabe auf Dauer selbst wahrnehmen muss.

Das Geologische Landesamt (GLA) ist eine wissenschaftlich unab-
hangige Informations-, Beratungs- und Untersuchungsstelle der
hamburgischen Verwaltung. Seit dem 01.01.1990 gehdrt das GLA
als Fachamt zum Amt fir Umweltschutz der jetzigen Behdrde flr
Umwelt und Gesundheit (BUG).

Der Senat hat 1991 die Aufgaben des GLA bestimmt." Im We-
sentlichen sind dies die

geowissenschaftliche Information und Beratung der Behoérden
und Amter der Stadt sowie die Bearbeitung geowissenschaft-
licher Fragestellungen, insbesondere bei Boden- und Grund-
wasserschutz, Altlastensanierung, Bodendenkmal-, Natur-
und Landschaftsschutz, Landschafts- und Landesplanung,
Hoch- und Tiefbau sowie bei Aufgaben des Strom- und Ha-
fenbaus,

' Senatsanordnung vom 29.01.1991. Das Gesetz Uber die Durchforschung des
Reichsgebiets nach nutzbaren Lagerstatten vom 04.12.1934 in der inhaltlich glei-
chen Neufassung des BGB vom 02.03.1974 (BGBI. | S. 469) sowie seine Ausfuh-
rungsverordnung vom 14.12.1934 regeln nur das Verhaltnis zwischen geologi-
schen Anstalten und Privaten.
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- geowissenschaftliche Landesaufnahme einschliellich der er-
forderlichen Untersuchungen,

- Zweckforschung (Durchfiihrung vertiefender geowissenschaft-
licher Untersuchungen auch unabhangig von konkreten Vor-
haben).

Das GLA darf auch fur auRerhamburgische Behérden, andere Stel-
len und Privatpersonen tatig werden.

Dem GLA standen 2002 insgesamt 19,5 besetzte Stellen® sowie
zwei anderweitig finanzierte Mitarbeiter zur Verfiigung.

Der Haushaltsplan 2002 nennt flir das GLA Einnahmen in Hohe
von 49.000 Euro und Ausgaben in H6he von 1.289.000 Euro.

Entwicklung der Aufgaben

Seit einigen Jahren werden die Leistungen des GLA vermindert
nachgefragt. Insbesondere

- wird bei der Genehmigung von Entwasserungsanlagen vom
Antragsteller keine schriftliche Stellungnahme des GLA mehr
verlangt,

- ist die Behorde fur Wirtschaft und Arbeit - Strom- und Ha-
fenbau - verstarkt zur Nutzung externer Biiros ibergegangen,

- wurde mit der Hamburger Stadtentwasserung (Anstalt offentli-
chen Rechts) anstelle der friiheren Einzelanfragen ein re-
gelmaRiger elektronischer Datenaustausch vereinbart,

- erreichen das GLA weniger Auftrage aufgrund zunehmender
privater Konkurrenz und Kompetenz, denn bei privaten Inge-
nieurblros ist in den letzten Jahren eigenes geologisches
Know-how aufgebaut worden,?

- bestatigen auch die im Gebihrenbuch des GLA erfassten
Entgelte den Rlckgang der Leistungen nach Menge und Ein-
nahmen.*

Mit der Abnahme der Aufgaben des GLA ist auch die Inanspruch-
nahme seiner beiden Labore, die Sachkosten von rd. 150.000 Euro
im Jahr verursachten, deutlich zurickgegangen. Das chemische
Labor wurde seit 1996 nicht mehr in gréRerem Umfang, seit 1999
kaum noch genutzt und 2002 aufgegeben. Aber auch die Inan-
spruchnahme des bodenmechanischen Labors ist deutlich zurlick-

2 gine davon mit kw-Vermerk; dazu kommen zwei unbesetzte Stellen

® So beschéftigen von den rd. 24 einschlagig fachlich geeigneten Biiros aus Nord-
deutschland 19 inzwischen Geologen; zum Teil haben die Biros bereits eigene
Bohrarchive aufgebaut.

* So wurde 2001 lediglich ein Drittel der Stellungnahmen und Gutachten des Jah-
res 1997 abgegeben.

159

Leistungen wer-
den vermindert
nachgefragt

Weniger Bohrpro-
ben und Laborun-
tersuchungen



395.

Ausreichender
Kenntnisstand
Uber geologische
Verhaltnisse in
Hamburg

396.

Einstweilen noch
Anforderungen
durch Altlastensa-
nierung

397.

Unzureichende
Reaktion auf ver-
anderte Rahmen-
bedingungen

398.

399.

Aufgabenbe-
schréankung auf
unverzichtbares
Malf3

gegangen: die Zahl der eingegangenen Bohrproben und der Un-
tersuchungen ist von 1999 bis 2001 etwa um die Halfte gesunken.®

Dariiber hinaus sind in Hamburg die bebauten Gebiete mit Boh-
rungen uberzogen, so dass in der Regel ausreichendes Datenma-
terial vorliegen dirfte. Soweit die Behérde dem ihre Einschatzung
entgegenhalt, selbst in dichter abgebohrten Gebieten noch nicht
flachendeckend Uber ausreichende Daten zu verfligen, weist der
Rechnungshof darauf hin, dass beispielsweise in Berlin wesentlich
weniger Bohrergebnisse zentral erfasst sind als in Hamburg.®

Zurzeit bestehen noch Anforderungen an das GLA durch die
laufende Altlastensanierung. Der Zugriff auf die Daten des GLA
und seine Grundwassermodellrechnungen haben nach Angaben
der BUG in der Vergangenheit Investitionskosten in erheblichem
Umfang eingespart. Die Mitwirkung des GLA bei der Altlasten-
sanierung bindet jedoch nur einen Bruchteil seiner Kapazitat.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Veradnderungen bei den
Aufgaben zwar nicht alle Arbeitsfelder des GLA gleichermalen
betreffen, die Behdrde jedoch auf deren Ausmall und Bedeutung
bislang nicht ausreichend reagiert hat. Insbesondere hat sie eine
zukunftsorientierte Neubestimmung weiterhin wahrzunehmender
Aufgaben nach Art und Umfang nicht geleistet. Das chemische La-
bor hat sie zu spat geschlossen, das verbliebene Labor stellt sie
bisher nicht in Frage.

Erfordernis einer aufgabenkritischen Untersuchung

Die sinkende Inanspruchnahme des GLA, das Mal bereits vor-
liegender geologischer Daten und das wachsende Angebot Priva-
ter erfordern unverziiglich eine grundlegende Neubestimmung der
vom GLA kiinftig wahrzunehmenden Aufgaben und ihres Umfangs.
Dabei ist nicht nur zu entscheiden, welche geowissenschaftlichen
Aufgaben uberhaupt noch wahrgenommen werden muissen, son-
dern auch, inwieweit verbleibende Aufgaben weiterhin die Verwal-
tung selbst erledigen muss oder inwieweit dies - auch fir Zwecke
der Verwaltung selbst - private Unternehmen leisten kdénnen.
Grundlage hierflir muss eine objektive Analyse unter Berlicksichti-
gung sowohl der Entwicklungsmdglichkeiten privater Unternehmen
als auch der langerfristigen Wirtschaftlichkeit von Eigenerstellung
oder Fremdvergabe sein.

Der Rechnungshof hat die Behorde daher aufgefordert, eine
entsprechende Analyse vorzunehmen und die kiinftig vom GLA
wahrzunehmenden Aufgaben an dem fur das Verwaltungshandeln
unverzichtbaren Mall zu orientieren. Dabei hat er die Behoérde
auch darauf hingewiesen, dass mit der notwendigen Aufgabenbe-

° Bohrproben von 990 (1999) auf 506 (2001), geotechnische Laboruntersuchungen
von 3.328 (1999) auf 1.555 (2001)

vgl. Produktinformation im Haushaltsplan 2001 der Freien und Hansestadt Ham-
burg, Einzelplan 8.2, Produktbereich 02, Produktgruppe 05

6
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stimmung zugleich eine Neuberechnung des Personalbedarfs er-
forderlich ist.

Gegenstand der aufgabenkritischen Untersuchung sollte auch die
Frage sein, ob der Umfang weiterhin notwendig durch die Verwal-
tung wahrzunehmender Aufgaben auf Dauer ein eigenes GLA in
Hamburg erfordert. So hat z.B. Bremen durch Verwaltungsab-
kommen dem Niedersachsischen Landesamt fir Bodenforschung
in Hannover (NLfB) schon 1950 ,die Durchforschung des Gebietes
der Freien Hansestadt Bremen nach geowissenschaftlichen und
ahnlichen Methoden® gegen Kostenerstattung Ubertragen. Zu die-
sem Zweck unterhalt das NLfB in Bremen eine mit drei Mitarbeitern
besetzte AulRenstelle, deren Aufgaben mit den bisherigen des GLA
Hamburg vergleichbar sind. Die gesammelten geowissenschaft-
lichen Informationen des Landes Bremen werden im Archiv der
AuRenstelle niedergelegt und stehen fiir Auskiinfte und Auswer-
tungen zur Verfliigung. In Hannover werden Uber die verwaltungs-
technische Betreuung der Dienststelle hinaus keine Aufgaben fir
Bremen wahrgenommen.

Bei einer Ubertragung des Bremer Modells auf Hamburg kénnten
- ohne Berlcksichtigung von Sonderaufgaben wie der derzeitigen
Zuarbeit zur Altlastensanierung - flr die Aufgabenwahrnehmung in
Hamburg sechs bis sieben Mitarbeiter ausreichen, wie ein Ver-
gleich der beiden Stadte hinsichtlich FlachengréRe und Einwoh-
nerzahl nahe legt:

Bremen | Hamburg Faktor Ham-
burg/Bremen
Flache in km? 404 755 1,9
Einwohner 681.700 | 1.704.700 2,5
Stellen 3 19,5’
Reduzierung auf 6-7 02,2

Im Ergebnis kdnnte eine Einsparung von bis zu 1 Mio Euro pro
Jahr erzielt werden.

Der Rechnungshof hat die Behdrde gebeten, die Realisierbarkeit
eines solchen Modells zu priifen.

Die Behorde bezweifelt zwar, dass mit einer Lésung wie in Bremen
fir die Aufgabenwahrnehmung in Hamburg eine ausreichende
Ausstattung erreicht werden konnte. Inwieweit im Bereich der geo-
logischen Dienste Kooperationen mit Nachbarlandern verstarkt und
ggf. Einrichtungen gemeinsam im Sinne relevanter Einsparungen
genutzt werden kdnnten, misse allerdings geprift werden.

Der Forderung des Rechnungshofs, eine aufgabenkritische Unter-
suchung durchzufiihren, die Ziele des GLA neu zu definieren und
Uber den Umfang sowie die organisatorische Ausgestaltung und
Einbindung dieser Einrichtung in Abhangigkeit von den kunftig

" ohne die beiden anderweitig finanzierten Mitarbeiter, vgl. Tz. 392

161

Bremen hat Auf-
gaben auf Nieder-
sachsen Ubertra-
gen

Einsparung von
bis zu 1 Mio Euro
jahrlich moglich



403.

GLA als Fachamt
nicht mehr ge-

rechtfertigt

404.

405.

Stellen aus Per-
sonalmitteln fi-

nanzieren

406.

wahrzunehmenden Aufgabenschwerpunkten zu entscheiden, will
die BUG nachkommen. Bis Mitte 2003 will die Behérde dem Rech-
nungshof Uber die Ergebnisse ihrer Prifungen und den Stand der
Umsetzung berichten.

Organisatorische Konsequenzen

Schon der bisherige Ruckgang (vgl. Tzn. 393 bis 395) und erst
recht eine weitere Einschrédnkung der Aufgaben (vgl. Tzn. 398 bis
400) erfordern eine Anpassung der Organisationsstruktur und der
organisatorischen Einbindung des GLA in der Behérde. Das GLA
ist das bei weitem kleinste Fachamt in der BUG. Eine Aufrechter-
haltung des GLA als Fachamt mit zwei Leitungsebenen (Fach-
amtsleitung, Abteilungsleitungen) und eigener Verwaltung ist be-
reits jetzt nicht mehr gerechtfertigt.

Der Rechnungshof hat der Behorde deshalb empfohlen, bei nachs-
ter Gelegenheit das Fachamt aufzulésen, seine beiden Abteilun-
gen zusammenzufassen und als eine Abteilung z.B. in das Fach-
amt -W-? einzugliedern, das dem GLA bislang schon durch Auftra-
ge und Zusammenarbeit am starksten verbunden ist. Mit einer sol-
chen Verkleinerung des GLA wirde auch eine mdgliche spatere
Umsetzung des Bremer Modells erleichtert. Das nicht ausgelastete
bodenmechanische Labor, das ausschliel3lich der ohnehin zuriick-
gehenden Zweckforschung dient, sollte alsbald geschlossen wer-
den und die Behorde sollte prifen, inwieweit eine Verlagerung
einstweilen verbleibender Untersuchungsaufgaben zum Fachamt
fur Umweltuntersuchungen oder deren Vergabe an Private wirt-
schaftlicher ist.

Vor dem Hintergrund anstehender erheblicher Organisationsver-
anderungen in der Behorde will die BUG die bestehende Organisa-
tionsstruktur des GLA vorlaufig noch beibehalten. Dies ist aller-
dings nur fur einen begrenzten Zeitraum hinnehmbar.

Stellenfinanzierung aus Investitionsmitteln

2002 waren im Auftrag der Fachamter -W- und -R-° der BUG noch
zwei Geologen mit Projekten des Grundwasser- und Bodenschut-
zes und der Altlastensanierung beschaftigt, aus deren Investiti-
onsmitteln im Wege einer zweckgebundenen Einnahme auch die
Personalausgaben dieser Mitarbeiter finanziert wurden. Es ist un-
zulassig, Investitionsmittel fir Personalausgaben einzusetzen. Ein
solches Vorgehen kann im Ergebnis zur Folge haben, dass Kredite
fur konsumtive Ausgaben aufgenommen werden.

Der Rechnungshof hat die Behorde aufgefordert, flir die Beschaf-
tigung der beiden nicht auf Stellen gefiihrten Mitarbeiter eine per-
sonal- und haushaltsrechtlich einwandfreie Loésung zu schaffen. Da
die beiden Mitarbeiter eine Daueraufgabe innerhalb der BUG erfll-

8 Gewasser- und Bodenschutz
° Altlastensanierung
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len und mit ihnen unbefristete Anstellungsvertrage geschlossen
worden sind, ist es nicht zu umgehen, fir sie regulare Stellen zu
Lasten des Personalbudgets zu schaffen. Die Behdrde will die
Einweisung der beiden Geologen in Stellen des GLA priifen.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Behorde fur Umwelt und
Gesundheit / Landesbetrieb
Krankenhauser Hamburg
(AOR)

Entrichtung von
Nebentatigkeitsentgelten
durch Arzte

Dem Landesbetrieb Krankenhdauser Hamburg
sind erhebliche finanzielle Nachteile entstan-
den, weil ein Krankenhaus Vorgaben der Un-
ternehmensleitung nicht beachtet hat. Allein
zwei Arzte dieses Krankenhauses hitten im
Jahr 2001 rd. 208.000 Euro hohere Nebenta-
tigkeitsentgelte zahlen miissen.

Aufgelaufene Forderungen gegen 22 Leitende
Krankenhauséarzte in Héhe von inzwischen
rd. 7,7 Mio Euro sind bisher noch nicht reali-
siert worden. Der LBK Hamburg hat die For-
derungen in die von ihm geplante Neuord-
nung der Arbeitsvertrage einbezogen.

Wegen unzureichender Uberpriifung von &rzt-
lichen Entgelterklarungen blieben Fehler mit
finanziellen Nachteilen unentdeckt.

Ausreichender Versicherungsschutz gegen
Schadenersatzanspriiche bei privater nicht-
stationdrer Behandlung lag nicht fir jeden
Arzt vor.

407. Im Jahr 2001 haben in den Krankenhdusern des Landesbetriebs
Krankenhduser Hamburg - LBK Hamburg - (AGR) insgesamt 243
Arzte genehmigte Nebentéatigkeit ausgetibt und fir die Inanspruch-
nahme von Personal, Einrichtungen und Material Nebentatigkeits-
entgelte entrichtet. Nach der Gewinn- und Verlustrechnung 2001
des LBK Hamburg betragen die Erlése hieraus rd. 13,6 Mio Euro.
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Nichtbeachtung
von Vorgaben
beim Abschluss
von Arbeitsvertra-
gen

Erhebliche finan-
zielle Nachteile
wegen der Nicht-
beachtung

In den letzten Jahren haben die Bestimmungen fir die Austibung
wahlarztlicher Nebentatigkeiten und die Entrichtung der Entgelte
einem permanenten Anderungsprozess unterlegen. Vor dem Hin-
tergrund der verschiedenen Rechtsgrundlagen werden die Neben-
tatigkeit austibenden und Inanspruchnahmeentgelte zahlenden
Arzte unterschieden nach Alt-/Zwischenvertraglern, IEVO-Vertrag-
lern' und GSG-Neuvertraglern?, die zum Teil sehr unterschiedliche
Entgeltsatze zu entrichten haben. Seit dem 01.08.2001 werden im
Rahmen einer konzeptionellen Neuordnung mit neu einzustellen-
den Leitenden Krankenhauséarzten (Ltd. Arzten) sog. LBK Ham-
burg-Vertrage geschlossen. Alle bisher wahlarztlichen Nebentatig-
keiten sind bei diesen Vertrdgen Dienstaufgabe ohne Liquidations-
recht.

Die zur Abfiihrung von Nebentétigkeitsentgelten verpflichteten Arz-
te haben die flir die Berechnung zu Grunde zu legenden Betrage
zu erklaren und die Entgelte innerhalb vorgegebener Fristen an
das Krankenhaus zu entrichten.

Der Rechnungshof hat in zwei Krankenhdusern des LBK Hamburg
jeweils vier Arzte einer vertieften Priifung unterzogen sowie in Ein-
zelfallen die Unterlagen weiterer Arzte eingesehen. Die gepriiften
Falle spiegeln in etwa das Verhaltnis der Vertragsarten wider.

Nichtbeachtung von Vorgaben

Abweichend von den Vorgaben* der LBK Hamburg-Leitung hat ein
Krankenhaus mit zwei Ltd. Arzten in den Jahren 1990 und 1992
Arbeitsvertrage geschlossen, in denen Nebenabreden zur wahl-
arztlichen Nebentatigkeit mit (statischen) Verweisungen auf die
IEVO vom 15.12.1987 enthalten waren. Damit konnten die nach-
folgenden aktuellen Fassungen der IEVO mit jeweils hdheren Ent-
geltsatzen fur die Entrichtung von Nebentatigkeitsabgaben nicht
mehr angewendet werden. In einem zwischen einem Leitenden
Krankenhausarzt (Ltd. Arzt) und dem LBK Hamburg ergangenen
Urteil hat das Bundesarbeitsgericht (BAG)® diese Rechtslage klar-
gestellt.

Waéren die Vorgaben der Leitung des LBK Hamburg bertcksichtigt
worden, hatten beide Arzte fiir die private Behandlung stationérer
Patienten ab 01.04.1994 bis 31.12.1995 statt eines Nebentatig-
keitsentgeltes von 25 % ein Entgelt von 35 % und danach rd. 50 %
zahlen mussen. Fir nichtstationdre Patienten waren statt eines
Entgeltes von 35 % ab 1996 50 % zu zahlen gewesen. Allein fir

Entrichtung von Nebentatigkeitsentgelten nach der Inanspruchnahme- und Ent-
geltverordnung (IEVO).

Entrichtung von Nebentéatigkeitsentgelten nach dem Gesundheitsstrukturgesetz
(GSG).

Hierfur wird mit dem Arzt arbeitsvertraglich ein differenziertes Vergitungssystem
vereinbart, das u.a. abhangig ist von der Entwicklung des jeweiligen Betriebser-
gebnisses seiner Abteilung und dem des Krankenhauses.
Musterarbeitsvertrage/-nebenabreden

® Urteil vom 08.05.2001 - 9 AZR 95/00
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2001 héatten die zwei Arzte hohere Nebentatigkeitsentgelte von
insgesamt rd. 208.000 Euro zahlen missen.

Nach Angaben des Krankenhauses wurde in den Arbeitsvertragen
von weiteren neun Ltd. Arzten nicht die jeweils giiltige Fassung der
IEVO zugrunde gelegt. Auch in diesen Fallen sind keine Nachfor-
derungen mehr maglich.

Zum Abweichen von den Vorgaben der Leitung des LBK Hamburg
hat die Anstalt ausgeflihrt, dass das Direktorium des Krankenhau-
ses eine unternehmerische Entscheidung getroffen habe, um fir
die Abgabenverpflichtung eine gesicherte und eindeutige Hand-
lungsgrundlage zu schaffen. Zugleich hat sie jedoch erklart, dass
alle Ubrigen Krankenhauser die Vorgaben der Leitung des LBK
Hamburg beachtet hatten.

Das Krankenhaus hat ab Herbst 1998 bis Mitte 2002 eine Ange-
stellte teilweise mit der Abwicklung aller mit arztlichen Nebentatig-
keiten im Zusammenhang stehenden arbeitsvertraglichen Pro-
bleme, die u.a. auch durch die Nichtbeachtung der Vorgaben des
LBK Hamburg entstanden sind, betraut. Durch den Einsatz der Mit-
arbeiterin sind dem Krankenhaus zuséatzliche Personalkosten von
insgesamt rd. 200.000 Euro entstanden, die bei Beachtung der
Vorgaben - teilweise - hatten vermieden werden kdnnen.

Die insgesamt erheblichen finanziellen Nachteile wéaren nicht
entstanden, wenn zum einen die Vorgaben des LBK Hamburg von
den Krankenhausern konsequent angewendet worden waren und
zum anderen die Leitung des LBK Hamburg starker auf die Einhal-
tung ihrer Vorgaben fiir diesen sensiblen Bereich hingewirkt hatte.

Kindigung von Nebenabreden

Der Rechnungshof hat gefordert, bei Arzten, die bisher aufgrund
ihrer Arbeitsvertrdge niedrigere als nach dem Recht mogliche Ne-
bentatigkeitsentgelte zahlen, die betreffenden Nebenabreden zu
kindigen, um hdhere Entgeltsatze zu erlangen.

Offene Forderungen nicht eingezogen

Gegen sechs Ltd. Arzte eines gepriften Krankenhauses bestehen
nach dem o.g. Urteil des BAG® Forderungen aus arztlicher Neben-
tatigkeit, weil in ihren Arbeitsvertrdgen k e i n e Verweisung auf
eine bestimmte Fassung der IEVO vorgenommen worden und in-
sofern die jeweils geltende Fassung anzuwenden ist. Insbesondere
ab 1996 bis Ende 2001 sind hier Nebentatigkeitsentgelte in Hohe
von rd. 2,9 Mio Euro (ohne Verzugszinsen) aufgelaufen, die bis
Mitte August 2002 von den Arzten noch nicht beglichen waren.
Zeitgleich zur Prifung des Rechnungshofs hat der LBK Hamburg
auch fur die Ubrigen Krankenhduser der Anstalt die aufgelaufenen

® vgl. FuBnote 5
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Verspatete Erkla-
rungen und feh-
lende Zahlungen
der Nebentatig-
keitsentgelte

Forderungen ermittelt und dem Rechnungshof im November 2002
fur insgesamt 22 Ltd. Arzte’ einen ausstehenden Gesamtbetrag
von rd. 7,7 Mio Euro mitgeteilt. Hinzu kommen Zinsen in sechsstel-
liger Hohe. Soweit gegentiiber nachgeordneten Arzten der Anstalt
Nachforderungsanspriiche bestehen, kann das BAG-Urteil eben-
falls zur Begriindung der Anspriiche herangezogen werden.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Anstalt trotz der fi-
nanziellen Bedeutung auch zwdlf Monate nach Vorliegen der Be-
grindung des BAG-Urteils die erheblichen noch ausstehenden
Forderungen noch nicht eingezogen hat. Er hat den LBK Hamburg
aufgefordert, nunmehr seine Forderungen gegeniiber den Arzten
durchzusetzen.

Fehlende Nebentatigkeitsgenehmigung

Ein Ltd. Arzt eines Krankenhauses fuhrt Uber zugelassene arzt-
liche Nebentatigkeiten hinaus flr andere Krankenhduser des LBK
Hamburg sowie flr nicht zur Anstalt gehérende Krankenhau-
ser/Kliniken Untersuchungen durch, ohne fiir diese zusatzlichen
Tatigkeiten Nebentatigkeitsgenehmigungen zu besitzen. Er entrich-
tet hierfUr einen niedrigeren Entgeltsatz als bei einer vertraglichen
Regelung, uber die bisher keine Einigung erzielt wurde, maglich.
Dadurch sind dem Krankenhaus nicht unerhebliche Betrage an
Nebentatigkeitsentgelten entgangen.

Der Rechnungshof hat dies beanstandet und den LBK Hamburg
aufgefordert, kurzfristig Uber die Nebentatigkeiten zu entscheiden.

Stundung und ausstehende Erkldarungen

Einem Ltd. Arzt wurde auf einen begriindeten Antrag hin ein ab
01.01.2000 aufgelaufener Betrag von 236.863 Euro, riickzahlbar
bis 30.06.2003, vom Krankenhaus gestundet. Stundungszinsen
wurden nicht berechnet. Die Nebentatigkeitserklarung fir das IV.
Quartal 2001 wurde erneut verspatet eingereicht, die beiden fol-
genden Quartalserklarungen fehlten. Auch standen die vom Arzt
fur insgesamt drei Quartale zu entrichtenden Nebentatigkeitsent-
gelte Mitte August 2002 noch aus. Durch diese Abwicklung des
Falles und die Nichtzahlung der Nebentatigkeitsentgelte durch den
Ltd. Arzt sind dem Krankenhaus finanzielle Nachteile entstanden.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass keine Stundungszinsen
erhoben wurden und das Krankenhaus den Arzt nicht mit mehr
Nachdruck zur Abgabe der Nebentatigkeitserklarungen und zur
Zahlung der Entgelte aufgefordert hat. Zudem hat der Rechnungs-
hof der Anstalt empfohlen, allgemeine Richtlinien fir die Gewah-
rung von Stundungen und Ratenzahlungen zu erlassen, in denen
auch Betragsgrenzen und ggf. Fristen festgelegt werden.

7 einschlieRlich der vom Rechnungshof gepriiften Arzte
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Weiter hat der Rechnungshof u.a. festgestellt, dass

- Ltd. Arzte Rechnungen (iber wahlarztliche Behandlungen teil-
weise erst bis zu neun Monaten nach Entlassung der Patien-
ten ausgestellt und die Krankenhauser dadurch ihre Kosten
verspatet erstattet bekommen haben,

- die Krankenhduser das Mahnverfahren bei Nebentatigkeits-
entgelte zahlenden Arzten unterschiedlich handhaben und
sich dadurch zum Teil finanzielle Nachteile ergeben haben.

Fehlende Uberpriifung durch die Krankenhiuser

Die Krankenhauser haben das Recht, jederzeit die Ordnungsma-
Rigkeit und Richtigkeit der Abrechnung der vom Arzt zu entrichten-
den Nebentatigkeitsentgelte aufgrund der Belege, Blicher und Auf-
zeichnungen des Arztes zu Uberprifen.

Der Rechnungshof hat bereits friher - mit entsprechender Zusage
des LBK Hamburg - gefordert, von diesem Recht bei jedem Arzt in
unregelmafBigen Abstanden Gebrauch zu machen.?

Nach den Feststellungen des Rechnungshofs haben die letzten
entsprechenden Kontrollen in dem einen Krankenhaus zuletzt fir
das Jahr 1999 und in dem anderen Krankenhaus vor 1997 stattge-
funden. Der Rechnungshof hat dies beanstandet und gefordert,
dass die Uberpriifungen der arztlichen Nebentatigkeitsentgelte und
Wahlleistungen wieder regelmafig aufgenommen werden.

Versicherungen

Wahlarztliche Nebentétigkeit ausiibende Arzte miissen sich gegen
Schadenersatzforderungen aus der Behandlung privater nichtstati-
ondarer Patienten ausreichend versichern.

Bei Einsichtnahme von Unterlagen der Arzte wurde festgestellt,
dass teilweise die erforderlichen Deckungssummen nicht erreicht
wurden. Der Rechnungshof hat den LBK Hamburg aufgefordert,
darauf hinzuwirken, dass die betroffenen Arzte liber einen ausrei-
chenden Versicherungsschutz verfiigen.

Stellungnahme des LBK Hamburg

Der LBK Hamburg hat den Feststellungen und Forderungen des
Rechnungshofs grundsatzlich zugestimmit.

Die noch offenen Forderungen gegen die 22 Ltd. Arzte habe der
LBK Hamburg in die beabsichtigte Neuordnung der Arbeitsvertrage
einbezogen, die er auch den bereits beschaftigten Ltd. Arzten an-

8 vgl. Jahresbericht 1992, Tz. 226
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biete. Die neuen Hamburg-Vertrage® wiirden das Liquidationsrecht
nicht mehr vorsehen. Sie rdumten damit mdgliche Interessen-
konflikte zwischen Krankenhaus und dem Ltd. Arzt als ,Unterneh-
mer im Krankenhaus® aus. Die Leitungsaufgaben des Ltd. Arztes
umfassten damit im Sinne eines einheitlichen Krankenhausma-
nagements kiinftig die Krankenversorgung samtlicher Patienten als
Dienstaufgabe. Gleichzeitig wirden insoweit die komplizierten Vor-
schriften zur wahlarztlichen Nebentatigkeit und zu den Inanspruch-
nahmeentgelten keine Bedeutung mehr haben.

Um diese fir den LBK Hamburg bedeutsame strategische Ver-
anderung zu erleichtern, sei beabsichtigt, auf die Halfte der aus-
stehenden Forderungen (= rd. 3,8 Mio Euro) gegen die 22 Ltd. Arz-
te zu verzichten, sofern sie einen LBK Hamburg-Vertrag abschlie-
Ren. Die andere Halfte sei von den Arzten innerhalb von fiinf Jah-
ren in Raten zu zahlen. Nach Auffassung der Anstalt rechne sich
der Verzicht, weil der durch den neuen Arbeitsvertrag erwirtschaf-
tete Uberschuss innerhalb eines angemessenen Zeitraumes den
Erlass amortisiere. Langfristig erwarte die Anstalt hdhere Einnah-
men aus dieser Vertragsform.

Mit Ruicksicht auf das Erfordernis, zunachst eine einheitliche Ver-
handlungslinie zu entwickeln, und die noch offene Verhandlungssi-
tuation seien die Forderungen der Anstalt bisher noch nicht einge-
zogen worden.

Im Ubrigen hat der LBK Hamburg mitgeteilt, er habe zur Beseiti-
gung der vom Rechnungshof festgestellten Mangel u.a. folgende
MaRnahmen eingeleitet:

- Nebenabreden mit den niedrigeren Entgeltsatzen seien zum
31.12.2002 geklndigt worden.

- Die Ltd. Arzte seien auf ihre arbeitsvertragliche Verpflichtung
hingewiesen worden, Rechnungen fiir Wahlarztbehandlungen
zeitnah zu erstellen und die entsprechenden Erklarungen
fristgerecht abzugeben.

-  Die wegen Reorganisation des Rechnungswesens unterblie-
bene Uberpriifung arztlicher Abrechnungen solle nach Erar-
beitung von Prufungsrichtlinien durch den Servicebetrieb
AKTIVA ab 2003 von den Krankenhdusern wieder aufge-
nommen werden.

- Nebentatigkeitsgenehmigungen wirden kiinftig nur noch er-
teilt, wenn ein entsprechender Versicherungsnachweis vorge-
legt werde. Bereits beschaftigte Arzte hatten erforderliche
Haftpflichtversicherungen nachzuweisen.

9

vgl. FuBnote 3
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Bewertung durch den Rechnungshof

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die Forderungen
des Unternehmens zu realisieren sind. Soweit der LBK Hamburg
auf Forderungen - teilweise in Verbindung mit der Einrdumung von
Ratenzahlungen - verzichten will, bedarf es im Einzelfall eines
nachweisbaren wirtschaftlichen Aquivalents. Der Rechnungshof
hat gefordert, dass die Leitung der Anstalt Kriterien zur Beurteilung
des wirtschaftlichen Aquivalents erarbeitet, deren Einhaltung -
berwacht und ihrem Aufsichtsorgan in regelmafRigen Abstanden
berichtet.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Behorde fur Inneres

Statistisches Landesamt

Die bisherige Beteiligung Hamburgs an der
Statistikbereinigung ist unzureichend. Wirk-
same Aufgabenkritik setzt die Zusammenfiih-
rung von Fach- und Finanzverantwortung bei
den fiir die jeweiligen Statistiken federfiih-
renden Fachbehoérden voraus.

Das Verodffentlichungswesen des Statisti-
schen Landesamtes ist nicht kostendeckend
und bedarf der Uberpriifung.

Der Rechnungshof hat zur beabsichtigten Zu-
sammenlegung der Statistischen Landesam-
ter Hamburgs und Schleswig-Holsteins auf
erhebliche Rationalisierungspotenziale hin-
gewiesen, die auszuschopfen sind.

Der Rechnungshof hat im Rahmen einer koordinierten Prifung des
Offentlichen Statistikwesens durch mehrere Rechnungshéfe das
Statistische Landesamt Hamburg untersucht und dabei vor allem
aufgabenkritische Ansatze verfolgt. Die beteiligten Rechnungshofe
haben ihre Empfehlungen in einem gemeinsamen Bericht zusam-
mengefasst. Der Rechnungshof hat diese Empfehlungen der Be-
horde fur Inneres und der Finanzbehdrde zugeleitet.
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Aufgabenumfang Hamburgs fiir Zwecke der Bun-
desstatistik

Das Statistische Landesamt nimmt - abgesehen von seiner Funk-
tion als Landeswahlamt - Aufgaben der Bundesstatistik nach dem
Bundesstatistikgesetz (BStatG) wahr, verarbeitet sog. koordinierte
Landerstatistiken und fihrt Landesstatistiken nach dem Hamburgi-
schen Statistikgesetz durch. Von insgesamt rd. 370 Statistiken mit
unterschiedlichen Periodizitdten hat das Statistische Landesamt im
Jahr 2000 etwa 200 Statistiken verarbeitet. Rd. 80 % davon sind
bundesgesetzlich geregelt oder leiten sich unmittelbar aus
Rechtsakten der Europaischen Union (EU-Statistiken) her. Als
Zweckkritik kann Aufgabenkritik damit - vornehmlich auf die
Bundesstatistik bezogen - auf

- Reduzierung des bestehenden Statistikprogramms (sog. Sta-
tistikbereinigung: Verzicht auf bestehende Statistiken, Redu-
zierung von Erhebungsmerkmalen und Verlangerung von Er-
hebungsfristen) oder

- Uberpriifung der Notwendigkeit neuer Statistiken

gerichtet sein.

Die Bundesstatistik ist in jungerer Vergangenheit wiederholt Uber-
pruft und bereinigt worden. Der Bund hat die Lander dabei auf ver-
schiedenen Ebenen einbezogen:

- Der Statistische Beirat - ein beim Statistischen Bundesamt
angesiedeltes Beratungsgremium, bei dem die Landesamter
mitwirken - hat seine Mitglieder um Vorschlage auch fir Ein-
sparungsmoglichkeiten gebeten.

- Nach einer entsprechenden Initiative des Bundesrats hat das
Bundesministerium des Innern die Bundeslander ersucht, Vor-
schldge zur Reduzierung des Statistikprogramms zu unter-
breiten.

An beiden Initiativen hat Hamburg sich nicht beteiligt. Das Statisti-
sche Landesamt hat an der aufgrund der Bitte des Beirats gebilde-
ten Arbeitsgruppe nicht mitgewirkt. Die Fachbehdrden haben kei-
nen einzigen Vorschlag entwickelt und an den Bund weitergeleitet.
Hamburg hat dariiber hinaus in den letzten Jahren in mehreren
vom Rechnungshof betrachteten Gesetzgebungsvorhaben nicht
nennenswert von der Moglichkeit Gebrauch gemacht, Vorschlage
zur Statistikbereinigung oder zur Reduzierung des Umfangs neuer
Statistiken einzubringen.

Das in Hamburg seit Jahren verfolgte generelle Ziel eines Effi-
zienzgewinns lasst sich ohne aktive Mitwirkung an aufgabenkriti-
schen Prozessen auch auf Bundesebene nicht erreichen. Der beim
Statistischen Landesamt zu leistende Aufwand wird durch die
Bundesstatistik maRgeblich gepragt. Der Durchfiihrungsaufwand
daflr ist von Seiten eines Landes nur zum kleineren Teil steuerbar.
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Deshalb missen alle zur Verfigung stehenden Wege der Mitwir-
kung und Mitgestaltung genutzt werden, um reine Fremdbestim-
mung und die damit verbundene Ressourcenbindung zu vermei-
den. Dies ist eine Aufgabe aller Behorden, die kiinftig weit starker
als bisher wahrgenommen werden muss.

Die - ohne wesentliche Mitwirkung Hamburgs - durch Statistikbe-
reinigung geschaffenen Freirdume sind durch neue oder den Aus-
bau bestehender Statistiken wieder geschlossen oder gar uber-
kompensiert worden. Die bisherigen Anstrengungen auf Bundes-
ebene haben deshalb nicht zu einer nachhaltigen Entlastung im
Statistikwesen geflhrt." Einer wirksamen Aufgabenkritik steht ein
sowohl auf Bundes- als auch auf Landerebene - und damit auch in
Hamburg - bestehendes Strukturproblem entgegen:

Die Fachverantwortung fiir Entstehung und Ausgestaltung von
Bundesstatistiken einerseits sowie die Finanzverantwortung fiir de-
ren Durchfihrung andererseits liegen in verschiedenen Handen.
Die zusténdigen Fachbehérden wirken in Bund-Lander-Ausschis-
sen und im Bundesratsverfahren mal3geblich an der Gesetzge-
bung mit und nehmen Einfluss auf den Aufgabenumfang des Sta-
tistischen Landesamts, dem allein die Durchfiihrung der Statistiken
einschliellich der damit verbundenen Finanzverantwortung obliegt.
Daflir benétigte Haushaltsmittel sind im Einzelplan der Behoérde fiir
Inneres veranschlagt und nicht bei der Fachbehdrde, die eine Sta-
tistik mit veranlasst hat. Die Behoérde flr Inneres tragt damit die
Konsolidierungslasten des Statistikwesens, obwohl sie den zu-
grunde liegenden Aufgabenbestand nicht verantwortlich steuern
kann. Die Fachebene reprasentiert das eigentliche Interesse an
der Statistik, ist aber mit ihren Kosten nicht belastet und deshalb
kaum motiviert, deren Notwendigkeit und Umfang als Grundlage
sparsamen und wirtschaftlichen Handelns zu hinterfragen.

Der Rechnungshof sieht darin die Ursache fiir das fehlende
Engagement der Fachbehorden bei der Aufgabenkritik im Statis-
tikwesen und hat deshalb empfohlen,

- mit den Kosten neu einzufihrender Statistiken die federfih-
rende Fachbehdrde zu belasten - wie in Hamburg im Fall der
Dienstleistungsstatistik teilweise bereits geschehen - und

- schrittweise die Kosten bestehender Statistiken ebenfalls in
die Finanzverantwortung der jeweiligen Fachbehérden zu G-
berflihren.

Die Behoérde fir Inneres hat darauf verwiesen, sie sehe keine
grolRen Einsparpotenziale im Statistikwesen mehr und sei aus Ka-
pazitatsgrinden nicht in der Lage, die Gestaltung des Gesamtpro-
gramms der Bundesstatistik aktiv mit voranzutreiben. Sie habe Pri-
oritdten gesetzt und nehme in Teilbereichen eine herausragende

' Die Statistikbereinigungen in der Vergangenheit brachten unter Berlicksichtigung

der gleichzeitig zugehenden neuen Statistiken fiir die Statistischen Amter keine
nennenswerten Entlastungen® - Begriindung der EntschlieBung des Bundesrates
zur Einsparung von Statistiken vom 04.02.2000, Drs. 695/99

171

Trennung von
Fach- und Fi-
nanzverantwor-
tung behindert
Aufgabenkritik



428.

429.

Uberblick tiber
Statistikwesen auf
Landesebene fehlt

Rolle mit finanziell messbaren Erfolgen ein. Eine ,Ressortfinanzie-
rung® halt sie fur problematisch: Die Daten wirden von den meis-
ten Behorden bendtigt, eine sachgemalle Kostenverteilung geman
dem unterschiedlich grof3en Bedarf sei nicht durchfiihrbar.

Nach den Feststellungen des Rechnungshofs geht die Behdrde
von falschen Voraussetzungen aus: Bei nahezu allen im Rahmen
der gemeinsamen Prufung (vgl. Tz. 421) betrachteten Statistiken
haben sich aufgabenkritische Ansatze ergeben, die auf Einsparpo-
tenziale hindeuten. Eine Prioritdtensetzung des Statistischen Lan-
desamtes darf deshalb nicht zu einer vollstandigen Konzentration
auf einzelne Fachaufgaben fiihren, sondern muss Aufgabenkritik
im Rahmen aller Aufgaben einen hohen Stellenwert zuweisen.

Die Behdrde verkennt ferner, dass nach dem Vorschlag des Rech-
nungshofs der aus Statistiken zu ziehende Nutzen bei einer Finan-
zierung nach dem Ressortprinzip allein nach der fachlichen Feder-
fihrung Berlcksichtigung finden und so Abgrenzungsprobleme
ausschlieBen soll. Der Vorschlag hat das Ziel, den Umfang der
Kosten einer Statistik bereits in ihrer Entstehungsphase von vorn-
herein zu begrenzen. Spatere Nutzer haben darauf nicht immer
Einfluss. Die federfiihrenden Fachbehérden hingegen wirden be-
reits im Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens zu einer verstarkten
Gesetzesfolgenabschatzung auch im Hinblick auf die Belastung ih-
rer Budgets gezwungen sein, wenn sie spater selbst die Kosten
tragen mussten.

Die Behorde setzt sich schlieRlich mit ihrer Stellungnahme in Wi-
derspruch zu ihrer Initiative, die Kosten fiir die Dienstleistungssta-
tistik nicht ausschlieBlich ihr selbst anzulasten (vgl. Tz. 426).

Zusammenarbeit mit anderen Behorden
Koordinierung auf Landesebene

In Hamburg fehlt ein Uberblick tber bei anderen &ffentlichen
Stellen auf Landesebene gefiihrte Statistiken. Die bei anderen
Stellen als dem Statistischen Landesamt - z.B. fir Geschéaftsstatis-
tiken - gewonnenen Statistikdaten kénnen deshalb nicht daraufhin
Uberpruft werden, ob z.B.

- Uberschneidungen vorkommen,

- daraus bereits Daten fiir andere amtliche Statistiken gewon-
nen werden,

- Geschéftsstatistiken bereits durch Zahlenmaterial aus der
amtlichen Statistik abgedeckt werden kénnen und damit

- insgesamt Doppelarbeit geleistet wird bzw. statistische Er-
kenntnisse ungenutzt bleiben.
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Koordinierungsprobleme gibt es auch bei der Klarung grundlegen-
der rechtlicher und - darauf aufbauend - organisatorischer und wirt-
schaftlicher Angelegenheiten. So haben verschiedene Behoérden
Kundenbefragungen durchgefiihrt, ohne vorher mit der fir Statistik-
fragen zustandigen Behorde fir Inneres die Zustandigkeit des Sta-
tistischen Landesamtes und Moglichkeiten der Vergabe an Dritte
zu klaren.

Im Jahr 2001 wurde ein Landesausschuss fur die Koordinierung
und Rationalisierung der Verwaltung auf dem Gebiet der Statistik
aufgelOst, der zuvor die Aufgaben hatte,

- Entscheidungen grundsatzlicher Art auf dem Gebiet der Sta-
tistik vorzubereiten und

- bei Entwirfen von Rechtsvorschriften des Bundes, die das
Gebiet der Statistik berlihren, Vorschlage fir die hamburgi-
sche Stellungnahme im Bundesrat zu erarbeiten.

Der Auflésung lag jedoch nicht - wie geboten - die sachliche Pru-
fung der Entbehrlichkeit zu Grunde, sondern lediglich die Tatsa-
che, dass die Aufgaben faktisch nicht mehr wahrgenommen wor-
den waren.

Der Rechnungshof sieht einen unverandert fortbestehenden
Handlungsbedarf bei der Zusammenarbeit im Statistikwesen und
hat deshalb gefordert,

- eine Mitteilungspflicht fir alle Statistiken an das Statistische
Landesamt einzufiihren sowie

- zu prifen, wie die grundsatzlichen Statistikbelange in Ham-
burg zusammengefihrt werden kdnnen (vgl. z.B. Tz. 425).

Die Behoérde hat eine Prufung zugesagt.

Erfullung von Berichtspflichten

Eine Reihe von hamburgischen Behdrden erflillen ihre gesetzli-
chen Auskunftspflichten gegenliber dem Statistischen Landesamt
nicht ordnungsgemaf und liefern Daten verspatet oder fehlerhaft.
Unabhangig von der gesetzlichen Verpflichtung ist das Statistische
Landesamt auf termingerechte und fehlerfreie Belieferung schon
deshalb angewiesen, weil

- es seine Verpflichtungen gegeniber dem Statistischen Bun-
desamt sonst selbst nicht erfiillen kann und damit
- die Ziele der Bundesstatistik (§ 1 BStatG) gefahrdet werden;

- zeitraubende Nachfragen und Mahnungen zusatzliche Kosten
verursachen.
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Unzulassiger Ab-
schluss von
Werkvertragen

Die Versuche des Amtes, im Einzelfall mittels Amtsleiterschreiben
oder Intervention auf der Ebene der Staatsrate auf die Berichts-
pflichtigen einzuwirken, hatten bislang nur beschrankten Erfolg.

Der Rechnungshof hat gefordert, nachdriicklich auf die rechtzeitige
und vollstandige Abgabe statistischer Daten durch die berichts-
pflichtigen Behdrden hinzuwirken. Die Behdrde will dies weiter wie
bisher tun, sollte nach Auffassung des Rechnungshofs aber auch
andere Wege beschreiten, z.B. den Senat mit der Problematik
befassen oder rechtlich mdgliche Sanktionen erwagen, wenn
andere Mittel nicht den gewlinschten Erfolg haben.

Kunden- und Burgerbefragungen

Das Statistische Landesamt hat - trotz Kapazitatsproblemen bei
der Bearbeitung seiner ihm gesetzlich zugewiesenen Aufgaben? -
den Hamburger Behdrden angeboten, sie kinftig gegen Entgelt bei
der Konzeption, Durchfihrung und Auswertung von Kunden- und
Birgerbefragungen zu beraten und /oder zu unterstiitzen bzw. sol-
che Arbeiten ganz oder teilweise flr sie zu ibernehmen. Jahrliche
Personalkosten von rd. 58.000 Euro firr eine dafiir eingerichtete
.Servicestelle Umfragen® hat es aus dem eigenen Bestand finan-
ziert. Es liegen jedoch bisher weder kostendeckende Auftrage vor
noch sind diese in absehbarer Zeit zu erwarten.

Der Rechnungshof hat deshalb die Behdérde aufgefordert, die ,Ser-
vicestelle Umfragen® aufzuldsen und die dafiir eingesetzten Stellen
einzusparen.

Die Behoérde hat erklart, das Statistische Landesamt habe seine
Kompetenz fiir Kunden- und Blrgerbefragungen einbringen wollen.
Die Nachfrage nach den angebotenen Umfrageleistungen konkre-
tisiere sich zurzeit aber nicht in einer grof3en Anzahl von Auftragen.
Bei kunftiger Kostenunterdeckung sei beabsichtigt, im ersten Halb-
jahr 2003 Uber die Aufldsung der Servicestelle zu entscheiden. Es
sei jedoch auch weiterhin Aufgabe des Statistischen Landesamtes,
den Hamburger Behérden und Amtern als Koordinierungs- und Be-
ratungsstelle zur Verfiigung zu stehen.

Fir die Durchfihrung einer ihm durch Rechtsverordnung als
gesetzliche Aufgabe zugewiesenen Birgerbefragung hat das Sta-
tistische Landesamt unzuldssige Werkvertrage mit eigenen Be-
diensteten abgeschlossen und damit gegen arbeits- und sozialver-
sicherungsrechtliche Vorschriften verstolien.

Die Behdrde flr Inneres hat die Beanstandungen des Rechnungs-
hofs anerkannt und nach Prifung sémtlicher Vertrage zu leistende
Sozialversicherungsbeitrage nachgezahlt.

2 vgl. z.B. Bericht des Haushaltsausschusses, Biirgerschaftsdrucksache 17/450

vom 28.03.2002, Tz. 102
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Veroffentlichungen

Mit der Befugnis der Statistischen Amter, Daten hoheitlich zu er-
heben, korrespondiert ihre - im Bund und in den meisten Landern
ausdricklich gesetzlich geregelte - Verpflichtung, statistische Er-
gebnisse grundsatzlich 6ffentlich zuganglich zu machen. Das Sta-
tistische Landesamt verdéffentlicht Druckerzeugnisse und nutzt das
Internet sowie andere Datentrager. Dies geschieht teils kostenfrei,
teils kostenpflichtig auf der Basis selbst festgelegter Preise.

Die Erlése aus den Verdffentlichungen decken dabei die Kosten
nur zu einem kleinen Teil: Allein die Druckkosten Ubersteigen die
Einnahmen fur Veroéffentlichungen deutlich, der notwendige Perso-
nalaufwand liegt nochmals um ein Vielfaches hoher.

Das Statistische Landesamt hat die Kosten seiner Produkte bisher
nicht systematisch ermittelt und kennt demzufolge auch nicht die
jeweiligen Kostendeckungsgrade. Die Kostenermittiung vernach-
I&ssigt teilweise Personalaufwand und Gemeinkosten und fihrt in-
soweit zu unrichtigen Ergebnissen. Das Statistische Landesamt
hat darauf hingewiesen, dass es eine Kosten- und Leistungsrech-
nung erst aufbaut.

Eine fur die Verwaltung des Verdffentlichungswesens Ende 2000
beschaffte Software, fir die es insgesamt 6.320 Euro aufgewendet
hat, setzt das Statistische Landesamt nicht ein, obwohl alle Vor-
aussetzungen daflr vorliegen.

Die notwendige Steuerung des Veroffentlichungswesens setzt
prazise Daten Uber vorgehaltene Produkte, ihre Kosten und Erldse
voraus. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die beschaffte
Software nicht eingesetzt wird, und die Behorde aufgefordert,

- die Kosten ihrer Veroffentlichungen spezifiziert zu ermitteln
und dazu - solange die Kosten- und Leistungsrechnung dafur
noch nicht voll einsatzfahig ist - zur VerfiUgung stehende her-
kémmliche Methoden zu nutzen;

- auf Basis so gewonnener Daten systematisch Ansatzen fir
eine Kostenminimierung und fiir einen verbesserten Kosten-
deckungsgrad nachzugehen.

Der Rechnungshof hat ferner Bedenken gegen die Art der Preis-
festsetzung geadulert. Das Statistische Landesamt vermarktet ho-
heitlich erhobene Daten auf privatrechtlicher Basis, obwohl es sich
aufgrund seiner Monopolstellung keinem Wettbewerb stellen muss
und sein Veroffentlichungsauftrag 6ffentlich-rechtlich begriindet ist.
Dies spricht fur eine Entgelterhebung auf Grundlage einer eben-
falls 6ffentlich-rechtlichen Geblhrenordnung.

Die Behorde hat auf bisherige Bemuihungen zur Vermeidung

unnotiger Kosten auch bei Verdffentlichungen, z.B. durch Aufla-
genreduzierungen und Verlagerungen ins Internet, hingewiesen.
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Die weiter gehenden Empfehlungen des Rechnungshofs will sie
kunftig beachten. Die Einflhrung der aufgrund personeller Eng-
passe nach der Beschaffung nicht genutzten Software betreibe sie
seit August 2002. Gebuhrenrechtliche Grundlagen fiir die Entgelte
ihrer Verdffentlichungen halt sie nicht flr erforderlich: Nur etwa
10 % der betroffenen Produkte des Statistischen Landesamtes lie-
Ren sich auf die hoheitliche Verdffentlichungspflicht zurlckflhren.
Dieses Mindestverdffentlichungsprogramm erfilliten die Statisti-
schen Amter kostenlos. Der dariiber hinausgehende Teil diirfe auf
privatrechtlicher Basis veraulRert werden.

Nach Auffassung des Rechnungshofs fehlt einer privatrechtlichen
Preisfestsetzung die Legitimation, soweit die o6ffentlich-rechtliche
Verpflichtung des Statistischen Landesamtes zur Verdéffentlichung
reicht. Ein Anspruch auf kostenlose Verdffentlichungen besteht
auch bei einem Mindestveréffentlichungsprogramm nicht. Der
Rechnungshof hat gefordert, die Notwendigkeit einer Gebihren-
ordnung fir Pflichtveréffentlichungen zu prifen.

Soweit die Veroffentlichungen des Amtes freiwillig sein sollten und
damit privatrechtlich abgerechnet werden kdnnen, sind fir die Leis-
tungen grundsatzlich kostendeckende Entgelte anzustreben. Die
Kostendeckung ist gegenwartig nicht annahernd gewahrleistet (vgl.
Tz. 436). Der Rechnungshof hat die Behtrde daher aufgefordert,
das Verdffentlichungsprogramm aufgabenkritisch zu Uberprifen
und betriebswirtschaftlich zu bewerten. Die Uberpriifung sollte sich
auf die Verbesserung des Kostendeckungsgrades, ggf. aber auch
auf die Einstellung von Verdffentlichungen erstrecken, fiir die keine
kostendeckenden Entgelte zu erzielen sind. Nach Angaben der
Behorde wéren von einer solchen Uberpriifung rd. 90 % der Verof-
fentlichungen betroffen, so dass von einem erheblichen Einsparpo-
tenzial auszugehen ist.

Zusammenlegung der Statistischen Amter

Wegen ihrer zum groflen Teil identischen Aufgabenstellungen
arbeiten die Statistischen Landesamter auf einer Reihe von Fel-
dern zusammen. Dabei hat schon in der Vergangenheit die Zu-
sammenarbeit Hamburgs mit Schleswig-Holstein die anderer Sta-
tistischer Amter deutlich tbertroffen. Auf Grundlage eines Staats-
vertrags nehmen sie bestimmte statistische Aufgaben jeweils voll-
standig fUr das andere Bundesland wahr.* AulRerdem haben sie
Uber eine schon bestehende Zusammenarbeit bei der Datenverar-
beitung hinaus den Aufbau eines gemeinsamen luK-Bereichs be-
trieben. Aufgrund der in der Senats- und Koalitionsklausur im Mai
2002 gefassten Beschlisse (Jesteburger Beschlisse) ist nunmehr
eine Zusammenlegung der Landesdmter Hamburgs und Schles-
wig-Holsteins vorgesehen. Eine gemeinsame Arbeitsgruppe fir die

% vgl. Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg

und dem Land Schleswig-Holstein Uber die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
amtlichen Statistik vom 02.05.2001 (GVBI. S. 17) i.V.m. der Bekanntmachung
Uber das In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages am 12.06.2001 (GVBI. S. 132)

176



443.

444.

Umsetzung hat ihre Tatigkeit bereits aufgenommen. Dabei verfolgt
die Behdrde das Ziel, Haushaltsentlastungen so umfangreich und
rasch zu realisieren, wie es sozialvertraglich mdglich ist.

Die angestrebte Zusammenlegung der Amter eroffnet Rationalisie-
rungspotenziale, die bei ihrer - schon bisher erfolgreichen - Koope-
ration nicht ausgeschopft waren, und vermeidet Probleme, die bei
der Zusammenarbeit eines gemeinsamen IuK-Bereichs mit zwei
selbststandigen Fachbereichen der Lander entstiinden.

Eine im Rahmen der gemeinsamen Prifung der Rechnungshdfe
(vgl. Tz. 421) angestellte vergleichende Betrachtung der fiir die
Statistischen Landesamter anfallenden Ausgaben belegt, dass das
Verhaltnis zwischen Ausgaben fiir Statistik und Einwohnerzahl mit
steigender Einwohnerzahl glnstiger wird. So hat das grof3te Bun-
desland Nordrhein-Westfalen mit 2,64 Euro pro Kopf das ginstigs-
te Verhaltnis der Ausgaben von rd. 47,6 Mio Euro zu rd. 18 Mio
Einwohnern. In Hamburg lag diese Kennzahl bei Ausgaben von rd.
11,7 Mio Euro und rd. 1,7 Mio Einwohnern bei 6,88 Euro pro Kopf,
in Schleswig-Holstein bei Ausgaben von rd. 16,2 Mio Euro und rd.
2,8 Mio Einwohnern bei 5,83 Euro pro Kopf. Der Aufwand fir ein
gemeinsames Amt Hamburgs und Schleswig-Holsteins wird da-
nach letztlich deutlich geringer sein als die Summe des bisherigen
in beiden Landern zu leistenden Aufwands, weil Fixkosten, die fur
die Betriebsbereitschaft eines Amtes entstehen (z.B. Aufwand fir
Intendanz und Raume), nur einmal anfallen.

Das Kostensenkungspotenzial vergréRRert sich noch, weil sich nicht
nur die Fixkosten, sondern auch der Aufwand fur die Durchfuhrung
der Statistiken verringern. Dieser Aufwand hangt in erster Linie
nicht von der zu bearbeitenden Datenmenge, sondern von dem
Basisaufwand ab, der mit der Durchflihrung jeder Statistik verbun-
den ist. Dementsprechend hat die Zusammenarbeit Hamburgs und
Schleswig-Holsteins auf Basis des Staatsvertrags schon heute zu
finanziell spUrbarer Aufwandsminderung gefuhrt.

Eine Zusammenlegung der Statistischen Amter Hamburgs und
Schleswig-Holsteins eroffnet damit erhebliche Rationalisierungs-
und Kostensenkungspotenziale. Der Rechnungshof hat deshalb
empfohlen, mit dem Ziel groRtmaoglicher struktureller Einsparungen
fur den Hamburger Haushalt

- die Zusammenlegung der Statistischen Landesamter Ham-
burgs und Schleswig-Holsteins vorrangig voranzutreiben;

- dabei - allerdings nur, wenn es ohne erhebliche Verzégerun-
gen maoglich ist - weiteren norddeutschen Lander die Teilnah-
me an dem Konzentrationsprozess anzubieten, um kosten-
senkende Effekte ggf. noch zu verstarken;

- von vornherein nicht nur eine organisatorische, sondern auch
eine weit gehende raumliche Zusammenlegung der Statisti-
schen Landesamter an einem Standort anzustreben.

Die Erdrterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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Erfolgskontrolle
fur Personalver-
starkungen durch-
fuhren

Landeskriminalamt
- Abteilung Kriminaltechnik -

Die Zusammenarbeit der Abteilung Kriminal-
technik mit anderen Dienststellen der Polizei
bedarf der Verbesserung. Die Wirtschaftlich-
keit geplanter wie getroffener MaRnahmen
muss lberpriift, Kosten miissen als Grundla-
ge fir Erstattungsanspriiche richtig berech-
net werden.

Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen

Hauptaufgabe der Abteilung Kriminaltechnik des Landeskriminal-
amtes ist die Erstellung von Gutachten zum Sachbeweis in Straf-
verfahren. Daneben fihrt sie Spurensuche und -sicherung durch
und erbringt grafische und fotografische Dienstleistungen. Zur Zu-
sammenarbeit mit anderen Dienststellen der Polizei hat der Rech-
nungshof festgestellt, dass

- teilweise Experten der Spurensicherung unnétig angefordert
werden, weil ermittlungsfiihrende Sachbearbeiter der Polizei
- entgegen der Polizeidienstvorschrift - auf eine eigene Ein-
schatzung der Spurenlage vor Ort verzichten und deshalb
nicht erkennen, dass am Tatort keine verwertbaren Spuren
vorhanden sein kénnen, weil z.B. der Untergrund eine Siche-
rung von Fingerspuren nicht zuldsst;

- im Schichtdienst arbeitende Fotografen der Kriminaltechnik
beim Einsatz fir den Erkennungsdienst nicht ausgelastet sind;

- in vielen Fallen Antrage des Polizeivollzugsdienstes fiir krimi-
naltechnische Untersuchungen wiederum entgegen der Poli-
zeidienstvorschrift und trotz entsprechender Aus- und Fortbil-
dung sowie Hinweisen auf den zu verwendenden Antragsvor-
drucken unprazise sind und vermeidbare Nachfragen ausl6-
sen;

- teilweise vermeidbare Klarungen notwendig sind, weil die Po-
lizeidienstvorschrift keine aktuell zutreffende Beschreibung
von Aufgaben und Leistungen der Abteilung enthalt.

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit

Zum Zeitpunkt der Erhebung waren im Sachgebiet Serologie
- zustandig insbesondere fur DNA-Analysen - Arbeitsruckstande zu
verzeichnen, die nach Auffassung der Dienststelle nicht mehr ver-
tretbar und mit dem vorhandenen Personal nicht aufzuarbeiten wa-
ren. Die Behorde fir Inneres hat das Sachgebiet deshalb personell
verstarkt. Der Rechnungshof hat die Behorde gebeten, auf der
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Grundlage von § 7 LHO und dazu ergangener Verwaltungsvor-
schriften eine nachgehende Erfolgskontrolle, insbesondere auch
im Hinblick auf den Abbau der Arbeitsriickstande, durchzufihren.

Bei den DNA-Analysen erprobt die Behérde Veranderungen in den
Ablaufen, insbesondere bei der Reihenfolge von Verfahrensschrit-
ten. Der Rechnungshof hat angeregt, in die Bewertung der Erpro-
bungsphase auch Belange der Justiz einzubeziehen und Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen - ggf. unter Beteiligung der Staats-
anwaltschaft - durchzufiihren.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass sich ferner durch
eine zentrale Asservierung des von der Serologie untersuchten
Beweismaterials und durch eine Zusammenfassung verschieden-
artiger elektronischer Ubersichten in einem elektronischen Tage-
buch die Wirtschaftlichkeit verbessern lasst.

Die Abteilung Kriminaltechnik hat ein aufwandiges System zur
Tatortvermessung ohne rechtzeitige Schulung aller fiir die Bedie-
nung von der Dienststelle vorgesehenen Mitarbeiter beschafft. Das
Gerét kann deshalb nicht ausgelastet werden. Der Rechnungshof
hat beanstandet, dass mit der vorzeitigen Beschaffung Ausgaben
eher geleistet worden sind, als sie zur wirtschaftlichen und spar-
samen Verwaltung erforderlich waren (§ 34 Abs. 3 LHO). Ferner ist
die Dokumentation von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vor Be-
schaffungen entgegen den Verwaltungsvorschriften zu § 7 LHO
unterblieben, so dass sie nicht nachvollziehbar sind.

Kostenerstattung

Von der Abteilung Kriminaltechnik erbrachte Leistungen kdnnen
nach Abschluss des Strafverfahrens einen Erstattungsanspruch
gegen einen Straftater auslésen. Die Berechnung nach dem malf3-
geblichen Gesetz Uber die Entschadigung von Zeugen und Sach-
verstandigen (ZSEG) unterbleibt jedoch teilweise: Trotz gleicher
Rechtslage leitet die gepriifte Stelle Kostenberechnungen nur wei-
ter, wenn ihrer Arbeit Auftrage der Justiz zugrunde liegen, nicht
aber bei Auftragen aus der Polizei. Dadurch besteht die Gefahr,
dass Einnahmen entgegen § 34 Abs. 2 LHO nicht erhoben werden.

Soweit die Dienststelle abgerechnet hat, sind ihr eine Reihe von
Fehlern unterlaufen. So haben einige Sachgebiete Stundenséatze
fur die Entschadigung von Sachverstandigen nicht - wie es nach
den Vorschriften (§ 3 ZSEG) erforderlich ware - einzelfallbezogen,
sondern schematisch in immer gleicher Hohe festgesetzt. AulBer-
dem hat die geprifte Stelle Aufwendungen fir Hilfskrafte unrichtig
abgerechnet, Gemeinkosten sowie Kosten fiir verbrauchtes Mate-
rial nicht geltend gemacht und damit ebenfalls gegen das ZSEG
und § 34 Abs. 2 LHO verstol3en.
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Stellungnahme der Behorde

Die Behorde hat den Feststellungen des Rechnungshofs zuge-
stimmt und will seinen Empfehlungen folgen. Sie will z.B. durch
Schulung sachgerechte Antrage fir Untersuchungen sicherstellen,
die Erstattungsvorschriften richtig anwenden, die Personalverstar-
kungen im Bereich der Serologie einer Erfolgskontrolle unterziehen
und die geforderten Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchfiih-
ren. Fotografen der Spurensicherung setzt sie kiinftig nicht mehr
beim Erkennungsdienst ein und lagert Beweismaterial der Serolo-
gie weitestgehend zentral.

Behorde fiir Inneres /
Senatsamt fur Bezirks-
angelegenheiten /
Bezirksamter

Wahrnehmung auslander-
behordlicher Aufgaben in
den Bezirksamtern

Die (Teil-)Dezentralisierung auslanderbehord-
licher Aufgaben fiir Auslander mit gesicher-
tem Aufenthaltsstatus hat Kundenfreundlich-
keit und Biirgerndhe verbessert. Die Behorde
fur Inneres muss jedoch ihre Rolle als Fach-
und Aufsichtsbehorde verstarkt wahrneh-
men. Grundlagen fiir effektives Controlling,
fur Binnensteuerung und strategische Ent-
scheidungen sind noch zu schaffen.

Die Behorde fir Inneres - Einwohnerzentralamt - nahm als zentrale
Auslanderbehdrde bis 1998 die auslanderbehdrdlichen Aufgaben
nach dem Ausléndergesetz wahr. Mit dem Ziel, dort aufgetretene
unzumutbare Wartezeiten zu vermeiden sowie die Integration der
Auslander zu verstarken und zu verbessern', ist im Septem-
ber 1999 die (Teil-)Dezentralisierung auslanderbehdrdlicher Auf-
gaben fir Auslander mit gesichertem Aufenthaltstatus auf derzeit
neun Dienststellen der Bezirks- und Ortsamter abgeschlossen wor-
den.

' vgl. Blirgerschaftsdrucksache 16/437 vom 17.02.1998
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Verbesserung der Kundenfreundlichkeit

Die Auslanderdienststellen passen Offnungszeiten und Art der
Publikumssteuerung (Terminvergabe und/oder Wartenummern)
ortlichen Gegebenheiten und Bedirfnissen der Kunden an. Mitar-
beiter an Informationsschaltern beraten die Kunden und nehmen
eine grobe Vorprifung mitgebrachter Unterlagen vor. Callcenter
beantworten Fragen und vergeben Termine.

Im Ergebnis treten unzumutbare Wartezeiten regelmafRlig nicht
mehr auf. Die Publikumsstrdme haben sich entzerrt, die Atmospha-
re zwischen Kunden und Bediensteten ist entspannter. Da die Aus-
landerdienststellen in unmittelbarer Nahe anderer Dienststellen lie-
gen (z.B. Wohnungsamt, Sozialamt) kdénnen verschiedene not-
wendige Behordengange verbunden werden.

Die Kundenfreundlichkeit hat sich damit infolge der (Teil-)Dezen-
tralisierung auslanderbehdrdlicher Aufgaben verbessert.

Fuhrungskrafte der Wirtschaft, hervorgehobene Kiinstler, Gast-
wissenschaftler sowie Studierende aus Nicht-EU-Staaten, die aus-
schlieRlich zum Zwecke des Studiums eingereist sind, kénnen ihre
auslanderbehérdlichen Angelegenheiten an zwei den Bezirksam-
tern Hamburg-Mitte (Handelskammer) bzw. Eimsbuttel (Universi-
tat) angegliederten Sonderschaltern erledigen. Nach behdrdenin-
ternen Untersuchungen haben sich die Schalter allerdings in der
konzipierten Form nicht bewahrt. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
weicht deshalb vom urspringlichen Konzept in vielen Fallen ab
und fihrt am Sonderschalter abschlieRende Bearbeitungen durch,
statt sich wie urspriinglich vorgesehen auf die reine Annahme von
Antragen und Rlckgabe von Unterlagen zu beschranken. Der
Sonderschalter fir die Universitat ist von der Zielgruppe nicht wie
erwartet angenommen worden und nicht ausgelastet.

Die erweiterte Praxis des Sonderschalters an der Handelskammer
sollte auf eine gesicherte Grundlage gestellt und fortgesetzt, der
Universitatsschalter aufgegeben werden, wenn seine Auslastung in
Zukunft - z.B. durch Beschrankung der Sprechstunden - nicht zu
gewahrleisten ist.

Die Behorden wollen die vom Rechnungshof geforderten Ent-
scheidungsprozesse einleiten.

Steuerung der Aufgabenwahrnehmung

Der Behorde fiir Inneres obliegt als zustandiger Fachbehérde nach
dem Bezirksverwaltungsgesetz die fachliche Steuerung der Be-
zirksamter bei der Durchflihrung der auslanderbehérdlichen Ange-
legenheiten. Sie gibt dazu inhaltliche Vorgaben, Arbeitshinweise
und Erlauterungen zur Durchfiihrung der im Auslanderrecht anzu-
wendenden bundes- und landesrechtlichen Vorschriften, die z.T.
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Behdrde fir Inne-
res will Instrumen-
te fachlicher
Steuerung klaren
und anwenden

Hinweise des Bundesministeriums des Innern einbeziehen. Zwi-
schen Behoérde und Bezirksdmtern bestehen jedoch Meinungsver-
schiedenheiten Uber die Eignung solcher Instrumente fir die fach-
liche Steuerung und insbesondere Uber ihre Verbindlichkeit. lhre
Umsetzung durch die bezirklichen Dienststellen ist nicht durchge-
hend gewabhrleistet. Ein einheitlicher Wissensstand und eine auf-
einander abgestimmte Verfahrensweise sind auf dieser Grundlage
ebenso wenig sichergestellt wie die Ausibung der Fachaufsicht.
So

- haben einige Bezirksamter Hinweise der Behorde fiir Inneres
zur Durchfihrung sog. Verpflichtungserklarungen® nicht ein-
heitlich in Dienstanweisungen umgesetzt. Sie bearbeiten da-
mit verbundene Aufgaben teilweise auflerhalb der Auslander-
dienststellen und inhaltlich uneinheitlich;

- hat eine Dienststelle in keinem Fall BuR- oder Verwarngelder
auf Grundlage des Auslandergesetzes verhangt, obwohl sich
die Bezirksamter verstandigt hatten, eine vom Einwohnerzent-
ralamt fur den eigenen Zustandigkeitsbereich erlassene
Dienstanweisung fur die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
im Auslanderrecht nach der (Teil-)Dezentralisierung ebenfalls
anzuwenden;

- erstrecken sich Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse
zwischen den Bezirksdmtern auf der Basis von Empfehlungen
der Fachbehdrde Uber lange Zeitrdume, ohne dass ein ver-
bindliches Ergebnis sichergestellt ist;

- hat es hinsichtlich der Schulungsangebote der Behorde fir In-
neres zur Qualifikation der Mitarbeiter bezirklicher Dienststel-
len Abstimmungsprobleme gegeben. Die Angebote werden
nicht wie gewlnscht angenommen, wahrend zugleich die Aus-
l&nderdienststellen nicht gedeckten Schulungsbedarf bekla-
gen.

Klnftig bedarf es einer Steuerung der bezirklichen Auslander-
dienststellen durch die Fachbehdrde, die einerseits im notwendi-
gen Umfang fachliche Verbindlichkeit von Vorgaben herstellt und
deren Umsetzung mit den Instrumenten einer Aufsichtsbehdrde
begleitet, andererseits aber auch Gestaltungsspielrdume der be-
zirklichen Ebene deutlich macht. Die Behérde fir Inneres und das
Senatsamt fiir Bezirksangelegenheiten haben ihre grundsatzlichen
Meinungsverschiedenheiten Uber daflir geeignete Instrumente un-
ter Moderation des Rechnungshofs beigelegt. Die Behoérde fir In-
neres will

- federflhrend den insbesondere mit der Bezirksverwaltung be-
reits eingeleiteten Klarungsprozess Uber die Instrumente fach-
licher Steuerung umgehend abschlie3en und

2 petr. Verpflichtung eines Dritten, fur den Lebensunterhalt eines in der Regel von
ihm eingeladenen Auslanders aufzukommen, der nicht in der Lage ist, seinen Le-
bensunterhalt in der Bundesrepublik zu bestreiten (vgl. § 84 Auslandergesetz).
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- kunftig auf der gemeinsam getragenen Grundlage ihrer fachli-
chen Steuerungsfunktion verstarkt nachkommen.

Darlber hinaus wollen Senatsamt flir Bezirksangelegenheiten und
Behorde fir Inneres den Forderungen des Rechnungshofs folgen
und

- den gegenuber der Dienststelle beanstandeten Verstol3 gegen
das im Ordnungswidrigkeitenrecht geltende Opportunitats-
prinzip abstellen sowie daflir sorgen, dass kiinftig Ordnungs-
widrigkeiten in allen bezirklichen Auslanderdienststellen ge-
ahndet werden;

- im Rahmen ihrer jeweiligen Zustandigkeiten fir die Bearbei-
tung von Verpflichtungserklarungen verbindliche einheitliche
Verfahrensweisen schaffen und dabei - nach Feststellungen
des Rechnungshofs bisher nicht vorhandene - Moglichkeiten
fur eine hamburgweite umfassende Dokumentation der Ver-
pflichtungserklarungen mit dem Ziel prifen, moglichen Miss-
brauchen dieser Erklarungen entgegen zu wirken;

- das Schulungsangebot am tatsachlichen Bedarf ausrichten
und ein gemeinsames Fortbildungskonzept entwickeln.

Wirtschaftlichkeitsanalysen

Der Aufwand flr den erreichten Stand der angestrebten Kunden-
freundlichkeit (vgl. Tz. 450) kann in den Auslanderdienststellen un-
terschiedlich sein und bedarf einer Bewertung nach § 7 LHO. Dazu
ist es beispielsweise erforderlich, einheitliche Standards und Krite-
rien zur Optimierung von Verwaltungsleistungen zu erarbeiten und
nebeneinander stehende Ziele wie Kundenfreundlichkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Aufgabenerledigung in ein bewertbares Verhalt-
nis zueinander zu setzen. Dann lieRe sich z.B. entscheiden, ob auf
Dauer neun Dienststellen (und dazu ggf. Sonderschalter) notwen-
dig sind oder eine Konzentration im Rahmen der Dezentralisierung
vertretbar, sinnvoll oder geboten ist.

Uber die auch in den Produktinformationen ausgewiesenen Anga-
ben zu Stellenzahl und Personalausgaben hinaus stehen weitere
fur die verwaltungsinterne Steuerung wesentliche Kennzahlen
-z.B. Anzahl der Vorsprachen, durchschnittliche Wartezeiten
usw. - nicht zur Verfigung. Aufgrund fehlender Kennzahlen und
fehlenden Berichtswesens koénnen die Ergebnisse des Verwal-
tungshandelns nicht gemessen und die Aufgabenwahrnehmung
durch die Bezirksamter anhand konkreter Aufgabenstellungen
nicht verglichen werden. Eine Bewertung der Wirtschaftlichkeit der
Arbeit von Auslanderdienststellen generell sowie im Vergleich der
einzelnen Dienststellen untereinander zur Ermittlung der ,best
practice” ist bisher somit nicht mdglich.
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Durchfiihrung
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Das Senatsamt flr Bezirksangelegenheiten hat dem Rechnungs-
hof zugesagt, auf die Festlegung operabler Ziele unter Beriicksich-
tigung fachlicher Zielvorgaben sowie die Entwicklung geeigneter
Kennzahlen hinzuwirken. Es will damit die Voraussetzungen fiir ein
funktionierendes Berichtswesen und ein effektives Controlling
schaffen, das sowohl eine Binnensteuerung gewahrleistet als auch
Grundlagen flr finanzwirksame Entscheidungen und Prioritaten-
setzung liefert.

Fundsachenverwaltung

Die Fundsachenverwaltung wird unwirt-
schaftlich wahrgenommen. Die Ablaufe miis-
sen gestrafft und aufeinander abgestimmt
werden. Dabei kénnen die staatlichen Aufga-
ben ohne Nachteile fiir den Biirger auf das
gesetzlich vorgegebene MaR zuriickgefiihrt
werden.

Um eine angemessene Steuerung zu gewahr-
leisten, ist der Erlass einer Globalrichtlinie
sowie weiterer Regelungen erforderlich.

Fundannahmestellen sind in Hamburg alle bezirklichen Einwoh-
nerdienststellen und Polizeikommissariate. Dartber hinaus sind
drei Fundblros in den Bezirksdmtern Hamburg-Mitte (Zentrales
Fundbiro), Bergedorf und Harburg eingerichtet, denen zusatzlich
die Verwahrung der Fundsachen obliegt. Die Verwertung erfolgt
ausschlieRlich im Zentralen Fundbdro.

Der derzeitige Aufwand fur die Verwaltung von jahrlich mehr als
45.000 Fundsachen' (bersteigt die Ertrage (Verwertungserltse
und nicht abgeholte Fundgelder in Hohe von insgesamt rd.
175.000 Euro) etwa um das Siebenfache. Der Nutzen flr den Bur-
ger lasst sich allein an der Quote der abgeholten Fundsachen
messen. Diese liegt bei nicht einmal 15 %.?

Die Fundsachenverwaltung weist erhebliches Rationalisierungspo-
tenzial auf. Sie wird in der Praxis teilweise uneinheitlich und un-
wirtschaftlich durchgefiihrt, wie folgende Beispiele zeigen:

- Bislang werden nahezu alle abgegebenen Gegenstinde un-
geachtet ihrer Art und Beschaffenheit als Fundsachen ange-
nommen. Offensichtlich nicht verlorene, sondern entiullerte

' Anzahl der beim Zentralen Fundbiiro eingehenden Sachen ohne die von den an-
deren Dienststellen bereits ausgehandigten Funde und ohne Ausweispapiere
2 einschlieRlich der den Findern ausgehandigten Sachen
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(herrenlose) Gegenstande® stellen jedoch keine Fundsachen
dar. Deren Annahme ist weder geboten noch sinnvoll.

- Einige bezirkliche Fundannahmestellen verweigern unzulassi-

gerweise die Annahme sperriger Fundsachen und verweisen
die Finder an das nachstgelegene Polizeikommissariat oder
unmittelbar an das Zentrale Fundbdiro.

- Wahrend die Polizeikommissariate die eingelieferten Fundsa-
chen im Rahmen des dort eingesetzten luK-Verfahrens Com-
Vor erfassen und verwalten, erfolgt - mit Ausnahme des Zent-
ralen Fundblros - die Fundsachenverwaltung in den bezirkli-
chen Dienststellen noch mittels handschriftlich geflihrter Lis-
ten, Hefte oder selbst zurechtgeschnittener Journal-Blcher.
Diese manuelle Erfassung ist insbesondere wegen der jeweils
erforderlichen Neuregistrierung bei der Ubergabe an eine an-
dere Dienststelle vermeidbar arbeitsintensiv.

- Die bei der Polizei eingelieferten Fundsachen werden zu-
nachst der nachstgelegenen bezirklichen Einwohnerdienst-
stelle zugeflihrt, die die Fundgegenstiande dann zu einem
spateren Zeitpunkt an das fir sie zustandige Fundbiro weiter-
leitet. Von dort werden sie - bei Nichtabholung innerhalb von
sechs Monaten - an das Zentrale Fundbiro zur Verwertung
Ubersandt.

Diese mehrfachen Ubergaben - einschlieRlich des damit ver-
bundenen Erfassungsaufwands - sind unnétig und dariiber
hinaus wenig burgerfreundlich, weil die Verwaltung den
aktuellen Verwahrungsort des verlorenen Gegenstandes nicht
kennt und damit die Abholung durch den Eigentimer erheb-
lich erschwert wird.

- Bei bezirklichen Dienststellen abgegebene Ausweispapiere
werden teilweise dem Zentralen Fundburo Ubersandt, das sie
- mangels Zustandigkeit - an die ortlich zustdndige Einwoh-
nerdienststelle weiterleiten muss. Dies ist ein unnétiger Um-
weg.

- Wahrend sich die Polizeikommissariate hinsichtlich der Ab-
wicklung des Finderlohnverfahrens darauf beschranken, die
bestehenden - privatrechtlichen - Anspriche des Finders
durch Weitergabe der erforderlichen Daten an Finder und Ei-
gentimer zu sichern, erbringen die bezirklichen Dienststellen
darUber weit hinausgehende Leistungen, indem sie den Wert
der Fundsache ermitteln, den Finderlohn berechnen, diesen
vom Eigentimer einfordern und an den Finder weiterleiten.
Das Vorgehen der bezirklichen Dienststellen ist im Vergleich
zu aufwandig.

Eine wesentliche Ursache der exemplarisch beschriebenen
Schwachstellen ist, dass die Behorde fiir Inneres die ihr als Fach-
behorde obliegende Steuerung und das Senatsamt fiir Bezirksan-
gelegenheiten seine Koordinierungsfunktion fir die Bezirksverwal-

® erkennbar fiir Gebrauch oder Verzehr nicht mehr vorgesehene Sachen
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tung nicht ausreichend wahrnehmen. Der Rechnungshof hat ins-
besondere beanstandet, dass es seit AuBerkrafttreten der ein-
schlagigen Fachlichen Weisung im Juni 1998 fir die bezirklichen
Dienststellen keinerlei die Durchfiihrung der Fundsachenverwal-
tung regelnden Vorschriften mehr gibt, so dass die Dienststellen
sich selbst Uberlassen sind.

Der Rechnungshof hat gefordert, die Organisation der Fundsa-
chenverwaltung zu straffen und die Abldufe besser aufeinander
abzustimmen.

Eine deutliche Verbesserung lasst sich insoweit durch den flachen-
deckenden Einsatz eines elektronischen Fundsachenprogramms
erreichen. Die Bezirksverwaltung hatte bereits eine Initiative mit
diesem Ziel ergriffen. Dabei ist allerdings kinftig der erforderliche
Informationsaustausch zwischen der Bezirksverwaltung und den
polizeilichen Dienststellen sicherzustellen.

Daruber hinaus halt es der Rechnungshof fur geboten, mit den
organisatorischen Anderungen eine aufgabenkritische Analyse zu
verbinden. Deren Ziel sollte sein, die Aufgabenwahrnehmung auf
das vom Gesetz vorgegebene Mal} zu beschranken. Das Burgerli-
che Gesetzbuch (BGB) als mal3gebliche Rechtsgrundlage fiir die
Fundsachenverwaltung fordert von der Verwaltung im Wesentli-
chen die Annahme, Verwahrung und Aushandigung von Fundsa-
chen an Verlierer bzw. Finder und erlaubt die Verwertung nicht ab-
geholter Fundsachen durch den Staat.

Innerhalb dieses Rahmens sieht der Rechnungshof konkrete Opti-
mierungsmaoglichkeiten. So hat er u.a. empfohlen:

- Mehrfache Ubergabeverfahren sollten entfallen und Fundsa-
chen von der erstbearbeitenden Dienststelle unmittelbar dem
Zentralen Fundblro zugeleitet werden, Ausweispapiere
grundsatzlich der flir den Wohnort des Inhabers ortlich zu-
standigen Einwohnerdienststelle.

- Hinsichtlich der Finderlohnabwicklung sollte sich die Bezirks-
verwaltung kinftig auf das von der Polizei praktizierte Vorge-
hen beschranken.

- Offensichtlich herrenlose Gegenstande sollten nicht mehr als
Fundsachen angenommen werden.

- Das Ausstellen von Verlustanzeigen, die im Wesentlichen da-
zu dienen, den Verlierer bei Eingang der Fundsache zu be-
nachrichtigen, ist aufwandig und sollte auf Ausnahmefalle be-
schrankt werden.

- Die Fundbiiros in den Bezirksamtern Bergedorf und Harburg
sollten im Hinblick auf die ermittelten Fallzahlen* aufgegeben
werden. Auch hier sind Fundannahmestellen ausreichend.

* In Bergedorf und Harburg werden jeweils 200 Fundsachen jahrlich ausgehandigt,

im Zentralen Fundbiro dagegen 200 Fundsachen monatlich.
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- Die Fundsachenverwaltung arbeitet seit 1980 gebuhrenfrei.
Der Rechnungshof halt dies in Anbetracht der von der Verwal-
tung erbrachten Leistungen fir nicht sachgerecht und hat die
Verwaltung daher um Prifung gebeten, ob Geblhren fiir die
Fundsachenverwaltung wirtschaftlich erhoben werden kon-
nen.

Die Ergebnisse der kritischen Aufgabenanalyse und die verbes-
serten Ablaufe missen in Vorgaben und Regelungen einflielen.
Der Rechnungshof hat die Fachbehdrde aufgefordert, eine Global-
richtlinie zu erarbeiten, um ministerielle Vorgaben zur Durchfiih-
rung der Fundsachenverwaltung sowie hinsichtlich des Zusam-
menwirkens von Bezirksverwaltung und Polizei festzulegen. Weiter
hat er das Senatsamt flr Bezirksangelegenheiten in seiner Koordi-
nierungsfunktion fur die Bezirksverwaltung sowie die Behorde fir
Inneres als flr die Polizei zustandige Behorde darauf hingewiesen,
dass nach Vorliegen der Globalrichtlinie Verfahrensregelungen im
Sinne reibungsloser und aufeinander abgestimmter Ablaufe zu er-
arbeiten sind. Dazu gehort auch eine entsprechende Anpassung
der geltenden polizeilichen Dienstvorschrift.

Voraussetzungen fir eine kiinftig wirksame Steuerung und Koordi-
nierung sind hier insbesondere

- die Auswertung von Zeitreihen Uber Fallzahlen als Grundlage
der Bemessung der notwendigen Ressourcen,

- Erfolgskontrollen, insbesondere unter dem Gesichtspunkt von
Kosten und Nutzen sowie der Eignung von Verfahren.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Verbesserungsvorschlage des Rechnungshofs will die Ver-
waltung umsetzen bzw. der erforderlichen naheren Prifung unter-
ziehen. So will sie insbesondere

- die Finderlohnabwicklung kunftig im Rahmen der rechtlichen
Moglichkeiten auf die Sicherung der privatrechtlichen Anspri-
che beschranken,

- das Verfahren bei der Weiterleitung von Fundsachen straffen
sowie

- unter Kosten-Nutzen-Aspekten prifen, ob fir die Verwaltung
von Fundsachen Geblihren erhoben werden sollten.

Eine Aufgabe der Fundbiiros in Bergedorf und Harburg bewerte
die Verwaltung grundsatzlich positiv, die Entscheidungsprozesse
auf Bezirksebene seien aber noch nicht abgeschlossen.

Die Behorde fir Inneres wird in Zusammenarbeit mit dem Senats-

amt fir Bezirksangelegenheiten, der Bezirksverwaltung und der
Polizei eine Globalrichtlinie sowie ein Konzept fir die Steuerung
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der Fundsachenverwaltung erarbeiten. Darlber hinaus wird die
Verwaltung eine aufgabenkritische Analyse der Fundsachenver-
waltung durchfiihren. Die beteiligten Behorden wollen kurzfristig
eine gemeinsame Arbeitsgruppe bilden und dem Rechnungshof
bis zum Frihsommer 2003 einen umfassenden Bericht zu Pri-
fungsergebnissen und Umsetzungsschritten zuleiten.

Die Erodrterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Finanzbehorde

Gebaudeversicherung
fur Hamburg und seine
offentlichen Unternehmen

Méngel in der Bestandspflege und in der
Schadensabwicklung stadteigener Gebaude
haben zu erheblichen finanziellen Nachteilen
fur Hamburg gefiihrt. Den Ursachen ist kon-
zeptionell nachzugehen, um kiinftig eine ord-
nungsgemiBe Aufgabenwahrnehmung si-
cherzustellen.

Die stadteigenen Gebaude sowie die inzwischen an die Komman-
ditgesellschaft VHG Verwaltung Hamburgische Gebdaude GmbH u.
Co (VHG) verauRerten Objekte sind bei der Hamburger Feuerkas-
se AG (HFK) gegen Gebaudeschaden' versichert. Es handelt sich
um uber 26.000 Einzelobjekte mit einem Versicherungswert von
Uber 17 Mrd Euro bei einer jahrlichen Versicherungspramie von rd.
3 Mio Euro.

Bestandspflege

Veranderungen im Gebaudebestand sind einschliellich baulicher
Veranderungen, ModernisierungsmalRnahmen und Nutzungsande-
rungen durch die gebdudeverwaltenden Dienststellen sowohl der
HFK als auch der Finanzbehoérde innerhalb von vier Wochen anzu-
zeigen. Diese Veranderungen kdonnen zu einer Anpassung der
Versicherungspramien fihren.

Die gebaudeverwaltenden Dienststellen kommen ihrer Verpflich-
tung nur unzureichend nach: Veranderungen im Gebaudebestand

' Brand, Blitzschlag, Explosionen, Schaden durch Anprall oder Absturz bemannter
oder unbemannter Flugkérper, ihrer Ladung oder ihrer Teile. Sturm- und Hagel-
schaden sind nach Fertigstellung der Gebaude unter bestimmten Voraussetzun-
gen mitversichert.
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werden in vielen Féllen nicht oder nicht rechtzeitig mitgeteilt. Die
Finanzbehotrde hat diese Mangel erkannt und bis 1997 Verande-
rungen im Gebdudebestand in eigener Regie ermittelt. Dadurch
konnten Pramienreduzierungen in betrachtlicher Hohe erreicht
werden (fir die Jahre 1994 bis 1997 rd. 210.000 Euro). Seit 1998
hat die Finanzbehdrde im grofleren Umfang keine eigene Be-
standspflege mehr durchgefuhrt. Es ist nicht auszuschlieRen, dass
der Stadt durch das Verhalten der Behorden Einnahmeverluste
durch fehlende Pramienrickerstattungen entstanden sind oder
Gebaude unterversichert sind, weil wertsteigernde Um- bzw. Ein-
bauten nicht angezeigt wurden.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefordert, den Ur-
sachen der Mangel in der Bestandspflege konzeptionell nachzuge-
hen und in Abstimmung mit den gebdudeverwaltenden Dienststel-
len verbindliche Verfahrensregelungen zu treffen, die sicherstellen,
dass samtliche Veranderungen des Gebaudebestandes sowohl
der HFK als auch der Finanzbehdrde rechtzeitig angezeigt werden.

Die Finanzbehdérde hat zugesagt, dieser Forderung des Rech-
nungshofs nachzukommen.

Schadensabwicklung

Die Abwicklung der Versicherungsschaden an stadteigenen Ge-
bauden erfolgt unmittelbar zwischen den gebaudeverwaltenden
Dienststellen und der HFK. Die Schadensabwicklung weist weiter-
hin die Mangel auf, die der Rechnungshof bereits 1992 bei der
Abwicklung von Brandschaden in Schulen festgestellt hatte:> So
wurden von der HFK anerkannte Schadensersatzleistungen von
den gebaudeverwaltenden Dienststellen nicht bzw. nicht rechtzeitig
abgefordert. Dadurch sind unter Nichtbeachtung des Gebots voll-
standiger und rechtzeitiger Einnahmeerhebung (§ 34 Abs. 1 LHO)
Anspriche i.H.v. rd. 270.000 Euro zwischenzeitlich verjahrt. Da
Schadensersatzleistungen z.T. in Millionenhdhe jahrelang nicht
abgefordert wurden, sind aulRerdem unnétige Zinsausgaben in er-
heblicher Hohe (nach Schatzung der Finanzbehoérde in den letzten
funf Jahren rd. 0,5 Mio Euro) entstanden.

Die Finanzbehdrde hat ab 1996 damit begonnen, die ihr bekannt
gewordenen Schadensfalle selbst mit der HFK abzurechnen, um
dadurch drohende Verjdhrungen zu vermeiden. Bis zum
30.08.2002 sind insgesamt fast 8,6 Mio Euro von der Finanzbe-
hoérde sichergestellt worden.

Bis Juli 1998 wurden die Schaden von den gebdudeverwaltenden
Dienststellen jedoch lediglich der HFK gemeldet und nicht der Fi-
nanzbehoérde. Fur die Finanzbehérde war somit eine Kontrolimog-
lichkeit hinsichtlich der Abrechnung der Schadensfalle nicht gege-
ben. Erst im Juli 1998 hatte die Finanzbehdrde die Behdrden im
Rahmen einer ,Information zur Neuregelung der Gebaudeversiche-

2 vgl. Jahresbericht 1993, Tzn. 185 bis 190
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rung bei der Hamburger Feuerkasse® u.a. aufgefordert, die Scha-
den an den stadteigenen Gebauden auch der Finanzbehdrde auf-
zugeben. Die Behdérden haben jedoch darin keine fir sie verbindli-
che Verfahrensregelung gesehen.

Durch die Initiative der Finanzbehdrde ist es zwar gelungen, die
finanziellen Nachteile fir Hamburg zu reduzieren. Es wéaren jedoch
weiter gehende Schritte erforderlich gewesen, da strukturelle Man-
gel erkennbar waren. Auch im Hinblick auf die friheren Mangel-
feststellungen des Rechnungshofs (vgl. Tz. 470) und die Zusagen
der Verwaltung, entsprechende MalRnahmen zur Mangelbeseiti-
gung zu ergreifen, ware sie verpflichtet gewesen, die Beauftragten
fur den Haushalt der Behérden auf die bestehenden gravierenden
Mangel und die dadurch bereits entstandenen und weiter entste-
henden finanziellen Nachteile flr die Stadt sowie auf die Pflicht,
Schadenersatzforderungen gegeniiber Bediensteten zu prifen und
ggf. geltend zu machen, hinzuweisen.

Um die Ursachen in der Schadensabwicklung zu beseitigen, hatte
die Finanzbehdrde dariber hinaus den Mangeln nachgehen und
auf der Grundlage der Untersuchungsergebnisse ein Konzept fur
weiter gehende Malnahmen entwickeln und in Abstimmung mit
den Behdrden umsetzen muissen. Es musste verhindert werden,
dass auf der Basis fortbestehender struktureller Mangel ein weite-
rer finanzieller Schaden fiir die Stadt entsteht.

Der Rechnungshof hat das Verhalten der Finanzbehérde als
unzureichend beanstandet und sie aufgefordert, im Zusammen-
hang mit den Mangeln in der Bestandspflege (vgl. Tzn. 468 und
469) auch den Mangeln und ihren Ursachen in der Schadensab-
wicklung konzeptionell nachzugehen und entsprechende Mal-
nahmen zu ergreifen, um kinftig eine ordnungsgemafle Aufga-
benwahrnehmung sicherzustellen.

Die Finanzbehorde ist zwar der Auffassung, dass sie - insbesonde-
re mit der Herausgabe des Informationsrundschreibens 1998 -
ausreichend reagiert habe, gleichwohl will sie der Forderung des
Rechnungshofs nachkommen.

Erstattungen von Aufwendungen

Die Finanzbehorde erbringt ihre Dienstleistungen im Versiche-
rungswesen nicht nur fir die gebaudeverwaltenden Dienststellen
der Stadt, sondern auch fiir andere Bereiche.® Ihre sachlichen und
personellen Aufwendungen werden der Finanzbehdrde allerdings
nicht erstattet. Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefor-
dert, sich kinftig die Aufwendungen fir Tatigkeiten, die sie gegen-
Uber Dritten erbringt, erstatten zu lassen.

3 VHG, stiftungen, Wohnungsbaukreditanstalt, Sprinkenhof AG, Mieter und Pzch-
ter aullerhamburgischer Grundstuicke.
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476.

477.
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Die Finanzbehdrde hat zugesagt, die Frage der Kostenerstattung
zu prifen und ggf. Konzepte zur Refinanzierung auszuarbeiten.

Erhebung von Versicherungspramien bei Mieten
und Pachten

Die Versicherungspramien sind z.T. aufgrund einer entsprechen-
den Regelung in den Miet- bzw. Pachtvertradgen von den Nutzern
zu tragen. In diesen Fallen wird die Pramie zunachst durch die Fi-
nanzbehdrde gezahlt. Sie ist dann durch die gebdudeverwaltenden
Dienststellen von den Mietern bzw. Pachtern anzufordern.

Dies ist nicht in allen Fallen geschehen. Fir die Stadt sind finan-
zielle Nachteile entstanden, da Hamburg zustehende Einnahmen
nicht vollstandig erhoben worden sind (§ 34 Abs. 1 LHO).

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde gebeten zu prifen, in-
wieweit die HFK die Versicherungspramien kiinftig unmittelbar von
den Nutzern einziehen kann. Er hat die Finanzbehotrde aufgefor-
dert, andernfalls Regelungen zu treffen, die eine Berlcksichtigung
der Versicherungspramien bei der Erhebung von Mieten und Pach-
ten sicherstellt.

Die Finanzbehorde hat mitgeteilt, dass die ausstehende Erhebung
der Versicherungspramien von den Nutzern nachgeholt worden sei
und sie prifen werde, ob kinftig ein unmittelbarer Einzug der Ver-
sicherungspramien seitens der HFK moglich sei.

Rahmenvertrag Gebaudeversicherung

Der zwischen der Finanzbehdérde und der HFK abgeschlossene
Rahmenvertrag Uber den Versicherungsschutz von Gebauden um-
fasst auch den Gebaudebestand der Sprinkenhof AG, der VHG
und der Wohnungsbaukreditanstalt. Weitere offentliche Unter-
nehmen haben sich dem Rahmenvertrag bislang nicht ange-
schlossen. Einige o6ffentliche Unternehmen konnten jedoch unter
Hinweis auf diesen Rahmenvertrag ihre eigenen Versicherungs-
vertrage bei der HFK durch Nachbesserungen deutlich glnstiger
gestalten. Dies lasst vermuten, dass durch eine erweiterte Ver-
mengung der Risikopotenziale sich fiir alle Beteiligten ginstigere
Vertragsbedingungen ergeben kénnten.

Der Rechnungshof hat die Finanzbeh6rde daher gebeten, zu pru-
fen, ob durch eine Einbeziehung weiterer 6ffentlicher Unternehmen
gunstigere Vertragsbedingungen erreichbar sind. Die Finanzbe-
hérde hat zugesagt, dies im Rahmen kinftiger Ausschreibungen
zu berlcksichtigen.

Der Rechnungshof hat - angesichts der zunehmenden Verdulie-

rung stadteigener Grundstlicke an Dritte - die Finanzbehdérde um
Prifung gebeten, inwieweit im Interesse eines effektiven Gebau-
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deversicherungsmanagements die bislang der Finanzbehdrde ob-
liegenden Aufgaben kinftig von einem Dritten (z.B. der VHG)
wahrgenommen werden sollten. Andernfalls sollte Uberlegt wer-
den, ob die von den Behdérden wahrgenommenen Aufgaben der
Schadensabwicklung - angesichts der erneut festgestellten Man-
gel - auf die Finanzbehorde Gibergehen sollten.

Die Finanzbehdrde will diesen Fragen im Rahmen der zugesagten
konzeptionellen Untersuchung der bei der Bestandspflege und der

Schadensabwicklung bestehenden Mangel (vgl. Tzn. 468 und 470)
nachgehen.

Hamburg, den 9. Januar 2003

Dr. Meyer-Abich Dr. Knoke Otto-Abeken

Dr. Martens Hinz Dehne

192



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungen
	Entlastungsverfahren
	Beschränkung der Prüfung
	Gutachtliche Äußerung
	Übernahme unrentierlicher Kosten für Sonderförderungen des Wohnungsbaus

	I.   Haushaltsrechnung 2001
	Allgemeine Bemerkungen
	Übereinstimmung mit den Kassenbüchern
	Vollständige und ordnungsgemäße Belege

	Jahresergebnis
	Vermögensübersicht
	Haushaltsüberschreitungen

	II.   Neuorganisation des Managements öffentlicher Gebäude
	Ziele
	Umsetzung
	Erste Erfahrungen mit dem Gebäudemanagement
	Finanzbehörde
	Gebäudemanagement,�1. Tranche
	Investitionen und Bauunterhaltung
	Mieten und Flächennutzung
	Bewirtschaftungskosten
	Energie- und Wasserkosten
	Personalkosten
	Kostentransparenz
	Wirtschaftliche Gesamtbetrachtung


	Finanzbehörde /  Behörde für Inneres /  Justizbehörde / Objekt- und Betriebsgesellschaften
	Bauaufgaben des �Gebäudemanagements
	Verzicht auf Öffentliche Ausschreibungen
	Überhöhte Honorarpauschalen für Baunebenkosten
	Übergangsregelungen zur Maßnahmenfinanzierung


	Justizbehörde
	Haus der Gerichte
	Zusammenlegung von Gerichten
	Planung für das Haus der Gerichte
	Abschluss des Mietvertrags
	Sonderleistungen des Investors
	Anmietung von Pkw-Stellplätzen
	Mietenbudget und Synergieeffekte


	Finanzbehörde
	Außerhamburgisches Grundvermögen
	Umfang und Zusammensetzung des Grundvermögens
	Steuerungsgrundlagen
	Forderungen und Vorschläge
	Verkauf entbehrlicher Flächen
	Verwertung des Großensees
	Anreiz für wirtschaftlicheren Umgang




	III. Einnahmeerhebung in den  Finanzämtern
	Breites Mängelspektrum
	Folgerungen
	Forderungen
	Finanzbehörde�- Oberfinanzdirektion -
	Kürzung der Höchstbeträge für Vorsorgeaufwendungen
	Stellungnahme der Verwaltung

	Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs durch neue Voranmeldungsregelung
	Umsatzsteuerbetrug durch Scheinunternehmer
	Feststellungen
	Forderungen
	Stellungnahme der Verwaltung

	Beschränkungen des  Verlustausgleichs und  des Verlustabzugs
	Begrenzung des Verlustausgleichs bei Kommanditisten
	Verlustabzug bei Kapitalgesellschaften
	Stellungnahme der Verwaltung

	Verfolgung von�Steuerstraftaten und �Steuerordnungswidrigkeiten
	Festsetzungsfinanzämter
	Bußgeld- und Strafsachenstelle
	Prüfung eingehender Fälle
	Selbstanzeigen und Verfahrenseinstellungen
	Begründungstransparenz gegenüber den Festsetzungsfinanzämtern
	Steuerung der Steuerfahndung

	Stellungnahme der Verwaltung

	Verfahrenssicherheit bei der Steuerfestsetzung
	Technische Absicherung der Freigabebefugnis
	Prüflisten für Sachgebietsleiter
	Sonstige Schwächen im Sicherungssystem
	Vollzugsfehler bei der Pflege von Kontrollprogrammen
	Forderungen des Rechnungshofs
	Stellungnahme der Verwaltung



	IV. Querschnittsuntersuchungen
	Personalamt / �Andere Behörden
	Zulagenwesen im �Besoldungs- und Tarifrecht
	Bearbeitungsdefizite
	Baustellenzulage und Vorarbeiterzulagen
	Zulagen für Vollzugsdienste
	Gitterzulage
	Polizeizulage und Feuerwehrzulage


	Anpassung an veränderte Voraussetzungen


	Finanzbehörde / �Andere Behörden
	Einführung von Telearbeit
	Wirtschaftlichkeit von Telearbeit
	Bisheriger Einführungsprozess



	V.   Prüfungsergebnisse bei einzelnen oder mehreren Behörden
	Personalamt
	Projekt zur Reorganisation der Personalverwaltung
	Maßnahmen des Projekts
	Eckdaten für die Wirtschaftlichkeit
	Haushaltsentlastung


	Justizbehörde
	Kostenerstattung für das Gemeinsame Prüfungsamt
	Sammelfonds für �Bußgelder
	Treuhandverwaltung
	Vorbereitung der Mittelverteilung
	Prüfung der Mittelverwendung
	Unterrichtung der Bürgerschaft


	Justizbehörde / Behörde für Wissenschaft und Forschung / Senatsamt für Bezirksangelegenheiten / Bezirksamt Bergedorf
	Neubau der �Justizvollzugsanstalt XII�in Billwerder
	Veranschlagung in verschiedenen Haushaltstiteln
	Zweigeschossige Bauweise
	Auffüllung des Baugeländes
	Koordinierung der Erdarbeiten
	Bodenzwischenlagerung

	Kosten der Baustellenzufahrt


	Behörde für Bildung�und Sport
	Finanzierung und Organisation der Verlässlichen Halbtagsgrundschule
	Finanzierung
	Unterrichtsversorgung
	Klassenfrequenzen
	28. Lehrerpflichtstunde
	Einrichtung von regionalen Schulverbünden

	Kooperationen mit Horten und Kindertagesstätten

	Voll qualifizierende�Berufsfachschulen
	Grundlagen und Entwicklung
	Erfolg der voll qualifizierenden Bildungsgänge
	Überprüfung des derzeitigen Angebots
	Stellungnahme der Behörde


	Behörde für Wissenschaft und Forschung
	Hochschule für Musik�und Theater
	Beschäftigung nebenberuflicher Lehrkräfte
	Überwachung der Lehrverpflichtung
	Mittelbewirtschaftung

	Ausbildungskosten der Hochschule für Musik und Theater im nordeutschen Vergleich
	Ergebnisse des HIS-Ausstattungsvergleichs
	Senkung der Ausbildungskosten durch Änderungen in der Personalstruktur
	Kostenreduzierung durch Änderungen in der Organisationsstruktur und im Ausbildungsangebot
	Stellungnahme der Verwaltung

	Gebäudeplanungen für die Technische Universität Hamburg-Harburg
	Flächenbedarf
	Gestaltung


	Kulturbehörde
	Deutsches Schauspielhaus
	Unterschiedliche Bemessung der Zuschüsse
	Kosten- und Leistungsvergleiche
	Bilanzierung der Betriebs- und Geschäftsausstattung


	Behörde für Soziales�und Familie
	Stationäre Unterbringung nach dem  Bundessozialhilfegesetz
	Erforderliche Maßnahmen gegenüber den Trägern
	Einrichtung zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
	Ärztliche Versorgung und therapeutische Leistungen in einem Heim der Eingliederungshilfe
	Abrechnungspraxis eines Therapiezentrums

	Effizienzsteigerung in der BSF

	Victor-Gollancz-Haus für Jugendarbeit

	Behörde für Soziales und Familie / Senatsamt für Bezirksangelegenheiten / Bezirksämter
	Wasserkosten in der �Sozialhilfe
	Sonstige Leistungen nach  § 6 Asylbewerberleistungsgesetz
	Haushaltsentwicklung und Mittelverwendung
	Bewilligung von Bekleidung
	Beachtung von Anspruchseinschränkungen
	Mängel im Regelwerk
	Umsetzung des Sachleistungsprinzips
	Stellungnahme der Verwaltung

	Globalsteuerung der bezirklichen Jugendhilfe
	Globalsteuerung über Globalrichtlinien
	Globalsteuerung in der Jugendhilfe
	Behördenübergreifende Folgerungen


	Behörde für Soziales und Familie / Behörde für Wirtschaft und Arbeit
	Entwicklung von Stammstellen bei  Beschäftigungsträgern
	Stellenentwicklung
	Einsparungspotenziale
	Finanzierung von Aufgaben aus Zuwendungsmitteln
	Stellungnahme der Verwaltung


	Behörde für Soziales und Familie / pflegen & wohnen (AöR)
	Energie- und Wasserkosten in den Pflegezentren
	Verbrauchsreduzierung
	Energetische Standards
	Energiecontrolling und Betriebsoptimierung

	Optimierung der vertraglichen Möglichkeiten
	Einspar-Contracting als Alternative
	Einsparpotenziale
	Stellungnahme von p&w


	Behörde für Bau und Verkehr / Senatsamt für Bezirksangelegenheiten / Bezirksämter
	Sondernutzungen�öffentlicher Wege
	Sondernutzungen
	Aufgabenwahrnehmung
	Stellenanteile für Sondernutzungen


	Behörde für Bau und  Verkehr / Behörde für  Wirtschaft und Arbeit / Hamburger Stadtentwässerung (AöR)
	Vergabe der Projektplanung sowie delegierbarer �Bauherrenleistungen
	Leistungserfassung und -bewertung
	Vertragsgestaltung und Honorarermittlung


	Behörde für Wirtschaft und Arbeit / Realisierungsgesellschaft Finkenwerder mbH
	Erweiterung des Flugzeugwerksgeländes in Finkenwerder
	Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
	Finanzierung der Maßnahme
	Beteiligung der Bürgerschaft
	Teilverfüllung Mühlenberger Loch


	Behörde für Umwelt �und Gesundheit
	Geologisches Landesamt
	Entwicklung der Aufgaben
	Erfordernis einer aufgabenkritischen Untersuchung
	Organisatorische Konsequenzen
	Stellenfinanzierung aus Investitionsmitteln


	Behörde für Umwelt und Gesundheit / Landesbetrieb Krankenhäuser (AöR)
	Entrichtung von Nebentätigkeitsentgelten durch Ärzte
	Nichtbeachtung von Vorgaben
	Kündigung von Nebenabreden
	Offene Forderungen nicht eingezogen
	Fehlende Nebentätigkeitsgenehmigung
	Stundung und ausstehende Erklärungen
	Fehlende Überprüfung durch die Krankenhäuser
	Versicherungen
	Stellungnahme des LBK Hamburg
	Bewertung durch den Rechnungshof


	Behörde für Inneres
	Statistisches Landesamt
	Aufgabenumfang Hamburgs für Zwecke der Bundesstatistik
	Zusammenarbeit mit anderen Behörden
	Koordinierung auf Landesebene
	Erfüllung von Berichtspflichten
	Kunden- und Bürgerbefragungen

	Veröffentlichungen
	Zusammenlegung der Statistischen Ämter

	Landeskriminalamt�- Abteilung Kriminaltechnik -
	Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen
	Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
	Kostenerstattung
	Stellungnahme der Behörde


	Behörde für Inneres /  Senatsamt für Bezirksangelegenheiten / Bezirksämter
	Wahrnehmung ausländerbehördlicher Aufgaben in den Bezirksämtern
	Verbesserung der Kundenfreundlichkeit
	Steuerung der Aufgabenwahrnehmung
	Wirtschaftlichkeitsanalysen

	Fundsachenverwaltung
	Stellungnahme der Verwaltung


	Finanzbehörde
	Gebäudeversicherung für Hamburg und seine öffentlichen Unternehmen
	Bestandspflege
	Schadensabwicklung
	Erstattungen von Aufwendungen
	Erhebung von Versicherungsprämien bei Mieten und Pachten
	Rahmenvertrag Gebäudeversicherung





